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des 19. Jahrhunderts berücksichtigt werden. Die Kapitel zu 
Migration, Erwerbsarbeit, Lebensstandard und Konsum so-
wie zur Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wurden um-
fassend überarbeitet beziehungsweise neu verfasst. Neu hin-
zugekommen sind ein Kapitel zum Thema Gender sowie  
eines zu Einkommen, Vermögen und ökonomische  
Ungleichheit, ein Thema, das seit Thomas Pikettys bahnbre-
chendem Werk „Das Kapital im 21. Jahrhundert“ auch hier-
zulande starke Beachtung gefunden hat.1 Für Deutschland 
können hier erstmals in einer deutschsprachigen Publikation 
nicht nur neue Reihen zur Einkommens-, sondern auch zur 
Vermögenverteilung seit dem 19. Jahrhundert präsentiert 
werden. Schließlich werden in einem Ausblick ergänzend zu 
den langen Reihen, die sich auf die nationale Ebene be-
schränken, anhand von Karten ausgewählte Themen auf regi-
onaler Ebene angesprochen. 

Die 2015 erschienene erste Auflage von „Deutschland in Daten“ 
hat, ebenso wie die darin verwendeten Daten, eine erfreulich 
große Resonanz erfahren, sodass eine aktualisierte Neuaus-
gabe geboten schien. Die Daten zu den Kapiteln Umwelt, Kli-
ma und Natur, Bevölkerung, Haushalte und Familien, Bil-
dung und Wissenschaft, Gesundheitswesen, Öffentliche 
Finanzen, Politische Partizipation, Kriminalität, Religion, 
Verkehr und Kommunikation, Landwirtschaft, Binnen- und 
Außenhandel sowie Internationale Vergleiche konnten – wo 
dies möglich war – bis 2018 aktualisiert werden. Aufgrund 
der Verschiebungen des Parteiensystems seit 2013 waren im 
Kapitel Politische Partizipation Überarbeitungen notwendig. 
Ergebnis der jüngeren Forschung ist, dass die AfD in das La-
ger der rechtsextremen Parteien einzuordnen ist. Dem wurde 
hier Rechnung getragen. Im Kapitel zum Handel konnten 
neuere Forschungsergebnisse zum Binnen- wie Außenhandel 

Vorwort zur zweiten,  
aktualisierten	Auflage
Thomas Rahlf



her vermutlich nicht mehr so formuliert worden ist – in den 
folgenden 150 Jahren die Gemüter vielfach entzweit – und 
sie fiel in eine Aufbruchphase, deren Dynamik bis heute be-
eindruckend ist.3

Buckle sah sich in der Tradition des belgischen Statisti-
kers und Astronomen Adolphe Quetelet. Zwischen 1827 und 
1835 untersuchte Quetelet eine Vielzahl von statistischen 
Daten in Form von Tabellen und Grafiken: Geburts- und To-
desraten in Abhängigkeit von den Monaten und der Tempe-
ratur, den Zusammenhang von Mortalität, Berufen und Or-
ten, in Gefängnissen und Krankenhäusern usw. Seine Er-
kenntnisse resultierten schließlich 1835 in einer ersten 
Buchaus gabe seiner „Physique sociale“, die ihm internatio-
nale Beachtung als Sozialwissenschaftler einbrachte. Zu sei-
nen größten Bewunderern zählte Ernst Engel, von 1850 bis 
1858 Leiter des neu geschaffenen Statistischen Büros des kö-
niglichen Ministeriums des Innern in Sachsen und von 1860 
bis 1882 Direktor des Königlich Preußischen Statistischen 
Bureaus. Ernst Engel gestaltete die Entwicklung der amtli-
chen Statistik in Deutschland maßgeblich mit. Seine Auffas-
sung über die Bedeutung statistischer Gesetzmäßigkeiten 
wurde aber in der amtlichen Statistik nicht von jedermann 
geteilt. Einig war man sich jedoch über die Notwendigkeit 
des Erhebens, Auswertens und Publizierens entsprechender 
Daten. 

Mit der Institutionalisierung der amtlichen Statistik ging 
eine wahre Publikationsflut einher. Statistik wurde auf Drän-
gen der entstehenden bürgerlichen Öffentlichkeit, dank des 

Geschichte und Statistik
1863 fragte sich Johann Gustav Droysen, was die Geschichte 
in den Rang einer Wissenschaft erhebe. Anlass dafür war 
eine Publikation von Henry Thomas Buckle, die wenige Jahre 
zuvor erschienen war und ein immenses Publikumsinteresse 
hervorrief. Buckle unternahm in seiner zweibändigen „Histo-
ry of Civilization in England“ den Versuch, die Geschichte des 
Landes mit naturwissenschaftlichen Methoden zu erklären. 
Nicht nur das: Ausschließlich diese Vorgehensweise ermögli-
che es, so Buckle, die auch für die Geschichte geltenden, un-
wandelbaren und allgemeinen Gesetze zu formulieren. Die 
Statistik spielte bei seinem Ansatz eine wesentliche Rolle. 
Droysen nahm sich die Argumente Buckles in seiner Bespre-
chung in der Historischen Zeitschrift im Einzelnen vor.1 Seine 
Einwände gegen dessen Anwendung der Statistik veranschau-
lichte er an einem Beispiel:

„Mag immerhin die Statistik zeigen, daß in dem bestimm-
ten Lande so und so viele uneheliche Geburten vorkommen, 
[…] daß unter tausend Mädchen 20, 30, wie viele es denn 
sind, unverheiratet gebären, – jeder einzelne Fall der Art hat 
seine Geschichte und wie oft eine rührende und erschüttern-
de, und von diesen 20, 30 Gefallenen wird schwerlich auch 
nur eine sich damit beruhigen, daß das statistische Gesetz ih-
ren Fall ,erkläre‘ [...]“2

Nun könnte man meinen, es handele sich hierbei um ei-
nen rein akademischen Disput zweier gelehrter Männer, 
aber das war mitnichten so. Im Grunde genommen hat die 
Frage nach der Bedeutung der Statistik – auch wenn es seit-

Einleitung 
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Material war also in Hülle und Fülle vorhanden. An seiner 
Auswertung schieden sich jedoch nicht nur die Geister von En-
gel und Mayr. Überwiegend Einigkeit herrschte darüber, dass 
eine weit in die Vergangenheit zurückreichende, statistische 
Betrachtung einschließlich eines darauf aufbauenden Postu-
lierens universaler Gesetzmäßigkeiten kaum den Kriterien ei-
ner wie auch immer verstandenen Wissenschaft genügen wür-
de. Umstrittener war dagegen, inwieweit historische Studien 
generell mit statistischen Daten umgehen sollten und bis zu 
welchem Grad eine statistische Analyse eben auch historisch 
zu sein habe. 

Man würde Droysen unrecht tun, unterstellte man ihm 
eine generelle Ablehnung quantifizierender Methoden und 
statistischer Untersuchungen,12 aber die sich etablierende, 
sich insbesondere auf ihn berufende Geschichtswissenschaft 
entfernte sich zunehmend von der Statistik. Statistik sah man 
hier grundsätzlich als für historische Fragestellungen unge-
eignet an. Differenzierter urteilte die sogenannte jüngere his-
torische Schule der Nationalökonomie, insbesondere ihr 
Hauptvertreter Gustav Schmoller. Statistiken waren für ihn 
unumgänglich, aber Gesetze im Sinne Quetelets und seiner 
Nachfolger lehnte er ebenso ab wie universale ökonomische 
Gesetze und betonte dagegen die Zeit- und Ortsgebundenheit 
von Massenphänomenen in der Gesellschaft: „Wir dürfen, 
wenn wir nach dem historischen Fortschritt suchen, nicht 
übersehen, daß nur ein sehr kleiner Teil des geistigsittlichen 
Lebens der Völker eine statistische Beobachtung zulässt, daß 
eine gewisse Konstanz auf den paar beobachteten Punkten 
die größten anderweitigen Aenderungen auf dem umfangrei-
chen übrigen Gebiete nicht ausschließt.“13 Noch 1911, 40 Jahre 
später, schrieb er in seinem Beitrag „Volkswirtschaft, Volks-
wirtschaftslehre und -methode“ im „Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften“, dass solche statistischen Regelmäßig-
keiten jedoch nicht überbewertet werden dürften, wie dies 
etwa durch Quetelet oder Buckle geschehen sei.14 

Die Abgewogenheit derartiger Urteile übersah man zu 
dieser Zeit aber bereits. Die Ökonomie wurde zunehmend 
theoretisch, die Soziologie gegenwartsbezogen, die Geschichts-
wissenschaft ereignisorientiert. Eine Verbindung von Ge-
schichte und Statistik galt als gemeinhin diskreditiert.15 Ab-
gesehen von wenigen Randgebieten wurde in Deutschland 
erst wieder in den 1970er Jahren, nun aus dem Ausland in-
spiriert, in größerem Rahmen und mit breiterem Anspruch 
eine quantitative Geschichtswissenschaft betrieben. Diese 
schoss teilweise über das Ziel hinaus, wenn sie Problemaus-
wahl und Themendefinition von den Quantifizierungsmög-
lichkeiten her auslotete. Rückblickend betrachtet darf man 
aber festhalten, dass zum einen der Verallgemeinerungsan-
spruch der konkreten Ergebnisse in aller Regel erheblich ge-

Engagements einzelner Amtsleiter und schließlich auch 
durch aufgeschlossene Mitglieder verschiedener Herrschafts-
häuser von einer geheimen Staats- zu einer öffentlichen 
 Angelegenheit.4 Während ausgesuchte Tabellen zunächst in 
 Regierungsblättern oder Almanachen ihren Platz fanden,5 
wurden ab der Jahrhundertmitte in Preußen, Bayern, Sach-
sen, Württemberg und andernorts eigene Publikations - 
or gane ins Leben gerufen.6 Allein von der „Preußischen 
 Sta tistik“ wurden zwischen 1861 und 1934 nicht weniger als 
305 Bände publiziert. 

Auf Reichsebene wurde 1873, ein Jahr nach Gründung 
des Kaiserlichen Statistischen Amtes, die „Statistik des Deut-
schen Reichs“ als offizielle Publikationsreihe begründet. 1880 
erschien, ergänzend dazu, das erste „Statistische Jahrbuch 
für das Deutsche Reich“. Zu diesem Zeitpunkt zählte die 

„Statistik“ schon 40 Bände. Als sie drei Jahre später durch die 
„Neue Folge“ abgelöst wurde, waren bereits rund 40 000 Sei-
ten in 63 Bänden veröffentlicht. Die „Neue Folge“ sollte es bis 
1944 dann auf nicht weniger als 601 Bände bringen.

Basis der Veröffentlichungen bildete ein stetig wachsendes 
Programm eigenständiger Großzählungen (Volks-, Berufs-, 
Betriebs-, Gewerbezählungen etc.) sowie von Statistiken, die 
aus laufenden Verwaltungsvorgängen heraus erhoben wurden, 
oder solcher, die die amtliche Statistik von anderen Daten pro-
duzenten übernahm.7 Ein Großteil dieses Produktions- und 
Publikationseifers entsprang wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Ambitionen, doch lassen sich politisches und wissen-
schaftliches Erkenntnisinteresse nicht klar trennen.8 Ernst 
Engel beließ es nicht bei der Zusammenstellung von Statisti-
ken, sondern sah seine Aufgabe vor allem in deren Analyse. 
Ähnliches gilt für Georg von Mayr, 1869 bis 1879 Leiter des 
Bayerischen Statistischen Bureaus und gleichzeitig außeror-
dentlicher Professor an der Staatswirtschaftlichen Fakultät 
der Universität München. Mayr verfasste ein Werk über die 

„Gesetzmäßigkeit im Gesellschaftsleben“ (1877), vor allem 
aber das zwischen 1895 und 1917 herausgegebene dreibändige 
Opus magnum „Statistik und Gesellschaftslehre“, eine „mo-
numentale Anhäufung von Zahlenreihen über jedes denkbare 
Thema“.9 Im Vergleich zu Engel sah Mayr aber die statisti-
schen Gesetze viel stärker räumlichen und zeitlichen Ein-
schränkungen unterworfen. 

Parallel zur amtlichen Statistik, aber weitgehend unter ihrer 
Beteiligung, gründete man auch eine ganze Reihe wissen-
schaftlicher Vereine und Zeitschriften, die sich systematisch 
oder gar ausschließlich wirtschafts- und sozialstatistischen 
Fragestellungen widmeten.10 Schließlich wurden, ergänzend 
zur amtlichen Statistik, eigene Erhebungen (Enqueten) durch-
geführt oder das mannigfaltig gewachsene, amtliche Material 
retrospektiv aufbereitet.11
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im Lauf der Zeit so geändert, dass Umrechnungen notwendig 
sind? Sind diese überhaupt möglich? Oder ist die Kon-
struktion einer langen Reihe gar nicht zu rechtfertigen? So 
oder so gilt es, die Aussagefähigkeit der Zahlen einzuordnen 
und gegebenenfalls in einem zweiten Schritt die durch die 
amtliche Statistik und andere Institutionen vor gegebenen und 
sich wandelnden Definitionen und Kategorien in solche zu 
überführen, die die Grundlage einer vergleichenden Analyse 
bilden können. Diese Aufgabe zählt zu den wichtigsten – und 
mühsamsten – einer gegenwärtigen und zukünftigen Histori-
schen Statistik. Unverzichtbar ist in jedem Fall eine begleiten-
de Interpretation. Wesentlicher Aspekt des vorliegenden Ban-
des war daher die Kombination der Zusammenstellung von 
Daten mit einer kritischen Kommentierung und Begleitung 
des Auswahlprozesses durch ausgewiesene Fachwissenschaft-
lerinnen und Fachwissenschaftler, die die hier abgedruckten 
Beiträge verfasst haben.18

In den vergangenen Jahrzehnten hat es eine Reihe von 
Projekten und Unternehmungen gegeben, die ebenfalls histo-
rische Statistikdaten zusammengestellt haben und die für 
dieses Werk eine wichtige Basis bilden.19 Hier sind im We-
sentlichen sieben zu nennen, die sich hinsichtlich Breite, Tie-
fe und Anspruch erheblich unterscheiden. Gemein ist allen, 
dass sie ganz überwiegend auf der eingangs erwähnten um-
fangreichen Produktion der amtlichen Statistik beruhen.

1. Abseits der Hauptrichtungen der Ökonomie und Wirt-
schaftsgeschichte hat Walther G. Hoffmann 1965 die Mono-
grafie „Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit der Mitte 
des 19. Jahrhunderts“ publiziert, die in zahlreichen Tabellen 
eine Rekonstruktion der ökonomischen Entwicklung seit 
1850 unternimmt.20 Hoffmann verfolgte hier den Ansatz, aus-
gehend von der Frage nach den Gründen des Wirtschafts-
wachstums, möglichst geschlossene Reihen zu präsentieren 
und zu interpretieren und dabei vorhandene Lücken so weit 
wie möglich durch Annahmen, Schätzungen und Interpolati-
onen zu schließen. Viele dieser Schätzungen sind in der wirt-
schaftshistorischen Forschung auf zum Teil erhebliche Kritik 
gestoßen, die auch mit Neuschätzungen verbunden waren, 
doch sind die Daten in großen Teilen immer noch ohne Al-
ternative. 

2. Das Statistische Bundesamt hat anlässlich des 100-jäh-
rigen Bestehens der zentralen amtlichen Statistik 1972 die 
Publikation „Bevölkerung und Wirtschaft“ herausgegeben, in 
der etwa 1 400 Zeitreihen unterschiedlichster Länge mit sum-
marischen Quellenangaben zusammengestellt wurden.21

3. Seitens der Soziologie wurden von Wolfgang Zapf und 
Peter Flora im Rahmen mehrerer Projekte Datenhandbücher 
zusammengestellt, die jedoch von der historischen Forschung 
kaum rezipiert wurden.22

ringer ausfiel als etwa bei Buckle, die Kritiker der Statistik 
andererseits weitaus ablehnender gegenüberstanden, als es 
zum Beispiel bei Droysen der Fall war.

In den vergangenen Jahren ist das Klima in der Wissen-
schaftslandschaft ideologisch deutlich entspannter geworden. 
Die Soziologie zeigt, von Ausnahmen abgesehen, ein eher ge-
ringes Interesse an historisch-statistischen Daten, dagegen 
sind die Berührungsängste zwischen der theoretischen Öko-
nomie und der Wirtschaftsgeschichte wieder geringer gewor-
den. Die Verwendung statistischer Daten in der Geschichts-
wissenschaft wird heute weder verteufelt noch glorifiziert.

Um es in Droysens Worten zu sagen: „Es wird keinem 
Verständigen einfallen zu bestreiten, daß auch die statistische 
Betrachtungsweise der menschlichen Dinge ihren großen 
Werth habe; aber man muss nicht vergessen, was sie leisten 
kann und leisten will.“16

Konzept und Voraussetzungen
Ziel des vorliegenden Bandes ist die Bereitstellung einer kom-
pakten, aktuellen Historischen Statistik von Deutschland, 
die Referenzdaten für das 19., 20. und 21. Jahrhundert in 
Form durchgehender Zeitreihen bietet und diese in die jewei-
ligen thematischen Kontexte einordnet. 

Für einen derart langen Zeitraum, in dem sich die Welt 
grundlegend gewandelt hat, ein solches Werk zu erstellen, ist 
ein Unterfangen, das sich mehr als andere seiner Grenzen 
 bewusst sein muss. Die amtliche Statistik als wesentliche 
Quelle hat sich aus gutem Grund nicht bemüht, durch die 
Zeitläufe konsistent zu bleiben, um es den Historikerinnen 
und  Historikern leicht zu machen. Neuberechnungen, Neu-
zuordnungen und Umbasierungen waren immer wieder aus 
aktuellem Anlass notwendig. Was macht es dann für einen 
Sinn, Jahr für Jahr aneinanderzureihen und damit eine Ent-
wicklung von bis zu 180 Jahren über verschiedene politische 
Systeme und strukturelle Brüche hinweg zu beschreiben? Ist 
es nicht vielmehr so, dass derart lange und durchgehende 
Zeitreihen der historischen Komplexität nicht gerecht werden, 
man über solch lange Zeiträume, in denen sich die Bedeutung 
der Dinge ändert, zwangsweise Äpfel mit Birnen vergleicht? 
Hätte man stattdessen nicht eher perioden- oder epochenspe-
zifische Statistiken zusammenstellen müssen? Damit wäre 
man sicher näher am Geschehen, aber: Nur in einer langfris-
tigen Betrachtungsweise werden die großen Entwicklungslini-
en und Strukturbrüche sichtbar. Eine epochen- und system-
übergreifende Sicht, gewissermaßen aus der Vogelperspektive, 
bietet Einsichten, die einem kurz- oder mittelfristigen Blick 
verborgen bleiben.17 Aufgabe der Wissenschaft ist es, hierbei 
eine angemessene Quellenkritik zu üben: Haben sich Erhe-
bungsmethodik, Qualität, Definitionen, Abgrenzungen etc. 
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Inhaltlich war angesichts der Fülle des vorhandenen 
 Materials eine konzeptionelle Einschränkung geboten. Um 
das Unterfangen bei endlichen Ressourcen handhabbar zu 
machen, beschränkten sich die Bemühungen auf die Zusam-
menstellung 1. publizierter Daten und 2. ohne regionale Diffe-
renzierung. Dabei sollten verstreut vorhandene historische 
Zeitreihen identifiziert, zusammengestellt und bei vertretba-
rem Aufwand ergänzt bzw. aktualisiert werden. Es sollten die 

„bestmöglichen“ bzw. „wichtigsten“ Zeitreihen für Deutsch-
land zusammengestellt werden, und zwar nur solche, für die 
zumindest theoretisch für den gesamten Zeitraum Werte 
vorhanden sein können.

Nun muss man sich zu Recht fragen, ob es bei allen Ver-
änderungen, die Deutschland in den vergangenen 180 Jahren 
kennzeichnen, überhaupt eine „Identität des Erkenntnis-
objektes“28 gab. Besonders deutlich wird dies angesichts der 
vier Jahrzehnte währenden Teilung Deutschlands in zwei 
souveräne Staaten. Die Frage, wie die DDR im Rahmen einer 
Historischen Statistik von Deutschland zu behandeln ist, 
führt zu einem Dilemma. Nun, da sie für eine derartige Pub-
likation ja erstmals „Geschichte ist“, muss man sich diese 
Frage aber stellen. Sowohl ihr Vorhandensein als paralleler 
Staat mit einem völlig unterschiedlichen politischen System 
als auch ihr Fehlen aus einer Perspektive heraus, die die Bun-
desrepublik als die eigentliche Traditionslinie einer „deut-
schen“ Wirtschafts- und Sozialgeschichte sieht, müssen in 
geeigneter Form berücksichtigt werden. Insbesondere den 
einzelnen Autoren oblag es, für ihr Thema zu beurteilen, in-
wieweit sich die  Statistik der DDR in das Gefüge einer Histo-
rischen Statistik von Deutschland sinnvoll eingliedern lässt, 
oder ob es hier noch weiterer Forschung bedarf und diese ei-
ner eventuellen Neuauflage vorbehalten bleibt. Ziel sollte es 
aber nicht sein,  eigene DDR-Statistiken zu präsentieren, son-
dern zu den vorhandenen Reihen zusätzlich passende DDR-
Daten bereitzustellen. Da hier erstmals der Versuch unter-
nommen wird,  diese Statistiken in lange Reihen einzuglie-
dern, wurde dem Band ein Querschnittskapitel zur 
DDR-Statistik vorangestellt.

Dabei war die deutsche Teilung nicht die einzige gravie-
rende Gebietsveränderung im Beobachtungszeitraum. Die 
Größenordnungen zeigen sich bereits bei Betrachtung der 
grundlegendsten Statistik überhaupt, der Bevölkerungszahl: 
1834 lebten auf dem Gebiet des Deutschen Zollvereins etwa 
23,8 Millionen Menschen.29 Allein durch die Gebietserweite-
rungen bis 1866 kamen 4,6 Millionen hinzu. 1866 lebten auf 
dem Gebiet des Zollvereins bereits 31,4 Millionen und im Jahr 
der Reichsgründung 1871 war dort die Bevölkerung auf 37,3 
Millionen gewachsen. Durch die Gebietserweiterungen im 
Zuge der Reichsgründung wuchs die Bevölkerung um weitere 

4. Aus der Geschichtswissenschaft ist vor allem ein zwi-
schen 1978 und 1987 erschienenes mehrbändiges Werk mit 
dem Reihentitel „Statistische Arbeitsbücher zur neueren 
deutschen Geschichte“ zu nennen, das für eine Historische 
Statistik von Deutschland bis heute unentbehrlich ist.23 Ei-
gentlich für Schule und Studium konzipiert, gingen die Bän-
de aber rückblickend betrachtet weit darüber hinaus: Fast 
alle Kapitel vereinen sorgfältige Zusammenstellungen histo-
rischer Statistiken mit fundierten historischen Interpretatio-
nen. Sie wurden durchweg von renommierten Historikern 
verfasst und auch in der Fachwissenschaft positiv aufgenom-
men – sind aber freilich inzwischen rund drei Jahrzehnte alt. 

Dem schlossen sich zeitlich zwei historische Großprojekte 
an, die ganz unterschiedlich konzipiert waren: 5. Zum einen 
die (bislang noch nicht abgeschlossene) Zusammenstellung 
der „Datenhandbücher zur deutschen Bildungsgeschichte“ 
(1987ff.),24 zum anderen 6. die „Quellen und Forschungen zur 
historischen Statistik von Deutschland“ (1986 – 2001).25

Schließlich ist 7. noch zu erwähnen, dass im Rahmen der 
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem 
Bundes archiv herausgegebenen elfbändigen „Geschichte der 
Sozialpolitik in Deutschland seit 1945“ zwei „Statistische Über-
sichten zur Sozialpolitik in Deutschland seit 1945“ zusammen-
gestellt wurden, die, anders als der Titel vermuten lässt, über 
den engeren Bereich der Sozialpolitik hinausgehen.26

Abgesehen von diesen Großprojekten wurde im Lauf der 
vergangenen Jahrzehnte eine Vielzahl von wissenschaftlichen 
Untersuchungen erarbeitet, in deren Rahmen in unterschied-
lichem Umfang historische Zeitreihen zusammengestellt 
wurden. Solche Daten werden seit 2004 – bei Einverständnis 
der Autorinnen und Autoren sowie geklärter Rechtslage – in 
einer Online-Datenbank „histat“ gesammelt und über das 
 Internet bereitgestellt.27

Aufbau und Inhalt
Alles in allem wurden im Rahmen der Publikation 131 Tabel-
len mit über 1 100 Zeitreihen zu 24 verschiedenen Themen 
für Deutschland in den verschiedenen Grenzen von frühes-
tens 1834, der Gründung des Zollvereins, bis 2018 zusam-
mengestellt. 

Für alle Themen wurde ein einheitliches formales Schema 
vorgegeben: Es sollten nach Möglichkeit pro Kapitel rund 
50  Zeitreihen, gebündelt in vier bis sechs Tabellen, zu-
sammengestellt werden, die die statistische Grundlage für 
das jeweilige  Thema bilden. Ausgewählte Reihen daraus wer-
den, teilweise  einzeln, teilweise in Kombination mit anderen, 
grafisch  dar gestellt. Der Anhang jedes Kapitels gibt einen 
kompakten Überblick über die Datengrundlage, schließlich 
werden Hinweise zu weiterführender Literatur gegeben.
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Gebietsverluste 1919

Bundesrepublik 1949 –1990
DDR 1949 –1990
Gebietsverluste 1945

Deutsches Reich bis 1919 (Kaiserreich)

Deutschland seit 1990
Saarland

(Rückgang um 7,2 Prozent). Der Zweite Weltkrieg hatte noch 
schwerwiegendere Auswirkungen auf Gebietsgröße und Be-
völkerungszahl. 7 Millionen Deutsche – Soldaten, Zivilistin-
nen und Zivilisten – starben. Im Osten musste Deutschland 
Gebiete abtreten, in denen bei Kriegs beginn 1939 etwa 9,6 
Millionen Menschen gelebt hatten. Während die Bevölkerung 
Deutschlands im Reich 1937 67,8 Millionen Menschen zählte, 
verteilte sie sich 1946 auf 18,1 Millionen Menschen in der so-
wjetischen Besatzungs zone und späteren DDR und 45,3 Milli-
onen Menschen auf dem Gebiet der späteren Bundesrepublik.

10 Prozent, auf insgesamt 41 Millionen. Das Ergebnis des Ers-
ten Weltkriegs war, dass – neben etwa 3 Millionen getöteten 
Soldaten, Zivilistinnen und Zivilisten – Gebiete mit 7 Millio-
nen Menschen nun nicht mehr zu Deutschland gehörten. Aus 
diesen Gebieten migrierten in den Folgejahren rund eine Mil-
lion Personen ins Reich. Trotz eines kontinuierlichen natürli-
chen Bevölkerungszuwachses (zwischen 1834 und 1913 jähr-
lich etwa 1,2 Prozent im Durchschnitt) verringerte sich die 
deutsche Bevölkerung durch Krieg und Gebietsverlust von 
67,8 Millionen im Jahr 1914 auf 62,9 Millionen im Jahr 1919 

Deutschland: Gebietsveränderungen
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bei einzelnen Themen ergänzt um Statistiken weiterer amtli-
cher oder „quasiamtlicher“ Stellen. Da deren Erscheinen 
über vier Jahrzehnte zurückliegt und verschiedene Themen 
gar nicht behandelt wurden (z. B. Umwelt, Kultur, Freizeit, 
Sport) bzw. mehrere Themen nur mit sehr kurzen Zeitreihen 
Aufnahme fanden, bestand der erste Schritt darin, aus die-
sem Bestand Reihen auszuwählen, zu verlängern, gegebe-
nenfalls um Daten zur DDR zu ergänzen und zu überlegen, 
welche weiteren Reihen und Themen hinzugefügt werden 
können. Insgesamt wurde in 12 der 22 Kapitel in unter-
schiedlichem Umfang Gebrauch von „Bevölkerung und 
Wirtschaft“ gemacht. Ergänzend wurden rund 500 weitere 
Fachserien, Sonderpublikationen und Jahrbücher der Statis-
tischen Ämter sowie verschiedener weiterer Behörden, Ver-
eine und Verbände verwendet. Eine große Hilfe war dabei 
die Zeitreihen-Datenbank „histat“, die in vielen Fällen Aus-
gangspunkt für weitere Recherchen war. Weil es trotz aller 
Kritik am Werk von Walther G. Hoffmann bislang für die 
von ihm bearbeitete Periode (1850 –1959) oder zumindest 
von Teilperioden davon keine Alternative gibt, wurden in 
sieben Kapiteln dessen  Daten verwendet, und zwar in den 
Kapiteln Arbeit und Einkommen, Bauen und Wohnen, Fi-
nanzen und Steuern, Geld und Kredit, Handel, Landwirt-
schaft und Preise. Die „Daten handbücher zur Bildungsge-
schichte“ sowie die „Quellen und Forschungen zur histori-
schen Statistik“ wurden bei der Aufnahme systematisch 
berücksichtigt. Auf die Daten von Flora wurde mit einer 
Ausnahme nicht zurückgegriffen. Die rest lichen Daten ent-
stammen mehreren Dutzend Spezialpublikationen, ganz 
überwiegend neueren Datums. 

Nahezu alle Reihen weisen Daten für die (alte) Bundes-
republik auf, 80 Prozent der Reihen Daten für die Zeit vor 
dem Zweiten Weltkrieg, gut die Hälfte Daten für das 19. Jahr-
hundert, letztere freilich mit Lücken und/oder erst gegen 
Ende des Jahrhunderts einsetzend. Über 100 Reihen begin-
nen vor der Mitte des 19. Jahrhunderts. Für rund ein Drittel der 
Reihen (mit Unterschieden in den Kapiteln) konnten auch 
DDR-Daten erhoben werden.

Ausgewählte Beispiele im Überblick
Obwohl es nicht die Absicht der Zusammenstellung war, 
neue Forschungsergebnisse zu produzieren, ist auf einige 
Daten beispielhaft besonders hinzuweisen. Im Kapitel zur 
Bevölkerung werden erstmals Zeitreihen über einen Zeit-
raum von 180 Jahren in Folge, beginnend mit dem Deut-
schen Zollverein, präsentiert. Die Zeitreihen decken nicht 
nur die Zeit des Deutschen Reiches ab, sondern auch die der 
Bundesrepublik Deutschland, der DDR und des wiederver-
einigten Deutschlands. Einwohnerzahlen sowie Geburten- 

Es gibt kein Patentrezept, wie mit diesen Schwierigkeiten 
generell umzugehen ist. Um der Besonderheit der territoria-
len und politischen Veränderungen zunächst einmal formal 
Rechnung zu tragen (inhaltlich stand den Autoren ihre Ge-
wichtung weitgehend frei), wurden die Daten in vier große 
Bereiche untergliedert. In jeder Tabelle werden vier politi-
sche/geografische Einheiten unterschieden, für die Werte auf-
genommen wurden:

A Zollverein/Deutsches Reich (1834 –1945) 
B Bundesrepublik Deutschland (1949 –1989)
C DDR (1949 –1989)
D Deutschland seit der Wiedervereinigung (ab 1990)

Die Angaben der Jahreszahlen sind dabei nur als Orientie-
rung zu verstehen. Es ist durchaus möglich, dass Reihen etwa 
für das Gebiet der alten Bundesrepublik oder die neuen Bun-
desländer nach 1990 fortgeschrieben werden oder gesamt-
deutsche Daten vor 1990 vorlagen bzw. rekonstruiert wurden. 
Konstituierend für den Aufbau der Tabellen ist, dass für die 
vier Gebietseinheiten stets dieselben „Variablen“ verwendet 
wurden. Es gibt also keine Änderungen in den Bezeichnun-
gen für die einzelnen Abschnitte von 1834 bis 2018. Im Rah-
men dieser Publikation wurden ausschließlich solche Zeitrei-
hen aufgenommen bzw. zusammengestellt, bei denen eine 
durchgehende Bezeichnung zu rechtfertigen war. Für jede 
Reihe wurden, soweit möglich, Werte für jedes Jahr erhoben. 
Um den Band nicht zu überfrachten, wurden in den Tabellen 
aber nur ausgewählte Jahre wiedergegeben. Die Auswahl der 
Jahre oblag dabei den jeweiligen Autoren. Bei den grafischen 
Darstellungen wurden alle vorhandenen Werte der abgebil-
deten Reihen berücksichtigt. 

Für eine nicht unerhebliche Anzahl von Zeitreihen konn-
ten Zahlen für die DDR Aufnahme finden. Zu der hier verwen-
deten „gesamtdeutschen“ Sicht inkompatible Statistiken für 
die DDR wurden nur in besonderen Ausnahmefällen berück-
sichtigt und aufgenommen, wenn es dennoch konzeptionell 
geboten schien. Dies war der Fall bei der Sozialversicherung, 
den Berufstätigen in der Industrie, beim Tourismus, im Hand-
werk und in der Bauwirtschaft, bei der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung sowie der Zahlungsbilanz. 

Ebenso oblag es den Autoren zu entscheiden, ob im jeweili-
gen Zusammenhang nominale oder reale Preisangaben sowie 
absolute oder relative Größen („pro Kopf“) sinnvoll waren. 

Welche Daten wurden konkret verwendet? Grundlage 
war zunächst die Publikation „Bevölkerung und Wirtschaft“ 
des Statistischen Bundesamtes.30 Diese basiert überwiegend 
auf den Ergebnissen amtlicher Erhebungen, die aus den offi-
ziellen Publikationen des Statistischen Reichs- und Bundes-
amtes (Jahrbücher, Fachserien) zusammengetragen wurden, 
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den diverse  Reihen deutlich überarbeitet. Das Kapitel ent-
hält neue bzw. aktualisierte Zeitreihen für industrielle Pro-
dukte wie Bier und Personenwagen, die zusammen mit län-
geren Zeitreihen zu traditionellen Gütern wie Kohle, Stahl 
oder Strom die Produktionszyklen und strukturellen Verän-
derungen von 1871 bis zur Gegenwart zeigen. Das Handwerk 
ist hierfür erstmals seit Beginn seiner statistischen Erfas-
sung Mitte der 1920er Jahre berücksichtigt.

Der Abschnitt über Handel und Außenhandel zeigt zum 
ersten Mal den Grad der Öffnung des Handels der deutschen 
Wirtschaft seit 1850. Er liefert auch langfristige  Daten über 
die Ein- und Ausfuhr einzelner Branchen wie den Textil-
handel oder den Kraftfahrzeugbau.

Darüber hinaus werden zum ersten Mal Daten für die 
deutsche Zahlungsbilanz präsentiert, die die Zeit von den 
1880er Jahren bis in die Gegenwart abdecken. 

Eine Historische Statistik Deutschlands wäre nicht voll-
ständig, würde sie die nationale Entwicklung nicht auch in 
einen größeren Kontext einordnen. Ein weiteres Kapitel ist 
daher einem Vergleich von Deutschland unter ausgewählten 
Aspekten mit Frankreich, Italien, Japan, Großbritannien 
und den USA gewidmet. Der Beitrag profitiert von aktuellen 
Forschungsergebnissen des Groningen Growth and Develop-
ment Centre (GGDC)31 sowie des Projektes „Clio Infra“, des-
sen  Daten auch jüngst von der OECD unter dem Titel „How 
Was Life? Global Well-Being Since 1820“ publiziert wur-
den.32

Schließlich wurden in der zweiten Auflage ein Kapitel 
zum Thema Gender aufgenommen, in dem erstmals versucht 
wurde, systematisch die hierfür verfügbaren Daten zu lan-
gen Reihen zusammenzustellen, sowie ein Kapitel zum The-
ma Ungleichheit, das neben Zeitreihen zur Einkommensun-
gleichheit auch Daten zur Vermögensverteilung präsentiert.

Der Datensatz
Basis für die einzelnen Kapitel bildet ein eigens zusammen-
gestellter Datensatz, in dem alle Zeitreihen auf Jahresbasis 
enthalten sind. Er ist über das Internet frei zugänglich.

Zur leichteren Identifikation wurden alle Reihen im Daten-
satz mit einer eindeutigen ID versehen, die auch in der vor-
liegenden Publikation mit abgedruckt wird. Hierzu wurden 
alle Reihen kapitelübergreifend fortlaufend durchnumme-
riert. Wenige Reihen wurden aus Gründen der Übersichtlich-
keit jeweils an zwei Positionen wiedergegeben. In diesen Fällen 
wurde an beiden Positionen die Original-ID angegeben, also 
diejenige, die die Reihe in der Tabelle aufweist, in deren Zu-
sammenhang sie erstellt wurde. Die fortlaufende Zählung 
wurde durch die doppelten Wiedergaben aber nicht unter-
brochen.

und Sterberaten für die Zeit vor 1871 wurden neu berechnet. 
Neu in dieser Zusammenstellung sind darüber hinaus Daten 
über das Heiratsalter oder die Berechnung der Wiederver-
heiratungsraten von verwitweten und geschiedenen Perso-
nen. Der Abschnitt über Haushalte und Familien, die nor-
malerweise beim Thema Bevölkerung nicht behandelt wer-
den, erweitert die bislang vorhandenen Zeitreihen weiter 
zurück in die Geschichte.

Die Analyse von Zeitreihendaten für politische Partizi-
pation und die Stimmenanteile der politischen Lager zeigt, 
dass nicht nur der Anteil der Wahlberechtigten im Lauf der 
Zeit signifikant gestiegen ist, sondern dass es seit 1871 auch 
erhebliche Unterschiede in der Wahlbeteiligung sowie beim 
Stimmenanteil für die Parteien der sozialistischen, christ-
lich-demokratischen, liberalen und konservativen Parteifa-
milien gab. 

Im Kapitel über Kriminalität findet man, erstmals syste-
matisch zusammengestellt, bisher verstreut vorliegende Zeit-
reihen ab 1836, die verschiedene Rechtssysteme umfassen. 
Die Reihen zeigen nicht nur den Wandel der Kriminalität, 
sondern auch die wechselnden Rechtsgrundlagen und Straf-
verfolgungspraktiken. Erstmals werden hier harmonisierte 
Reihen veröffentlicht, die auf konstante Bevölkerungsgrößen 
umgerechnet wurden (pro 10 000). 

Das Kapitel zu Kultur, Tourismus und Sport betritt in vie-
lerlei Hinsicht Neuland. Bei den Themen der Kultur-, Freizeit- 
und Tourismusgeschichte handelt es sich um Bereiche, die 
lange Zeit nur sporadisch von der Statistik erfasst wurden. 
Zum ersten Mal wird hier der Versuch unternommen, trotz 
unterbrochener Datenreihen und wechselnder Bezugsgrößen 
lange Reihen darzustellen, die Einblicke in die kulturelle Ent-
wicklung zwischen der Mitte des 19. Jahrhunderts und der 
Gegenwart liefern. Nicht nur die Einzelreihen zu  Zeitungen, 
Zeitschriften, Theatern, Kinos, Büchern und Bib liotheken so-
wie dem Bereich des Tourismus liefern neue  Einsichten, son-
dern vor allem der Vergleich verschiedener Möglichkeiten der 
Freizeitgestaltung, die gegenseitige  Abhängigkeiten aufwiesen 
und -weisen. Auch für die Entwicklung des Bereichs Turnen 
und Sport werden hier erstmals von den 1860er Jahren bis zur 
Gegenwart Datenreihen präsentiert. 

Der Abschnitt über die Landwirtschaft präsentiert zum 
ersten Mal lange Zeitreihen für alle landwirtschaftlichen 
Hauptindikatoren von ca. 1870 bis heute. Für den Zeitraum 
von 1950 bis 1990 kann die landwirtschaftliche Entwicklung 
der beiden deutschen Staaten verglichen werden.

Das Kapitel zu Unternehmen, Industrie und Handwerk 
liefert unter anderem zum ersten Mal eine umfassende 
Übersicht über die Statistik der Aktiengesellschaften von 
1886 bis 2011. Im Vergleich zu früheren Publikationen wur-
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Neben den vollständigen Quellenangaben finden sich dort 
die kompletten verfügbaren Daten in Tabellenform sowie 
grafische Darstellungen für jede einzelne aufgenommene 
Zeitreihe. Die Quellenangaben wurden so genau wie möglich 
erfasst. Angaben wie „verschiedene Jahrgänge“, etwa bei den 
Statistischen Jahrbüchern, wurden in aller Regel vermieden, 
stattdessen findet man die genauen Seitenangaben für jedes 
Jahr. Durch die möglichst kleinteilige Dokumentation sollte 
es auch möglich sein, gegebenenfalls problematische Zahlen 
rasch zu identifizieren. So weit möglich wurden wechselnde 
Gebietsstände dokumentiert.

Dokumentation der Daten
Wegen des Umfangs und der teilweise hohen Komplexität der 
Quellenangaben und Erläuterungen wurde die Dokumentati-
on der Daten nicht innerhalb der vorliegenden Publikation 
wiedergegeben, sondern in ein eigenständiges Dokument 
aus gelagert.33 Auch die Dokumentation ist über das Internet 
frei zugänglich. 

Internet
Zum Datensatz und zur Dokumentation gelangt man am ein-
fachsten über eine eigens eingerichtete Webseite 

www.deutschland-in-daten.de

Dort werden auch bekannt gewordene Errata sowie gegebenen-
falls weiter führende Hinweise publiziert.

Legende  

Ein „–“ in den Tabellen bedeutet, dass kein Wert vorhanden ist  
bzw. ermittelt wurde.  

Bei Flächendiagrammen stellen Säulen tatsächlich vorhandene  
Werte, Flächen interpolierte Werte dar.  

In Abbildungen hat der Zeitstrahl zur unmittelbaren visuellen 
 Ver gleichbarkeit stets dieselbe Breite und beginnt und endet bei   
gleichen Jahren. 

Im Fall einer durchgehenden Linie über mehrere Epochen hinweg  
bildet diese die Entwicklung für das Deutsche Reich, die Bundes-
republik und das wiedervereinigte Deutschland ab. 

DDR-Reihen sind in Abbildungen mit einer gepunkteten Linie  
dar gestellt.
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Dieser Hintergrund hat entsprechende Konsequenzen für die 
Aussagekraft der in der DDR aufgestellten Statistiken.

Strukturen der Informationsgewinnung und  
Qualität der Zahlen
Qualität und Validität von statistischen Angaben können nur 
bewertet werden, wenn die Subjekte, der Zweck und der Kon-
text der jeweiligen Informationsgewinnung bekannt sind. Die 
Akteure der Datenerfassung waren aber zugleich auch deren 
Objekte. In der DDR versuchte die SED-Spitze, die Wirtschaft 
ebenso wie andere Bereiche des gesellschaftlichen Lebens mit 
Planungsabläufen und damit auch Informationsströmen von 
den zentralen Instanzen bis zu den unteren Einheiten über 
eine Hierarchie zu lenken. Die Staatliche Zentralverwaltung 
für Statistik war als dem Ministerrat nachgeordnete Quer-
schnittsinstanz für die Organisation, Durchführung und Kon-
trolle des Systems der Rechnungsführung und Statistik verant-
wortlich. Ihr hatten die nachgeordneten Instanzen im Rahmen 
der vorgegebenen Pflichten zu berichten. Zugleich mussten sie 
aber bei ihren übergeordneten Fachinstanzen Bericht erstat-
ten. Alle diese Berichte standen letztlich dem Ministerrat und 
der SED-Spitze zur Verfügung. Die verschiedenen Formen der 
Berichterstattung sollten inhaltlich übereinstimmen. Praktisch 
war dies jedoch nicht immer der Fall, schon weil die den Erfas-
sungen zugrunde liegenden Definitionen und Abgrenzungen 
nicht immer identisch waren. Dieser Umstand bot den nachge-
ordneten Einheiten wiederum Spielräume, die geforderten An-
gaben entsprechend ihren Interessen günstiger darzustellen.

Für eine Zusammenstellung langfristiger Zeitreihen zur deut-
schen Geschichte von der Mitte des 19. bis zum Beginn des 
21. Jahrhunderts wirft die Statistik der DDR spezielle Proble-
me auf. Diese resultieren zum einen aus dem Charakter des 
ostdeutschen Staates als Diktatur, in der die Ergebnisse der 
Statistik in besonderem Maße zur politischen Legitimation 
eingesetzt wurden. Dergleichen ist zwar auch unter den Be-
dingungen der parlamentarischen Demokratie üblich, aber in 
einer Diktatur stehen andere und mehr Möglichkeiten zur 
Verfügung, die statistischen Angaben in die politisch er-
wünschte Richtung zu manipulieren. Insofern treten ähnliche 
Probleme wie bei der Nutzung der Statistik für die Zeit des 
Nationalsozialismus auf. Zum anderen sind grundlegende 
Schwierigkeiten bei der Verwendung der DDR-Statistik da-
rauf zurückzuführen, dass dort – anders als im Nationalsozia-
lismus – eine zentralistische, direktive Planwirtschaft eta-
bliert wurde, die mit dem Anspruch antrat, eine Alternative 
zur Marktwirtschaft zu bilden. Anders als in Letzterer dient 
die Statistik in der Planwirtschaft mehr der Aufgabe, Infor-
mationen für die angestrebte vorausschauende Lenkung, aber 
auch die Kontrolle und Bewertung der Leistungen der nach-
geordneten Struktureinheiten zu liefern. Daraus resultierte 
wiederum ein Interesse aller beteiligten Institutionen, die 
weitergegebenen Informationen entsprechend ihrer  jeweiligen 
Interessen zu „gestalten“. Darüber hinaus beschränkte sich 
der Lenkungsanspruch der herrschenden Partei SED nicht auf 
die Wirtschaft, sondern bezog sich auf die gesamte Gesell-
schaft, sodass dieses „Gestaltungsproblem“ überall auftrat. 

Die DDR-Statistik:  
Probleme und Besonderheiten
André Steiner
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Die DDR-Statistik: Probleme und Besonderheiten

Grundlegende methodische Probleme
Diese Änderungen an international üblichen Definitionen 
der zu erfassenden Gegebenheiten erweisen sich für das Er-
stellen von Langzeitreihen als ein Problem, da eine Neube-
rechnung auf einheitlicher methodischer Grundlage auf-
grund des damit verbundenen großen Aufwands nur in Ein-
zelfällen möglich ist. Darüber hinaus lagen der DDR-Statistik 
teils Konzepte zugrunde, die entweder aus der  Sowjetunion 
übernommen worden waren oder auf der Theorie von Karl 
Marx be ruhen sollten. Am deutlichsten wird das in der Wirt-
schaftsberichterstattung, zum Teil hatte es aber auch seine 
Entsprechung in anderen Bereichen. 

Der für die Wirtschaftsstatistik grundsätzlichen Kategorie 
„Wachstum“ wurde in der deutschen Produktionsstatistik – 
nach angelsächsischem Vorbild vereinzelt bereits vor dem 
Zweiten Weltkrieg und danach in der Bundesrepublik fest eta-
bliert – die Konzeption zugrunde gelegt, auf jeder Ebene die 
zusätzlich erbrachte Wertschöpfung (Arbeitsentgelte zuzüg-
lich der Rein erträge der Betriebe) zu erfassen. In der DDR trat 
an diese Stelle das sowjetisch inspirierte Bruttoprinzip, in dem 
auch die Vorleistungen enthalten waren. Damit ging der Wert 
von Rohstoffen, Halbfertigwaren, Energie und anderem Zube-
hör, die im Produktionsprozess verbraucht wurden, so oft in 
die Rechnung mit ein, wie sie bei Verarbeitung und Weiter-
gabe den gesamten Produktionsprozess durchliefen. Einbe-
zogen wurde definitionsgemäß auch die unvollendete Pro-
duktion. Das Bruttoprinzip eröffnete den Betrieben eine Fül-
le von Möglichkeiten, ihr Produktionswachstum und damit 
ihre Produktivität scheinbar – also ohne real erbrachte Leis-
tungen – in die Höhe zu treiben. Dazu wurde in der Regel vor 
allem der Vorleistungsanteil ausgedehnt. Es ist zudem darauf 
hinzuweisen, dass der im Westen gebräuchliche Unterschied 
zwischen Brutto und Netto des Sozialprodukts, wonach die 
Abschreibungen mit erfasst oder ausgeklammert werden, für 
die DDR wesentlich weiter zu fassen ist. Dort umfasste das 
Nettoprodukt – vergleichbar mit dem westlichen – die Wert-
schöpfung; das Bruttoprodukt erfasste aber zusätzlich nicht 
nur die Abschreibungen, wie nach dem westlichen Konzept, 
sondern auch die unter Umständen mehrfach gezählten Vor-
leistungen.

Ein schwerwiegendes Problem stellen im Zusammenhang 
mit Wertkennziffern die zugrunde liegenden Preise dar. We-
gen der weitgehenden Abschaffung von Märkten konnten die 
Preise in der Regel keine Marktverhältnisse widerspiegeln. 
Sie waren staatlich festgelegt und sollten sich in Anlehnung 
an die Marx’sche Theorie in erster Linie an den Kosten (zu-
züglich eines Gewinnzuschlages) orientieren. Für ein Pro-
dukt einmal festgelegte Preise blieben in der Regel über des-
sen Lebensdauer bestehen. Nur wenn das Produkt qualitativ 

Da die auf den verschiedenen Leitungsebenen gewonne-
nen Informationen nicht nur die Lenkung ermöglichen, son-
dern auch die Kontrolle der Entwicklungsprozesse und des 
Verhaltens der Akteure gewährleisten sollten, waren beson-
ders die oberen (teilweise anders als die unteren) Ebenen da-
ran interessiert, eine möglichst realitätsnahe Abbildung der 
gesellschaftlichen Prozesse und Gegebenheiten zu erhalten. 
In dem zur Informationsgewinnung genutzten bürokra tisch-
administrativen und hierarchisch angeordneten System un-
terschieden sich naturgemäß die Interessen der über- und 
nachgeordneten Ebenen. Die untersten Instanzen verfügten 
innerhalb bestimmter Grenzen über vollständige (oder 
 wenigstens doch die umfassendsten) Informationen. Da die 
untersten Instanzen aber wiederum in ihren Leistungen 
 anhand der abgeforderten Informationen beurteilt bzw. be-
lohnt wurden, hatten sie ein Interesse an entsprechenden 
Mani pulationen.

Um diesen zu begegnen, erließ die Staatliche Zentralver-
waltung für Statistik strenge Vorschriften für die einheitliche 
Abrechnung und kontrollierte deren Einhaltung. Mit Quer-
rechnungen wurde zudem die Plausibilität der Angaben der 
Betriebe und der daraus resultierenden Aggregationen auf 
den folgenden Hierarchieebenen überprüft. Damit blieben 
die Möglichkeiten zur Manipulation seitens der unteren In-
stanzen auf das Maß begrenzt, von dem man dort glauben 
konnte, dass es nicht auffiel. Deshalb sind die entsprechen-
den statistischen Daten nicht vollkommen unrealistisch. 
 Kontrollen konnten diese Abweichungen nicht vollständig 
ausschließen. Allerdings war die Neigung zum „Schönen“ der 
statistischen Berichterstattung in allen gesellschaftlichen Be-
reichen verbreitet. Deshalb kann von einem homogenen 
 systematischen Fehler ausgegangen werden, der für eine Be-
trachtung und An a lyse der Daten innerhalb des Systems ver-
nachlässigt werden kann. Für die Einordnung in übergeord-
nete Zusammenhänge stellt er allerdings ein gravierendes 
Problem dar.

Nicht zu unterschätzen ist außerdem die politische Funk-
tion der Statistik: Sie hatte die Erfolge des sich als Alternati-
ve zum marktwirtschaftlich-liberalen System des Westens 
verstehenden Staatssozialismus zu dokumentieren und öf-
fentlich zu propagieren. Dabei führte politische Opportuni-
tät dazu, dass Unliebsames, wie zurückbleibende Produkti-
onsentwicklungen, seltener unmittelbar gefälscht als eher 
geheim gehalten wurde. Ebenso versuchte man, Entwicklun-
gen und Sachverhalte dadurch günstiger darzustellen, indem 
den Datenabbildungen von internationalen Normen abwei-
chende Definitionen statistischer Tatbestände zugrunde ge-
legt und damit die (veröffentlichten) Angaben indirekt ver-
fälscht wurden.
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der kostenlosen Bereitstellung von Dienstleistungen sowie 
der nicht unerheblichen Subventionierung von Gütern und 
Leistungen durch den Staat, die Frage, wie diese in einer Auf-
bringungs-, Verwendungs- und Einkommensrechnung nach 
westlicher Struktur zugeordnet werden kann.

Alles in allem liegen nur begrenzt Angaben aus der amt-
lichen Statistik der DDR vor, die sich Langzeitreihen für 
Deutschland zugrunde legen lassen. Dazu stehen im Wesent-
lichen drei Quellen zur Verfügung: das Statistische Jahrbuch 
der DDR in seiner letzten Ausgabe von 1990, eine in den 
1990er Jahren vom Statistischen Bundesamt veröffentlichte 
Sonderreihe zur DDR und die Primärunterlagen der Staat-
lichen Zentralverwaltung für Statistik der DDR, die im Bundes-
archiv aufbewahrt werden.

In der letzten Ausgabe des Statistischen Jahrbuchs der 
DDR wurden vom in den Umbruchsmonaten umbenannten 
Statistischen Amt der DDR die bei den früher veröffentlich-
ten Daten aufgetretenen Verfälschungen stillschweigend kor-
rigiert. Darüber hinaus publizierte die DDR-Statistik hier 
erstmals ausgewählte Angaben (beispielsweise zum Brutto-
inlandsprodukt und der Bruttowertschöpfung) entsprechend 
westlichen Konzepten. Frühere Ausgaben des Statistischen 
Jahrbuchs können unter Berücksichtigung der politischen 
Sensibilität des Erfassungsgebiets und der zugrunde liegen-
den Konzepte mit Vorsicht ergänzend herangezogen werden.

Das Statistische Bundesamt hat in den 1990er Jahren ver-
fügbare DDR-Primär daten erschlossen und versucht, diese in 
eine mit der Bundesstatistik vergleichbare Form zu bringen. 
Die Ergebnisse wurden in einer „Sonderreihe mit Beiträgen 
für das Gebiet der ehemaligen DDR“ mit insgesamt 34 Hef-
ten veröffentlicht und darin jeweils die Methoden der Rück-
rechnung und zur Herstellung der Vergleichbarkeit erläutert. 
Thematisch liegen damit umfangreiche statistische Angaben 
zur Entwicklung der Bevölkerung, Erwerbstätigkeit und der 
Wirtschaft in ihren einzelnen Sektoren, zum Staatshaushalt, 
zu den privaten Haushalten, zu Bildungswesen und Kultur, 
zum Gesundheits- und Sozial wesen sowie zur Rechtspflege 
vor. Darüber hinaus wurden in dieser Reihe die Resultate 
 eines externen Forschungsprojektes zur Entstehung und 
 Verwendung des Bruttoinlandsprodukts (nach westlichen 
Abgrenzungen) publiziert, auf das noch zurückzukommen 
sein wird. Diese statistischen Daten liegen jedoch in der 
 Regel nur für ausgewählte Jahre vor, da der Aufwand für  
das letztlich unvollendete Gesamtprojekt begrenzt werden 
musste. Allerdings erwies es sich auch bei dieser Form der 
Umrechnung als schwierig, alle Besonderheiten des DDR- 
Systems adäquat in das Raster der Bundesstatistik zu über-
tragen.2 Außerdem widmet sich das letzte Heft der Reihe  
den methodischen Grundlagen, Kennzifferdefinitionen und 

verändert wurde, konnte auch der Preis entsprechend ange-
passt werden. Erzeugnisqualität und Neuheitsgrad konnten 
bestenfalls administrativ und schon deshalb nicht durchgän-
gig und nach einheitlichen Prinzipien berücksichtigt werden. 
Durch die staatlich administrierte Preisanpassung zu ver-
schiedenen Zeitpunkten basierten die Preise im Lauf der Zeit 
auf verschiedenen Grundlagen und das Preissystem wies eine 
wachsende Inkonsistenz auf.1 Dabei ist der ebenso politisch 
festgesetzte Preis der Währung, der Wechselkurs, für die Ver-
gleichbarkeit der Wertkennziffern von besonderer Bedeu-
tung. Einen realistischen Wechselkurs zu bestimmen, bildet 
die Krux für die Erarbeitung aller Langzeitreihen, in die die 
DDR eingebunden werden soll.

Zusammengefasst ergeben sich bei der Arbeit mit den 
DDR-Statistiken die folgenden grundlegenden Probleme: die 
veränderten und wechselnden Erfassungsdefinitionen und 
Bezugssysteme, das angewendete Bruttoprinzip, die inkonsis-
tenten Preise als Bewertungsmaßstab und nur beschränkt in-
tegrierte qualitative Entwicklungen.

Möglichkeiten und Grenzen des Vergleichs mit  
der west- und  gesamtdeutschen Statistik 
Wegen dieser Probleme stößt auch die Einordnung der 
DDR-Daten in die langfristige statistische Darstellung sowie 
der synchrone Vergleich mit der Statistik der Bundesrepublik 
auf kardinale Schwierigkeiten vielfältiger Natur, die nur par-
tiell zu lösen sind. An erster Stelle müssen Statistiken zu Frage-
stellungen, die als politisch sensibel angesehen wurden, wie 
Kriminalität oder soziale Entwicklungen, anhand der Erhe-
bungsgrundlagen und Primärdaten besonders kritisch über-
prüft werden. Dieser Bereich ist im Fall der DDR eher weit 
als zu eng zu ziehen.

Darüber hinaus beschränken nicht nur die angeführten 
grundlegenden methodischen Probleme der DDR-Statistik 
deren Vergleichbarkeit. Produktionswerte und daraus resul-
tierende Größen, wie die Arbeitsproduktivität, sowie die aus 
ihnen errechneten Indizes und Zuwächse können nicht per 
se mit Angaben aus west lichen Statistiken in eine Reihe ge-
stellt werden, weil die produzierten Güter im westlichen Fall 
auf dem Markt durch die Abnehmer als verwendbar und 
nützlich anerkannt werden mussten, damit sie in die Sozial-
produktsrechnung eingehen konnten. Im östlichen Fall be-
stimmten dagegen die Planungsbehörden, welche Güter die 
entsprechende Anerkennung erfuhren. Auch im sozialpoliti-
schen Bereich lagen erhebliche Unterschiede in der Systemge-
staltung vor. Viele Leistungen wurden in der DDR über den 
Staatshaushalt finanziert. Das wirft auch für die statistische 
Darstellung verschiedene Probleme auf. So erhebt sich im Zu-
sammenhang mit der „gesellschaftlichen Konsumtion“, also 
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sucht, ein großer Teil der öffentlichen und privaten Dienst-
leistungen nicht berücksichtigt.

Schon aufgrund dieser unterschiedlichen Erfassungs-
konzepte verbietet es sich, die Indikatoren gesamtwirtschaft-
licher Leistung, wie das Bruttoinlandsprodukt und das Natio-
naleinkommen, direkt miteinander zu vergleichen. Auch als 
Indexreihen, Zuwachsraten und andere Relativmaße sollte 
man sie nicht gegenüberstellen, da nicht davon ausgegangen 
werden kann, dass die Differenz zwischen beiden, nämlich 
eben jene „unproduktiven“ Dienstleistungen, einen konstan-
ten Anteil am Bruttoinlandsprodukt insgesamt (bzw. am 
 Nationaleinkommen in „entgangener“ Form) einnahm. Da 
dieser Anteil in der Bundesrepublik tendenziell anstieg, wäh-
rend dies für die DDR nicht im gleichen Maß anzunehmen 
ist, wären die Ergebnisse einer solchen Gegenüberstellung 
verfälscht. Darüber hinaus ist bei einem Vergleich der 
gesamtwirtschaft lichen Leistung ebenso wie bei allen an-
deren Wertkennziffern die Wechselkursproblematik zu be-
rücksichtigen. Es erscheint im Grunde unmöglich, im Nach-
hinein einen Wechselkurs der DDR-Mark zu bestimmen, wie 
er sich unter Marktverhältnissen herausgebildet hätte. Es 
existieren dazu lediglich Hilfskonstruktionen mit Ersatz-
indikatoren, die alle mit problematischen Unvollkommen-
heiten belastet sind. Diese Probleme wollten verschiedene 
Vorhaben lösen: 

Ein Forschungsprojekt des Instituts für Wirtschaftsfor-
schung Halle und des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung Berlin hatte sich zum Ziel gesetzt, die gesamtwirt-
schaftliche Leistung der DDR als Entstehung und Ver wendung 
des Bruttoinlandsprodukts nach westlicher Methodik auf Ba-
sis der Primärunterlagen der Staatlichen Zentralverwaltung 
für Statistik zu bestimmen. Die Rückrechnung der Sozialpro-
duktsdaten wurde für die Jahre 1970, 1972 und 1975 sowie 
1978 bis 1989 vorgelegt. Doch konnten weder das Preispro-
blem noch das Wechselkursproblem einer befriedigenden Lö-
sung zugeführt werden, weshalb alle  Daten in laufenden Prei-
sen in DDR-Mark vorgelegt wurden. Deshalb sind diese Anga-
ben lediglich für Strukturanalysen verwendbar.4

Bereits früher unternahmen Wilma Merkel und Stefanie 
Wahl einen ersten Versuch, das Bruttoinlandsprodukt für die 
DDR im Zeitraum von 1950 bis 1989 nach westlicher Methodik 
zu ermitteln.5 Unter vereinfachten Annahmen und auf nicht in 
allen Details belegten Grundlagen bestimmten sie das Brutto-
inlandsprodukt in DDR-Mark. Jedoch blieb bei ihnen die Ba-
sis für den von ihnen errechneten Umrechnungskoeffizienten 
zur D-Mark – außer den allgemein gehaltenen, berücksichtig-
ten Faktoren – unklar. Er scheint letztlich nicht plausibel. 

Deshalb haben Albrecht Ritschl und Mark Spoerer in ei-
nem umfassenderen Aufsatz die Ergebnisse von Merkel und 

der Organisation der amtlichen DDR-Statistik, was für deren 
Nutzung erforderlich und hilfreich ist.

Die im Bundesarchiv befindlichen Unterlagen der Staat-
lichen Zentralverwaltung für Statistik bestehen inhaltlich 
aus zwei verschiedenen Teilen. Zum einen handelt es sich um 
die „reine“ statistische Berichterstattung, die in mehr oder 
weniger aggregierter Form vorliegt. Zum anderen finden sich 
Analysen der Staat lichen Zentralverwaltung für Statistik zu 
ausgewählten Problemen, die diese in erster Linie für die 
SED-Spitze und die Regierung zu erstellen hatte. Diese zu-
meist nur einem ausgewählten Personenkreis zugänglichen 
Untersuchungen wurden durch die vorgegebene Aufgaben-
stellung und/oder die „Schere im Kopf“ bei den Bearbeitern 
beeinflusst. Deshalb sind sie für die hier interessierenden 
Langzeitreihen in der Regel eher irrelevant.

Über die angeführten Quellen der amtlichen Statistik hi-
naus liegen zu einzelnen Themenbereichen Arbeiten aus For-
schungsprojekten vor, bei denen Vergleichbarkeit mit west-
lichen statistischen Daten angestrebt wurde, von denen hier 
exemplarisch die Untersuchung der Deutschen Bundesbank 
zur Zahlungsbilanz der DDR erwähnt sei.3 Besonderer Auf-
merksamkeit erfreute sich bisher die Schätzung der gesamt-
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der DDR im Vergleich 
zur Bundesrepublik, auf die im Folgenden exemplarisch ein-
gegangen werden soll.

Den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen lagen in 
West und Ost verschiedene Konzepte zugrunde. Statt des im 
Westen gängigen System of National Account (SNA-Konzept) 
kam in den Ostblockstaaten das sich an Marx’schen Katego-
rien orientierende Material Product System (MPS) zur An-
wendung. Beim MPS stand die Produktion von Sachgütern 
im Mittelpunkt, die zusammen mit den ihr verbundenen 
Dienstleistungen, wie Reparaturen, Transport und Handel, 
im Gesellschaftlichen Gesamtprodukt erfasst wurde. Dies ist 
wiederum eine Brutto- Brutto-Größe, das heißt, hier sind die 
unter Umständen doppelt gezählten Vorleistungen ebenso 
wie die Abschreibungen enthalten. Nach Abzug des Produk-
tionsverbrauches (Vorleistungen und Abschreibungen) ergab 
sich das produzierte Nationaleinkommen. Ob damit sämt-
liche Vorleistungen tatsächlich eliminiert werden konnten, 
ist fraglich. Gleichwohl ist dies als Nettogröße – etwas ver-
einfacht – mit dem Nettoinlandsprodukt nach der Entste-
hung im westlichen SNA-Konzept vergleichbar. Allerdings 
waren dabei die Leistungen der staatlichen Einrichtungen 
und gesellschaftlichen Organisationen, des Kredit-, Versiche-
rungs-, Wohnungs-, Erziehungs- und Gesundheitswesens so-
wie der direkten Konsumdienstleistungen nicht enthalten. 
Also wurde im Unterschied zum SNA-Konzept, das das ge-
samte Spektrum der wirtschaftlichen Tätigkeit zu erfassen 
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 systematischen Fehler auf, und die darauf basierende Schät-
zung fällt tendenziell zu positiv aus. 

Nicht zuletzt hat Gerhard Heske auf Basis der internen 
Unterlagen der DDR-Statistik die Entwicklung des ostdeut-
schen Bruttoinlandsproduktes in D-Mark berechnet.8 Auch 
er war gezwungen, seiner Schätzung bestimmte Annahmen 
zugrunde zu legen, die nicht alle hinreichend mit Archi valien 
belegt werden (können). 

Alle diese Arbeiten haben methodisch jeweils ihre Vor- 
und Nachteile und weisen Unzulänglichkeiten auf, sodass 
man sich je nach dem Untersuchungsziel entscheiden muss, 
welche man heranzieht. Gleichwohl erlauben sie grundsätz-
lich Aussagen zur Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der DDR. Dieser Befund gilt aber nicht 
 allein für die DDR, denn auch für das 19. Jahrhundert stößt 
die Bestimmung der gesamtwirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit an Grenzen der Quellen und Methodik.

Insgesamt lässt sich resümieren, dass sich die DDR prin-
zipiell in die Langzeitreihen für Deutschland einordnen lässt, 
jedoch aufgrund der Qualität, Validität und Vergleichbarkeit 
im Einzelfall geprüft werden muss, inwieweit eine Einbin-
dung in eine gesamtdeutsche Statistik möglich ist.

Wahl für das Sozialprodukt der DDR so weit übernommen, 
wie diese deren gesamtwirtschaftliche Leistung, ausgehend 
von den vorliegenden DDR-Ziffern unter Berücksichtigung 
eines geschätzten Dienstleistungsanteils, geschätzt hatten. 
Für die Umrechnung von DDR-Mark in D-Mark zogen sie al-
lerdings den im Außenhandel der DDR als Korrekturfaktor 
des offiziellen Währungskurses genutzten Richtungskoeffizi-
enten bzw. den Umrechnungskoeffizienten des Rentenüber-
leitungsgesetzes heran, die – auf unterschiedlicher Basis ent-
standen – recht gut übereinstimmen.6 Der Richtungskoeffizi-
ent kann infolge seiner Konstruktion und der Art der 
Entstehung faktisch als ein kommerzieller Wechselkurs zwi-
schen der DDR-Mark und der D-Mark betrachtet werden. 
Daher sind die Angaben von Ritschl und Spoerer für einen 
 rohen Vergleich der gesamtwirtschaft lichen Leistungsfähig-
keit der DDR mit der der Bundesrepublik durchaus geeignet. 

Außerdem legte Jaap Sleifer eine Schätzung vor, die aller-
dings aufgrund ihrer Datengrundlage problematisch ist.7  

Sie beruht auf den physischen Produktions angaben, die von 
der DDR im Statistischen Jahrbuch veröffentlicht wurden. 
Da Reihen mit negativ angesehener Entwicklung in der Regel 
nicht mehr publiziert wurden, weist dieses Sample einen 
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staatlichen Rahmen; sie sind grenzüberschreitend und oft-
mals global. Nach wie vor finden umwelthistorische Ana-
lysen in nationalstaatlicher Perspektive statt; die Konstruktion 
von nationalen Identitäten war ohne Zweifel oft eng an Natur-
vorstellungen und Naturerfahrungen geknüpft.1 Der National-
staat ist einer der wichtigsten Akteure bei der Transforma-
tion von Landschaften. Dennoch ist Umweltgeschichte sozu-
sagen auf natürliche Weise grenzüberschreitend und 
transnational. Dies gilt es bei der Erhebung und Interpreta-
tion nationaler statistischer Daten zu bedenken. Zweitens 
weist die Rekonstruktion von Daten vergangener Naturzu-
stände und deren Kontextualisierung, Verknüpfung, Inter-
pretation und Interdependenz eine deutliche Diskrepanz 
hinsichtlich der Zeithorizonte auf. Teilweise reichen die Da-
ten insbesondere zu Klima, das heißt zu Temperatur, Nieder-
schlägen etc., weit ins 18. Jahrhundert zurück, während jedoch 
gleichzeitig die eigentliche neue Ära der systematischen Um-
weltstatistik erst in den 1990er Jahren einsetzt. Insofern erge-
ben sich drittens vielfältige, höchst unterschiedliche Periodi-
sierungen. Auf der einen Seite stehen etwa die großen global-
k limatischen Schwankungen zwischen Eiszeiten und 
Wärme perioden wie die hochmittelalterliche Warmzeit zwi-
schen 1000 und 1300, gefolgt von der Kleinen Eiszeit zwischen 
1400 und 1870, mit ihrem Höhepunkt am Ende des 17. Jahr-
hunderts. Sie kann als eine Art Testlauf für die folgende Pha-
se der globalen Erwärmung angesehen werden, lehrt sie uns 
doch, dass bereits geringe Veränderungen des Klimas zu enor-
men sozialen, politischen und religiösen Erschütterungen 

Die historische Forschung speist sich aus den gegenwärtigen 
Problemen, das zeigt sich wie kaum sonst im Bereich der 
Umweltgeschichte. Befinden wir uns in einem ökologischen 
Zeitalter? Bedrohen Umweltkrisen und Umweltmigration in 
globaler Dimension unsere ökonomische, gesellschaftliche 
und politische Stabilität? Wie kann die Gesellschaft den gro-
ßen Übergang zur Nachhaltigkeit in der Industrieproduktion 
wie im Konsum bewältigen? Die historische Rekonstruktion 
der jeweiligen Umweltbedingungen und deren Veränderun-
gen, in den vergangenen Jahrzehnten zunehmend durch Ein-
flussnahme des Menschen verursacht, sind dabei vergleichs-
weise spät in den Fokus der Geschichtswissenschaft gerückt. 
Dabei entwickelten sich verschiedene Herangehensweisen, sei 
es als Geschichte der Nutzung und Überformung der natür-
lichen Umwelt und ihrer Ressourcen, als Untersuchung der 
Natur als historischem Akteur und kultureller Herausforde-
rung oder als Analyse der Wechselbeziehungen zwischen 
Mensch und Natur. Lange Zeit war in der Umweltgeschichte 
ein „declensionist narrative“ vorherrschend, das heißt, sie 
wurde als eine Geschichte der Zerstörung, Ausbeutung und 
Verschmutzung sowie als Konfliktgeschichte oder Geschichte 
der industriell bedingten Umweltkatastrophen erzählt und 
erforscht. Aber das ist nur eine Seite der Medaille.

Spezifika	des	Datenmaterials
Es gibt einige Spezifika hinsichtlich des umwelthistorischen 
Datenmaterials. Erstens entziehen sich Naturprozesse, Um-
weltverhältnisse und Klimaveränderungen dem national-

Statistische Daten zur historischen Entwicklung von Klima, Umwelt 
und Natur wurden vereinzelt schon im 18. Jahrhundert gesammelt, 
als systematische Erhebungen oder Rückberechnungen liegen 
sie erst in jüngster Zeit vor. Die Umwelthistoriker stehen vielfach 
noch am Anfang, dieses Datenmaterial auszuwerten und für ihre 
Forschungen zu verwenden. Die große Ära der Umweltstatistik 
und die damit mögliche Erforschung umweltrelevanter Indikatoren 
in historischer Perspektive hat erst begonnen.
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bekommt hier eine eher geringe Bedeu-
tung, ehe spätestens in den 1960er Jahren 
eine neue ökologische Phase begann, in 
der seit den 1970er Jahren die wachsende 
Kritik an Landschafts-, Ressourcen- und 
Energieverbrauch in eine umweltpoliti-
sche Boomzeit und gleichzeitige Ökologi-
sierung der Gesellschaft mündete.4 

Viertens schließlich spielten, anders 
als in den übrigen Bereichen der histori-
schen Statistik, quantitative Daten zu Kli-
ma, Umwelt und Natur in der deutschen 
umwelthistorischen Forschung bislang 
eher eine  untergeordnete Rolle, weil sie 
bislang schlichtweg nicht systematisch er-
hoben und zusammengestellt wurden, 
insbesondere was weiter zurückreichende 
Entwicklungen im 19. und 20. Jahrhun-
dert (und erst recht davor) angeht. Inso-
fern musste für die vorliegende Zusam-
menstellung vielfach Grundlagenarbeit 
ge leistet werden.

führen.2 Seit etwa 1890 steigen dann aber 
die mittleren Jahrestemperaturen an, aller-
dings seit den 1990er Jahren mit deut-
licher Zunahme und damit einer massi-
ven Beschleunigung der globalen Erwär-
mung.3 Auf der anderen Seite gibt es 
kleinteilige, stark politisch entwickelte 
Zäsuren und Entwicklungsphasen der 
deutschen Umweltgeschichte, beginnend 
mit dem Umbruch von natürlicher Um-
welt und Landschaft infolge von Industri-
alisierung und Bevölkerungswachstum in 
den 1850er Jahren. Das Kaiserreich er-
scheint hier als Scharnierphase, in der sich 
einerseits die einzelnen Problemlagen zu 
chronischen Krisensituationen verdichte-
ten, andererseits bei der Suche nach Lö-
sungsmöglichkeiten Strukturen und Prak-
tiken entstanden, die das Mensch-Um-
welt-Verhältnis in Deutschland bis weit in 
das 20. Jahrhundert hinein prägten. Die 
Phase von Weimarer Republik und NS-Zeit 

u Abb 1 Temperaturen, Niederschläge, Sonnenscheindauer — Abweichungen vom Durchschnitt

6,6
Grad betrug im 
Jahr 1940 die  
bisher niedrigste 
Jahresmittel-
temperatur.

9,9
Grad im Jahr 
2000 waren 
hingegen der 
Höchstwert.
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Klimatologische Aufzeichnungen  
zu Temperatur und Niederschlägen 
Die ältesten klimatologischen Aufzeich-
nungen in Deutschland reichen bis 1781 
zurück und wurden auf dem Hohenpei-
ßenberg in Bayern mit täglichen Tempera-
turmessungen vorgenommen.5 Dabei zeigt 
sich 1890 im langfristigen Trend der mitt-
leren Jahrestemperatur ein Schnitt von 
zwei signifikanten Entwicklungen. In den 
Jahren bis 1890 lässt sich ein langer Tem-
peraturrückgang erkennen. Mit dem Aus-
klingen der „Kleinen Eiszeit“ setzte danach 
eine lange und bis in die Gegenwart an-
haltende Phase deutlich steigender Jahres-
mitteltemperaturen ein. u Tab 1, Abb 1 

Es gab dabei gewisse Teilphasen, das 
heißt einen Anstieg der Temperaturen bis 
etwa 1950, gefolgt von zunächst wieder 
tendenziell leicht zurückgehenden Jahres-
mittelwerten zwischen 1950 und etwa 
1980, dem dann aber ein umso kräftigerer 
Anstieg folgte. Und es gab in einzelnen 
Jahren durchaus markante Ausreißer, wie 

1940 mit einer extrem niedrigen Jahres-
mitteltemperatur von 6,6 Grad, dagegen 
im Jahr 2000 der bisherige Höchstwert 
von 9,9 Grad. Seit 1881 erfolgte in Deutsch-
land ein Anstieg der Jahresmitteltempera-
tur um etwa 1,2 Grad, damit verbunden 
war auch eine signifikante Zunahme der 
jährlichen Niederschlagsmengen um gut 
10 Prozent.6

Serielle Daten zur den  
Vegetationsperioden
Ergänzend dazu sind die ebenfalls weit zu-
rückreichenden seriellen Daten zur Phä-
nologie, also zu den jeweiligen Eintritts-
zeiten charakteristischer Vegetationssta-
dien einzelner Pf lanzen, von zentraler 
Be deutung. Die periodisch wiederkehren-
den Wachstums- und Entwicklungser-
scheinungen geben im langfristigen Ver-
lauf beobachtet Aufschluss über die Länge 
der Vegetationsperioden und deren zeit-
liche Verschiebung. Die ältesten Erhebun-
gen zur u„Phänologischen Uhr“ Deutsch-

u Tab 1 Temperaturen, Niederschläge, Sonnenscheindauer

Mittlere Temperaturen Niederschläge Sonnenscheindauer

ganz-
jährig Winter Früh- 

jahr Sommer Herbst ganz-
jährig Winter Früh- 

jahr Sommer Herbst ganz-
jährig Winter Früh- 

jahr Sommer Herbst

Grad Celsius Liter pro Quadratmeter Stunden

x0001 x0002 x0003 x0004 x0005 x0006 x0007 x0008 x0009 x0010 x0011 x0012 x0013 x0014 x0015

1881 7,3 – 6,7 16,5 7,6 693,4 – 163,9 243,4 174,1 – – – – –

1890 7,3 – 0,6 8,2 15,3 7,7 744,5 127,6 156,9 304,6 187,4 – – – – –

1900 8,4 – 0,4 6,0 16,9 9,0 769,5 202,8 141,2 251,5 152,9 – – – – –

1910 8,4 2,0 7,8 16,0 7,8 837,1 215,4 136,2 328,4 185,8 – – – – –

1920 8,7 2,0 9,8 15,8 7,0 677,3 246,3 176,9 229,3 101,0 – – – – –

1930 8,8 2,0 8,0 16,8 9,3 845,4 134,3 201,5 268,5 293,8 – – – – –

1940 6,6 – 5,0 7,6 15,8 8,5 847,3 120,0 199,7 282,0 229,8 – – – – –

1950 8,6 1,7 8,5 17,7 8,3 829,4 228,7 177,2 239,8 228,2 – – – – –

1960 8,4 0,8 8,2 15,8 9,2 848,9 159,0 141,8 280,7 243,4 1 460,1 138,8 498,2 552,1 274,5

1970 7,7 – 2,8 6,0 16,7 9,3 913,3 199,6 239,0 241,0 218,7 1 460,1 104,1 369,6 659,3 320,5

1980 7,6 1,1 6,7 15,5 8,3 840,0 207,5 170,2 316,8 183,8 1 423,6 156,1 470,3 484,1 305,0

1990 9,5 3,6 9,4 16,7 8,8 791,7 224,7 116,9 228,1 236,9 1 674,2 188,4 588,4 625,6 286,3

2000 9,9 2,3 1,0 16,6 10,2 821,4 259,0 201,7 242,7 189,6 1 522,9 154,5 473,4 614,3 263,0

2010 7,9 – 1,3 7,8 17,8 8,4 868,5 179,6 176,3 292,4 215,3 1 538,2 111,2 463,9 676,1 299,3

2019 10,3 2,8 9,1 19,2 10,0 735,0 215,8 182,7 174,6 207,2 1 834,2 198,1 520,7 767,4 314,3

u Phänologische Uhr
Die Phänologie befasst sich mit den 
im Jahresablauf periodisch wieder-
kehrenden Wachstums- und Entwick-
lungserscheinungen der Pflanzen.  
Die Eintrittszeiten charakteristischer 
Vegetationsstadien werden beobach-
tet und festgehalten. Anhand dieser 
phänologischen Phasen lässt sich 
das phänologische Jahr konstruieren.
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Dauer seit 1. Januar in Tagen

x0016 x0017 x0018 x0019 x0020 x0021 x0022 x0023
1900 – – – – – – – –

1910 – – – – – – – –

1920 – – – – – – – –

1930 – – – – – – – –

1940 – – – – – – – –

1950 – – – – – – – –

1960 57 94 123 155 174 215 246 267

1970 80 114 139 166 182 222 250 271

1980 55 101 134 162 186 229 254 274

1990 39 77 109 140 171 215 237 264

2000 46 86 115 139 162 208 231 260

2010 66 93 120 155 173 218 240 264

u Abb 2 Phänologie — Dauer seit 1. Januar in Tagen

u Tab 2 Phänologie
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x0024 x0025 x0026 x0027 x0028 x0029 x0030
1900 – – 7 108 150 – 283

1910 – – 67 117 152 222 –

1920 – – 5 125 130 232 295

1930 – – 79 127 148 232 293

1940 – – 25 112 146 217 288

1950 – – 54 104 – – –

1960 284 303 22 104 134 237 259

1970 287 306 63 120 143 234 286

1980 292 310 66 130 154 241 279

1990 286 305 10 107 130 213 286

2000 288 307 5 107 123 208 288

2010 289 306 46 104 118 210 281

lands  setzen 1896 mit dem Beginn der 
Apfelblüte ein, die den Eintritt des Voll-
frühlings anzeigt. u Tab 2, Abb 2 

Der Beginn der landwirtschaftlichen 
Vegetationsperiode wird durch den Blüh-
beginn der Salweide, das Ende durch die 
Blattverfärbung der Stieleiche indiziert.7 
Auch andere damit im Zusammenhang 
stehende Datenreihen wie der jährliche 
 Beginn der Weinlese sind dabei unter kli-
ma- und umwelthistorischer Perspektive 
 wichtige Quellen. Die Trendaussage dieser 
 phänologischen Daten ist jedenfalls klar: 
Austrieb, Blüte und Fruchtreife setzen ins-
gesamt jeweils früher ein, während im 
Herbst Blattverfärbung und Blattfall später 
stattfinden. Die Vegetationsperioden dau-
ern insgesamt damit länger, im Vergleich 
der Werte von 1950 und 2010 etwa elf Tage, 
wobei es regional erhebliche Unterschiede 
gibt. Diese Verschiebung der phänologi-
schen Phasen ist nicht auf die vergangenen 
Jahrzehnte beschränkt, aber sie hat sich in 
den vergangenen 20 Jahren sprunghaft 
verstärkt. Die Blüte der Schlehe beispiels-
weise setzt heute fast einen Monat früher 
ein als noch vor 170 Jahren. Diese „Vorver-



Umwelt, Klima und Natur / Kap 01

23

Stieleiche:  
 herbstliche 

Blattverfärbung

Stieleiche:  
herbstlicher  

Blattfall (1951 – 
1990 extrapoliert)

Hasel:  
Beginn  

der Blüte  
(Vorfrühling)

Apfel:  
 Beginn  

der Blüte 
(Vollfrühling)

Schwarzer  
Holunder:  

 Beginn der Blüte 
(Frühsommer)

Schwarzer  
Holunder:  

erste reife Früchte 
(Frühherbst)

Rotbuche:  
Blattverfärbung 

(Spätherbst)

Dauer seit 1. Januar in Tagen

x0024 x0025 x0026 x0027 x0028 x0029 x0030
1900 – – 7 108 150 – 283

1910 – – 67 117 152 222 –

1920 – – 5 125 130 232 295

1930 – – 79 127 148 232 293

1940 – – 25 112 146 217 288

1950 – – 54 104 – – –

1960 284 303 22 104 134 237 259

1970 287 306 63 120 143 234 286

1980 292 310 66 130 154 241 279

1990 286 305 10 107 130 213 286

2000 288 307 5 107 123 208 288

2010 289 306 46 104 118 210 281

legung des Frühjahrs“ hat nachhaltige 
Rückwirkungen auf die Pf lanzen- und 
Tiermobilität: Die Verbreitungsgebiete von 
an Kälte angepassten Pflanzen und Tierar-
ten verschieben sich global polwärts, wäh-
rend wärmeliebende Arten „nachrücken“.8

Wasserstände in Flüssen und  
an Küsten
Zentrale umwelt- und klimahistorisch re-
levante Datenreihen nehmen auf die Was-
serstände in Flüssen und an den deutschen 
Küsten Bezug. Der enge Zusammenhang 
zwischen Temperaturzuwachs, Anstieg des 
Meeresspiegels und Ausmaß des Gletscher-
schwundes ist längst evident, und diese In-
terdependenzen hinterlassen auch ihre 
Spuren in den historischen  Veränderungen 
von Wasserhaushalt und Wassernutzung in 
Europa und in Deutschland.9 Länger zu-
rückreichende Rekonstruktionen der Was-
serführung von großen deutschen Flüssen 
wie dem Rhein geben jedoch auf die große 
Frage danach, ob sich die Häufigkeit der 
Hochwasser-Ereignisse in den vergangenen 
Jahrzehnten und Jahrhunderten gesteigert 
hat, keine eindeutige Antwort. u Tab 3, Abb 3 

Seit etwa 1920 ist hier eine deutliche 
Zunahme von kritischen Pegelständen 
über 10 Metern zu registrieren, im Unter-
schied zum hochwasserarmen 19. Jahr-
hundert. Die Statistik zeigt eine Häufung 
von „Jahrhundert-Hochwassern“ inner-
halb nur weniger Dekaden. In längerer 
Perspektive jedoch relativiert sich das 
wiederum. Hochwasserreiche Perioden 
gab es auch schon im 16. und vor allem 
im 18. Jahrhundert. Schneeschmelze und 
schwere Regenfälle, verbunden mit den ge-
waltigen Anstrengungen zur u Rhein-Be-
gradigung und  deren Auswirkungen, ver-
ursachten in der Zeit der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts bis Anfang des 
19. Jahr hunderts einen erheblichen An-
stieg des Flusswasserpegels mit zahlrei-
chen Überschwemmungen. Die nachteili-
ge Wirkung von Abholzungen und Fluss-
korrektionen war ein heiß diskutiertes 
Thema in dieser Zeit.10 Auf der Gegenseite 
lässt sich das Auftreten von Niedrigwasser- 
perioden mit extrem geringen Wasserpe-
gelständen und den entsprechenden 
Rückwirkungen auf die Verkehrsschiff-
fahrt nachverfolgen. Auch hier zeigt sich 

u Rhein-Begradigung
Die Rhein-Begradigung ist die künst-
liche Verkürzung des ehemals 
mäandrierenden Rheins. Sie wurde in 
Deutschland zwischen 1817 und 1876 
durchgeführt. Die Rhein-Begradigung 
war auch Voraussetzung für die 
Schiffbarmachung des Flusses hinauf 
bis Basel, die 1907 begonnen wurde.
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Weitere umweltstatistische  
Erfassungsversuche: Wald, Emis-
sionen, Abfall, Energieverbrauch, 
Erdbeben und Biomobilität
Ein Kernthema der Umweltgeschichte ist 
auch die Veränderung der Landnutzung, 
ob zu agrarischen oder forstlichen Zwe-
cken. Die jeweiligen Datenreihen dazu 
finden sich im Kapitel 17 in diesem Band, 
hier sollen dazu nur einige ergänzende 
Bemerkungen aus umwelthistorischer 
Perspektive gemacht werden. Die land-
wirtschaftlich genutzte Fläche nahm zwi-
schen 1878 und 1995 rasant ab, während 
die Waldfläche in Deutschland seit Mitte 
des 19. Jahrhunderts nach dem mittel-
alterlichen Raubbau und der extensiven 
Waldnutzung im 17. und 18. Jahrhundert 
langsam wieder zunahm. Die Bedeutung 
des Waldes in der Frühen Neuzeit als 
Spender von Brenn- und Bauholz sowie 

für den Rhein eine deutliche Zunahme 
für die Zeit ab 1950. u Tab 3

Entsprechende zeitliche Veränderun-
gen lassen sich auch für die Wasserstände 
an den deutschen Küsten aufzeigen.11 Die 
seit 1874 verfügbaren Daten spiegeln so-
wohl für die Ost- wie die Nordsee eine vor 
allem seit etwa 1955 einsetzende Ände-
rung des Tideverhaltens wider. u Tab 4, Abb 4

 Ab diesem Zeitpunkt steigen die Tide-
hochwasser signifikant an, was insgesamt 
zu einem außerordentlich starken Anstieg 
des Tidehubes um ca. 10 Prozent an den 
je weiligen Küstenpegeln führt. Inwieweit 
diese dramatische Veränderung der Tide-
dynamik an den deutschen Küsten mit 
globalen Klimaveränderungen zusam-
menhängt und welche längerfristigen 
Umwelt- und Landschaftsveränderungen 
vor Ort damit verbunden sind, ist dabei 
noch strittig.

u Tab 3 Wasserstände von Flüssen

Elbe, Dresden Rhein, Köln Main, Würzburg

Wasserstand Abfluss Wasserstand Abfluss Wasserstand Abfluss

maximal minimal maximal minimal maximal minimal maximal minimal maximal minimal maximal minimal

cm Liter cm Liter cm Liter

x0031 x0032 x0033 x0034 x0035 x0036 x0037 x0038 x0039 x0040 x0041 x0042
1834 682 196 2 320 132 911 190 7 900 760 596 221 931 30

1840 628 196 1 840 132 755 212 5 710 870 469 221 523 30

1850 706 187 2 580 117 1 023 194 9 710 780 710 219 1 280 28

1860 694 152 2 570 70 767 296 5 970 1 380 576 236 809 47

1870 491 168 1 160 95 788 176 6 260 710 608 209 921 19

1880 598 167 1 800 124 913 223 8 070 946 648 190 1 070 42

1900 773 123 3 100 132 752 184 5 810 820 457 160 463 18

1910 427 140 1 000 163 797 224 6 430 1 090 444 165 442 47

1920 772 85 3 190 80 1 058 126 10 700 614 721 148 1 450 36

1930 488 64 1 350 55 915 159 8 380 869 549 139 727 31

1940 757 90 3 110 125 748 196 5 980 1 060 569 174 817 56

1950 316 34 639 51 755 148 6 170 820 390 148 353 36

1960 419 101 996 130 562 167 3 990 985 288 144 274 14

1970 519 99 1 390 127 983 182 9 690 1 090 644 139 1 250 36

1980 577 131 1 730 187 929 196 8 800 1 170 494 156 703 61

1990 396 72 885 89 854 131 7 250 876 378 133 542 29

2000 594 82 1 680 102 661 235 4 950 1 450 319 141 423 56

2010 541 67 1 410 96 729 186 5 750 1 190 404 147 597 59

1955
setzte eine Ände-
rung des Tide-
verhaltens an 
den deutschen 
Küsten ein.
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Abb 3: Minimale Wasserstände – in cm, Rhein, Köln

Abb 3: Minimale Wasserstände – in cm, Main, Würzburg

Abb 3: Minimale Wasserstände – in cm, Elbe, Dresden

u Abb 3 Maximale und minimale Wasserstände — in cm
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Holzproduktion, zum Holzeinschlag und 
zur Qualität und Struktur der Waldres-
sourcen (Indikatoren des „Waldsterbens“), 
in denen diese Veränderungen abgebildet 
werden, haben in Europa eine lange Tradi-
tion. Aber erst zwischen den 1950er und 
1990er Jahren vollzog sich noch einmal ein 
neuer Paradigmenwechsel in der Waldbe-
wirtschaftung, ausgerichtet auf die Prinzi-
pien von Dauerwald, naturnaher Wald-
wirtschaft und stabiler Mischwaldbestände.

So heterogen wie Umwelt, Klima und 
Natur als historische Phänomene sind, so 
heterogen ist auch das zugrunde liegende 
Gerüst aus zahllosen, zumeist erst in 
jüngster Zeit einsetzenden umweltstatisti-

als Ort der Waldweide änderte sich im 
Lauf des 19. Jahrhunderts als Folge der 
Substituierung von Holz als Energiequel-
le durch die Steinkohle grundlegend. Die 
Debatte um eine Ressourcenkrise (Holz-
not) wurde von einer zunehmenden Ver-
marktung und Kapitalisierung als Folge 
der Durchsetzung der staatlichen Wald-
nutzungsinteressen und entsprechender 
Flankierung durch Forstwissenschaft bzw. 
Forstökonomie abgelöst. Gleichzeitig dran-
gen neue Ansprüche an die Waldnutzung 
wie Schutz vor Naturgefahren, Erholung 
und Freizeit sowie Naturschutz in den 
Vordergrund. Periodische Waldinventuren 
mit entsprechenden Datenkatalogen zur 

schen Datenreihen. Es gibt viele weitere 
wichtige Indikatoren zum Thema Umwelt, 
Klima und Natur, allen voran die durch den 
Menschen verursachten Emissionen ver-
schiedener Stoffe wie CO

2
 (vgl. hierzu auch 

das Kapitel 22 in diesem Band). Der klima-
relevante Kohlendioxidausstoß stammt da-
bei zum einen aus der Nutzung fossiler 
Energieträger für Industrie und Verkehr, 
zum anderen aus der Landwirtschaft, ins-
besondere der Viehzucht. Die entsprechen-
de Konzentration in der Atmosphäre ist 
dabei in den vergangenen 150 Jahren weit-
gehend proportional zum Verbrauch fossi-
ler Brennstoffe angestiegen, wobei der ei-
gentliche rasante Anstieg vor allem seit 

u Abb 4 a Höchste Wasserstände Nordsee — Abweichungen vom Durchschnitt

u Abb 4 b Höchste Wasserstände Ostsee — Abweichungen vom Durchschnitt
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den 1950er Jahren erfolgt ist. Die Rekons-
truktion der CO

2
- Konzentration lässt sich 

inzwischen mit Hilfe von Untersuchun-
gen eingeschlossener Luftblasen in arkti-
schen und antarktischen Eisbohrkernen 
bis zum Jahr 1000 und davor zurückver-
folgen, jedoch können hieraus keine natio-
nalen Daten erstellt werden. Erst ab 1990 
gibt es allein auf Deutschland bezogene 
Erhebungen zu diesem Treibhausgas, wäh-
rend für andere Industrieemissionen wie 
Stickstoffoxide, Schwefeldioxid und Koh-
lenmonoxid die Statistiken immerhin bis 
1970 zurückreichen. Man könnte diese all-
gemeinen Emissionsdaten auch durch zahl-
reiche, ebenfalls ab etwa den 1960er Jahren 

einsetzende Zeitreihen zum Ausstoß von 
einzelnen umweltrelevanten prekären 
Stoffen und chemischen Verbindungen in 
die Luft oder als Abwasser ergänzen, wie 
etwa Isocyanat, Fluorkohlenwasserstoff- 
Verbindungen (FCKW) sowie lösungsmit-
tel- und chlorhaltige Stoffe. Dies führt zu 
Abfallstatistiken. Für einzelne Regionen 
und Kommunen in Deutschland lassen 
sich zum Teil bis ins 19. Jahrhundert zu-
rück Daten zu Gesamtabfall aufkommen, 
Haus- und Industriemüllanfall, zu Klär-
schlammentsorgung und Verpackungs-
abfällen gewinnen. Wasserverbrauch und 
Wasserverschmutzung und nicht zuletzt 
Datenreihen zu Energieverbrauch und 

u Tab 4 Wasserstände Meere

Cuxhaven- 
Steubenhöft Dagebüll Norderney Emden Warnemünde Travemünde

HThw * MThw ** HThw MThw HThw MThw HThw MThw HW *** MW **** HW MW

cm

x0043 x0044 x0045 x0046 x0047 x0048 x0049 x0050 x0051 x0052 x0053 x0054

1834 – – – – – – – – – – 51 – 22

1840 – – – – – – – – – – 80 – 15

1850 291 108 – – – – – – – – 104 – 13

1860 300 116 – – – – – – – – 54 – 21

1870 306 119 – – – – – – – – 80 – 16

1880 265 120 215 99 – – – – – – 94 – 15

1900 298 129 255 103 – – – – – – 127 – 9

1910 256 127 365 107 222 99 315 132 110 – 6 124 – 8

1920 313 134 285 117 249 99 303 128 72 – 8 64 – 5

1930 386 130 270 108 338 100 408 125 66 – 7 91 – 10

1940 340 139 325 110 277 110 330 130 111 – 9 144 – 7

1950 318 138 275 120 276 111 365 136 124 2 154 – 4

1960 264 126 242 106 225 102 276 123 121 – 6 165 – 4

1970 351 145 308 123 278 113 338 141 73 0 92 1

1980 312 151 340 131 260 119 330 143 112 – 2 144 – 4

1990 444 158 462 145 366 122 420 149 116 10 134 9

2000 453 156 395 146 343 125 387 152 109 7 132 4

2010 285 150 319 137 225 120 290 146 – – – –

HThw: Höchster Wert des Tidehochwassers  
MThw: Mittlerer Wert des Tidehochwassers 
HW: Hochwasser 
MW: Mittelwasser

* 
** 

*** 
****

1834
ist das erste Jahr, 
für das Wasser-
stände der Ostsee 
dokumentiert sind.
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Energieproduktion (und die damit korres-
pondierenden Energiepreise) stellen eben-
falls wichtige quantitative wie qualitative 
Indikatoren der Umweltgeschichte dar. 
Der Langzeitblick auf Umfang und Struk-
tur der Stromproduktion zeigt, welche Ak-
teure wann und aus welchen Gründen auf 
Wasserkraft oder auf den Atomstrom setz-
ten. Der Energieverbrauch in Deutschland 
ist zwischen 1840 und 2000 nicht linear ge-
stiegen, sondern mit Brüchen und Be-
schleunigungs- wie Verlangsamungspha-
sen. Auffallend ist dennoch die enge Paral-
lelität in der Beschleunigung der 
Wachstumsraten bei der Energieverwen-
dung und der Umweltbelastung seit den 
1950er Jahren. Statt nationaler Daten las-
sen sich aber gleichfalls eher mit hilfe regi-
onaler Statistiken, etwa zu Kohleprodukti-
on, differenziertere und weiter zurückrei-
chende Vorstellungen der jeweiligen 
Entwicklungen gewinnen. 

Ein Teilbereich der Umweltgeschichte 
befasst sich mit der Zuspitzung auf eine 
Geschichte von Naturgefahren und Natur-
katastrophen, auch hier gibt es relevante 
Datensätze, etwa zu den Erdbebenauf-
zeichnungen, die in Deutschland bis ins 
Jahr 800 zurückverfolgt und rekonstruiert 
werden können.12 Ob der weltweite Trend 
der Zunahme von Zahl und Heftigkeit der 
Erdbeben auch auf die seismischen Aktivi-
täten in Deutschland zurückwirkt, ist da-
bei noch völlig unklar. Dafür wird sich 
mittelbar eine andere statistisch messbare 
Entwicklung im Zusammenhang mit Na-
turkatastrophen auswirken: der steigende 
Umfang von Flucht- und Wanderungsbe-
wegungen Tausender Menschen weltweit 
im Zusammenhang mit Umweltkrisen 
und -katastrophen, Überschwemmungen, 
Bodenerosion, versiegenden Brunnen und 
versalzenen Böden und der damit verbun-
denen wachsenden Ungleichheit der Ver-
teilung von umweltbezogenen Lebens-
grundlagen. Die Geschichte der Mobilität 
der Menschen, die durch Klimawandel 
und Umweltkatastrophen zu Migrations-
bewegungen gezwungen wurden (vgl. hier 
auch das Kapitel 3 in diesem Band), korre-
spondiert dabei mit jener von Pflanzen 
und Tieren (Biomobilität) im Kontext von 

europäischer Expansion, Kolonialisierung 
und u „kolumbianischem Austausch“. 

Auch hier ist die Wissenschaft erst dabei, 
spezifische Indikatoren und Datenerhe-
bungsmethoden zu entwickeln. Für die 
Zeit ab 1970 gibt es immerhin historische 
Zeitreihen zu Artenvielfalt und Land-
schaftsqualität in Deutschland. Im Kon-
text der Aktivitäten der OECD werden zu-
dem zahlreiche weitere und neue quanti-
tative und komplex zusammengesetzte 
Indikatoren zu Nachhaltigkeit und Biodi-
versität in Deutschland entwickelt, darun-
ter etwa die nutzbare Feldkapazität, die 
die Menge des im Boden vorhandenen 
Wassers, das den Pflanzen zur Verfügung 
steht, misst (Bodenfeuchte und ihre Rück-
wirkungen auf die Pflanze in Form von 
Wasserstress bzw. Übersättigung).13 

Die große Ära der Umweltstatistik be-
ginnt eigentlich erst in jüngster Zeit. Das 
gilt insbesondere und abschließend für die 
Entwicklung und Berechnung umweltöko-
nomischer Gesamtrechnungen. Mithilfe 
komplexer Material- und Energieflussrech-
nungen wird dem engen Zusammenhang 
von Wachstum und Ressourcenverbrauch 
nachgegangen; in jüngster Zeit gibt es aber 
auch den Versuch, die Entkoppelung bei-
der Größen erstmals nicht nur als eine 
Phrase, sondern als ein tatsächliches öko-
nomisches wie gesellschaftspolitisches Ziel 
voran zutreiben. Dies alles wird aber zu-
gleich durch ein allenthalben für die 
 unterschiedlichsten Interessen instrumen-
talisiertes „Nachhaltigkeits-Paradigma“ 
mehr vernebelt, als dass es (auf)klärend 
wirkt. Es ist daher umso wichtiger, dass 
künftig sehr viel mehr und weit differen-
zierteres umweltstatistisches Material für 
die historische Forschung zur Verfügung 
stehen wird, um damit die vielfach noch 
unerforschten komplexen Wechselspiele, 
Interdependenzen und selbstverstärken-
den Effekte der vielen umweltre levanten 
Indikatoren in historischer Perspektive 
weiter zu untersuchen.

u Kolumbianischer Austausch
Der auf Forschungsarbeiten des 
US-amerikanischen Historikers Alfred 
W. Crosby zurückgehende Ausdruck 
wird verwendet, um die enorme Ver-
breitung und Wechselwirkung von  
für die jeweiligen Kontinente zunächst 
neuartigen landwirtschaftlichen  
Waren und Produkten aus Flora und 
Fauna zwischen der östlichen und 
west lichen Hemisphäre zu bezeichnen.
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Datengrundlage

Die beste Datengrundlage für historische Wetter- und Klimadaten in 
Deutschland liefert der Deutsche Wetterdienst (DWD), der seit 1952 als 
Bundesoberbehörde mit der gesetzlichen Aufgabe einer möglichst flächen-
deckenden Gewinnung von meteorologischen Daten beauftragt ist.   
Das Datengewinnungsnetzwerk des DWD zählt dabei zu den größten welt-
weit und alle Daten unterliegen einer mehrstufigen Kontrolle, was eine 
 optimale Qualitätssicherung ermöglicht. Neben diesen allgemeinen Klima-
daten  erhebt der DWD auch einige spezielle Klimadaten. Zu diesen zählt die 
Erhebung der sogenannten phänologischen Daten. Systematische 
phänolo gische Beobachtungen aus den Jahren vor 1951 sind – soweit 
nicht in den Kriegsjahren verloren gegangen – derzeit nur in Papierform 
archiviert und liegen somit noch nicht aufbereitet vor. Dennoch gibt es 
durchgehende phänologische Datenreihen einzelner Standorte, wobei die 
bedeutendste Langzeitreihe die des Standorts Geisenheim (Hessen) ist, 
die  lückenlos seit 1896 vorliegt. Forschungsarbeiten aus dem Bereich der 
Historischen Klimatologie nutzen darüber hinaus Quellen, die noch wesent-
lich weiter zurückgehen. Hier kann beispielsweise die Dendrochronologie 
(Lehre der Baumringe) entscheidende Informationen über frühere Klima-
veränderungen und Extremereignisse wie Fluten oder Dürren liefern.14 
Jahrelange Forschungsarbeiten in der Historischen Klimatologie haben 
zum Aufbau umfangreicher Klimadatensammlungen geführt, die inzwi-
schen durch die Universität Freiburg in Form der datenbankgestützten In-
frastruktur „Tambora“ (the climate and environmental history collaborative 
 research  database) zusammengeführt werden.15

Die Daten zu den Wasserständen an großen deutschen Flüssen entstam-
men der Pegeldatenbank der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes (WSV), die in enger Zusammenarbeit mit dem „Forschungsinstitut 
Wasser und Umwelt“ der Universität Siegen erhoben und ausgewertet 
werden.16 Sie wurden durch die pegelbetreibenden Wasser- und Schiff-
fahrtsämter geprüft und veröffentlicht. Ein weiteres bedeutendes Wasser-
standsdatenprojekt ist die Plattform „Undine“ der Bundesanstalt für 
 Gewässerkunde (BfG), die Datengrundlagen zur Einordnung und Bewer-
tung hydrologischer Extreme anbietet.17 Während regelmäßige Wasser-
standsbeobachtungen an den großen deutschen Flüssen bereits seit 
dem 18. Jahrhundert – hier jedoch primär im Hochwasserfall und durch 
einfache Lattenpegel – stattfanden, setzten am Pegel Dresden ab 1806 
erstmals kontinuierliche Messungen ein, sodass hier die am längsten 
durchgehenden Wasserstandsreihen vorliegen. Weitere Erhebungen und 
Aufbereitungen von umweltstatistischen Daten, allerdings erst für die 
 jüngere Zeit, finden sich auch auf den Seiten des Umweltbundesamtes.
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Im 19. und 20. Jahrhundert hört das Bevölkerungswachstum auf,  
die Wirtschaft zu belasten. Geburtenraten nehmen ab, die Kinder- 
sterblichkeit wird überwunden und die Lebenserwartung nimmt 
zu, sodass die Bevölkerung altert. Ehe und Familie werden für 
das soziale und wirtschaftliche Leben jenseits der Privatsphäre 
weniger bedeutsam, im späten 20. Jahrhundert dann auch quan-
titativ weniger gewichtig.

Einkommens weniger Tote, mehr Kinder und damit insge-
samt auch eine steigende Bevölkerung bedeutete. Aus diesem 
Kreislauf kam man lange Zeit nicht heraus. Um 1840 – entge-
gen den düsteren Prognosen von Malthus und seiner großen 
pessimistischen Anhängerschaft auch in Deutschland – galt 
das aber im Grunde schon nicht mehr.1 Abbildung 1 zeigt in 
langfristiger Sicht die absolute Bevölkerungszahl einerseits, 
Reallohn und Getreideproduktion als Indikatoren für das 
Einkommen bzw. die Ernährungsmöglichkeiten andererseits. 
Man sieht sehr deutlich, dass bereits zu Beginn unserer Zeit 
die Nahrungs- und Einkommensgrundlage pro Kopf trotz 
wachsender Bevölkerung ungefähr auf demselben Niveau 
blieb und dass spätestens seit Beginn des Kaiserreichs die 
Einkommen der Bevölkerung davonliefen – und nicht umge-
kehrt. Das ist ein ganz anderes Bild, als es sich für das 16. 
oder 17. Jahrhundert zeigt.u Abb 1

Durch langfristige Betrachtungen ist nicht erkennbar, wie 
sich bessere und schlechtere Einkommenslagen auf Geburt 
und Tod auswirkten. Hierfür müssen Reihen, wie sie in Abbil-
dung 1 und 2 dargestellt sind, gewissermaßen mit der Lupe 
betrachtet werden, also für einzelne Krisenzeiten die Reallöhne 
einerseits und die Geburten- und Sterberaten andererseits. 
Für die Vormoderne, etwa das 17. und 18. Jahrhundert, ist das 
oft getan worden.2 In „Subsistenzkrisen“ folgten auf einen 
Anstieg der Getreidepreise und einen sich daraus ergebenden 
Rückgang der Reallöhne zahlreiche Todes fälle (crise de type 
ancien) oder deutlich weniger Heiraten und Geburten (crise 
larvée). Kausal war dafür weniger ein direktes Verhungern der 

Die deutsche Bevölkerungsgeschichte der beiden vergangenen 
Jahrhunderte ist von drei grundlegenden Veränderungen ge-
prägt, die uns – zusammengenommen – in eine völlig andere 
Welt katapultiert haben: Das Entkommen aus der malthusia-
nischen Falle, der demografische Übergang und die Funkti-
onsentlastung von Haushalt und Familie. Der erste Prozess 
bedeutet, dass ein beständiges Wachstum der Einkommen 
möglich wurde und nicht mehr wie zuvor immer wieder von 
einer zunehmenden Bevölkerung aufgezehrt wurde; der zwei-
te Prozess bedeutet, dass Sterblichkeit und Geburtenzahlen 
zurückgingen, und zwar unumkehrbar; der dritte Prozess be-
deutet, dass die heutige Gesellschaft weniger um das Paar von 
Mann und Frau herum organisiert ist und dass die soziale 
Rolle als Ehemann oder Ehefrau unser Leben nicht mehr so 
umfassend wie früher bestimmt. Im Folgenden wird auf diese 
drei Prozesse näher eingegangen und gezeigt, inwiefern sie in 
den hier dokumentierten Reihen sichtbar sind.

Bevölkerung, Einkommen und Krisen
Wie der Begründer der Demografie, Thomas Robert Malthus, 
im Grunde richtig erkannte, hatten vormoderne Gesellschaf-
ten – nicht nur die deutsche – das Problem, dass Einkommen, 
Geburten und Todesfälle in einer sehr ungünstigen Weise 
aufeinander einwirkten. Einerseits führte eine wachsende 
Bevölkerung regelmäßig zu fallenden Einkommen (in der 
Ökonomie spricht man hier vom „fallenden Grenzertrag“), 
andererseits hatten Einkommensveränderungen deutliche 
demografische Folgen, und zwar so, dass eine Zunahme des 
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u Tab 1 Bevölkerung

mittlere 
Bevöl- 
kerung

Volkszählungsbevölkerung

insgesamt
nach Geschlecht nach Alter Familienstand

Männer Frauen 0 bis 14 15 bis 64 65 und älter ledig verheiratet verwitwet geschieden

Mio.

x0055 x0056 x0057 x0058 x0059 x0060 x0061 x0062 x0063 x0064 x0065
Deutsches Reich

1871 41,0 41,0 20,1 20,9 14,1 25,9 1,0 24,8 13,8 2,4 0,1

1895 52,0 52,3 25,7 26,6 19,0 31,9 1,4 – – – –

1910 64,6 64,9 32,0 32,9 22,1 39,6 3,3 38,1 23,2 3,5 0,1

1925 62,4 62,4 30,2 32,2 16,1 42,7 3,6 33,0 25,4 3,7 0,3

1933 65,2 65,2 31,7 33,5 14,4 45,5 5,3 32,1 28,6 4,0 0,5

1939 69,3 68,3 32,8 35,5 15,5 47,0 5,7 30,9 32,4 4,3 0,7

Bundesrepublik

1950 51,0 47,7 22,4 25,3 11,2 32,0 3,8 21,5 21,8 3,8 0,6

1961 56,6 56,2 26,4 29,8 12,2 39,0 5,0 23,0 27,4 4,8 0,9

1970 61,0 60,7 28,9 31,8 14,1 38,6 8,0 24,0 30,3 5,2 1,1

1987 61,2 61,1 29,3 31,8 8,5 42,8 – 23,5 29,8 5,4 2,4

DDR

1950 18,4 18,4 8,2 10,2 4,2 12,2 2,0 7,4 8,8 1,9 0,3

1964 17,0 17,0 7,7 9,3 4,0 10,5 2,5 6,3 8,7 1,7 0,4

1971 17,1 17,1 7,9 9,2 4,0 10,4 2,7 6,5 8,5 1,6 0,5

1981 16,7 16,7 7,8 8,9 3,2 10,9 2,6 6,2 8,3 1,5 0,8

1989 16,4 16,4 7,9 8,6 3,2 11,1 2,1 6,1 8,1 1,3 1,0

Deutschland

1990 79,8 79,8 38,5 41,3 12,9 54,9 11,9 30,6 38,8 6,6 3,7

2000 82,3 82,3 40,2 42,1 12,8 55,8 13,7 33,0 38,2 6,2 4,8

2010 81,8 81,8 40,1 41,6 12,8 54,0 15,0 34,4 35,0 5,9 6,5

2017 82,8 82,8 40,8 41,9 11,2 53,9 17,7 35,1 35,8 5,7 6,2

Menschen oder (bei den Geburten) ein 
hungerbedingtes Ausbleiben der Menst-
ruation (Hunger-Amenorrhö), sondern 
eher die Ausbreitung von Krankheiten, 
die mit Mangelernährung und Kälte in ei-
ner Wechselbeziehung standen (zum Bei-
spiel der sogenannte Hungertyphus sowie 
Krankheiten des Verdauungssystems) oder 
die epidemiologischen Auswirkungen von 
erhöhter Arbeits- und Bettlermobilität. 
Das gilt auch noch für Krisen im späten 
18. Jahrhundert (etwa 1771) oder kurz vor 
Einsetzen unserer Reihen (das „Jahr ohne 
Sommer“ 1816, nach dem die Realein-
kommen um ein Drittel einbrachen). 
Nach 1834 waren Reallohnein bußen nur 
noch selten so heftig wie im 18. Jahrhun-
dert; die letzten mehr als zehnprozentigen 

Einkommensrückgänge finden wir in den 
1850er Jahren. Wenn man sich die Mühe 
macht, über „histat“ die Real löhne, Ge-
burten- und Sterberaten für die Jahre um 
die 1848er Revolution zu  beschaffen (der 
1846 eine Kartoffelmiss ernte vorausge-
gangen war), dann sieht man nur noch 
mit Mühe (klarer bei den Geburten, 
kaum bei der Sterblichkeit) eine demo-
grafische Reaktion. Man kann argumen-
tieren, dass Missernten sich zu dieser Zeit 
in Deutschland zwar auf die Gesundheit 
und die Lebensqualität auswirkten, aber 
nicht mehr tödlich wirkten.3 Im 20. Jahr-
hundert, etwa nach der Konjunkturkrise 
von 1967, sind die demografischen Aus-
wirkungen von Einkommenskrisen – 
sichtbar allenfalls als leichtes Abflachen 
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Abb. 1: Reallohn, Getreideproduktion und Bevölkerung in Deutschland (1949–90: BRD)

Reallohn 
(1913=100)

Einwohner 
(Mio.)

Getreide 
(100 000 t)

* Reallohn: Reihe x0467; Getreideproduktion: Summe aus Weizen- und Roggenproduktion, Reihen x0768 und x0769.

u Abb 1 Reallohn, Getreideproduktion und Bevölkerung in Deutschland *

der Reallohnzuwächse – nicht mehr evi-
dent und werden von den längeren Trends 
des Sterblichkeits- und vor allem Gebur-
tenrückgangs überlagert. Deutlich wird 
damit, dass im 18. Jahrhundert Einkom-
mensschwankungen durchaus noch den 
von Malthus behaupteten Einfluss auf die 
Geburten (die sogenannten präventiven 
Hemmnisse) sowie auf die Sterblichkeit 
hatten (die positiven Hemmnisse). Schon 
zu Beginn der in diesem Beitrag erfassten 
Zeit, geschweige denn im späten 20. Jahr-
hundert, galt das nicht mehr eindeutig. 
Das kann nicht daran  liegen, dass im 
19. Jahrhundert gewerb liche Einkom-
mensquellen allmählich wichtiger wur-
den – das war erst im Kaiser reich der Fall. 
Entscheidend war vielmehr die Heraus-
bildung von Agrarmärkten, die dafür 
sorgten, dass lokale Miss ernten durch 
überlokalen Handel aus geglichen wurden 
und Einkommen deshalb nicht mehr 
massiv von Ernteschwankungen beein-
flusst wurden (vgl. Kapitel 17 in diesem 
Band). u Tab 1

Die	demografische	Transition
In vielen Darstellungen wird unter dem 

„demografischen Übergang“ eine bestimm-
te regelmäßige Abfolge von Phasen ver-
standen. Sie führt – weltweit – von einem 
Zustand hoher Sterbe- und Geburtenraten 
mit stabiler Bevölkerung über einen zu-
nächst aufgrund des medizinischen Fort-
schritts einsetzenden Rückgang der Sterb-
lichkeit und deshalb beginnendes Bevölke-
rungswachstum in eine dritte Phase, in der 
– weil die Sterberate zuvor gesunken ist und 
die Eltern nun weniger Geburten brauchen, 
um überlebende  Kinder zu haben – auch 
die Geburten zurückgehen, bis als vierte 
Phase ein neues Gleichgewicht erreicht ist. 
Dieses Vier- Phasen-Modell, das in vielen 
Schulbüchern steht, ist ein Versuch, einen 
realen, wichtigen und vor allem unum-
kehrbaren Wandlungsprozess zu beschrei-
ben. Es bedarf aber in allen vier Bereichen 
der kritischen Überprüfung. 4 u Tab 2, Abb 2

Erstens gab es vor dem Übergang 
 keinen stabilen Gleichgewichtszustand, 
sondern es wechselten sich oft längere 

41
Millionen Menschen 
zählte die Bevölke-
rung laut Volkszäh-
lung im Deutschen 
Reich 1871.

68,3
Millionen waren  
es 1939.
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u Tab 2 Geburten und Todesfälle

* Der Begriff der „Totalen“ Fertilitätsrate soll verdeutlichen, dass es sich hierbei um die Summierung der altersspezifischen Fertilitätsraten von Frauen handelt.  
** Die Geburten- und Sterberate wird als „roh“ bezeichnet, weil diese Indikatoren die Alters- und Geschlechtszusammensetzung der Bevölkerung nicht berücksichtigen.

Lebend- 
geborene

Totale  
Fertilitäts- 

rate *

Rohe  
Geburten- 

rate **

Anteil der 
nichtehelich 
Geborenen

Sterbefälle Rohe  
Sterberate **

Alterslast- 
quotient  
65+/15 

(25) – 64 Jahre

Übersterblich- 
keit der Männer  

im Alter von  
60 Jahren

Mio.  Lebendgeburten 
pro Frau pro 1 000 % Mio. pro 1 000 % Jahre

x0066 x0067 x0068 x0069 x0070 x0071 x0072 x0073
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1834 1,10 4,88 37,40 – 0,91 30,86 10,29 0,10

1849 1,32 4,80 39,18 11,67 0,96 28,65 9,95 0,03

1895 1,88 – 36,10 8,98 1,15 22,14 8,33 0,78

1913 1,84 3,52 27,45 9,60 1,00 15,00 8,26 –

1919 1,26 – 20,04 11,03 0,98 15,56 8,36 –

1925 1,29 2,21 20,71 11,81 0,74 11,93 8,47 –

1929 1,15 1,93 17,94 12,07 0,81 12,60 10,04 –

1933 0,96 1,58 14,67 10,67 0,73 11,19 11,60 0,96

1937 1,28 2,09 18,83 7,66 0,79 11,71 12,01 –

Bundesrepublik

1950 0,81 2,10 16,26 9,73 0,53 10,58 13,81 1,26

1961 1,01 2,45 18,03 5,95 0,63 11,17 – –

1970 0,81 2,02 13,37 5,46 0,73 12,12 20,70 3,75

1980 0,62 1,45 10,09 7,56 0,71 11,60 22,71 4,30

1987 0,64 1,37 10,51 9,71 0,69 11,25 – –

DDR

1950 0,30 – 16,53 12,79 0,22 11,94 15,88 1,71

1964 0,29 2,54 17,19 9,42 0,22 13,14 23,52 2,65

1971 0,23 2,13 13,77 15,12 0,23 13,77 25,49 –

1981 0,24 1,85 14,19 25,58 0,23 13,88 23,05 –

1989 0,20 1,56 11,97 33,66 0,21 12,38 19,79 –

Deutschland

1990 0,91 1,45 11,40 15,32 0,92 11,60 21,70 4,35

2000 0,77 1,38 9,33 23,41 0,84 10,21 24,55 4,16

2010 0,68 1,39 8,29 33,26 0,86 10,50 27,74 –

2017 0,78 – 9,44 34,75 0,93 11,26 32,85 –

USA setzte der Rückgang der Geburten 
lange vor, in Frankreich gleichzeitig mit 
dem Rückgang der Sterblichkeit ein. In 
Deutschland spricht einiges dafür, den 
Sterblichkeitsrückgang im frühen 19. Jahr-
hundert zu datieren; welche Rolle der me-
dizinische Fortschritt dabei spielte, wird 
im Kapitel zum Gesundheitswesen erörtert. 

Drittens war der Rückgang der Frucht-
barkeit – in Deutschland in der zweiten 
Hälfte des Kaiserreichs von etwa fünf auf 
etwa zwei Geburten pro Frau – durchaus 

Phasen von Bevölkerungswachstum (und 
fallenden Einkommen) mit solchen eines 
manchmal recht katastrophalen Rück-
gangs der Bevölkerung ab. Schon im mitt-
leren 19. Jahrhundert lagen die Geburten 
deutlich über der Sterblichkeit, die Bevöl-
kerung befand sich also – wie schon im 
16. oder im 18. Jahrhundert – wieder ein-
mal in einer Wachstumsphase. u Abb 2

Zweitens kam der Sterblichkeitsrück-
gang nicht überall zuerst, zum Beispiel 
nicht in Frankreich und den USA. In den 

nicht nur eine Reaktion auf den Rückgang 
der (Kinder-)Sterblichkeit, sondern Teil 
eines ökonomischen Modernisierungspro-
zesses, zu dem unter anderem die zuneh-
mende Frauenerwerbstätig keit, bessere 
 Finanzinstitutionen, Schulen, Post, Tele-
graf, Stimmenanteile progressiver Parteien 
usw. beitrugen.5

Viertens wurde aber auch nach dem 
großen Fruchtbarkeitsrückgang des Kaiser-
reichs kein neues Gleichgewicht erreicht. 
Ab 1970 fiel die Kinderzahl in der Bundes-
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Abb. 2: Demografischer Übergang - Geburten- und Sterberate je 1000 Einwohner

Deutschland
Rohe 
Geburtenrate 
Rohe 
Sterberate 

Zollverein/
Deutsches Reich

Rohe 
Geburtenrate 

Rohe 
Sterberate 

Bundesrepublik
Rohe 
Geburtenrate 
Rohe 
Sterberate 

DDR
Rohe 
Geburtenrate 
Rohe 
Sterberate 

republik unter das Niveau, das zur Erhal-
tung nötig wäre, während es in der DDR 
aufgrund von Honeckers auch bevölke-
rungspolitisch motivierter „Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik“ noch einige 
Jahre gelang, ein Fertilitätsniveau von fast 
zwei Kindern pro Frau zu halten. Die ost-
deutschen Kinderzahlen sind nach einem 
Einbruch in den 1990er Jahren wieder auf 
ein etwa gleich hohes Niveau wie im Wes-
ten gestiegen. 

Eine wichtige Folge des Sterblich keits- 
und Fruchtbarkeitsrückgangs war der 
Wandel der Altersstruktur, wie er in Bevöl-
kerungspyramiden sichtbar ist. Für die 
 Belastung der erwerbstätigen Generatio-
nen (etwa der 15- bis 65-Jährigen) hatten 
der Sterblichkeits- und der Fruchtbarkeits-
rückgang einander entgegen gesetzte und 
deshalb in der Summe sich tendenziell 
ausgleichende Folgen. Einerseits stieg der 
Anteil der älteren Menschen in der Bevöl-

kerung von etwa 10 Prozent auf fast 
30 Prozent an, gegenläufig fiel aber auch 
der Anteil der Kinder und Jugendlichen 
mit ihren Ansprüchen an Konsum, Schul-
wesen und elterliche Zeit von etwa 60 Pro-
zent auf etwa 25 Prozent. u Abb 3

Der gesamte u Lastquotient lag im öko-
nomisch massiv wachsenden Kaiserreich 
mit fast 70 Prozent deutlich höher als 
heute oder auch zur Zeit des Wirtschafts-
wunders (beide etwa 50 Prozent). Man 
kann also nicht sagen, dass unsere heutige 
Altersstruktur im historischen Vergleich er-
höhte und ökonomisch untragbare demo-
grafische Lasten produziert. u Abb 4

Eheschließungen und  
Ehescheidungen
Die Ehe blieb bis in die letzten Jahrzehnte 
des 20. Jahrhunderts hinein die Basis von 
Familie und Fortpf lanzung, obwohl es 
während der gesamten Periode einen ge-

u Abb 2	 Demografischer	Übergang	—	Geburten-	und	Sterberate	je	1	000	Einwohner

u Lastquotient
Lastquotienten messen die Alters-
struktur einer Bevölkerung. Im Nenner 
steht jeweils die Altersgruppe der Er-
werbsfähigen, im Zähler beim Alters-
lastquotienten die Altersgruppen der 
nicht mehr Erwerbsfähigen (heute 
v. a.: der Rentner und Pensionäre), 
beim Jugendlastquotienten die noch 
nicht Erwerbsfähigen (Kinder und 
 Jugendliche) bzw. beim Gesamtlast-
quotienten beide Gruppen. Damit 
können Lastquotienten als Indikator 
für die Transferleistungen von den er-
werbsfähigen Generationen hin zu 
den im 19. Jahrhundert sehr zahlrei-
chen Jungen bzw. zu den im 20. Jahr-
hundert zunehmend zahlreichen Alten 
interpretiert werden.
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Abb. 4a: Bevölkerungspyramide Deutsches Reich 1880

Abb. 4b: Bevölkerungspyramide Gesamtdeutschland 2010
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Abb. 4a: Bevölkerungspyramide Deutsches Reich 1880

Abb. 4b: Bevölkerungspyramide Gesamtdeutschland 2010

u Abb 3a Bevölkerungspyramide Deutsches Reich 1880 — pro 10 000 der Gesamtbevölkerung

u Abb 3b Bevölkerungspyramide Deutschland 2010 — pro 10 000 der Gesamtbevölkerung
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Abb. 4: Jugend-, Alters- und Gesamtlastquotienten 1816–2010

wissen Anteil an nicht ehelichen Lebens-
gemeinschaften und nicht ehelichen Kin-
dern gab. Zugleich wandelte sich ihre 
Funktionen aber fundamental.6 Entspre-
chend John Hajnals Theorie des European 
Marriage Pattern7 gehört(e) Deutschland 
zur Region des westeuropäischen Hei-
ratsverhaltens, gekennzeichnet durch ein 
 spätes Erstheiratsalter und eine hohe Le-
digenquote, das heißt von Personen, die 
niemals in ihrem Lebenslauf eine legale 
Ehe eingehen. Typische (west-)europä-
ische Lebensläufe enthielten nach der 
Kindheit eine Phase des Gesindedienstes 
oder anderer abhängiger Beschäftigungs-
verhältnisse außerhalb des elter lichen 
Haushaltes, dann eine Eheschließung ab 
etwa Mitte 20, die auch die Gründung 
 eines materiell selbstverantwortlichen 
Haus haltes be deutete und nicht allen ge-
lang, im Alter schließlich einen gewissen 
Anteil allein wohnender Witwen und 
Witwer, soweit nicht – wozu eine starke 
Neigung bestand – wieder geheiratet 
wurde.

Das Alter bei der ersten Eheschlie-
ßung kann indirekt durch die altersspe-
zif ische Verheiratetenquote gemessen 
werden. Der Anteil der 20- bis 24-jähri-
gen Frauen,  die in diesem Alter bereits 
verheiratet  waren, war 1871 besonders 
hoch, was dem kurzzeitigen Höhepunkt 
der Heiratsrate 1872/73 während des 

„Gründerbooms“ entspricht. Diese Zeit 
war auch durch die Aufhebung von Ehe-
verboten gekennzeichnet, die in Teilen 
Süddeutschlands während des frühen 
19. Jahrhunderts eingeführt worden wa-
ren, um die wahrgenommenen Gefahren 
von „Pauperismus“, „Proletarisierung“ 
und „Übervölkerung“ einzudämmen.8  

Von 1885 bis 1910 stieg die Verheirateten-
quote der Frauen von 24 Prozent auf 
28 Prozent, das heißt, das Heiratsalter 
sank. Die krisenhaften Jahre der Weimarer 
Republik spiegeln sich im Rückgang der 
Verheiratetenquote bis 1933 wider. Bis 
1939 stieg diese Quote wieder auf einen 
Wert von 28 Prozent an. Die Zeit nach dem 
Zweiten Weltkrieg war gekennzeichnet 

u Abb 4 Jugend-, Alters- und Gesamtlastquotienten

28
Prozent der Frauen 
im Alter zwischen  
20 und 24 Jahren 
waren 1910 ver-
heiratet.
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Ehe- 
schlie-
ßungen

Heiratsrate

Heiratsalter  
bei der  

ersten Ehe

Anteil der  
Verheiraten im 

Alter von 20 – 24 
Jahren

Ledigenquote  
im Alter  

von 45 Jahren Scheidungs- 
rate

Wiederverhei-
ratungsrate 

Geschiedene

Wiederver- 
heiratungsrate 

Verwitwete

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

1 000

Eheschlie-
ßungen pro 

10 000 nicht-
verheiratete 

Personen  
im Alter 15+

Durchschnitt  
in Jahren %

Personen,  
die sich scheiden 

lassen,  
pro 10 000 ver- 

heiratete Personen  
im Alter 15+

pro 1 000

x0074 x0075 x0076 x0077 x0079 x0078 x0080 x0081 x0082 x0083 x0084 x0085 x0086
Deutsches Reich

1871 336,75 512,81 – – 22,36 38,07 10,32 12,74 – – – – –

1895 414,22 510,67 – – – – – – 9,16 – – – –

1913 513,28 505,27 27,5 24,7 – – – – – 129,2 71,4 50,2 9,8 

1919 844,34 818,12 – – – – – – 31,17 198,5 75,5 114,2 38,9 

1925 482,79 461,97 27,5 25,3 10,71 24,36 6,53 10,44 26,40 194,1 84,4 49,1 8,6 

1929 589,61 559,54 27,4 25,3 – – – – 29,69 165,5 73,9 45,8 6,3 

1933 631,15 594,07 27,5 25,4 6,81 20,37 5,97 11,47 37,20 138,0 60,7 38,0 4,8 

1937 670,27 648,46 – – – – – – 31,19 140,8 70,1 38,6 6,2 

Bundesrepublik

1950 535,71 729,54 28,1 25,4 16,42 31,66 6,14 12,61 77,84 287,2 103,8 43,4 18,1

1961 529,90 640,82 25,9 23,7 20,44 44,42 4,91 9,55 35,95 133,9 51,2 28,3 3,6

1970 444,51 545,32 25,6 23,0 24,92 56,94 4,45 9,86 50,53 139,1 62,0 28,6 3,0

1980 362,41 360,26 26,1 23,4 – – – – 64,17 83,6 54,9 15,6 1,9

1987 382,56 335,72 27,7 25,2 8,63 20,29 8,95 5,81 87,21 69,3 51,0 12,1 1,1

DDR

1950 214,74 798,80 26,6 24,2 28,65 38,34 3,95 12,95 113,19 473,1 105,8 71,8 28,0

1964 135,86 631,47 24,1 22,9 39,08 64,62 2,22 9,95 63,51 209,6 52,1 34,9 4,6

1971 130,21 561,11 23,3 21,3 31,19 63,01 1,97 9,55 72,92 158,8 47,0 25,5 3,1

1981 128,17 492,58 23,5 21,4 28,77 54,63 3,28 6,47 117,63 93,1 47,2 16,7 2,3

1989 130,99 525,25 25,3 23,2 – – – – 125,79 87,1 57,6 16,6 2,8

Deutschland

1991 454,29 321,53 28,5 26,1 – – – – 70,06 56,8 44,2 11,4 1,4

2000 418,55 267,88 31,2 28,4 5,07 13,62 11,53 6,86 101,70 46,3 40,3 9,1 1,1

2010 382,05 213,22 33,2 30,3 2,40 6,76 21,25 13,45 106,95 31,2 26,7 5,4 0,9

2017 * 404,47 227,72 – – 1,91 5,76 24,05 15,50 85,71 32,3 25,7 5,4 0,9

* Wiederverheiratungsrate 2015

liche Bevölkerung dieses Alters. Man 
kann mit großer Wahrscheinlichkeit an-
nehmen, dass diese Personen nicht mehr 
heiraten werden. Für Frauen zeigt sich  
seit 1871 (13 Prozent) ein Rückgang dieser 
Quote bis 1900 und ein leichter Wieder-
anstieg bis 1910. Von 1925 bis 1939 setzte 
sich dieser Wiederanstieg fort und er-

durch den Heiratsboom, der die Verheira-
tetenquote der Frauen 1970 auf 57 Prozent 
steigen ließ, und den darauffolgenden 
ebenfalls massiven Rückgang auf 7 Pro-
zent im Jahr 2010. u Tab 3

Die Ledigenquote bezieht ledige Frauen 
oder Männer im Alter von 45 bis 54 Jah-
ren auf die gesamte weibliche oder männ-

reichte 1939 wieder 13 Prozent. Direkt 
nach dem Zweiten Weltkrieg gab es eine 
sehr hohe Ledigenquote, die aber stark 
und kontinuierlich bis 1987 (6 Prozent) 
sank; seither steigt sie wieder stark an. 
Langfristig betrachtet lassen sich also 
zwei Vorgänge feststellen, die beide  
auf ein Verschwinden des Europäischen 

u Tab 3 Heiraten
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Heiratsmusters hindeuten: Einerseits ging 
die für das Hajnal-Muster typische hohe, 
mit den wirtschaftlichen Kosten der 
Haushaltsgründung und zum Teil auch 
Heiratsverboten zusammenhängende 
dauerhafte Ehelosigkeit zurück, anderer-
seits löste sich nach 1987 die Monopol-
stellung der Ehe als einziger gesellschaft-
licher Basis von Familien auf. Bei Männern 
findet man seit 1871 einen beinahe konti-
nuierlichen Rückgang der Ledigenquote, 
die 1970 mit 4 Prozent in der Bundesre-
publik den niedrigsten Wert  erreichte. 
Seither stieg die Ledigenquote stark an 
und erreichte 2010 21 Prozent. 

Zum Verständnis dieser Entwicklun-
gen muss man die Geburtskohorten be-
trachten. Personen, die 2010 45 bis 54 Jah-
re alt waren, wurden zwischen 1956 und 
1965 geboren. Demnach ist also der Trend 
weg von der staatlich sanktionierten Ehe 
bei den Kindern des vorangegangenen 
Heiratsbooms zu lokalisieren. Dagegen ist 
der Heiratsboom bzw. der Tiefststand der 
Ledigenquote bei den in den Jahren von 
1910 bis 1920 Geborenen zu verankern.

Die erste Phase eines Rückgangs der 
Ehelosigkeit trug zum Rückgang der u n-
ehelichen Geburten bei, da die bislang in 
Teilen Süddeutschlands zwangsweise ehe-
losen Partner nun heiraten konnten. Dies 
kann auch als Indiz für die relativ große 
Häufigkeit von nicht ehelichen Lebens-
gemeinschaften im 19. Jahrhundert ge-
wertet werden.9 

Ehen wurden im 19. Jahrhundert in 
der Regel durch den Tod gelöst. Eheschei-
dungen waren im 19. Jahrhundert noch 
relativ selten. Die Scheidungsrate lag bis 
zum Ersten Weltkrieg bei unter 20 sich 
scheiden lassende pro 10 000 verheiratete 
Personen (im Alter von 15 und mehr Jah-
ren), wenngleich ein leichter Anstieg be-
merkbar war. Nach dem Ersten Weltkrieg 
und in der Zwischenkriegszeit setzte sich 
dieser Anstieg fort und ebenfalls in der 
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg. Mittler-
weile scheint der Anstieg der Eheschei-
dungen ein erstes Plateau erreicht zu ha-
ben, von dem aus es nicht sicher ist, ob ein 
weiterer Anstieg erfolgt. Die Scheidungsra-
te von 2010 ist mit 107 sich scheiden las-

senden auf 10 000 verheiratete Personen 
(im Alter von 15 und mehr Jahren) niedri-
ger als 2004 mit einem Wert von 116. Die 
Scheidungshäufigkeit wird durch Kriege, 
Konjunkturen und Gesetzesänderungen 
beeinflusst. So ereigneten sich nach Ende 
beider Weltkriege viele Ehescheidungen, 
und in Westdeutschland brach die Schei-
dungsrate durch die Scheidungsreform 
von 1978 mit Einführung des Zerrüt-
tungsprinzips zeitweilig ein. Außerdem 
wird der langfristige Anstieg der Schei-
dungshäufigkeit stark durch die Auswei-
tung der legalen Scheidungsgründe beein-
flusst.

Bei Wiederverheiratungen muss zwi-
schen Eheschließungen Geschiedener und 
Verwitweter unterschieden werden, die 
sehr unterschiedliche Muster aufweisen. 
Im 19. und bis zur ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts wurden Ehen häufig in Hin-
blick auf einen neuen Heiratspartner ge-
schieden. In der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts änderte sich dieses Verhal-
tensmuster grundlegend. Geschiedene 
gingen immer seltener eine neue Ehe ein, 
sondern lebten zunehmend allein oder in 
einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft. 
Die Entwicklungen sind für beide Ge-
schlechter ganz ähnlich, aber der Niveau-
unterschied ist schlagend: Geschiedene 
Männer verheirateten und verheiraten 
sich um ein mehrfaches häufiger als ge-
schiedene Frauen. Die Wiederverheira-
tung verwitweter Männer und Frauen 
zeigt ein deutlich anderes Verlaufsmuster: 
einen mehr oder weniger stetigen Rück-
gang von hohen Wiederverheiratungsra-
ten bis zu verschwindend geringen. Im 19. 
Jahrhundert war die erneute Eheschlie-
ßung von Verwitweten die Regel, da im 
Haus nicht nur (zum Teil viele) Kinder 
aufzuziehen waren, sondern oft auch ge-
werblich oder landwirtschaftlich produ-
ziert wurde und die entsprechenden Ar-
beitsrollen wiederbesetzt werden mussten. 
Dies änderte sich im 20. Jahrhundert zu-
nehmend: Zum einen sank im Lauf der 
demografischen Transition die zu versor-
gende Zahl der Kinder, außerdem über-
nahm der Staat teilweise durch familien-
politische Leistungen die Versorgerrolle, 

382 000 
waren es im  
Jahr 2010.

844 000 
Eheschließungen  
gab es in Deutsch- 
land 1919.
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Abb. 5a: Wiederverheiratungsrate geschiedener Männer - pro 1 000

Abb. 5b: Wiederverheiratungsrate verwitweter Frauen - pro 1 000

wurden, wie Dienstboten für die häus-
lichen Bequemlichkeiten, Zimmermieter 
und Schlafgänger als Einkommensquelle, 
vorübergehender Besuch, einquartierte 
Soldaten und anderes mehr. Echte kom-
plexe Haushalte, bestehend aus mehreren 
Kernfamilien, waren in Deutschland sel-
ten. Die Norm war der erweiterte Familien-
haushalt, allerdings in der empirischen 
Realität weniger häufig anzufinden als die 
Kernfamilie.10

Die Auf lösung des vorindustriellen 
Familienhaushalts, also die Aufspaltung 
in seine wesentlichen Bestandteile, führte 
zur Herausbildung der modernen Kern-
familie, die nunmehr lediglich aus den 
sozialen Positionen Vater, Mutter, Tochter 
und Sohn besteht. Zur statistischen Ab-
bildung dieser langfristigen Prozesse lie-
fert uns die amtliche Statistik nur indi-
rekte Angaben. Die Verringerung der 
durchschnittlichen Privathaushaltsgröße 
seit dem 19. Jahrhundert – in Preußen 
 lebten 1846 im Durchschnitt fünf Perso-
nen pro Privathaushalt, in Deutschland 
im Jahr 2011 dagegen zwei – verweist auf 
diesen Prozess der u Entdifferenzierung, 
aber auch auf den säkularen Geburten-
rückgang. Die durchschnittliche Privat-
haushaltsgröße ist ein zusammenfassen-
des Maß für den zugrunde liegenden Pro-

bäuerliche und gewerbliche Familienbe-
triebe nahmen an Zahl ab, und schließ-
lich schob die steigende Lebenserwartung 
das Verwitwungsalter im Lebenszyklus in 
ein höheres Alter. u Abb 5a, Abb 5b

Haushalte und Familien
Im Bereich u Haushalt und Familie war 
der Haupttrend seit dem 19. Jahrhundert 
die Auflösung des vorindustriellen, um 
die Kernfamilie herum organisierten, 
diese aber personell überschreitenden 
Familien haushalts. Unter Kernfamilie 
wird in der Soziologie die biologisch-ab-
stammungsmäßige Kleingruppe mit den 
Rollen Vater, Mutter, Sohn und Tochter 
verstanden. In der historischen Realität 
gab es folgende wichtige „Anlagerungen“ 
an die Kernfamilie: Zunächst wohnten 
häufig laterale und vertikale Blutsver-
wandte mit im Haushalt. Eine andere Art 
der „Anlagerung“ waren sogenannte „fa-
milienfremde“ Personen, die in der vor-
industriellen Landwirtschaft, in Hand-
werk und Handel benötigt wurden: einer-
seits Mägde und Knechte, andererseits 
Lehrlinge und Gesellen. Zu diesen Arten 
von wirtschaftlich bedingten familien-
fremden Personen kommen noch solche, 
die aus verschiedenen anderen Gründen 
den Familienhaushalten angegliedert 

u Abb 5a Wiederverheiratungsrate geschiedener Männer — pro 1 000

u Haushaltsformen 
In der historischen Demografie 
werden verschiedene Typen des Zu-
sammenwohnens von Familien  
in einem Haushalt unterschieden.  
Die grundlegenden Haushaltsformen  
sind (1) der einfache oder „Kern-
familien“-Haushalt, bestehend aus 
einem Ehepaar und seinen Kindern, 
(2) der erweiterte Familienhaushalt, 
das heißt eine „Kernfamilie“ mit nicht 
mehr oder noch nicht verheirateten 
Großeltern oder Enkeln, und (3) der 
multiple Familienhaushalt, in dem 
zwei oder mehr Paare zusammen-
leben (zum Beispiel Großeltern mit 
Sohn und Schwiegertochter in einer 
„Stammfamilie“). Als „komplex“ wer-
den erweiterte und multiple Familien-
haushalte bezeichnet.
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zess der Abnahme der großen und der 
Zunahme der kleinen Haushalte. Wenn 
wir große Haushalte als solche mit fünf 
und mehr Personen bezeichnen, so zeigen 
uns die Daten einen drastischen Rück-
gang: von 44 Prozent im Jahr 1900 im 
Deutschen Reich auf 3 Prozent in Deutsch-
land in 2011. u Tab 4

Auf der anderen Seite haben die Ein-
personenhaushalte am stärksten zuge-
nommen: von 6 Prozent im Deutschen 
Reich 1871 auf 40 Prozent in Deutschland 
2011. Gerade dieser Indikator verdeutlicht 
den Auflösungsprozess des vorindustriel-
len Haushalts am besten: Kinder verlassen 
den elterlichen Haushalt heute ebenso wie 
damals, gliedern sich aber nicht als Lehr-
linge, Dienstpersonal etc. einem fremden 
Haushalt an, sondern haben eine eigene 
Wohnung und bilden somit  einen Einper-
sonenhaushalt. Dasselbe gilt für Geschie-
dene und Personen am anderen Ende der 
Altersskala: Nicht mehr Erwerbstätige hö-
heren Alters leben über wiegend nicht 
mehr im Haushalt ihrer Kinder, sondern 
in eigenen Wohnungen.

Auf der Haushaltsebene lässt sich die-
ser Auf lösungsprozess des vorindustriel-
len Haushalts durch die Entwicklung der 
Haushalte mit Familienfremden einerseits 
und der Haushalte mit drei Generationen 

andererseits demonstrieren. 1910 waren 
im Deutschen Reich 26 Prozent  aller 
Haushalte solche mit Familienfremden; 
bis 1970 hatte sich in der Bundesrepublik 
dieser Anteil auf 1,5 Prozent vermindert. 
Haushalte mit drei Genera tionen machten 
dort 1957 noch 8 Prozent aller Haushalte 
aus und 1989 noch 2 Prozent; im verei-
nigten Deutschland waren es 1999 noch 
1,3 Prozent.

Konzentriert man sich auf die Kern-
familie und damit auf die Zeit seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs, so fallen einige 
zen trale Trends ins Auge. Seit den späten 
1950er Jahren zeigt sich eine tendenzielle 
Abnahme der Kernfamilien mit Kindern 
(Bundesrepublik 1957: 57 Prozent, Deutsch-
land 2011: 45 Prozent). Dahinter verbirgt 
sich überwiegend die Zunahme der Kin-
derlosigkeit von Ehepaaren. Zum geringe-
ren Teil wird der Trend durch ein früheres 
Verlassen des Elternhauses beeinflusst. Der 
Anteil unvollständiger Familien, statis-
tisch gemessen als alleinerziehende Perso-
nen, hat nur leicht zugenommen: In der 
Bundesrepublik gab es 1980 9,3 Prozent 
und in Deutschland 2010 10,2 Prozent al-
leinerziehende Familien. Bis in die 1960er 
Jahre war der Wert höher, eine Spätfolge 
des Zweiten Weltkriegs. Die überwiegende 
Mehrzahl aller allein erziehenden Familien 

u Abb 5b Wiederverheiratungsrate verwitweter Frauen — pro 1 000

u	Differenzierung 
Differenzierung bezeichnet hier die 
Arbeitsteilung zwischen sozialen 
Institutionen wie Familie/Haushalt, so-
ziales Sicherungssystem usw. Durch 
das Wachstum der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung insbesondere seit 
Beginn der Industrialisierung kam es 
zu einer Verlagerung von Funktio-
nen weg von Familie und Haushalt 
zu spezialisierten Systemen (z. B.  
soziale Sicherheit, Bildung). In einem 
Gegenprozess wurden vorindust-
rielle Familie und Haushalt weniger 
arbeitsteilig und multifunktional (z. B.  
keine Ausbildung von Lehrlingen 
mehr) und spezialisierten sich auf die 
Reproduktion.
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siedelt werden. Der Rechtsunterschied zwi-
schen Stadtbewohner und leibeigenem 
Landbewohner wurde beseitigt. Die nun 
vorhandene Freiheit zu räum licher Mobili-
tät ließ die Landbevölkerung in die sich 
entwickelnden Indus triestädte ziehen. Ein 
starkes Bevölkerungswachstum derjenigen 
Städte, die Industrie ansiedeln konnten, 
war die Folge. Es gab allerdings auch Städ-
te, die mehr oder weniger Ackerbürger-
städte blieben, teils wegen abgelegener 

wird von Frauen mit Kindern gebildet 
(Bundesrepublik 1957: 90 Prozent; 
Deutschland 2011: 86 Prozent). u Tab 4

Urbanisierung und Siedlungsformen
Die Verstädterung in Deutschland kennt 
zwei Hochphasen: Die erste war die mit-
telalterliche Welle der Stadtgründungen 
im 12. und 13. Jahrhundert; in der zweiten 
Phase wurden vorwiegend nicht mehr 
neue Städte gegründet, sondern es handelt 

sich um eine Binnenmigrationswelle vom 
Dorf in die urbanen Zentren. Dies ist ein 
Prozess, der im frühen 19. Jahrhundert 
begann und sich seit dem letzten Viertel 
des 20. Jahrhunderts langsam im Aus-
klingen befindet. 

In Deutschland begannen sich in den 
1830er Jahren die mittelalterlichen Städte 
nach außen zu öffnen, indem sie ihre  Wälle, 
Gräben und Stadtmauern schleiften. Nun 
durfte auch außerhalb der Stadtmauern ge-

u Tab 4 Haushalte und Familie

Anzahl  
Privat- 

haushalte

durch- 
schnittliche 
Privathaus-
haltsgröße

Anteil der 
Einpersonen-

haushalte

Anteil der 
Haushalte mit 

mehr als  
5 Personen

Anteil Privat-
haushalte 

mit Familien-
fremden

Anteil  
Bevölkerung  
in Anstalten

Anteil 
Ehepaare mit 
unverheira-

teten Kindern

Anteil  
Allein- 

erziehende

Anteil allein-
erziehende 

Frauen

Mio. Personen % aller Haushalte % der 
Bevölkerung % aller Familien

% aller allein-
erziehenden 

Familien

x0087 x0088 x0089 x0090 x0091 x0092 x0093 x0094 x0095
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1846 – 5,13 – – – – – – –
1849 – 5,13 – – – – – – –
1867 – 4,62 7,12 – – – – – –
1871 8,70 4,64 5,57 – – 1,82 – – –
1895 11,21 4,53 6,80 – – 2,82 – – –
1910 14,28 4,40 7,32 42,43 26,10 3,26 – – –
1925 15,27 3,98 6,72 33,36 17,48 2,48 – – –
1933 17,69 3,61 8,38 25,89 – 1,95 – – –
1939 20,33 3,27 9,76 18,72 13,47 4,12 – – –

Bundesrepublik
1950 16,65 2,99 19,39 16,14 6,32 1,87 – – –
1957 18,32 2,94 18,30 15,30 3,60 – – 13,67 89,83
1961 19,46 2,88 20,61 14,32 3,22 2,57 57,07 13,19 89,90
1970 21,99 2,74 25,13 12,91 1,55 2,47 57,90 9,65 85,28
1980 24,81 2,48 30,20 8,77 – – 55,48 9,35 84,10
1987 27,01 2,28 34,64 5,78 – – 51,79 11,20 84,28

DDR/Neue Bundesländer
1950 6,72 2,69 21,67 10,73 1,52 – – – –
1964 6,64 2,50 27,22 8,67 2,22 – – – –
1971 6,40 2,64 25,98 10,59 1,13 – – – –
1981 6,51 2,53 26,55 6,58 1,35 – – – –
1991 6,67 2,38 27,56 3,99 – – 49,11 14,64 86,95

Deutschland
1991 35,26 2,27 33,63 5,04 – – 50,37 11,53 84,49
2000 37,12 2,22 36,07 4,37 – – 48,81 8,82 84,81
2010 40,30 2,03 40,19 3,42 – – 45,06 10,16 86,32

2018 41,38 1,99 41,89 3,36 – – 43,86 9,89 84,26
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* In Zeile für das Jahr 2018 Daten von 2017. 
** Werte unter „Bundesrepublik“ beziehen sich auf Gesamt-Berlin.

Lage, ohne Industrie und ohne Anbindung 
an die Eisenbahn. Die Dörfer, die Teile ih-
rer Einwohner an die Städte verloren, wie-
sen ein viel schwächeres Bevölkerungs-
wachstum auf als die Empfänger des Bevöl-
kerungsstroms.11

Tabelle 5 und Abbildung 6 zeigen die 
kontinuierliche Verschiebung der Bevöl-
kerungsanteile von den kleinen Wohn-
gemeinden zu den dichteren Agglomera-
tionen. Bei der Reichsgründung im Jahr 

1871 lebten noch 63,9 Prozent der deut-
schen Bevölkerung in Gemeinden mit bis 
zu 2 000 Einwohnern. Es muss hier aber 
gesagt werden, dass die Masse der Dörfer 
weit weniger Einwohner hatte und dass 
eine große Zahl der mittelalterlichen 
Städte Ackerbürgerstädte blieben und im 
Jahr 1871 häufig weniger als 2 000 Ein-
wohner zählten. So war Deutschland am 
Vorabend der Hochindustrialisierung im-
mer noch vorwiegend ländlich geprägt. 

u Tab 5 Gemeindegrößen

Anteil der Bevölkerung nach Gemeindegröße Bevölkerungswachstum ausgewählter Städte *
mittlere 
Bevölke - 

rungbis 2 000 
Einwohner

2 000 –  
5 000 

Einwohner

5 000 – 
20 000 

Einwohner

20 000 – 
100 000 

Einwohner

über  
100 000 

Einwohner
Berlin ** Hamburg München Köln Frankfurt  

am Main

% Index 1800=100 Index 
1815=100

x0096 x0097 x0098 x0099 x0100 x0101 x0102 x0103 x0104 x0105 x0106

Deutsches Reich

1871 63,9 12,4 11,2 7,7 4,8 – – – – – –

1895 49,8 12,0 13,6 10,7 13,9 – – – – – –

1910 40,0 11,2 14,1 13,4 21,3 1 204,1 716,2 1 490,0 1 034,0 864,6 260,0

1925 35,6 10,8 13,1 13,7 26,8 – – – – – –

1933 32,9 10,6 13,2 13,0 30,4 – – – – – –

1939 30,1 10,8 13,8 13,6 31,6 – – – – – –

1940 – – – – – 2 518,6 1 293,8 2 070,0 1 536,0 1 139,6 281,2

Bundesrepublik

1950 27,6 13,0 15,4 13,6 30,5 1 940,1 1 235,4 2 080,0 1 190,0 1 108,3 279,2

1961 22,2 12,0 16,1 16,2 33,5 – – – – – –

1970 18,7 11,2 18,9 18,8 32,4 1 865,1 1 380,0 3 235,0 1 696,0 1 395,8 314,4

1987 6,2 9,1 25,8 26,1 32,8 – – – – – –

DDR

1950 29,1 13,7 18,1 18,4 20,7 – – – – – –

1964 27,1 12,0 18,4 20,7 21,9 – – – – – –

1971 26,1 11,8 17,4 22,7 22,0 – – – – – –

1981 23,6 11,4 16,3 22,7 26,1 – – – – – –

1989 23,5 10,8 15,6 23,0 27,1 – – – – – –

Deutschland

1991 9,3 9,0 23,8 25,6 32,2 – – – – – –

2000 7,5 9,7 25,4 26,6 30,9 1 972,1 1 329,2 3 087,5 1 938,0 1 343,8 331,2

2009 6,4 9,3 25,9 27,3 31,0 – – – – – –

2018 5,4 8,5 26,6 27,6 32,0 2 100,9 1 408,1 3 640,1 2 160,8 1 556,0 336,4

6,4  
Prozent der Bevöl-
kerung lebten 2009  
in Gemeinden, die 
 unter 2 000 Einwohner 
zählen. 
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Abb. 6: Einwohner nach Gemeindegrößenklassen 1871–2009

zukünftigen Herausforderungen dar, da 
Wirtschaft und Gesellschaft sich in vielen 
ihrer Institutionen (Schulen, Kranken-
häuser etc.) an diesen Wandel anpassen 
müssen. Eine erneute Anpassung wird 
nötig werden, wenn nach 2050 der Bevöl-
kerungsaufbau sich einer stationären Be-
völkerung annähert, mit kleinen, aber bis 
ins 50. und 60. Lebensjahr etwa gleich 
starken Alterskohorten.

Haushalt und Familie haben sich seit 
1800 fundamental verändert, wobei die 
Änderungen für Haushalte stärker waren 
als für Familien. Man kann insgesamt 
 sagen, dass in der Gegenwart „Haushalt“ 
und „Familie“ zusammengefallen sind, 
wogegen sie 1800 noch zwei völlig ver-
schiedene Dinge waren. Die Kernfamilie 
war in der Vergangenheit nur – der zwar 
zentrale – Teil eines Haushalts, um den 
 herum sich weitere Bestandteile anlager-
ten. Dies ist das Konzept des „ganzen 
Hauses“, das bei der damaligen sozialen 
und wirtschaftlichen Organisationsstufe 
die fundamentale soziale Einheit bildete. 
Haushalt und Familie sind heute kleine 
soziale Einheiten, die nicht krisenbestän-
dig sind, aber bei Funktionsproblemen 
durch ausgebaute wohlfahrtsstaatliche 
Instrumente aufgefangen werden können.

Ausblick
Die Ausführungen in diesem Kapitel haben 
gezeigt, dass sich in den beiden vergange-
nen Jahrhunderten umwälzende Trans-
formationen der deutschen Bevölkerung 
und tiefgreifende Wandlungen von Haus-
halt und Familie ereignet haben. Ein sta-
biler Zustand bestand weder vor noch 
nach der demografischen Transition; diese 
selbst war mit einem außergewöhnlich ra-
schen Bevölkerungswachstum im 19. und 
20. Jahrhundert verbunden. Ende des 
20. Jahrhunderts zeigte sich, dass dieser 
Prozess langsam an sein Ende gekommen 
war, und dass die Bevölkerung in 
Deutschland ohne positive Zuwanderung 
(oder Nettomigration) von ihrem Höchst-
stand von etwas mehr als 80 Millionen 
wieder zurückgeht. Das Wachstum der 
Bevölkerung ist demnach nach oben be-
grenzt. Man kann sich mit Rostow 12 fra-
gen, ob dieser Great Popula tion Spike in 
der bisherigen Menschheitsgeschichte 
einmalig war und wie die Entwicklung im 
21. Jahrhundert weitergehen wird. 

Eine Folge der demografischen Transi-
tion mit Sterblichkeits- und Geburten-
rückgang ist eine Umschichtung der deut-
schen Gesellschaft von einer jüngeren 
und jungen zu einer älteren und alten. 
Dies stellt eine der größten jetzigen und 

Die relative Bevölkerungsabnahme in den 
kleinen und kleineren Gemeinden und 
das Wachstum der mittleren Gemeinden 
und Großstädte blieb bis etwa 1970 ein 
kontinuierlicher Prozess. In der Bundes-
republik veränderten die Gemeindere-
formen der 1970er Jahre das statistische 
Bild. Ziel der Gemeindereformen war die 
Zusammenlegung kleiner und kleinster 
Gemeinden zu großen und größeren 
 Gemeindeeinheiten, um die Verwaltung 
zu vereinfachen und Kosten zu sparen. 
Tabelle 5 und Abbildung 6 zeigen deutlich 
den „Knick“ von der Volkszählung 1970 
auf 1987 mit einem Einbruch des Bevöl-
kerungsanteils in den Gemeindegrößen-
klassen bis zu 5 000 Einwohnern. Größe-
re Gemeinden konnten durch die Ge-
meindereformen ihren prozentualen 
Bevölkerungsanteil erhöhen. Häufig er-
folgte trotz der Verwaltungszusammen-
legung kein Zusammenwachsen der Sied-
lungen; die sozioökonomische Einheit 

„Dorf“ wurde kurzfristig keineswegs auf-
gehoben. Seit etwa den 1980er Jahren 
lässt sich ein Ende des säkularen Urbani-
sierungsprozesses ausmachen: Der Anteil 
der Großstadtbevölkerung ist im wieder-
vereinigten Deutschland seit 1991 mit 
32 Prozent und 2009 31 Prozent sogar 
leicht rückläufig. u Tab 5, Abb 6

u Abb 6 Einwohner nach Gemeindegrößenklassen — in Prozent
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Datengrundlage

Daten zu Haushalt und Familie wurden seit dem frühen 19. Jahrhundert 
zunehmend systematisch von staatlichen Behörden erhoben und publi-
ziert. Dafür wurden einerseits die jährlichen Daten zur Bevölkerungs-
bewegung genutzt, die von den bis 1874 für das Personenstandswesen 
zuständigen Kirchengemeinden (und danach von den Standesämtern) 
festgehalten wurden, andererseits, meist im Dreijahresrhythmus, Ergebnisse 
von Volkszählungen. Für die Zeit nach 1871 hat das Kaiserliche Statisti-
sche Amt, später das Statistische Reichsamt, in der DDR die Staatliche 
Zentralverwaltung für Statistik und in der Bundesrepublik das Statistische 
Bundesamt entsprechende Reihen publiziert. Komplex ist die Quellenlage 
daher allenfalls für die Zeit vor 1871, und zwar aus drei Gründen: erstens 
weil auf die Daten der einzelnen, erst 1871 zusammengeschlossenen 
 Territorien zurückgegriffen werden muss, zweitens weil es sich um eine 
Übergangsperiode zwischen der „Protostatistik“ des 18. Jahrhunderts  
und der modernen amtlichen Statistik handelt, drittens weil bereits im  
19. Jahrhundert nachträgliche Rekonstruktionen zu zentralen Reihen der 
Zeit vor 1871 mit räumlichem Bezug auf das spätere Reichsgebiet er- 
stellt wurden,13 die in der nachfolgenden Forschung14 weiter verwendet 

 wurden, trotz  ihres historisch unangemessenen Territorialbezugs und ob-
wohl sie vor allem auf Einzelstaatsebene vielfach von den zugrunde liegen-
den Archivquellen bzw. der zeitgenössischen Publizistik abweichen. Zu  
einer systematischen Erschließung des proto- und frühstatistischen Quellen-
materials für Deutschland kam es erst seit den 1990er Jahren durch Rolf 
Gehrmann bzw. das Laboratory for Historical Demography am Max- Planck- 
Institut für demografische Forschung in Rostock.15 Die in diesem Kapitel für 
die Zeit vor 1871 verwendeten Werte für (mittlere) Einwohnerzahl,  
Geburten-, Sterbe- und Heiratsraten beruhen auf einer Auswertung des 
von Gehrmann erschlossenen Quellenmaterials durch eine Arbeitsgruppe 
um Georg Fertig.16 Für andere Reihen, zum Beispiel Alters- und  Jugend- 
lastquotienten, Totale Fruchtbarkeitsrate und männliche Übersterblichkeit 
können vor 1871 zwar keine gesamtdeutschen, aber zumindest preußische 
Daten berechnet werden.17

Zum Weiterlesen empfohlen 

Josef Ehmer: Bevölkerungsgeschichte und Historische Demographie 
1800 – 2010, München 2013. 

Georg Fertig: Demographische Revolution: Die Geschichte der Weltbe-
völkerung, 1700 –1914, in: Walter Demel / Hans-Ulrich Thamer (Hrsg.):  
Wissenschaftliche Buchgesellschaft Weltgeschichte, Bd. 5: Die Entstehung 
der Moderne: 1700 bis 1914, Darmstadt 2010, S. 13 – 40.

Georg Fertig / Christian Schlöder / Rolf Gehrmann / Christina Langfeldt /  
Ulrich Pfister: Das postmalthusianische Zeitalter: Die Bevölkerungsent-
wicklung in Deutschland, 1815 –1871, in: Vierteljahrschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte (VSWG), 105 (2018) 1, S. 6 – 33.

Patrick R. Galloway / Eugene A. Hammel / Ronald D. Lee: Fertility Decline  
in Prussia, 1875 –1910: A Pooled Cross-Section Time Series Analysis, in:  
Population Studies, 48 (1994), 1, S. 135 –158.

Rolf Gehrmann / Thomas Sokoll: Historische Demographie und quantitative 
Methoden, in: Michael Maurer (Hrsg.): Aufriß der historischen Wissen-
schaften, Bd. 7: Neue Themen und Methoden der Geschichtswissenschaft, 
Stuttgart 2003.

Andreas Gestrich /Jens-Uwe Krause / Michael Mitterauer: Geschichte der 
Familie, Stuttgart 2003. 

Arthur E. Imhof: Einführung in die historische Demographie, München 1977.

Franz Rothenbacher: Historische Haushalts- und Familienstatistik von 
Deutschland 1815 –1990, Frankfurt a. M. 1997.



2000 ― 674 000

Anzahl der Abgewanderten aus 
dem Deutschen Reich 1871 und 
aus Deutschland im Jahr 2000:

1871 ― 76 000

1979 ― 15 400

Anzahl der aus der DDR  
in die Bundesrepublik  
Zugewanderten  
1955 und 1979:

1955 ― 382 000

1939 ― 7 100

Anzahl der vom Deutschen  
Reich in die Vereinigten 
Staaten Ausgewanderten  
1881 und 1939:

1881 ― 206 000

1990 ― 397 000

Anzahl der in die Bundesrepublik 
zugewanderten Aussiedlerinnen  
und Aussiedler 1950 und 1990:

1950 ― 47 500
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Migration bildet seit jeher ein wichtiges Element gesellschaft-
lichen Wandels. Unzählige Beispiele belegen das Ausmaß,  
mit dem räumliche Bewegungen die Welt veränderten. Auch 
Vergangenheit und Gegenwart Deutschlands sind durch  
viel fältige und umfangreiche grenzüberschreitende Ab- und  
Zuwanderungen sowie interne räumlichen Bewegungen 
gekennzeichnet.

sich länger als eine bestimmte Zeit aufhalten. Im Fall der Mes-
sung des Umfangs der Bewegungen werden hingegen keine 
Aufenthalte, sondern Grenzübertritte auf der Basis von Anga-
ben über den Aufenthaltszweck gezählt (also keine touristi-
schen Reisen oder Tages- und Wochenpendler einbezogen). 

„100 000 Migrantinnen und Migranten“ heißt im Fall von Be-
standszahlen: Es leben in einem bestimmten Jahr im Aufent-
haltsland 100 000 Menschen, die irgendwann einmal zugewan-
dert sind. Bei Angaben zu Bewegungen ist hingegen gemeint: 
100 000 Menschen, die nicht nur besuchsweise kamen, haben 
innerhalb eines bestimmten Jahres die Grenze überschritten. 

Doch als problematisch bei der Entwicklung langer Daten-
reihen erweisen sich nicht nur unterschiedliche Erhebungskri-
terien und die sich verändernde Qualität der Daten. Darüber 
hinaus ist es oft schwierig, Daten verschiedener Organisatio-
nen aufeinander zu beziehen, weil sie häufig Unterschiedliches 
messen, selbst wenn ähnliche Begriffe verwendet werden. Au-
ßerdem bleibt in den Statistiken naturgemäß die Anwesenheit 
solcher Menschen ungezählt, die über keinen Aufenthaltstitel 
verfügen – egal ob sie undokumentiert eingereist sind oder ob 
sie bleiben, obgleich ihr Aufenthaltsgenehmigung abgelaufen 
ist. Hinzu tritt das seit jeher im Kontext von Wanderungssta-
tistiken auftretende Problem, dass die Zahl der Migrantinnen 
und Migranten regelmäßig deshalb zu hoch veranschlagt wird, 
weil die Einreise und damit die Anmeldung bei den Melde- 
oder Ausländerbehörden erheblich strenger kontrolliert wird 
als die Ausreise und damit die Abmeldung. Auch Sterbefälle 
von Migrantinnen und Migranten finden relativ selten Eingang 

Der Begriff „Migration“ verweist auf räumliche Bewegungen 
von Menschen. Nicht jede Ortsveränderung aber gilt als 
Migration. Welche Phänomene und Prozesse regionaler Mo-
bilität als Migration verstanden werden, ist in wissenschaftli-
chen, politischen, medialen und öffentlichen Debatten um-
kämpft und unterliegt einem steten Wandel. Für die beson-
ders in den 1970er Jahren intensivierte und seit den 1990er 
Jahren stark angestiegene wissenschaftliche Produktion von 
Wissen über die Wanderungsverhältnisse lässt sich festhalten, 
dass die Beschreibungsformel „Migration“ immer häufiger 
verwendet worden ist und zunehmend mehr Prozesse räum-
licher Bewegung darunter subsumiert wurden. Begriff und 
Konzept „Migration“ hatten zweifelsohne in den vergange-
nen zwei bis drei Jahrzehnten wissenschaftliche Konjunktur.

Politisch, statistisch und medial besonders intensiv sind 
räumliche Bewegungen in den vergangenen Jahrzehnten dann 
beobachtet worden, wenn (national-)staatliche Grenzen über-
schritten wurden. Geläufige Definitionen greifen deshalb auf 
das zentrale Kriterium der Veränderung der rechtlichen Positi-
on eines Menschen zurück, die sich aus dessen Übertritt in den 
Geltungsbereich eines anderen Rechtsverbands ergibt. Ein wei-
teres Kriterium kann die Dauer des Aufenthalts andernorts sein. 
Erhoben werden teilweise Bestandszahlen (migration stock) und 
teilweise Bewegungen (migration flows). Im Fall der Messung 
des Umfangs des Bestandes zählen die statistischen Ämter 
(etwa im Rahmen von Volkszählungen) all jene im Aufenthalts-
land gemeldeten Menschen, die dort nicht geboren sind oder 
über keine dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung verfügen bzw. 
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auch (neuen) Mittelschichten Erwerbs-
chancen, die zu millionenfachen internen 
und grenzüberschreitenden Wanderun-
gen führten.

3. Aus dem grundlegenden Umbau von 
Staatlichkeit im 19. Jahrhundert resultier-
ten vielfältige Veränderungen der Rahmen-
bedingungen von Migration und gesell-
schaftlicher Teilhabe mit weitreichenden 
Folgen im 20. Jahrhundert: Nationsbil-
dung zur Absicherung der Legitimität 
staatlicher Herrschaft wirkte dabei Ende 
des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts 
zusammen mit kolonialistischen und im-
perialistischen Bestrebungen sowie dem 
Auf- und Ausbau des Interventions- und 
Sozialstaats, der auf die Massenpolitisie-
rung und die weit ausgreifende Organisa-
tion politischer Interessen reagierte. Aus 
diesem Gefüge resultierten neue Muster 
der staatlichen Wahrnehmung grenzüber-
schreitender und interner Migrationen. 

in die Meldestatistiken. Mithin liegen Zah-
len über den Aufenthalt von Migrantinnen 
und Migranten in unterschiedlichem Aus-
maß sowohl zu niedrig (irreguläre Aufent-
halte) als auch zu hoch (fehlende Abmel-
dung, Todesfälle).

Im Wanderungsgeschehen Deutsch-
lands des 19., 20. und frühen 21. Jahrhun-
derts lassen sich fünf markante und grund-
legende Prozesse ausmachen:1

1. Vom frühen 19. Jahrhundert bis in 
die 1890er Jahre dominierte die Trans-
atlantik-Migration von Deutschen, die zu 
mehr als 90 Prozent die Vereinigten Staa-
ten von Amerika erreichten.

2. Industrialisierung, Urbanisierung 
und Agrarmodernisierung führten im 19. 
und 20. Jahrhundert zu einem fundamen-
talen Wandel der Migrationsverhältnisse: 
Neue und rapide aufstrebende industri-
ell-urbane Ballungsräume boten nunmehr 
Angehörigen von Unterschichten, aber 

Sie mündeten zum Teil in die Errichtung 
gesetzlicher und administrativer Zugangs-
barrieren gegenüber solchen Individuen 
und Kollektiven, denen ein höheres Maß 
an „Fremdheit“ zugeschrieben wurde, 
aber auch in die Öffnung privilegierter 
Zugänge für andere Individuen und Kol-
lektive, die als national, politisch oder so-
zial zugehörig galten. Der erhebliche Aus-
bau der staatlichen Ordnungs- und Inter-
ventionskapazitäten ermöglichte zugleich 
die Umsetzung migrationspolitischer Vor-
stellungen.

4. Die beiden Weltkriege des 20. Jahr-
hunderts und deren politische Folgen 
führten zu einer enormen Zunahme 
gewalt induzierter Migrationen. Dazu zäh-
len  Deportation und Zwangsarbeit in den 
Kriegswirtschaften, Evakuierung und 
Flucht aus den Kampfzonen sowie Aus-
weisungen und Vertreibungen nach Kriegs-
ende. Deutschland war sowohl im und 

darunter nach:

Italien (Ex-)Jugoslawien Polen Portugal Rumänien Spanien Türkei

1 000

x0115 x0116 x0117 x0118 x0119 x0120 x0121
Deutsches Reich

1871 – – – – – – –

1881 – – – – – – –

1890 – – – – – – –

1900 – – – – – – –

1910 – – – – – – –

1922 – – – – – – –

1932 – – – – – – –

1939 – – – – – – –

Bundesrepublik

1949 – – – – – – –

1960 59,2 3,7 1,5 0,3 0,1 4,1 1,3

1970 139,8 89,9 2,3 5,8 1,7 33,7 42,8

1980 80,1 41,7 28,6 8,7 2,4 11,8 71,0

Deutschland

1991 39,2 53,6 118,0 4,9 30,7 9,5 36,8

2000 36,7 89,6 71,4 13,3 17,1 16,1 40,4

2010 24,3 – 103,2 7,3 48,9 16,1 36,0

2018 41,3 – 127,0 8,5 176,5 23,3 29,7

u Tab 1 Abwanderungen

insgesamt
darunter nach:

Kanada Vereinigte 
Staaten Südamerika Afrika Asien Australien Griechenland

1 000

x0107 x0108 x0109 x0110 x0111 x0112 x0113 x0114
Deutsches Reich

1871 76,2 – 73,3 1,7 – – 0,8 –

1881 220,9 0,3 206,2 3,0 – – 0,7 –

1890 97,1 0,3 89,8 5,9 0,5 0,2 0,5 –

1900 22,3 0,1 19,7 0,7 0,2 – 0,2 –

1910 25,5 0,5 22,8 2,1 – – 0,1 –

1922 36,6 – 24,6 11,3 0,6 – – –

1932 10,3 0,3 7,3 2,6 0,1 – – –

1939 25,3 0,3 7,1 8,8 1,4 2,7 0,5 –

Bundesrepublik

1949 270,7 27,6 120,3 17,0 0,4 34,4 70,3 –

1960 218,6 9,8 29,0 4,2 4,3 4,2 9,4 3,2

1970 495,7 5,3 23,4 6,1 10,1 10,9 5,3 30,7

1980 439,6 3,7 22,6 8,0 13,5 28,4 3,1 23,0

Deutschland

1991 582,2 5,3 29,1 10,6 25,3 49,6 2,6 16,3

2000 674,0 4,7 35,9 12,6 25,2 61,1 3,5 19,4

2010 670,6 6,3 32,2 19,9 21,7 81,5 5,9 12,6

2018 1 185,4 5,4 28,1 21,8 37,5 100,0 5,4 19,0
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darunter nach:

Italien (Ex-)Jugoslawien Polen Portugal Rumänien Spanien Türkei

1 000

x0115 x0116 x0117 x0118 x0119 x0120 x0121
Deutsches Reich

1871 – – – – – – –

1881 – – – – – – –

1890 – – – – – – –

1900 – – – – – – –

1910 – – – – – – –

1922 – – – – – – –

1932 – – – – – – –

1939 – – – – – – –

Bundesrepublik

1949 – – – – – – –

1960 59,2 3,7 1,5 0,3 0,1 4,1 1,3

1970 139,8 89,9 2,3 5,8 1,7 33,7 42,8

1980 80,1 41,7 28,6 8,7 2,4 11,8 71,0

Deutschland

1991 39,2 53,6 118,0 4,9 30,7 9,5 36,8

2000 36,7 89,6 71,4 13,3 17,1 16,1 40,4

2010 24,3 – 103,2 7,3 48,9 16,1 36,0

2018 41,3 – 127,0 8,5 176,5 23,3 29,7

nach dem Ersten Weltkrieg als auch im 
und nach dem Zweiten Weltkrieg ein Zen-
trum des europäischen Gewaltmigrations-
geschehens.2

5. Die Migrationsverhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland sind ein Bei-
spiel für die Etablierung eines neuen 
Migrationsregimes in europäischen 
Rechts- und Wohlfahrtsstaaten seit Mitte 
des 20. Jahrhunderts: Eine weitreichende 
Zulassung von aus anderen Staaten zuge-
wanderten Arbeitskräften seit den 1950er 
Jahren mithilfe zwischenstaatlicher An-
werbeabkommen in einer Situation hohen 
wirtschaftlichen Wachstums korrespon-
dierte bei zunehmender Aufenthaltsdauer 
mit einer sukzessiven Verfestigung des 
Aufenthaltsstatus der Zugewanderten. Da-
mit schrumpften zugleich staatliche Spiel-
räume zum Abbruch von Prozessen dauer-
hafter Niederlassung und Nachwanderung, 
selbst nach dem Ende der Anwerbephase 

1973. In der DDR, wo die Beschäftigung 
von Zugewanderten ein wesentlich niedri-
geres Niveau hatte, wurden dauerhafter 
Aufenthalt und gesellschaftliche Teilhabe 
dagegen in der Regel verhindert. Nach den 
europäischen Grenzöffnungen 1989 / 90 
gewann die im Kalten Krieg auf ein Mini-
mum beschränkte Ost-West-Wanderung 
erneut erheblich an Bedeutung; zum Teil 
knüpften die Migrationsverhältnisse in 
Europa wieder an die Situation vor dem 
Zweiten Weltkrieg an.

Im Folgenden wird zunächst auf die 
Entwicklung des Abwanderungsgesche-
hens aus Deutschland vom frühen 
19.  Jahrhundert bis zur Gegenwart ge-
blickt, um dann über die Beschreibung 
der Angaben zu ausländischen Staatsan-
gehörigen in Deutschland sowie zu den 
Zuzügen nach Deutschland seit Ende der 
1940er Jahre Aspekte des Wandels des Zu-
wanderungsgeschehens darstellen zu kön-

nen. Dieser Zusammenhang wird vertieft 
über die Dokumentation der Wande-
rungsbewegungen zwischen DDR und 
Bundesrepublik, die Zuwanderung von 
Menschen aus dem östlichen Europa, die 
als „(Spät-)Aussiedlerinnen und -Aussied-
ler“ kategorisiert wurden, sowie von 
Schutzsuchenden, die in der Bundesrepu-
blik seit Anfang der 1950er Jahre um Asyl 
bzw. einen Flüchtlingsstatus nachsuchten.

Grenzüberschreitende Abwanderung
Deutschland war und ist, wie viele Staa-
ten, eine migratorische Drehscheibe, die 
permanent von den verschiedensten Be-
wegungen durchzogen wird und zeit-
gleich sowohl einen Ausgangs- als auch 
einen Zielraum von Wanderungsbewe-
gungen bildet. Die Rede vom „Auswande-
rungsland“ oder vom „Einwanderungs-
land“ verweist mithin nur auf eine 
Hauptrichtung in der Entwicklung des 
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Abb 1: Auswanderungen – in 1000

 Abb 2 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland 1871 – 1925 — in 1 000

u Abb 1 Abwanderungen — in 1 000

Wanderungsgeschehens, nie aber darauf, 
dass es ausschließlich eine Richtung der 
Bewegungen gegeben habe. Im Deutsch-
land des 19. Jahrhunderts markierte die 
(transat lantische) Abwanderung die 
Hauptrichtung. u Tab 1, Abb 1

Wahrscheinlich gingen zwischen 1841 
und 1928 fast 6 Millionen Deutsche nach 
Übersee, weit überwiegend mit dem Ziel 
USA.3 Als nächstwichtige Ziele folgten mit 
erheblichem Abstand Kanada, Brasilien, 
Argentinien und Australien. Hintergrund 
der umfangreichen transatlantischen Ab-
wanderung war ein Missverhältnis zwi-
schen einem starken Wachstum der deut-
schen Bevölkerung auf der einen und ei-
nem weit weniger dynamisch ansteigenden 
Erwerbsangebot in Deutschland auf der 
anderen Seite sowie einem attraktiv er-
scheinenden Chancenangebot überseei-

scher (insbesondere nordamerikanischer) 
Ziele. Ab den 1830er Jahren stieg die deut-
sche transatlantische Migration rasch zur 
Massenbewegung auf. Hochphasen mit je-
weils mehr als 1 Million Abgewanderten 
bildeten die Jahre von 1846 bis 1857 und 
1864 bis 1873. In der letzten großen Phase 
der Überseemigration zwischen 1880 und 
1893 folgten dann noch einmal 1,8 Millio-
nen Menschen. Die in Deutschland gebore-
ne Bevölkerung der USA stellte zwischen 
1820 und 1860 mit rund 30 Prozent nach 
den in Irland Geborenen die zweitgrößte, 
von 1861 bis 1890 sogar die größte Gruppe 
unter den Zugewanderten.4

Im ausgehenden 19. Jahrhundert bil-
dete die erhebliche Ausweitung wirt-
schaftlicher Chancen infolge von Hochin-
dustrialisierung und Agrarmodernisie-
rung in Deutschland einen wesentlichen 

Faktor für den Rückgang der überseei-
schen Abwanderung. Dieser wurde durch 
die harte wirtschaftliche Krise in den 
USA von 1890 bis 1896 mit ihrem Höhe-
punkt in der „panic of 1893“ beschleunigt. 
1893 war das letzte Jahr umfangreicher 
transatlantischer Migration aus Deutsch-
land vor dem Ersten Weltkrieg. Nach dem 
Ende des Krieges kam es erneut zu einem 
Anstieg: Zwischen 1919 und 1932 wander-
ten insgesamt rund 600 000 Deutsche in 
überseeische Länder ab, mit rund 71 Pro-
zent blieben die Vereinigten Staaten von 
Amerika das Hauptziel, Argentinien, Aus-
tralien, Brasilien und Kanada folgten mit 
erheblichem Abstand. Den Höhepunkt 
der transatlantischen Migration aus der 
Weimarer Republik bildeten die Jahre 
1920 bis 1923 mit dem Spitzenwert im 
„Krisenjahr“ 1923: 115 000 überseeische 
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Abwanderinnen und Abwanderer bedeu-
teten einen Jahreswert, wie er seit der 
letzten Auswanderungsphase des 19. Jahr-
hunderts (1880 –1893) nicht mehr erreicht 
worden war.⁵ In den anderthalb Jahrzehn-
ten zwischen 1946 und 1961 schließlich 
gingen insgesamt knapp 780 000 Deut-
sche auf Dauer oder für begrenzte Zeit 
nach Übersee. 384 700 Menschen hatten 
die Vereinigten Staaten als Ziel, 234 300 
Kanada und 80 500 Australien. Das war 
die Phase umfangreichster transatlanti-
scher Abwanderung aus Deutschland im 
20. Jahrhundert.⁶ 

Wegen der gänzlich anderen Daten-
grundlage für die Entwicklung des Abwan-
derungsgeschehens in Westdeutschland 
bzw. in der Bundesrepublik nach 1945 ist 
eine unmittelbare Bezugnahme auf die 
Zahlen zur Überseemigration bis 1939 nicht 
möglich. Die Daten zur deutschen Trans-
atlantikmigration des 19. und frühen 
20.  Jahrhunderts erwecken den Eindruck, 
als habe es eine stetige und lineare Bewe-
gung von Deutschland nach Übersee gege-
ben. Unsichtbar bleiben dabei die wahr-
scheinlich mit rund 20 Prozent der Ausge-
wanderten keineswegs geringe transatlanti-
sche Rückwanderung nach Deutschland 
sowie die zirkulären Bewegungen mehr-
facher Ab- und Rückwanderungen, die ab 
dem späten 19. Jahrhundert an Bedeutung 
gewannen.⁷ Die Angaben über die Fortzüge 
für die Zeit ab 1945 ermöglichen demgegen-
über viel eher ein Erfassen der Dynamik 
von Migrationsbewegungen mit ihrer stets 
hohen Fluktuation. Während die Daten für 
die 1950er Jahre ganz wesentlich noch auf 
die Abwanderung von Deutschen verwei-
sen, sind die wesentlich höheren Zahlen ab 
den 1960er Jahren zu einem guten Teil der 
Abwanderung von ausländischen Staatsan-
gehörigen geschuldet, die im Kontext der 
vermehrten Migration in die Bundesrepub-
lik gekommen waren. Umfangreiche Zu-
wanderungen aus anderen Staaten wie in 
den späten 1960er und frühen 1970er Jah-
ren bedingten starke Abwanderungen, auch 
die rasche Zunahme der Zuwanderung 
nach der Öffnung des „Eisernen Vorhangs“ 
1989 / 90 führte zugleich zu einem starken 
Anstieg der Abwanderungen.⁸

Zuwanderung nach Deutschland
Ab dem späten 19. Jahrhundert dominier-
te in der Regel die Zuwanderung über die 
Abwanderung. Das zeigen für das Deut-
sche Kaiserreich und die Weimarer Repu-
blik die Angaben der Volkszählungen. 
Die Volkszählungen zwischen 1871 und 
1910 bieten den Vorteil, für ein einheitli-
ches Gebiet nach einheitlichen Kriterien 
in regelmäßigen Abständen von fünf Jah-
ren zu einem einheitlichen Zählzeitpunkt 
(1. Dezember) über die Zahl der Auslän-
derinnen und Ausländer nach ihrer 
Staatsangehörigkeit zu berichten. Der ge-
wählte Zählzeitpunkt bringt allerdings 
zugleich einen wesentlichen Nachteil mit 
sich: Er lag außerhalb der Arbeitssaison 
für witterungsabhängige Tätigkeiten, in 
denen die Hunderttausenden von Ar-
beitsmigrantinnen und -migranten aus 
anderen Staaten im Kaiserreich weit über-
wiegend beschäftigt waren (vor allem in 
der Landwirtschaft, im Tief-, Hochbau 
und im Baunebengewerbe), sodass sie 
folglich im Rahmen der Volkszählungen 
nicht registriert werden konnten.⁹ Die 
Angaben zur Zwischenkriegszeit be-
schränken sich auf die beiden Volkszäh-
lungen von 1925 und 1933, die zudem un-
terschiedliche Zählzeitpunkte umfassten 
(1925: Juni, 1933: Dezember). u Tab 2

Zwischen 1871 und 1910 lassen sich 
grundlegende Veränderungen in der Prä-
senz von ausländischen Staatsangehörigen 
in Deutschland erkennen. Im ersten Jahr-
zehnt des Kaiserreichs blieb sie mit 200 000 
bis 300 000 Menschen gering, stieg aber 
seit den 1890er Jahren erheblich an: Hin-
tergrund war die Hochkonjunktur der drei 
Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg, die 
nicht nur, wie erwähnt, die Überseemigra-
tion von Deutschen weitgehend zum Erlie-
gen brachte, sondern wegen der wachsen-
den Erwerbsmöglichkeiten auch Arbeits-
kräfte aus dem Ausland anzog. Nach dem 
Ersten Weltkrieg sank die Zahl ausländi-
scher Staatsangehöriger im (nun verklei-
nerten) Reich ab, nicht zuletzt wegen der 
weitaus weniger günstigen wirtschaftlichen 
Situation, die sich unter anderem in einer 
relativ hohen strukturellen Erwerbslosig-
keit äußerte.10 u Abb 2

1 800 000
Deutsche wanderten  
zwischen 1880 bis  
1893 nach Übersee ab.
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Abb 1: Auswanderungen – in 1000

 Abb 2 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland 1871 – 1925 — in 1 000

u Abb 2 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland 1871 – 1925 — in 1 000

darunter aus:

USA Griechenland Italien (Ex-)Jugoslawien Polen Portugal Rumänien Spanien Türkei

1 000

x0132 x0133 x0134 x0135 x0136 x0137 x0138 x0139 x0140
Deutsches Reich

1871 10,7 – – – – – – – –

1880 9,0 – – – – – – – –

1890 14,1 – – – – – – – –

1900 17,4 – – – – – – – –

1910 17,6 – – – – – – – –

1925 7,0 2,2 – 14,1 259,8 0,2 6,5 1,4 2,5

Bundesrepublik

1951 3,6 3,0 22,5 22,7 102,8 0,1 9,0 1,5 1,2

1961 – 42,1 196,7 16,4 – 0,8 – 44,2 6,7

1970 56,4 342,9 573,6 514,5 – 54,4 – 245,5 469,2

1980 77,4 297,5 617,9 631,8 – 112,3 – 180,0 1 462,4

Deutschland

1991 99,7 336,9 560,1 775,1 271,2 93,0 – 135,2 1 779,6

2000 113,6 365,4 619,1 662,5 301,4 133,7 90,1 129,5 1 998,5

2010 97,7 276,7 517,5 – 419,4 113,2 126,5 105,4 1 629,5

2018 119,6 363,2 – – 860,1 138,9 696,3 176,0 1 476,4

u Tab 2 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland nach ihrer Staatsangehörigkeit

insgesamt

darunter aus:

Österreich Ungarn Russland Italien Schweiz Frankreich Benelux- 
Staaten Skandinavien

Großbritan-
nien und 

Irland

Mio. 1 000

x0122 x0123 x0124 x0125 x0126 x0127 x0128 x0129 x0130 x0131
Deutsches Reich

1871 0,2 75,7 – 14,5 4,0 34,5 4,7 32,0 27,5 10,1

1880 0,3 118,0 – 15,1 7,1 28,2 17,3 29,8 34,9 10,5

1890 0,4 201,5 – 17,1 15,6 40,0 19,7 55,6 48,9 14,7

1900 0,8 391,0 – 47,0 69,7 55,5 20,5 113,5 38,9 16,1

1910 1,3 667,2 – 137,7 104,2 68,3 19,1 172,0 39,2 18,3

1925 0,9 128,9 16,1 47,2 24,2 42,4 7,3 91,8 14,7 –

Bundesrepublik

1951 0,5 46,7 17,6 14,6 22,5 12,3 9,9 82,8 6,5 –

1961 0,7 57,3 – – 196,7 – 20,1 65,4 – 9,1

1970 3,0 143,1 18,2 6,6 573,6 26,7 47,1 120,5 26,2 34,3

1980 4,5 172,6 20,1 5,9 617,9 29,4 59,6 128,8 35,7 81,1

Deutschland

1991 5,9 186,9 56,4 – 560,1 33,0 88,9 140,3 47,8 103,2

2000 7,3 187,8 54,4 115,9 619,1 38,0 110,2 140,3 63,3 115,4

2010 6,8 175,2 68,9 191,3 517,5 37,2 108,7 171,3 54,9 96,1

2018 10,9 187,4 212,4 254,3 643,5 40,2 140,9 200,6 66,2 106,2
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Die Bevölkerung auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland umfasste in 
den 1950er Jahren mit 400 000 bis 500 000 
relativ wenige ausländische Staatsangehö-
rige; zu einem guten Teil handelte es sich 
um Menschen, die im Umfeld des Zweiten 
Weltkriegs als Zwangsarbeitskräfte, Kriegs-
gefangene oder Schutzsuchende nach 
Deutschland gekommen waren und als 

„Displaced Persons“ bzw. „Heimatlose Aus-
länder“ zumindest zeitweilig blieben. Erst 
mit der Vollbeschäftigung der späten 
1950er Jahre im Kontext des „Wirtschafts-
wunders“ mit seinen sehr hohen Wachs-
tumsraten sowie dem rapiden Rückgang 
der Zuwanderung aus der DDR durch den 
Bau der Berliner Mauer 1961 (siehe unten) 
wuchs die Beschäftigung ausländischer Ar-
beitskräfte („Gastarbeiter“) in den 1960er 
und frühen 1970er Jahren stark an. Vor 
diesem Hintergrund erreichte die Zahl der 

ausländischen Staatsangehörigen 1974 mit 
4,1 Millionen einen vorläufigen Höhe-
punkt. Das Ende der Anwerbung ausländi-
scher Arbeitskräfte durch den „Anwer-
bestopp“ von 1973 führte nicht zu einem 
nennenswerten Rückgang der Zahl der An-
gehörigen anderer Staaten. Sie stieg viel-
mehr seit den 1980er Jahren wieder mode-
rat an, insbesondere aufgrund der weiterhin 
bestehenden Möglichkeit des Familien-
nachzugs von in Deutschland lebenden 
ausländischen Staatsangehörigen sowie 
aufgrund des Bedeutungsgewinns der 
Asylzuwanderung (siehe unten). Ein erneu-
ter stärkerer Anstieg setzte mit dem Zu-
sammenbruch der politischen Systeme in 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa sowie 
der Öffnung des „Eisernen Vorhangs“ 
1989 / 90 ein. Seit den späten 1990er Jahren 
bewegt sich die Zahl der ausländischen 
Staatsangehörigen auf einem stabilen Ni-

veau mit einer Tendenz zum Rückgang, der 
auch durch die erleichterten Möglichkeiten 
des Zugangs zur deutschen Staatsangehö-
rigkeit aufgrund der Reform des Staatsan-
gehörigkeitsrechts im Jahr 2000 erklärt 
werden kann.11 Erst die im Vergleich zu an-
deren europäischen Staaten sehr günstige 
Situation von Ökonomie und Arbeitsmarkt 
in den 2010er Jahren sowie die hohe Zahl 
von Schutzsuchenden Mitte des Jahrzehnts 
(siehe unten) führten zu einem erneuten 
Ansteigen der Zahl ausländischer Staatsan-
gehöriger in der Bundesrepublik. u Abb 3

Im Blick auf die Zusammensetzung der 
aus anderen Staaten zugewanderten Bevöl-
kerung lassen sich grundlegende Verände-
rungen über die Zeit ausmachen: Während 
im Deutschen Kaiserreich unter den Her-
kunftsländern Österreich-Ungarn, das rus-
sische Zarenreich, die Niederlande und Ita-
lien dominierten, stammte ein überwie-

darunter aus:

USA Griechenland Italien (Ex-)Jugoslawien Polen Portugal Rumänien Spanien Türkei

1 000

x0132 x0133 x0134 x0135 x0136 x0137 x0138 x0139 x0140
Deutsches Reich

1871 10,7 – – – – – – – –

1880 9,0 – – – – – – – –

1890 14,1 – – – – – – – –

1900 17,4 – – – – – – – –

1910 17,6 – – – – – – – –

1925 7,0 2,2 – 14,1 259,8 0,2 6,5 1,4 2,5

Bundesrepublik

1951 3,6 3,0 22,5 22,7 102,8 0,1 9,0 1,5 1,2

1961 – 42,1 196,7 16,4 – 0,8 – 44,2 6,7

1970 56,4 342,9 573,6 514,5 – 54,4 – 245,5 469,2

1980 77,4 297,5 617,9 631,8 – 112,3 – 180,0 1 462,4

Deutschland

1991 99,7 336,9 560,1 775,1 271,2 93,0 – 135,2 1 779,6

2000 113,6 365,4 619,1 662,5 301,4 133,7 90,1 129,5 1 998,5

2010 97,7 276,7 517,5 – 419,4 113,2 126,5 105,4 1 629,5

2018 119,6 363,2 – – 860,1 138,9 696,3 176,0 1 476,4
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Abb 3: Ausländer in Deutschland nach Staatsangehörigkeit 1951-2011 – in 1000
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Abb 3: Ausländer in Deutschland nach Staatsangehörigkeit 1951-2011 – in 1000

dominierte nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund des expandierenden Systems der 
EU-Freizügigkeit jedoch weiterhin.

Innerdeutsche Wanderungs-
bewegungen
Das Ende des Zweiten Weltkriegs führte 
in Europa zu einer enormen Zunahme 
von Migrationsbewegungen. Neben die 
Rückwanderung von während des Krieges 
zur Migration genötigten Flüchtlingen, 
Evakuierten, Vertriebenen, Deportierten 
oder Kriegsgefangenen traten Ausweisun-
gen, Umsiedlungen, Vertreibungen oder 
Fluchtbewegungen insbesondere von Min-

gender Teil der ausländischen Staatsange-
hörigen ab den 1960er Jahren aus jenen 
Ländern, die mit der Bundesrepublik An-
werbeabkommen geschlossen hatten, also 
insbesondere aus der Türkei, Italien, Spa-
nien und Griechenland. Vor allem ab den 
späten 1980er Jahren kam es zu einer zu-
nehmenden Diversifizierung der Her-
kunftsländer ausländischer Staatsangehö-
riger. Sie resultierte nicht nur aus der be-
reits erwähnten Öffnung des „Eisernen 
Vorhangs“, sondern auch aus einer anwach-
senden (Asyl- und Bildungs-)Zuwande-
rung aus vielen Teilen der Welt, die die eu-
ropäische Zuwanderung ergänzte. Letztere 

derheiten aufgrund der Bestrebungen der 
Siegerstaaten, die Bevölkerung ihres (zum 
Teil neu gewonnenen) Territoriums zu ho-
mogenisieren. Das betraf auch ca. 14 Mil-
lionen Deutsche, die in der Endphase des 
Krieges oder in den ersten Nachkriegsjah-
ren Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa 
verließen bzw. verlassen mussten. Für die 
Entwicklung der deutschen Wanderungs-
verhältnisse nach dem Zweiten Weltkrieg 
von hohem Gewicht wurden zudem die 
Bewegungen zwischen der Sowjetischen 
Besatzungszone bzw. der DDR und den 
Westzonen bzw. der Bundesrepublik zwi-
schen 1945 und 1989 / 90. u Tab 3, Abb 4

u Abb 3 Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland nach Staatsangehörigkeit 1951 – 2018 — in 1 000
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Abb 5: Asylanträge in der Bundesrepublik Deutschland – absolute Zahlen
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Abb 5: Asylanträge in der Bundesrepublik Deutschland – absolute Zahlen

u Abb 4 Innerdeutsche Wanderungsbewegungen — in 1 000

u Tab 3 Innerdeutsche Wanderungsbewegungen 

*  „Wegzüge“ verweist auf die Zahl der Verlegungen des Hauptwohnsitzes aus der DDR in die Bundesrepublik. Sie entstammt der Statistik der polizeilichen Meldeämter.  
„Flüchtlinge“ verweist auf die Zahl der in der DDR registrierten Personen, die das Land ohne Genehmigung von DDR-Behörden verlassen haben.

* Zu den Kategorien „Wegzüge“ und „Flüchtlinge“ siehe den Hinweis in Tabelle 3.

Bundesrepublik DDR*

Zuwanderung aus  
der SBZ / DDR

Abwanderung  
in die DDR

Antragstellende  
Notaufnahme Wegzüge Flüchtlinge

1 000

x0141 x0142 x0143 x0144 x0145
1949 – – 59,2 – 129,2

1952 232,1 30,9 182,4 187,2 182,4

1955 381,8 48,7 252,9 315,8 252,9

1958 226,3 38,7 204,1 216,4 204,1

1961 233,5 23,1 207,0 216,7 51,6

1964 39,3 4,9 41,9 38,5 11,9

1967 20,7 3,6 – 20,0 6,4

1970 20,7 2,1 – 26,6 5,0

1973 17,3 1,9 – 29,7 6,5

1976 17,1 1,3 – 36,8 5,1

1979 15,4 1,4 – 41,8 3,5

1982 15,5 1,5 – 36,4 4,1

1985 28,4 2,0 – 56,9 6,2

1988 43,3 2,5 39,9 77,6 –
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Öffnung der Mauer 1989 auf über 340 000 
Antragsstellerinnen und Antragsteller im 
Notaufnahmeverfahren zu steigen. Vom 
Bau der Mauer bis Ende 1988 fanden ins-
gesamt über 600 000 Menschen ihren Weg 
von Deutschland-Ost nach Deutsch-
land-West, wobei der weitaus überwiegen-
de Teil auf der Basis von Ausreisegeneh-
migungen die Grenze überschreiten 
konnte, die vor allem Rentnerinnen und 
Rentnern sowie anderen Nichterwerbstä-
tigen bewilligt wurden. Die Zahl der Er-
werbstätigen, die die DDR verlassen durf-
ten, sowie derjenigen, die die Grenze auf 
irregulären Wegen überwanden, blieb 
demgegenüber deutlich niedriger.

Aussiedlerinnen und Aussiedler
Die Bezeichnung „Aussiedler“ stammt 
aus den frühen 1950er Jahren. Nach dem 
Ende der Vertreibungen von Deutschen 
aus Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa 
lebten dort nach den Angaben deutscher 
Stellen 1950 noch rund 4 Millionen „deut-
sche Volkszugehörige“ ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit. Ihnen sicherte das 
bundesdeutsche Grundgesetz in Artikel 
116 Absatz 1 die Aufnahme als deutsche 
Staatsangehörige zu, wenn sie ein „Ver-
treibungsschicksal“ nachweisen konnten 
oder von deutscher Seite ein „Vertrei-
bungsdruck“ ausgemacht worden war. 
Den Rahmen und die Bedingungen für 
ihre Aufnahme regelte ab 1953 das „Ge-
setz über die Angelegenheiten der Ver-
triebenen und Flüchtlinge“ (kurz Bundes-
vertriebenengesetz, BVFG). Insgesamt 
wanderten in den sieben Jahrzehnten von 
1950 bis 2020 rund 4,5 Millionen (Spät-)
Aussiedlerinnen und (Spät )Aussiedler in 
die Bundesrepublik.13 u Tab 4, Abb 5

Von 1950 bis 1975 passierten insge-
samt rund 800 000, von 1976 bis 1987 
weitere etwa 616 000 Aussiedlerinnen 
und Aussiedler die westdeutschen Grenz-
durchgangslager. Ihre Zahl schwankte in 
diesem Zeitraum zwischen 20 000 und 
60 000 pro Jahr. Verständigungsbemü-
hungen im Kontext der bundesdeutschen 

„Neuen Ostpolitik“ und die „Entspan-
nung“ im Kalten Krieg führten dazu, 
dass ab Anfang / Mitte der 1970er Jahre 

Zwar wurde die innerdeutsche Grenze 
vonseiten der DDR bereits 1952 / 53 weit-
reichend befestigt und damit die Bewe-
gung zwischen Ost- und Westdeutsch-
land und umgekehrt erheblich behindert. 
Die besondere Stellung Berlins aber ließ 
Grenzsicherungsmaßnahmen zwischen 
den alliierten Sektoren der ehemaligen 
Reichshauptstadt lange nicht zu, sodass 
DDR und UdSSR hier die Abwanderung 
kaum kontrollieren und blockieren konn-
ten: Wahrscheinlich wanderten von der 
Gründung der beiden deutschen Staaten 
1949 bis zum Bau der Mauer 1961 über 3 
Millionen Menschen aus der DDR in die 
Bundesrepublik – aber auch mehr als 
500 000 in die umgekehrte Richtung.12 
Während die Zahl der Deutschen, die in 
den 1950er Jahren aus der Bundesrepub-
lik in die DDR zogen, keinen großen 
Schwankungen unterlag und jährlich 
rund 50 000 erreichte, erwies sich die 
Schwankungsbreite der Ost-West-Bewe-
gungen als wesentlich höher: Nach den 
Angaben des Notaufnahmeverfahrens 
pendelten die Zahlen in den 1950er Jah-
ren jährlich zwischen ca. 150 000 und 
330 000. Höhepunkte bildeten die Jahre 
1953 und 1956 / 57. Nach einem Minimum 
1959 stiegen die Zahlen bis zum Mauer-
bau wieder deutlich an, nicht zuletzt we-
gen der erneut verschärften Kollektivie-
rungspolitik in der DDR.

Der Bau der Mauer reduzierte die Be-
wegungen zwischen der DDR und der 
Bundesrepublik erheblich: Wanderungen 
aus der Bundesrepublik in die DDR über-
schritten von den 1960er bis zu den 
1980er Jahren nicht die Zahl von 5 000 
Menschen pro Jahr und schwankten meist 
um 2 000 bis 3 000 jährlich. Die Abwande-
rung aus der DDR lag in den späten 
1960er, den 1970er und frühen 1980er 
Jahren pro Jahr bei ca. 13 000 bis 20 000 
Personen. Sie stieg erst in der Endphase 
der DDR wieder deutlich an, erreichte 
1984 (nach dem bundesdeutschen Milliar-
denkredit an die DDR und einer Bewilli-
gung von 32 000 Ausreiseanträgen mit 
dem Ziel, die innenpolitische Situation zu 
beruhigen) einen Spitzenwert von über 
40 000 Personen, um dann im Jahr der 

3 000 000
Menschen wanderten 
schätzungsweise 
zwischen 1949 bis 
1961 aus der DDR in 
die Bundesrepublik.

500 000  
in die umgekehrte 
Richtung.
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u Tab 4 Aussiedlerinnen und Aussiedler

insgesamt

davon: 

(Ex-)UdSSR Polen (Ex-)ČSSR Ungarn Rumänien (Ex-)Jugoslawien Sonstige

1 000

x0146 x0147 x0148 x0149 x0150 x0151 x0152 x0153
1950 47,5 – 31,8 13,3 – – 0,2 2,2

1954 15,4 – 0,7 0,1 – – 9,5 5,1

1958 132,2 4,1 117,6 0,7 1,2 1,4 4,7 2,6

1962 16,4 0,9 9,7 1,2 0,3 1,7 2,0 0,7

1966 28,2 1,2 17,3 5,9 0,6 0,6 2,1 0,4

1970 19,4 0,3 5,6 4,7 0,5 6,5 1,4 0,4

1974 24,5 6,5 7,8 0,4 0,4 8,5 0,6 0,2

1978 58,1 8,5 36,1 0,9 0,3 12,1 0,2 0,1

1982 48,2 2,1 30,4 1,8 0,6 13,0 0,2 0,2

1986 42,8 0,8 27,2 0,9 0,6 13,1 0,2 0,1

1990 397,1 148,0 133,9 1,7 1,3 111,2 1,0 0,1

1994 222,6 213,2 2,4 0,1 – 6,6 0,2 –

1998 103,1 101,6 0,5 – – 1,0 – –

2002 91,4 90,6 0,6 – – 0,3 – –

2006 7,7 7,6 0,1 – – – – –

2010 2,4 2,3 – – – – – –

2014 5,6 5,6 – – – – – –

2018 7,1 7,1 – – – – – –

u Abb 5 Zuzug von Aussiedlerinnen und Aussiedlern nach Herkunftsländern — in Prozent
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Migration von Asyl- und  
Schutzsuchenden

„Flüchtlinge“ sind laut der international 
maßgeblichen, 1951 verabschiedeten Gen-
fer Flüchtlingskonvention jene Migran-
tinnen und Migranten, die über Staats-
grenzen ausweichen, weil ihr Leben, ihre 
körperliche Unversehrtheit, Freiheit und 
Rechte direkt oder sicher erwartbar be-
droht sind. Die Bundesrepublik, die zu 
den frühen Unterzeichnern der Konventi-
on gehört, verpflichtete sich zusammen 
mit inzwischen fast 150 Staaten weltweit, 
Menschen dann mit dem Status des 

„Flüchtlings“ auszustatten, wenn diese 
eine individuelle Verfolgung wegen „ihrer 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder wegen ihrer politischen Überzeu-
gung“ nachweisen können. 1948 schrieb 
die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte der Vereinten Nationen erstmals 
ein individuelles Asylrecht fest. Artikel 14 
Absatz 1 lautet: „Jeder Mensch hat das 
Recht, in anderen Ländern vor Verfolgun-
gen Asyl zu suchen und zu genießen.“ Nur 
selten allerdings wurde diese Formel in 
nationales Recht überführt. Eine Ausnah-
me bildete die Bundesrepublik Deutsch-
land,14 die mit der Formulierung „Poli-
tisch Verfolgte genießen Asylrecht“ im 
1948 / 49 geschaffenen Artikel 16 Absatz 2 
Satz 2 des Grundgesetzes ein im internati-
onalen Vergleich weitreichendes Grund-
recht auf dauerhaften Schutz bot: Darauf 
habe jede und jeder politisch Verfolgte, 
die oder der in die Bundesrepublik kom-
me, ohne Einschränkungen einen verfas-
sungsrechtlich einklagbaren Anspruch.15

Die Flucht vor militärischer Gewalt im 
Kontext von Kriegen und Bürgerkriegen, 
und damit ein Großteil der räumlichen Be-
wegungen, die alltagssprachlich unter den 
Begriff „Flucht“ verstanden werden, führt 
nicht zur Anerkennung als „Flüchtling“ 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention. 
Allerdings wird inzwischen in manchen 
Staaten bzw. Staatenbünden solchen 

„Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlingen“ (vo-
rübergehender) Schutz gewährt. So wurde 
beispielsweise in der Europäischen Union 
2003 bis 2005 im Rahmen der Aufnahme-

eine Phase steter Aussiedlerzuwanderung 
auf relativ hohem Niveau einsetzte. 
Wichtigstes Herkunftsland bildete dabei 
in den 1970er und frühen 1980er Jahren 
Polen, mit dem sich die Bundesrepublik 
1975 auf die Ausreise von rund 125 000 
Menschen geeinigt hatte (als Gegenleis-
tung wurde von bundesdeutscher Seite 
ein Kredit über 2,3 Milliarden D-Mark 
gewährt). Ab Ende der 1970er Jahre 
wuchs zudem die Zahl der Aussiedlerin-
nen und Aussiedler aus Rumänien; auch 
in diesem Fall bildeten finanzielle Leis-
tungen der Bundesrepublik die Voraus-
setzung. Zwischen 1950 und 1987 kamen 
aus Polen als Hauptherkunftsland 62 Pro-
zent aller Aussiedlerinnen und Aussied-
ler (848 000), nur 8 Prozent (110 000) hin-
gegen aus der Sowjetunion mit ihrer lan-
ge sehr restriktiven Ausreisepolitik. An 
zweiter Stelle nach Polen und mit deutli-
chem Vorsprung vor der UdSSR folgte 
Rumänien mit 15 Prozent der Aussiedle-
rinnen und Aussiedler (206 000).

Die Zahl der mit einem Aussiedler-
status zuwandernden Menschen wuchs er-
heblich mit der Krise der politischen Syste-
me in Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa 
und der Öffnung des „Eisernen Vorhangs“: 
Von 1987 an wuchs der Anteil der Aussied-
lerinnen und Aussiedler aus der UdSSR er-
heblich. Die jährliche Zuwanderung über-
schritt 1988 knapp die Marke von 200 000 
und erreichte 1990 die Höhe von fast 
400 000. Sie ging dann 1991, trotz hoher 
Antragszahlen, deutlich zurück auf etwas 
mehr als 200 000 und blieb bis 1995 auf 
diesem Niveau, um seither stark abzu-
sinken. Hintergrund des erheblichen 
Rückgangs seit 1990 bildeten gesetzliche 
Maßnahmen der Bundesrepublik, die die 
Möglichkeiten der Inanspruchnahme des 
Status als „Spätaussiedler“, wie es nun hieß, 
erheblich beschränkten, aber auch die Tat-
sache, dass sich immer weniger Menschen 
in Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa auf 
eine „deutsche Volkszugehörigkeit“ und 
einen „Vertreibungsdruck“ berufen konn-
ten. Seit Beginn des 21. Jahrhunderts hat 
diese Migrationsbewegung mit jährlich 
wenigen tausend Zuwandernden kein sig-
nifikantes Ausmaß mehr.

62
Prozent aller Aussied-
lerinnen und Aus-
siedler, die zwischen 
1950 und 1987  
nach Deutschland 
ge kommen sind, 
 stammten aus Polen.

Nach 1987 stammte 
die Mehrzahl der 
Aussiedler aus der 
Sowjetunion und 
 deren Nachfolge-
staaten.
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Abb 5: Asylanträge in der Bundesrepublik Deutschland – absolute Zahlen

richtlinie, der Qualifikationsrichtlinie und 
der Richtlinie für Asylverfahren die Vor-
aussetzung für die Gewährung des soge-
nannten subsidiären Schutzes geschaffen. 
Er soll vergeben werden, wenn Schutzsu-
chenden bei einer Rückkehr ins Herkunfts-
land Todesstrafe, Folter sowie unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung bzw. 
Bestrafung drohen. Darüber hinaus fallen 
unter diese Regelung Zivilistinnen und Zi-
vilisten, die durch die allfällige Gewalt im 
Kontext eines Krieges oder Bürgerkrieges 
gefährdet sind.

Die Aufnahme von Schutzsuchenden 
hat für die Migrationssituation der Bun-
desrepublik insbesondere ab den späten 
1970er Jahren an Gewicht gewonnen und 
trug vor allem in den späten 1980er und 
frühen 1990er Jahren erheblich zum An-
stieg der Zahl der ausländischen Staatsan-
gehörigen bei. Die Angaben über die Zahl 
der Asylsuchenden in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1950 beruhen auf der 
amtlichen Statistik und beziehen sich auf 
jene Menschen, die entsprechend den Re-
gelungen des Artikels 16 Absatz 2 Satz 2 

u Abb 6 Asylanträge in der Bundesrepublik Deutschland — in 1000

des Grundgesetzes sowie der Genfer 
Flüchtlingskonvention um einen Schutz-
status nachsuchten. Andere Kategorien 
von Schutzsuchenden, insbesondere „Kon-
tingentflüchtlinge“, die aufgrund von hu-
manitären Hilfsaktionen aufgenommen 
wurden und keinen Asylantrag stellen 
mussten, sind hier in der Regel nicht er-
fasst. Zu berücksichtigen gilt, dass grund-
sätzlich mal ein geringerer, mal ein größe-
rer Teil der Asylgesuche bewilligt wurde, 
diese also keineswegs mehrheitlich oder 
gar durchgängig in längerfristige oder dau-
erhafte Aufenthalte in der Bundesrepublik 
mündeten.

In den knapp 20 Jahren von der Grün-
dung der Bundesrepublik bis 1968 bean-
tragten nur knapp über 70 000 Menschen 
Asyl. In den ersten 30 Jahren der Existenz 
der Bundesrepublik schwankten die jährli-
chen Asylsuchendenzahlen zwischen ei-
nem Minimum von rund 2 000 im Jahr 
1953 und einem Maximum von mehr als 
51 000 im Jahr 1979. Bis in die 1960er Jahre 
kamen die Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber überwiegend aus Ostmittel-, Ost- 

und Südosteuropa, der Anteil von Asylsu-
chenden aus dem „Ostblock“ schwankte 
jährlich zwischen 72 und 94 Prozent. Ab 
dem letzten Drittel der 1970er Jahre stieg 
die Zahl der Schutzsuchenden in West-
deutschland erheblich an: Der Höchst-
stand wurde 1980 mit Anträgen von 
107 818 Personen erreicht. Zugleich stieg 
der Anteil von Antragstellenden von au-
ßerhalb Europas.16 u Abb 6

Nach einem kurzfristigen Rückgang 
wuchs der Umfang der Asylzuwanderung 
ab Mitte der 1980er Jahre erneut an, vor al-
lem vor dem Hintergrund der politischen 
und wirtschaftlichen Krise in Ostmittel-, 
Ost- und Südosteuropa, der Öffnung des 

„Eisernen Vorhangs“ und dem Bürgerkrieg 
in (Ex-)Jugoslawien in den 1990er Jahren. 
Die Zahl der Asylbewerberinnen und -be-
werber überstieg 1988 erneut 100 000, er-
reichte 1990 rund 190 000 und 1992 
schließlich den Höchststand von fast 
440 000. Zugleich änderte sich die Zusam-
mensetzung der Gruppe der Schutzsuchen-
den grundlegend: 1986 waren noch rund 
75 Prozent aus dem globalen Süden gekom-
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land. In ihnen wurden 2015 mehr als die 
Hälfte aller Asylanträge in der EU von Sy-
rerinnen und Syrern gezählt. Berücksich-
tigt werden muss beim Blick auf die deut-
schen Angaben zu 2015 und 2016, dass 
das zuständige Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) nicht die Zahl 
und den Zeitpunkt der Einreise doku-
mentiert, sondern den Zeitpunkt der 
Asylantragstellung: Die hohe Zahl von 
rund 720 000 Anträgen 2016 spiegelt zu 
einem wesentlichen Teil Einreisen von 
2015 wider. Sie bilden also nicht die 
Migrationsverhältnisse des Jahres 2016 ab, 
sondern die Folgen der Infrastrukturkrise 
des Vorjahres, in dem sich wegen hoher 
Zuzugszahlen und eines verzögerten Auf-
baus der Ankunftsinfrastruktur nicht nur 
die Asylantragstellung, sondern auch die 
Bearbeitung der Einreisen durch die Bun-
despolizei stark verzögerte. Hinzu traten 
in der Folge erhebliche, ebenfalls nur ver-
zögert bewältigte Herausforderungen bei 
der (provisorischen) Unterbringung und 
Versorgung der Schutzsuchenden in den 
Bundesländern und Kommunen, die sich 
nur durch den weitreichenden Einsatz 
von ehrenamtlichen Helferinnen und Hel-
fern bewältigen ließen.18

Den Angaben des Flüchtlingshoch-
kommissars der Vereinten Nationen 
(UNHCR) zufolge bildete Deutschland 
schließlich im Jahr 2018 hinter der Tür-
kei, Pakistan, Uganda und dem Sudan 
das fünftwichtigste Aufnahmeland von 

„Flüchtlingen“ weltweit. Warum aber 
wurde die Bundesrepublik Mitte der 
2010er Jahre ein Hauptziel der Bewegung 
insbesondere syrischer Schutzsuchender? 
Sechs Elemente eines komplexen Zusam-
menhangs seien hier skizziert. Die Rei-
henfolge der Argumente repräsentiert 
keine Hierarchie, alle genannten Fakto-
ren stehen in einem unmittelbaren Wech-
selverhältnis zueinander:

1. Finanzielle Mittel: Wichtige Her-
kunftsländer von Asylsuchenden in der 
EU lagen in relativer geografischer Nähe 
(Syrien, Südosteuropa). Die Kosten für 
das Unternehmen Flucht von dort hielten 
sich mithin in Grenzen – zumindest im 
Vergleich zu Bewegungen aus anderen 

men. 1993 stammten dann wieder 72 Pro-
zent aus Europa. Je häufiger ab den späten 
1970er Jahren das bundesdeutsche Asyl- 
und Flüchtlingsrecht in Anspruch genom-
men wurde, desto stärker wurde es auch 
mithilfe gesetzlicher Maßnahmen und 
Verordnungen eingeschränkt. Solche recht-
lichen Regelungen und insbesondere die 
Beschränkung des Zugangs zum Asyl 
durch die Änderung des Asylgrundrechts 
1993 trugen zum starken Rückgang der 
Asylzuwanderung von Mitte der 1990er 
Jahre bis Mitte der 2010er Jahre bei.17 

Ein wesentlicher Faktor für den erneu-
ten Anstieg der Zahl der Asylsuchenden in 
Deutschland bildete der (Bürger-)Krieg in 
Syrien ab 2011. Anders als die Nachbarlän-
der Türkei, Libanon und Jordanien entwi-
ckelte sich die Europäische Union relativ 
spät zum Ziel syrischer Schutzsuchender. 
Ein Großteil kam erst aufgrund der 
schwierigen Ankunfts- und Aufnahmesi-
tuation in den Nachbarländern nach Euro-
pa, das in wesentlich höherem Maße einen 
geregelten Schutzstatus und gesellschaftli-
che Teilhabechancen versprach. Ab dem 
Beginn der Proteste gegen die Regierung 
Assad im März 2011 bis Oktober 2015 er-
reichten Daten des UNHCR zufolge etwa 
470 000 Syrerinnen und Syrer ein Mit-
gliedsland der EU oder Norwegen bzw. die 
Schweiz. Das waren knapp 10 Prozent der 
syrischen Schutzsuchenden überhaupt. 
Dabei blieb allerdings die Zahl der Asylan-
träge bis 2014 auf einem relativ niedrigen 
Niveau und wuchs erst mit dem Jahr 2015 
erheblich an – Letzteres aufgrund des star-
ken Anstiegs der Zahl syrischer Geflüchte-
ter insbesondere in der Türkei und im Li-
banon im vorangegangenen Jahr, der da-
durch bedingten Verschlechterung der 
Situation in diesen Ankunftsstaaten und 
der dort verfügten Blockade für neue 
Grenzübertritte. Diese veränderte Lage in 
den Nachbarstaaten ließ nicht nur die 
Zahl der „Binnenflüchtlinge“ in Syrien er-
heblich ansteigen, sondern führte auch 
zum Entstehen neuer Fluchtrouten, bei-
spielsweise über Nordafrika.

Der Anstieg der Ankünfte syrischer 
Schutzsuchender in Europa betraf vor al-
lem zwei Länder: Schweden und Deutsch-

Der Anstieg der  
Ankünfte syrischer 
Schutzsuchender  
in Europa betraf vor 
allem zwei Länder: 
Schweden und 
Deutschland. In ihnen 
wurden 2015 mehr  
als die Hälfte aller 
Asylanträge in der EU 
von Syrerinnen und 
Syrern gezählt.
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globalen Konfliktherden, etwa in West- 
oder Ostafrika, Südasien oder Lateiname-
rika, die in den vergangenen Jahren und 
Jahrzehnten seltener Europa erreichten. 
Hinzu kam, dass mit der Türkei auch das 
wichtigste Erstziel des Großteils syrischer 
Schutzsuchender unmittelbar an EU- 
Länder grenzt – und zugleich vor dem 
Hintergrund der mehr als drei Millionen 
Schutzsuchenden im Land, eines prekä-
ren Aufenthaltsstatus und beschränkter 
Möglichkeiten des Zugangs zu Bildung 
und zum regulären Arbeitsmarkt nur ge-
ringe Zukunftsperspektiven zu bieten 
schien.

2. Netzwerke: Migration findet vor-
nehmlich in Netzwerken statt, die durch 
Verwandtschaft und Bekanntschaft konsti-
tuiert sind. Deutschland war Mitte der 
2010er Jahre auch deshalb zum wichtigs-
ten europäischen Ziel von Asylsuchenden 
geworden, weil es hier seit Längerem recht 
umfangreiche Herkunftskollektive gab, 
die für Menschen, die vor Krieg, Bürger-
krieg und Maßnahmen autoritärer Syste-
me auswichen, eine zentrale Anlaufstation 
bildeten. Das galt nicht nur für Menschen 
aus Syrien und Südosteuropa, sondern 
auch für solche aus dem Irak, Afghanistan 
und Eritrea.

3. Aufnahmeperspektiven: Staaten ent-
scheiden mit weiten Ermessensspielräumen 
über die Aufnahme von Migrantinnen und 
Migranten und den Status jener, die als 

„Flüchtlinge“ anerkannt werden möchten. 
Die Bereitschaft, Schutz zu gewähren, bil-

det immer ein Ergebnis vielschichtiger 
Prozesse des Aushandelns durch Individu-
en, Kollektive und (staatliche) Institutio-
nen, deren Beziehungen, Interessen und 
Kategorisierungspraktiken sich stets wan-
deln. Mit der permanenten Veränderung 
der politischen, administrativen, publizis-
tischen, wissenschaftlichen und öffent-
lichen Wahrnehmung von Migration ver-
bindet sich ein Wandel im Blick auf die 
Frage, wer unter welchen Umständen als 
schutzberechtigt verstanden und wem in 
welchem Ausmaß und mit welcher Dauer 
Schutz oder Asyl zugebilligt wird. In den 
frühen 2010er Jahren und bis weit in das 
Jahr 2015 hinein ließ sich eine relativ gro-
ße Aufnahmebereitschaft in der Bundes-
republik Deutschland beobachten. Ver-
antwortlich dafür war eine auch vor dem 
Hintergrund der günstigen Situation von 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt positive Zu-
kunftserwartung in Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft. Die seit Jahren laufende 
breite Diskussion um Fachkräftemangel 
und demografische Veränderungen führte 
ebenso zu einer Öffnung wie die Akzep-
tanz menschenrechtlicher Standards und 
die Anerkennung des Erfordernisses des 
Schutzes vornehmlich von Menschen aus 
Syrien.

4. Aufhebung von Migrationsbarrie-
ren: Seit den 1990er Jahren hatte die EU 
ein System zur Abwehr von Fluchtbewe-
gungen aufgebaut. Eine vielgestaltige euro-
päische migrationspolitische Zusammen-
arbeit mit Staaten wie Libyen, Ägypten, 

Den Angaben des Flüchtlingshochkommissars 
der Vereinten Nationen (UNHCR) zufolge  
bildete Deutschland schließlich im Jahr 2018 
 hinter der Türkei, Pakistan, Uganda und dem 
 Sudan das fünftwichtigste Aufnahmeland von 

„Flüchtlingen“ weltweit.
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Tunesien, Marokko, Albanien oder der 
Ukraine verhinderte seither weitgehend, 
dass potenzielle Asylsuchende die Gren-
zen der EU erreichen konnten. Diese 
EU-Vorfeldsicherung ist aufgrund der 
Destabilisierung diverser Staaten am Rand 
der EU (unter anderem im Kontext des 

„Arabischen Frühlings“, aber auch des Uk-
raine-Konf likts) zusammengebrochen. 
Die Folgen der weltweiten Finanz- und 
Wirtschaftskrise ab 2008 haben die gesell-
schaftlichen Konf likte in zahlreichen 
EU-Anrainerstaaten verschärft, die staatli-
chen Handlungsmöglichkeiten beschnit-
ten sowie die Bereitschaft und die Reich-
weite einer Zusammenarbeit mit der EU 
minimiert.

5. Auflösung des Dublin-Systems: Das 
seit den frühen 1990er Jahren entwickelte 
sogenannte Dublin-System hatte zu einer 
relativen Abschließung der EU-Kernstaa-
ten und insbesondere Deutschlands gegen 
weltweite Fluchtbewegungen geführt, in-
dem es die Verantwortung für die Durch-
führung eines Asylverfahrens jenen euro-
päischen Staaten überließ, in die Antrag-
stellende zuerst eingereist waren. Das 

konnten nur Staaten an der EU-Außen-
grenze sein. Dieses System funktionierte 
insbesondere deshalb, weil die Zahl der 
Schutzsuchenden, die europäische Gren-
zen erreichten, seit Mitte der 1990er Jahre 
relativ niedrig lag. Aufgrund der Finanz- 
und Wirtschaftskrise und im Kontext des 
Anstiegs der Zahl der Asylsuchenden aber 
waren diverse europäische Grenzstaaten, 
vornehmlich Griechenland und Italien, 
immer weniger bereit und in der Lage, die 
ungleich verteilten Verantwortlichkeiten 
des „Dublin-Systems“ zu tragen.

6. Die Bundesrepublik als „Ersatz- 
Zufluchtsland“: Die weltweite Finanz- und 
Wirtschaftskrise führte innerhalb der EU 
dazu, dass die Bereitschaft traditionsreicher 
und gewichtiger Asylländer wie Frankreich 
oder Großbritannien, Schutz zu gewähren, 
erheblich sank. In diesem Kontext wurde 
die Bundesrepublik 2015 gewissermaßen 
ein „Ersatz-Zufluchtsland“ und damit zu 
einem neuen Ziel im globalen Fluchtge-
schehen – neu insofern, als es bis dahin 
Bewegungen von Schutzsuchenden von 
außerhalb Europas in die Bundesrepublik 
nicht in erheblichem Maße gegeben hatte.

2015
wurde die Bundesrepublik  
zu einem neuen Ziel im  
globalen Fluchtgeschehen.
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Datengrundlage

Daten zu den verschiedenen Migrationsformen und Migrationsbewegungen 
wurden und werden in großem Umfang erhoben. Lange Reihen finden sich 
allerdings nur für die wenigsten Zusammenhänge. Die für den vorliegenden Bei-
trag zusammengeführten Datenreihen beziehen sich auf grenzüberschreitende 
Bewegungen und dokumentieren sowohl Zuwanderungen als auch Abwande-
rungen. Wegen des schwierigen Datenzugangs für das 19. und frühe 20. Jahr-
hundert liegt ein Schwergewicht auf der Phase seit dem Zweiten Weltkrieg.

Die Dokumentation des Wandels der grenzüberschreitenden Abwanderun-
gen aus Deutschland erfolgt auf der Basis unterschiedlicher Angaben:  
Für den Zeitraum von 1834 bis 1870 sind die im Jahr 1930 von Friedrich 
Burgdörfer, damals Leiter der Abteilung für Bevölkerungsstatistik im Sta-
tistischen Reichsamt, zusammengeführten Daten herangezogen worden. 
Sie beruhen auf dem Abgleichen der US-amerikanischen Einwanderungs-
statistik mit den Angaben über die deutsche Transatlantik-Migration über 
Hamburg und Bremen. Für den Zeitraum von 1871 bis 1939 wurde die amt-
liche Auswanderungsstatistik des Reiches herangezogen. Sie umfasste 
Zählungen in den deutschen Überseehäfen, zum Teil ergänzt um Berichte, 
die aus wichtigen Häfen anderer europäischer Länder (Niederlande, Frank-
reich, Italien, Großbritannien) über die Überseemigration von Deutschen  
erstellt wurden, diese allerdings keineswegs vollständig erfassten. Die Daten 
für den Zeitraum 1834 bis 1939 bieten mithin keine Informationen über die 
Abwanderung aus Deutschland insgesamt, vernachlässigen vielmehr die 
innereuropäische Bewegung von Deutschen ganz und erfassen ausschließ-
lich – mit gewissen Lücken – Angaben über die transatlantische Migration. 
Die in der Folge zusammengestellten Daten für den Zeitraum ab 1946 haben 
einen deutlich anderen Charakter: Sie dokumentieren alle über die Melde-
statistik amtlich erfassten Fortzüge von Deutschen und von in Deutschland 

ansässigen ausländischen Staatsangehörigen über die (west- bzw. bun-
des-)deutschen Grenzen, fassen den Gegenstand Abwanderung also wesen-
tlich weiter als die Angaben für das 19. und frühe 20. Jahrhundert.

Der langfristige Wandel des Zuwanderungsgeschehens lässt sich über die 
Zahl der im Deutschen Reich lebenden ausländischen Staatsangehörigen 
nach den Volkszählungen zwischen 1871 und 1933 dokumentieren. Hinzu 
treten die jährlichen Angaben des bundesdeutschen Ausländerzentral-
registers für den Zeitraum ab 1951. Es erfasst alle ausländischen Staats-
angehörigen in der Bundesrepublik, die über einen Aufenthaltstitel verfügen 
oder Asyl beantragt haben. Darüber hinaus wurden die Angaben des  
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (seit 2006) über die Zahl der 
Asylsuchenden sowie der amtlichen Statistik über die Zuzüge in die Bundes-
republik Deutschland verwendet.

Die zu den innerdeutschen Wanderungsbewegungen nach 1945 zusammen-
geführten Angaben beruhen auf unterschiedlichen Erhebungen. Zum Teil 
handelt es sich um amtliche Meldedaten (Zu- und Fortzüge), zum Teil beruhen 
sie auf den Angaben aus dem 1950 in der Bundesrepublik eingeführten 
Notaufnahmeverfahren, das die Freizügigkeit von Zugewanderten aus der 
DDR einschränkte und ihnen unter bestimmten Voraussetzungen einen 
Flüchtlingsstatus mit entsprechenden Versorgungsleistungen zuwies, aller-
dings nicht jene erfasste, die ohnehin keine Leistungen in Anspruch nehmen 
wollten oder konnten und direkt zu Verwandten oder Bekannten ins Bundes-
gebiet reisten.

Angaben über die Zahl der als (Spät-)Aussiedlerinnen und (Spät-)Aussiedler 
bzw. als Asylbewerber aufgenommenen Migrantinnen und Migranten in der 
Bundesrepublik Deutschland bietet die amtliche Statistik.
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Frauenanteil unter den Studierenden  
im Deutschen Reich 1911 
und in der DDR 1980:

1911 ― 4,9 Prozent

Frauenanteil unter den  
Schulabgängern mit Hochschulreife  
im Deutschen Reich 1938 
und in Deutschland 2019:

1938 ― 1,2 Prozent

1980 ― 48,7 Prozent

2018 ― 2 868 200

2019 ― 39 Prozent

2018 ― 2 207 000

Anzahl der Gymnasiastinnen  
und Gymnasiasten  
in der Bundesrepublik 1950  
und in Deutschland 2018:  
1950 ― 657 000

Anzahl der Studierenden  
im Deutschen Reich 1931  
und in Deutschland 2018:

1931 ― 129 200
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einzuschränken. Zwischen diesen beiden Polen, der inhä-
renten Wachstumsdynamik auf der einen Seite, auch als 

 „Modernisierung“ bezeichnet, und den Versuchen, diese zu 
kanalisieren auf der anderen Seite, auch „Herrschaftssiche-
rung“ genannt, hat sich das Bildungssystem in Deutschland 
in den vergangenen beiden Jahrhunderten entwickelt. In Be-
zug auf die zahlenmäßige Steigerung hat dabei eindeutig das 
Wachstum gewonnen. Die Möglichkeiten sozialer Mobilität 
haben sich dagegen weniger stark verändert. Allerdings sind 
einige strukturelle Benachteiligungen im Bildungssystem fast 
gänzlich verschwunden, wie die nach Geschlecht, Konfession 
oder der Stadt-Land-Gegensatz. 

Die Beteiligung am Bildungssystem hat sich in den ver-
gangenen zwei Jahrhunderten in mehrfacher Hinsicht stark 
erhöht. Erstens partizipierten immer weitere Teile der Bevöl-
kerung: über die zunehmende Schulpflicht, die Beteiligung 
der  Frauen an der höheren Bildung, in der Berufsausbildung 
über die Berufsschulpflicht und zuletzt über die Inklusion. 
 Zweitens nahmen die Bevölkerungsgruppen immer länger 
daran teil: Waren 1888 nur 5,8 Prozent der 13-Jährigen auf 
einer höheren Schule, so stieg diese Zahl auf 70,2 Prozent im 
Jahr 2017. Drittens differenzierte sich die Struktur des Bil-
dungssystems immer weiter aus: Es ent standen verschiedene 
mittlere Schulen (Realschulen) und Schulabschlüsse, weitere 
Formen des Abiturs, außerschulische Möglichkeiten des Bil-
dungserwerbs, Technische Universi täten (1899), Fachhoch-
schulen (1974) usw. Viertens wurde das Bildungssystem auf 
immer höheren Niveaus verlassen, die erworbenen Abschlüsse 

Bildung erfüllt für jeden Menschen zwei wichtige Funktio-
nen: Sie hilft ihm, seine eigene Lage zu verstehen und aus 
verschiedenen Perspektiven bewerten zu können, verhilft 
ihm also zu  einer mehr selbstverantworteten und deshalb 
 zufriedeneren Lebensführung, und sie versieht ihn mit aner-
kannten Zertifikaten, mit denen er bessere Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt hat. Seit den bürgerlichen Revolutionen, in de-
ren Verlauf freiere Möglichkeiten der Lebensgestaltung und 
freie  Arbeitsmärkte entstanden, werden diese Wirkungen 
von Bildung positiv bewertet. Es ist deshalb nicht verwunder-
lich, dass Bildungsangebote seitdem immer stärker nachge-
fragt werden. Natürlich ist Bildung auf der anderen Seite 
auch  anstrengend, benötigt viel Zeit, die auch anders verwen-
det werden könnte, und verursacht weitere, etwa finanzielle, 
 Einschränkungen. Solange diese Kosten jedoch klein sind, 
öffentliche Bildung kostenlos angeboten oder sogar verlangt 
wird, ist zu erwarten, dass im Bildungssystem eine inhärente 
Wachstumsdynamik existiert. 

Bildungserwerb ist auch deshalb für viele attraktiv, weil 
er die einzige Möglichkeit darstellt, sozial aufzusteigen. 
Denn für die meisten Menschen sind andere Möglichkeiten, 
wie ein Aufstieg über Vermögens- oder Machtanhäufung, 
nicht gegeben, und die Möglichkeit, allein durch adlige Her-
kunft seine Lage zu verbessern, besteht nicht mehr. Die prin-
zipielle Möglichkeit des Bildungserwerbs für alle stellt 
 deshalb für diejenigen, die schon begehrte soziale Positionen 
innehaben, eine Bedrohung dar. Daher gab es auch viele Ver-
suche, Bildungserwerb entsprechend zu kanalisieren oder 

Bildung ist für Menschen in Deutschland heute unverzichtbarer 
Bestandteil ihrer Lebensplanung. Seit dem Ende des 19. Jahr-
hunderts sind Bildungsbeteiligung, Bildungsniveau und wissen-
schaftliche Forschung sehr stark gewachsen. Dabei wurden einige 
soziale Ungleichheiten fast beseitigt, wie die Beteiligung der 
Geschlechter oder der Stadt-Land-Gegensatz, andere nur wenig 
ausgeglichen, wie die Beteiligung unterschiedlicher sozialer 
Schichten.



Kap 04 / Bildung und Wissenschaft

66

60

40

20

1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 20301880

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

80

10

20

40

30

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 19901970 1980 2000 2010 2020 2030 2040 20501820

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

männlich

Deutsches 
Reich

weiblich

männlich
Bundesrepublik

weiblich

männlich
Deutschland

weiblich

20

40

100

60

80

1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 2040 2050

Gesamtschulen

Sonder-/
Förderschulen

Mittelschulen, 
Realschulen
Volks-, Haupt- und 
Grundschulen

höhere Schulen, 
Gymnasien

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Grafik 1 – 13-Jährige an höheren Schulen — in Prozent aller 13-Jährigen

Grafik 2 – Profil der Schüler/-innen nach Schularten — in Prozent

Grafik 3 – Schulabgänger mit HS-Reife — in Prozent aller Abgänger

beruht auf den positiven Wirkungen von 
Bildung auf die Individuen und ihre Fa-
milien. Im Gegensatz zu Geld und Macht 
kann man einmal erworbene Bildung 
nicht mehr verlieren. Hat ein Individuum 
oder ein Familienmitglied einen höheren 
Bildungsstand erreicht, erhöhen sich die 
bildungsbedingten Ansprüche und Er-
wartungen. Deshalb wird von Generation 
zu Generation eher mehr in die Bildung 
investiert als weniger.

Im Folgenden wird der Verlauf des 
Wachstums im Bildungssystem in einigen 
Bereichen genauer beschrieben. Dabei 
wird auch auf politische Versuche, das 
Wachstum zu steuern, eingegangen. Eben-
falls werden einige Eigentümlichkeiten 
seiner Struktur benannt, die die Gestalt 
des Wachstumsprozesses geformt haben. 

Das Wachstum des Schulbereichs
Das moderne Schulsystem hat sich nach 
den bürgerlichen Revolutionen in der 
 ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts heraus-
gebildet. Durch den Zwang zur Neuord-
nung nach den Napoleonischen Kriegen 
begann unter Wilhelm von Humboldt 
eine umfassende Bildungsreform, die  
auf der Grundlage neuhumanistischer 
Philosophie, die eine „allgemeine Men-
schenbildung“ als Ziel ansah, die ständi-

immer besser: 1890 hatten 1,57 Prozent 
aller 19-jährigen Männer die Hochschul-
reife, 1990 hatten sie 25,5 Prozent aller 
Schulabgänger in diesem Alter. Das Bil-
dungssystem ist damit einer der am 
stärksten wachsenden gesellschaftlichen 
Bereiche gewesen. Für die Menschen im 
Kaiserreich, das eine etwa gleich große 
Bevölkerung hatte wie Deutschland heute, 
war es unvorstellbar, dass es mehr als 
 einige Zehntausend Studierende geben 
könnte, heute sind es etwa hundertmal so 
viele. u Abb 1

Gründe für das Wachstum sind neben 
der beschriebenen inhärenten Dynamik 
zum einen die ständig steigenden intel-
lektuellen Anforderungen der Wirtschaft 
und der Lebensweise, die sogenannte 
 Modernisierung, die es erfordern, dass 
das durchschnittliche Ausbildungsniveau 
ebenfalls ständig steigt; zum anderen 
 entwickelt Bildung auf zwei Wegen eine 
Eigendynamik. Die hierarchische Struk-
tur des Bildungssystems ist ein Antrieb: 
Mit einem guten Abschluss auf unteren 
Stufen kann man eine höhere Stufe ver-
suchen, ein Abitur etwa berechtigt zum 
Studium. Wenn sich der Besuch auf den 
unteren Stufen verstärkt, führt dies ten-
denziell zu einer erhöhten Nachfrage nach 
den höheren Stufen. Der andere Antrieb 

schen Privilegien auch im Bereich der 
 Bildung zurückdrängen wollte. Wichtige 
Neuerungen waren dabei die Einführung 
einer einheitlichen Prüfung für Gymnasial-
lehrer 1810 und die Einführung des Abi-
turs als Voraussetzung für die Aufnahme 
an eine Universität 1830, die beispielhaft 
für die fortschreitende Durchsetzung  
der staatlichen Aufsicht über alle Prüfun-
gen im Bildungssystem und damit für 
 einen garantierten Standard stehen. Erst 
dadurch konnten sich die Prinzipien der 
individuellen Benotung für eine ent-
sprechende Leistung und der Wirksam-
keit der Examen für die beruflichen Chan-
cen entfalten, die auch als „Bildungs-
selektion“ bezeichnet werden und in der 
Mentalität der heutigen Gesellschaft tief 
verwurzelt sind.

 Die Reformen betrafen aber vor allem 
die höhere Bildung. Die allgemeine Schul-
pflicht war in Preußen zwar schon 1763 
eingeführt worden, aber die Volksschulen 
litten unter einer ständigen Finanznot 
und dem Fernbleiben der Kinder wegen 
der Kinderarbeit, die aufgrund der Indus-
trialisierung in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts noch zunahm, dann aber 
wegen des technischen Produktionsfort-
schritts in der zweiten Hälfte stark ab-
sank. So gingen 1816 erst rund 60 Prozent, 

u Abb 1 13-Jährige an höheren Schulen — in Prozent aller 13-Jährigen

1830
wird das Abitur als 
Voraussetzung  
für die Aufnahme  
an eine Universität 
eingeführt.
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insgesamt

davon an: 13-Jährige 
Schüler an 

höheren  
Schulen

privaten  
Bildungs- 

einrichtungen

Volks-, 
Haupt- und 

Grundschulen
Mittelschulen, 
Realschulen

höheren  
Schulen, 

Gymnasien
Gesamtschulen Sonder-/

Förderschulen

1 000 in % aller 
13-Jährigen

x0154 x0155 x0156 x0157 x0158 x0159 x0160 x0161
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1864 – – 2 878 127 79 – – –

1886 – – 4 847 160 173 – 16 –

1891 – – 4 938 167 181 – 19 6,1

1911 – – 6 581 243 390 – 24 7,6

1921 – – 5 476 277 449 – 23 9,1

1931 – – 4 701 192 474 – 18 15,4

1938 – – 4 627 179 384 – 15 9,3

Bundesrepublik

1950 7 582 144 6 591 236 657 – 97 –

1961 6 733 203 5 280 447 848 – 142 14,6

1970 8 971 275 6 350 863 1 379 – 319 20,4

1980 9 195 418 5 044 1 351 2 119 220 354 30,5

1987 6 776 403 3 446 915 1 596 459 254 36,3

DDR

1949 2 743 – – – – – – 10,4

1960 2 053 – – – – – – 13,3

1970 2 667 – – – – – – 10,7

1980 2 312 – – – – – – 7,7

Deutschland

1991 9 143 431 4 463 1 039 1 864 1 300 344 41,2

2000 9 960 557 4 457 1 263 2 257 1 452 420 50,8

2010 8 797 717 3 447 1 167 2 475 1 148 378 55,0

2018 8 330 761 3 168 796 2 207 1 762 321 69,8

1846 rund 82 Prozent, aber 1888 annä-
hernd alle Kinder in die Schule bis zur 
8. Klasse.1 Die Schulaufsicht über die Volks-
schulen blieb bis zum Ende des Kaiser-
reichs aber in den Händen der Kirchen. 
Nach der gescheiterten Revolution 1848 
wurde in den sogenannten „Stiehlschen 
Regulativen“ klar formuliert, welche Lern-
ziele Schüler in den Augen der Verwaltung 
hatten: Die „Elementarschüler“ seien an-
zusehen als „1. evangelische Christen, 
2. Unterthanen Sr. Majestät v. Preußen…, 
3. künftige Bürger, Bauern und Soldaten …“. 

Die fortschreitende Industrialisierung, 
mit ihr die Verschriftlichung von Arbeits-
anweisungen und damit die Notwendig-
keit, lesen zu können, führten bis zum 

Ende des 19. Jahrhunderts zu einer Ver-
besserung der Volksschulbildung, zum 
Teil zu einem Rückgang des Religionsun-
terrichts und neuen Fächern wie Ge-
schichte und Erdkunde. Die generelle 

„Modernisierung“ in der Arbeitswelt er-
forderte deshalb einen Ausbau des Mittel- 
und Fachschulwesens. In diesen Schulen 
wurde mindestens eine Fremdsprache 
und kaufmännisches Rechnen unterrich-
tet. Aus politischen Äußerungen lässt sich 
aber auch die Absicht erkennen, mit die-
sem Ausbau eine Bildungsbegrenzung  
zu etablieren, indem den Aufstiegsambi-
tionen aus der Arbeiterschicht eine Alter-
native unterhalb der gymnasialen Bildung 
geboten wurde. Durch dieses Angebot 

sollte der Diskussion über die sozialen 
Unterschiede, die vor allem von den Sozia-
listen thematisiert wurden, die Schärfe 
genommen werden. 

Auch das Bildungsbestreben der bür-
gerlichen Schichten konnte von der kon-
servativen Bürokratie zunächst durch den 
Ausbau der „realistischen“ Bildung, zu der 
die Oberrealschulen und Realgymnasien 
gehörten, kanalisiert werden. Diese „latein-
losen Anstalten“ berechtigten nicht zum 
Studium der klassischen Fakultäten. Die 
lange Zeit umkämpfte „Berechtigungs-
frage“ endete erst 1900 mit der Gleichstel-
lung der Abschlüsse der realistischen Bil-
dungseinrichtungen mit dem Abitur eines 
Gymnasiums. u Tab 1, Abb 2

u Tab 1	 Schülerinnen	und	Schüler	nach	Schularten	(an	öffentlichen	und	privaten	Schulen)	und	relativ	zum	Altersjahrgang
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Grafik 1 – 13-Jährige an höheren Schulen — in Prozent aller 13-Jährigen

Grafik 2 – Profil der Schüler/-innen nach Schularten — in Prozent

Grafik 3 – Schulabgänger mit HS-Reife — in Prozent aller Abgänger

Die höhere Bildung von Mädchen en-
dete bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 
unterhalb des Abiturs. Die höheren Mäd-
chen anstalten hatten als oberstes Ziel die 
Er ziehung zu „echter Weiblichkeit“, dazu 
gehörte das Idealbild der Frau als „Gehil -
fin des Mannes“, die selbst nicht im Be-
rufsleben steht.2 Erst nach langen Kämpfen 
wurde in Preußen 1908 Frauen die Mög-
lichkeit gewährt, das Abitur abzulegen und 
damit auch zu studieren. Den eigentlichen 
Beteiligungsschub erfuhren die Frauen 
aber erst in der Weimarer Republik, in der 
auch die dafür notwendigen Schul typen, 
wie etwa das Oberlyzeum, eingerichtet 
wurden. Von 1926 bis 1931 verfünffachte 
sich so die Zahl der Abiturientinnen in 
Preußen auf 6 000, 1932 machten sie schon 
27 Prozent aller Abiturienten aus.3

Im Kaiserreich konnten Kinder aus 
den höheren Schichten bis zum Eintritt in 
ein Gymnasium in privaten und kosten-
pflichtigen Vorschulen unterrichtet wer-
den, sodass sie nicht mit den Kindern in 
den Volksschulen in Berührung kamen. 
Von allen Fünftklässlern der höheren 
Schulen kamen 1916 rund 40 Prozent aus 
diesen Vorschulen.4 Vor allem die höhe-
ren Mädchenschulen und die Mittelschu-
len waren zu Beginn der Kaiserzeit zu 

etwa 50 Pro zent privat geführt, mit bis 
auf etwa 15 Prozent zu Beginn des Zwei-
ten Weltkriegs sinkender Tendenz. Nach 
der Revolution 1918 wurde mit der Ein-
richtung der vierjährigen Grundschule als 
Pflichtschule für alle Kinder zum ersten 
Mal die Trennung des Bildungs systems in 
einen niederen und einen höheren Teil 
aufgehoben. Seitdem werden Kinder aller 
sozialen Schichten integriert unterrichtet; 
diese Errungenschaft wird jedoch in neu-
ester Zeit durch die Gründung von Privat-
schulen und die sogenannte „freie Grund-
schulwahl“ wieder zunehmend infrage ge-
stellt. Die ständige Verbesserung der 
Grund- und Volksschulbildung lässt sich 
auch an der Zeitreihe der Lehrer-Schü-
ler-Relation ablesen, die von 1864 mit 79,6 
Schülern pro haupt amtlichem Lehrer auf 
37,3 im Jahr 1926 sank. u Tab 2 

Neben dem kräftigen Beteiligungs-
wachstum der Frauen an der höheren 
 Bildung wurden weitere Schultypen einge-
richtet, an denen eine Studienberechtigung 
erworben werden konnte, die mittleren 
Bildungswege vereinheitlicht und 1931 ein 
länderübergreifendes „Zeugnis der mittle-
ren Reife“ eingeführt. Damit war das verti-
kal in drei Säulen gegliederte Schul system, 
wie wir es heute kennen, etabliert.

u Abb 2	 Profil	der	Schülerinnen	und	Schüler	nach	Schularten	—	in	Prozent

37,3
Schüler waren 
es im Jahr 1926.

79,6
Schüler hatte ein 
hauptamtlicher 
Lehrer im Schnitt an 
einer Volksschule 
1864 zu betreuen.
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Schulabgängerinnen/  
Schulabgänger mit 

Hochschulreife
Lehrkräfte an höheren  
Schulen, Gymnasien

Lehrkräfte an Volksschulen bzw.  
Grund- und Hauptschulen

Lehrkräfte 
an höheren 

Schulen:  
Anteil der 

Altersgruppe 
40–44 Jahremännlich weiblich insgesamt darunter: 

weiblich Schüler- 
Lehrer-  
Relation

insgesamt darunter: 
weiblich Schüler- 

Lehrer-  
Relationin %  

der Schulabgänger 1 000 1 000 % %

x0162 x0163 x0164 x0165 x0166 x0167 x0168 x0169 x0170
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1864 1,3 – 2,3 – 35,0 36,2 7,8 79,6 –

1886 1,6 – 5,1 – – 71,6 17,3 67,7 19,8

1891 1,4 – 5,6 – – 83,3 19,2 59,3 18,0

1911 – – 10,6 < 0,1 36,8 116,3 21,2 56,6 –

1921 – – 11,7 1,0 38,4 116,5 25,8 47,0 19,7

1931 4,8 1,4 14,1 2,0 33,5 115,3 26,1 40,8 –

1938 4,3 1,2 12,0 1,6 31,9 104,8 27,2 44,1 –

Bundesrepublik

1950 6,4 3,2 28,9 9,0 22,8 130,6 38,5 50,5 –

1961 11,6 6,8 41,5 13,0 20,4 133,8 46,1 39,5 9,2

1970 15,3 10,6 69,7 22,3 19,8 187,7 58,8 33,8 13,3

1980 15,9 15,8 115,8 42,2 18,3 248,0 63,9 20,3 12,3

1987 24,8 26,5 123,5 44,8 12,9 230,5 65,1 15,0 17,9

Deutschland

1991 23,5 26,2 123,4 46,5 15,1 221,9 68,4 20,1 26,1

2000 21,1 28,0 152,8 72,8 14,8 264,3 75,9 16,9 14,1

2009 26,4 33,8 176,3 97,1 – 250,8 81,4 – 13,0

2019 30,4 39,1 – – – – – – –

In der Zeit des Nationalsozialismus 
war die Schulpolitik von der Ideologie be-
stimmt, die die Schule als Relikt des „bür-
gerlichen Leistungssystems“ verachtete. 
Dagegen stellten die Nationalsozialisten 
für Jungen das Ideal einer „reinrassigen 
Kämpfernatur“, die in zur Schule paralle-
len Organisationen wie der Hitler jugend 
besser gebildet werden könne, und ver-
suchten bei den Mädchen, „die natürliche 
Rolle der Frau“ als Mittelpunkt der „deut-
schen Familie“ wiederherzustellen. Die in 
diese Richtung eingeleiteten Maßnahmen 
wie Obergrenzen für Aufnahme in Schu-
len und Universitäten, rassistischer Aus-
schluss von Juden und anderen Gruppen, 
Werbung für militärische Karrieren und 
Diskreditierung der höheren Bildung all-
gemein führten zu einer starken Vermin-
derung der Bildungsbeteiligung insge-

samt, die schon zu Beginn des Zweiten 
Weltkriegs zu Kritik aus Industriekreisen 
am allgemeinen Leistungsrückgang und 
zu Lehrer- und Ingenieurmangel führte. 
Mit diesen Maßnahmen wurde auch die 
soziale Öffnung der höheren Bildung, die 
in der Weimarer Republik eingesetzt hatte, 
wieder rückgängig gemacht und die alten 
Bildungseliten konnten ihren Anteil an 
der höheren Bildung wieder erhöhen. Das 
Schulsystem war so um Jahrzehnte zu-
rückgeworfen und hätte die gestiegenen 
Qualifikationsanforderungen der Wirt-
schaft und der Industrie nicht befriedigen 
können, was durch den Ausbruch des 
Zweiten Weltkriegs zunächst nicht sicht-
bar wurde. u Tab 1, Tab 3

Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte sich 
durch die nationalsozialistische Schulpoli-
tik und durch die wegen der Kriegsfolgen 

eingeschränkten Möglichkeiten bis zum 
Ende 1950er Jahre ein  großer Bildungsbe-
darf aufgestaut. Zunächst wurde das 
dreigliedrige System der Weimarer Repub-
lik wiederhergestellt, und fehlende qualifi-
zierte Schulabgänger konnten durch die 
Geflüchteten aus den Ostgebieten und der 
DDR überdeckt werden. Zu Beginn der 
1960er Jahre begann, durch einen „Rah-
menplan“ des „Deutschen Ausschusses für 
Erziehungs- und Bildungswesen“ angesto-
ßen, eine poli tische Diskussion, die sowohl 
die stark  gestiegene Nachfrage nach höhe-
rer Bildung thematisierte wie auch die 
Unter repräsentation verschiedener Grup-
pen wie Katholiken, Frauen und Landbe-
völkerung sowie den im interna tionalen 
Vergleich geringen Anteil an Abi turienten. 
Sie mündete in verschiedene Vorschläge 
einer Bildungsreform. Schon in den 

u Tab 2 Schulabgängerinnen und Schulabgänger mit Hochschulreife, Lehrerinnen und Lehrer
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Studierende Abschlüsse

insgesamt

davon an: 

Diplom/ 
 Magister/ 

Staatsexamen 
(ohne Lehramt)

Lehramt  
1. Staats- 
examen

Promotionen
Universitäten Technischen 

Hochschulen
Fachhoch- 

schulen

weiteren  
Hochschulen  

(Theologische, 
Kunst- und 

Musik, 
Verwaltung)

1 000

x0171 x0172 x0173 x0174 x0175 x0176 x0177 x0178
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1864 15,5 13,6 1,9 – – 0,2 0,2 0,2

1886 – 27,7 2,5 – 0,7 1,7 0,5 0,5

1891 35,2 27,4 4,2 – 3,6 1,2 0,5 0,4

1911 73,6 55,5 11,1 – 7,0 4,6 1,3 1,2

1921 119,4 83,3 24,6 – 11,5 3,8 1,4 –

1931 129,2 95,3 22,5 – 11,4 5,4 1,7 2,9

1938 – 41,2 11,0 – 2,7 6,4 0,8 2,8

Bundesrepublik

1950 133,5 84,6 27,9 – 21,0 – – –

1961 280,8 180,6 54,8 – 45,3 – – –

1970 427,2 282,6 69,0 – 75,6 – – –

1980 1 031,6 588,5 139,2 195,1 108,8 41,3 32,3 5,1

DDR

1951 31,5 20,2 – – – 4,6 – –

1960 99,9 38,7 – – – 15,0 – –

1970 143,2 54,2 – – – 22,0 – –

1980 130,0 52,9 – – – 24,0 – –

Deutschland

1991 1 639,5 868,5 209,2 388,1 173,6 78,6 9,6 10,1

2000 1 798,9 927,3 226,8 457,7 187,1 92,4 23,7 16,6

2010 2 217,3 – – 713,8 – 130,1 37,6 18,3

2018 2 868,2 – – 1 050,9 – 170,9 45,5 20,5

1960er Jahren erhöhten sich die Über-
gangsquoten auf die Gymnasien erheblich, 
aber erst 1969 wurde die „Bildungsreform“ 
unter Kanzler Willy Brandt zur dringlich-
sten Aufgabe erklärt, mit dem Ziel, sowohl 
die Bildungsbeteiligung generell als auch 
die Abiturienten- und die Studierenden-
quote im Besonderen zu erhöhen. 

Die danach einsetzende „Bildungsex-
pansion“ ist das wichtigste Charakteristi-
kum der Entwicklung des Bildungssys-
tems in der bundesrepublikanischen Zeit. 
Sie zeigt sich erstens darin, dass die Bil-

dungsbeteiligung in allen Hinsichten über 
drei Jahrzehnte sehr stark wuchs: die 
Schülerzahlen, die Übergänge in die hö-
heren Bildungsstufen, die Anzahl der 
Schulen, Schultypen und Hochschulen, 
der Lehrerinnen und Lehrer sowie die 
Dauer des Aufenthalts im Bildungssystem. 
Die Zahlen des relativen Schulbesuchs 
verdeutlichen, dass es dabei nicht um Be-
völkerungswachstum ging (das seit dem 
„Pillenknick“ ab 1965 stagnierte), sondern 
um eine Verlagerung der niederen in die 
höhere Bildung: Besuchten 1950 noch 

86,9 Pro zent aller Schüler die Volksschu-
len und nur 8,66 Prozent ein Gymnasium, 
waren 2005 nur noch 44,2 Prozent auf 
Grund- und Hauptschulen, aber 25,6 Pro-
zent auf dem Gymnasium. Neben den 
 weiter steigenden Qualifikationsanforde-
rungen aus der Wirtschaft gelten vor 
 allem der steigende Wohlstand und die 
dadurch steigenden Bildungswünsche der 
Eltern, die Änderungen der traditionellen 
Geschlechterrollen und die dadurch be-
wirkte gleich starke Beteiligung der Frau-
en an der Bildung sowie die durch ver-

u Tab 3 Studierende nach Hochschularten und Studienabschlüssen
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Grafik 1 – 13-Jährige an höheren Schulen — in Prozent aller 13-Jährigen

Grafik 2 – Profil der Schüler/-innen nach Schularten — in Prozent

Grafik 3 – Schulabgänger mit HS-Reife — in Prozent aller Abgänger

schiedene Reformmaßnahmen erleichter-
ten Zugänge zum Abitur als Ursachen. 
Dazu kommt die oben beschriebene Ei-
gendynamik von Bildungsprozessen, die 
desto stärker wird, je mehr die Übergänge 
auf höhere Bildungsniveaus wachsen. 

Die Bildungsreform führte zweitens 
zur Nivellierung der früheren ungleichen 
Beteiligung von Frauen, der Unterschiede 
zwischen den Konfessionen und zwischen 
Stadt und Land. Die Frauen haben seit 
1985 die Männer beim Abituranteil sogar 
überholt. Abiturientinnen stellten 2019 
39 Prozent aller weiblichen Schulabgänge-
rinnen, bei Männern waren es nur 30 Pro-
zent. Drittens wurden neue Schultypen wie 
die Gesamtschule oder die Fachoberschule 
eingerichtet, die weitere Wege zum Abitur 
ermöglichen. Viertens wurde eine weitere 
Qualifikationsstufe zwischen dem Real-
schulabschluss und dem Abitur, die Fach-
hochschulreife, eingeführt. u Tab 2, Abb 3

Das erste Jahrzehnt nach 2000 war 
durch den u „PISA-Schock“ und die Annä-
herung der Schulsysteme im Rahmen der 
europäischen Einigung geprägt. Die PI-
SA-Untersuchung wies Deutschland nur 
einen mittleren Rang bei der Beurteilung 
der Kompetenzen zu, die das Bildungssys-
tem den Kindern vermittelt. Seitdem gibt 
es eine  erneute Diskussion über notwendi-

ge  Bildungsreformen, die heute mehr in 
die Richtung integrierter Systeme weist, 
wie etwa die Zusammenlegung von Haupt- 
und Realschulen. Damit nähert sich das 
deutsche System einem horizontalen Stu-
fensystem an, wie es in vielen anderen Län-
dern existiert, in denen alle Kinder bis zur 
Oberstufe gemeinsam unterrichtet werden. 
2019 befanden sich inzwischen knapp 
70 Prozent aller 13-Jährigen auf Schulen, an 
denen sie die Möglichkeit hatten, ein Abi-
tur abzulegen. u Tab 1, Abb 1

Die personelle Ausstattung der Schu-
len hat sich seit Einführung der allge-
meinen Schulpflicht ebenfalls erheblich 
 verbessert. Die Betreuungsrelation ist 
 sowohl in den höheren als auch in den 
Volksschulen (bzw. Grund- und Haupt-
schulen) beträchtlich zurückgegangen. 
Frauen durften auch schon vor 1908 in 
Volksschulen unterrichten, weil das 
Volksschullehramt bis 1967 (Einführung 
der Pädagogischen Hochschulen) nicht 
als wissenschaftliches Studium galt. Dem-
entsprechend war der Anteil der Lehre-
rinnen in den Volksschulen immer höher 
als in den höheren Schulen. Nach der Öff-
nung des Abiturs für Frauen 1908 waren 
der Schulbesuch auf den höheren Schulen 
und ebenso das Lehrerkollegi um nach 
Geschlechtern getrennt, bis in den 1950er 

u Abb 3 Schulabgängerinnen und -abgänger mit Hochschulreife — in Prozent aller Abgängerinnen und Abgänger

u Der „Pisa-Schock“
Bei der ersten PISA-Studie der OECD 
zum internationalen Vergleich der 
 Bildungssysteme im Jahr 2000 schnitt 
Deutschland unterdurchschnittlich 
schlecht ab. Der sogenannte „PISA- 
Schock“ führte zu mehreren Schul-
reformen, mit denen unter anderem 
die Bildungsstandards in den Bundes-
ländern vereinheitlicht werden sollten. 
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studierende 
Frauen

studierende 
Ausländerinnen 
und Ausländer

deutsche**  
Studierende 
insgesamt 

deutsche**  
studierende 

Frauen

Studierende nach sozialer Herkunft

Vater selbst-
ständig oder 
freier Beruf

Vater  
Beamter

Vater 
Angestellter

Vater 
Arbeiter

% aller Studierenden in % ihrer 
Alterskohorte***

in % ihrer 
Alterskohorte*** % aller Studierenden

x0179 x0180 x0181 x0182 x0183 x0184 x0185 x0186
Deutsches Reich

1886 – 6,3 0,5 – 50,8 38,4 3,7 0,3
1891 – 7,0 0,5 – 52,9 38,3 3,0 0,6
1911 4,9 8,3 – – 51,2 42,8 4,1 0,5
1921 9,6 – 1,0 0,2 – – – –
1931 18,9 4,6 1,2 0,4 36,0 47,4 12,8 3,2
1938 14,7 5,7 0,7 0,2 – – – –

Bundesrepublik
1950 19,8 1,7 – – 36,0 40,0 20,0 4,0
1959 25,3 9,4 – – 32,0 34,0 25,0 6,0
1968 30,6 6,4 – – 30,0 30,0 31,0 7,0
1979 36,0 5,5 10,6 8,5 22,0 24,0 36,0 14,0

DDR
1964 25,9 2,3 – – – – – –
1970 35,4 2,5 – – – – – –
1980 48,7 5,0 – – – – – –

Deutschland
1991 38,7 6,6 – – 19,0 22,0 39,0 15,0
2000 46,1 10,4 16,0 16,1 20,0 20,0 42,0 18,0
2010 47,8 11,4 20,3 20,9 – – – –
2019 49,3 14,2 28,3 29,9 – – – –
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Jahren in allen Bundesländern der gemein-
same Schulunterricht eingeführt wurde.

In der Phase der Bildungsexpansion 
gab es viele Studierende, die die ersten aus 
ihren Familien waren, die studieren konn-
ten. Insbesondere für Studentinnen war 
das Studium für das Grund- und Haupt-
schullehramt attraktiv, weil es berufliche 
Sicherheit bot und in vergleichbar kurzer 
Zeit abgeschlossen werden konnte. Des-
halb nahm der Anteil der Lehrerinnen in 
diesen Schulen erheblich zu. Aber auch 
die Kollegien aller anderen Schulen erfuh-
ren nach den 1970er Jahren, in denen bis 
zu 40 Prozent aller Studierenden ein Lehr-
amt studierten, einen erheblichen Verjün-
gungsschub. Diese schiefe Altersstruktur 
führte in den Jahrzehnten danach zu er-
heblicher Lehrerarbeitslosigkeit und dann, 

eine Lehrergeneration später, ab 2005 zu 
entsprechendem Lehrermangel. u Tab 2

In der DDR stand das Bildungssystem, 
wie alle anderen gesellschaftlichen Teilsys-
teme auch, unter zentralstaatlicher Steue-
rung. Allerdings ließen sich die ideologi-
schen Ziele der Steuerung nur zum Teil  
gegen die anfangs beschriebene Eigen-
dynamik der Bildungsprozesse durchset-
zen. In der ersten Nachkriegsphase bis 
1959 wurde versucht, mit weitreichenden 
Veränderungen proportionale Chancen-
gleichheit herzustellen. Darunter fielen 
unter anderem die Verlängerung der ge-
meinsamen Schulzeit aller Kinder (Grund-
schule) auf acht Jahre und die Einführung 
von Arbeiter- und Bauernfakultäten als 
Vorbereitung auf ein Studium für Perso-
nen ohne Abitur. Das misslang unter ande-

rem deswegen, weil die Lehrerinnen und 
Lehrer fast ausschließlich aus dem alten 
System stammten und auch der ökonomi-
sche Anreiz für die Anstrengung eines 
Studiums ohne Abitur fehlte. 

Bis 1970 wurde wegen der aufkommen-
den „Systemkonkurrenz“ mit dem Westen 
als Hauptziel der wissenschaftlich-techni-
sche Unterricht etabliert, unter anderem 
mit dem Ausbau der Polytechnischen 
Oberschule (POS), die zum weitaus häu-
figsten Bildungsabschluss und direkt in die 
Berufsausbildung führte, allerdings mit 
weitgehenden Möglichkeiten, parallel einen 
Hochschulzugang zu erwerben. Wegen 
dieses POS-Abschlusses war die DDR-Be-
völkerung zum Zeitpunkt der Wende sig-
nifikant besser schulisch ausgebildet als 
die Bevölkerung der Bundesrepublik. 

u Tab 4 Anteil weiblicher und ausländischer Studierender* sowie im Verhältnis zur Alterskohorte und nach sozialer Herkunft

bis 1940 nur Studierende an Universitäten und Technischen Hochschulen, ab 1950 von allen Hochschulen  
deutsche erst ab 1950, zuvor alle einschließlich Ausländer /-innen 
bis 1940 18- bis 25-Jährige, danach 19- bis 26-Jährige

* 
** 

***



Bildung und Wissenschaft / Kap 04

73

20

100

60

1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 20301870 1880

DED.R. BRD1.WK 2.WKWR

1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 204018601850

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

10

weiblich
insgesamt

20

30

20

40

100

60

80

1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 2040 20501840 1850

Wirtschafts-/
Agrarwissenschaft

Sonstige
Lehramt

Sprach-/
Kulturwissenschaft
Gesundheitswissen-
schaft/Medizin
Rechtswissen-
schaft/Jura
Theologien

Mathematik/
Naturwissenschaft

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Grafik 4 – Studierende — in Prozent ihrer Alterskohorte

Grafik 5 – Fächerprofil der Studierenden — in Prozent

Grafik 6 – Personal an Hochschulen — in Prozent

nebenberufliche wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter

akademische 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter

Professorinnen/
Professoren

Mit dieser Neuausrichtung des Bil-
dungssystems begann eine Rückkehr vom 
Ziel proportionaler Chancengleichheit zur 
Leistungsorientierung. Dies führte, zu-
sammen mit dem zahlenmäßig und ideo-
logisch gesteuerten Zugang zu den Hoch-
schulen, zu einer letztlich wesentlich 
schärferen sozialen Bevorzugung bil-
dungsnaher Schichten (die mit dem Be-
griff „Intelligenz“ gekennzeichnet wur-
den) als im Westen, unter anderem, weil 
diese Schicht in der DDR nur über kultu-
relles, nicht aber ökonomisches Kapital 
verfügte und deshalb die familiären kul-
turellen Dispositionen eine noch größere 
Rolle für den Bildungserfolg spielten. Zum 
Zeitpunkt der Wende war durch diese 
Entwicklungen die Zahl der Hochschulab-
gänger eklatant geringer als im Westen, 
dabei stammten sie zu 78 Prozent aus den 
Familien der sogenannten „Intelligenz“.5

 
Das Wachstum des Hochschul- 
bereichs
Die Zahl der Studierenden an allen wis-
senschaftlichen Hochschulen Deutsch-
lands hat sich seit Mitte des 19. Jahrhun-
derts beständig erhöht, außer in der Zeit  
der nationalsozialistischen Herrschaft. 
Um 1830 begann die Entwicklung mit 
16 049 Studierenden und verminderte sich 

zunächst in den 1830er Jahren, um nach 
einer Stagnationsphase ab 1885 bis zum 
Ende des Kaiserreichs 1919 um das Zehn-
fache zu steigen. In den 1920er Jahren 
verlangsamte sich das Wachstum, unter 
den Nationalsozialisten reduzierte sich 
die Zahl der Studierenden um die Hälfte. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg lag die Zahl 
auf dem Niveau von Anfang der 1930er 
Jahre und stieg, mit einer kurzen Verlang-
samung in den 1990er Jahren, von 1960 
bis 2019 um das Elffache u Tab 3 

In den drei Phasen, in denen das 
Wachstum stagnierte oder zurückging, 
wurde politisch gegengesteuert: In der Re-
stauration der 1830er Jahre galten die 
Universitäten als Verbreiter gefährlichen 
auf klärerischen Gedankenguts, in der 
Phase der ersten größeren Akademikerar-
beitslosigkeit im Kaiserreich wurde mit 
der Gefahr eines „akademischen Proleta-
riats“ argumentiert, und die Nationalso-
zialisten wollten den „übersteigerten Bil-
dungstrieb“ wieder auf einen durch „Na-
turgrenzen“ beschränkten „kulturfähigen 
Volksteil“ zurückführen.6 Die Argumenta-
tionsfigur ist ähnlich: Es gibt zu viele Aka-
demiker, so viele kann die Gesellschaft 
nicht integrieren, sie werden destabilisie-
rend wirken und deshalb eine Gefahr sein. 
Dieses Argument wird durch das tatsächli-

che Wachstum glatt widerlegt: Innerhalb 
von 150 Jahren ist ihre Zahl zwar um das 
Zweihundertfache gestiegen, sie haben aber 
immer noch die besten Karriereaussichten 
und waren an radikalen politischen Verän-
derungen nicht überproportional beteiligt. 
Die poli tischen Steuerungsversuche wirk-
ten denn auch eher gegenteilig, denn nach 
diesen Phasen der Einschränkung des 
Hochschulzugangs entwickelten sich be-
sonders starke Wachstumsschübe, vor al-
lem in den ersten Jahrzehnten des Deut-
schen Reichs nach 1870 und seit Mitte der 
1950er Jahre in der Bundesrepublik. 

Dass das Bevölkerungswachstum, spe-
ziell der Personen im Studentenalter, nur 
zum Teil (etwa zur Hälfte) der Grund für 
das Wachstum ist, zeigen die Zahlen der 
Studierendenquote. Sie zeigen in etwa den-
selben Wachstumsverlauf wie die absoluten 
Zahlen. Die Frauen haben seit 2000 auch 
im Studium eine höhere Beteiligungsquote 
als die Männer. Diese Quote kann auch für 
die Studienanfänger berechnet werden: 
Schon im Jahr 2003 waren 37 Prozent der 
Personen der Altersjahrgänge 19 bis 23 Jah-
re Erstsemester.7 Trotz dieser erheblichen 
langfristigen Steigerung der Studierenden-
zahlen sind jedoch die deutschen Erstse-
mesterquoten im Vergleich zu anderen eu-
ropäischen Staaten eher gering.8 u Tab 4, Abb 4

u Abb 4 Deutsche Studierende — in Prozent ihrer Alterskohorte
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schaft

Wirtschafts-/
Agrarwissen-

schaft
Lehramt Sonstige

1 000

x0187 x0188 x0189 x0190 x0191 x0192 x0193 x0194
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1864 3,6 3,0 2,5 4,5 – – – –

1891 5,1 6,7 9,6 2,6 2,2 1,1 – –

1911 4,5 10,4 13,6 12,9 7,8 3,3 – 2,7

1921 4,8 19,3 20,5 10,8 9,5 15,4 – 3,0

1931 8,5 17,8 30,0 20,1 12,7 6,1 – 0,1

1938 3,9 4,9 19,5 5,3 3,4 4,3 – –

Bundesrepublik

1950 7,1 12,1 19,2 13,4 16,1 13,9 26,7 1,1

1960 6,9 16,8 26,7 35,3 26,5 25,0 70,0 2,1

1970 8,5 35,0 47,4 74,0 66,0 57,2 143,1 15,6

1980 24,7 69,8 93,4 208,6 142,8 140,0 208,0 63,5

Deutschland

1991 22,3 88,5 114,8 291,3 235,6 264,0 157,8 76,1

2000 17,3 102,8 114,5 374,1 237,8 278,9 187,6 90,0

2010 16,9 91,7 115,9 399,3 296,9 300,5 216,2 –

2019 19,4 113,8 137,8 445,2 413,0 351,8 254,0 –

Das Wachstum wurde angetrieben 
durch die Öffnung des Studiums für Frau-
en, durch die Gründung weiterer Universi-
täten und Hochschulen anderen Typs und 
durch die Erweiterung der Möglichkeiten, 
die Hochschulberechtigung auf anderen 
Wegen zu erwerben als durch ein Abitur an 
einem Gymnasium. Frauen durften im 
größten deutschen Teilstaat Preußen erst 
1908 studieren. Ihre Beteiligung blieb aber 
in der Weimarer Republik noch gering 
und wurde unter der NS-Herrschaft dras-
tisch durch Quotierungen beschränkt. Erst 
in der Phase der Bildungsexpansion er-
langten sie innerhalb weniger Jahre eine 
fast gleiche, also ihrem Bevölkerungsanteil 
entsprechende Beteiligung. u Tab 4 

Den Universitäten als Hochschulty-
pen gleichgestellt wurden 1899 die Tech-
nischen Universitäten. Als weitere Hoch-
schultypen wurden 1970 die Ingenieur-
akademien und höheren Fachschulen zu 
Fachhochschulen erhoben, Pädagogische 

Hochschulen eingeführt (1967), Gesamt-
hochschulen (1971) als Mischform von 
Fachhochschulen und Universitäten ge-
gründet und zudem eine Reihe weiterer 
auf bestimmte Fächer spezialisierter Ty-
pen wie Kunst- und Musikhochschulen 
den Universitäten gleichgestellt. Stellten 
die Studierenden an Universitäten 1864 
noch 87,6 Prozent aller Studierenden, wa-
ren 2001 nur noch 51 Prozent an diesem 
traditionellen Typ eingeschrieben. u Tab 3

Die Studienberechtigung, auch Hoch-
schulreife genannt, konnte lange Zeit nur 
über das Abitur an einem Gymnasium 
erworben werden. Eine erste Öffnung er-
folgte im Kaiserreich, als das Abitur an 
den sogenannten Realgymnasien, in de-
nen man es auch ohne Latein und Grie-
chisch bestehen konnte, im Jahr 1900 als 
allgemeine Studienberechtigung aner-
kannt wurde. 2019 erwarben immer noch 
über 70 Prozent der Abiturienten ihre 
Studienberechtigung an einem Gymnasi-

um, aber es gibt weitere Wege: Gesamt-
schulen, Berufsfachschulen und viele 
Kollegschulen, sowie weitere Möglichkei-
ten, ohne Abitur unter bestimmten Be-
dingungen mit einem beruf lichen Ab-
schluss wie etwa einer Meisterprüfung zu 
studieren. Vor allem die Fachhochschul-
reife wird zum weit überwiegenden Teil 
an Berufsfachschulen und Fachoberschu-
len erworben.

Während der Phase der Bildungsex-
pansion wurde die Ungleichheit der sozia-
len Herkunft in der höheren Bildung ab-
gemildert, seit den 1980er Jahren stagniert 
die Verteilung auf berufliche Herkunfts-
gruppen jedoch wieder. Allerdings hat 
sich auch die soziale Schichtung insge-
samt,  unter anderem auch durch den stän-
dig steigenden durchschnittlichen Bil-
dungsstand, stark verändert: Waren im 
Kaiserreich noch ungefähr ein Drittel aller 
Berufstätigen einfache Arbeiter, so sind es 
heute nur noch etwa 13 Prozent. u Tab 4

u Tab 5 Studierende nach Fachgruppen *

* ohne Fachhochschulen; bis 1945: nur Universitäten
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Die Zahlen der ersten berufsbefähi-
genden Abschlüsse – meist Diplom, Ma-
gister, heute Bachelor – und der Promoti-
onen spiegeln zum einen die Effizienz des 
Studiums wider, zum anderen auch 
Kriegs- oder Arbeitsmarkteinflüsse, we-
gen denen Abschlüsse aufgeschoben oder 
aufgegeben werden. Durch die Einfüh-
rung des Bachelors, der die Studienzeit 
stark verkürzt, ist zwischen 2002 und 
2012 eine Verdoppelung der gesamten 
Hochschulabschlüsse eingetreten; 2018 
gab es etwa 14 Prozent mehr Bachelorab-
schlüsse als Diplom, Master und Staats-
examen zusammen. Dadurch wird die 
Akademikerquote stark erhöht, ohne dass 
dahinter eine gestiegene Bildungsbeteili-
gung steht. Die Zahl der Promotionen 
zeigt im Vergleich zu den Studierenden 
ins gesamt den Anteil, der zur wissen-
schaftlichen Forschung beiträgt. Dieser 
ist vom Anfang des 20. Jahrhunderts bis 
heute um die Hälfte zurückgegangen, das 
Studium dient heute fast nur der Berufs-
vorbereitung. u Tab 3 

Die prozentuale Verteilung der Studie-
renden auf die großen Fächergruppen zeigt 
den gesellschaftlichen Wandel von einer 
agrarisch geprägten über die Industrie- zur 

Dienst leistungs- und Informations-
gesellschaft. Der Anteil der klassischen 
 Fakultäten Theologie, Jura, Medizin und 
Lehramt an den Universitäten ging von 
80,3 Prozent 1900 auf 45,5 Prozent 2000 
zurück, demgegenüber wuchs der Anteil 
der Wirtschaftsberufe auf 32,4 Prozent. 
Neben dem verschieden großen Wachs-
tum in den Fächergruppen gibt es jedoch 
in  jedem Fach zyklisch wiederkehrende 
Überfüllungs- und Mangelphasen, die 
soge nannten Akademikerzyklen, deren 
Länge je nach akademischem Beruf unter-
schiedlich ist.9 Im Lehramt beispielsweise 
ist die Länge mehr von den Altersstruk-
turwellen dominiert, die mehr als 35 Jah-
re dauern, in den Wirtschaftsberufen, wie 
dem des Ingenieurs, eher von der Ausbil-
dungslänge, die zu etwa 12 bis 16 Jahre 
langen Zyklen führt.10 u Tab 5, Abb 5

Die stark gestiegene Anzahl an Studie-
renden hat nicht in allen Bereichen zu 
 einer entsprechenden Steigerung der Zahl 
der Professorinnen und Professoren ge-
führt. Die Zahl der wissenschaftlichen 
Mit arbeiter und die der nebenberuflich, 
zum Beispiel über Lehraufträge, als Do-
zentin oder Dozent Tätigen ist seit den 
1980er Jahren stärker gestiegen als die der 

u Abb 5	 Fächerprofil	der	Studierenden	—	in	Prozent

80,3
Prozent aller Studie-
renden studierten 
1900 klassische Fächer 
wie Theologie, Jura, 
Medizin, Lehramt.

45,5
Prozent der 
Studierenden 
waren es noch  
im Jahr 2000.
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wissenschaftliche  
Hochschulen:  

Professorinnen/ 
Professoren

akademische 
Mitarbeite-

rinnen/
Mitarbeiter

nebenberuf-
liche wissen-
schaftliche 
Mitarbeite-

rinnen/
Mitarbeiter

Fachhoch-
schulen: 

Professo-
rinnen/

Professoren

Habilitationen Betreuungsrelation 

insgesamt darunter: 
Frauen insgesamt darunter: 

Frauen
Sprach- und 

Kulturwissen-
schaft

Medizin

1 000 % 1 000 Studierende pro Professor/-in

x0195 x0196 x0197 x0198 x0199 x0200 x0201 x0202 x0203

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1864 1,0 – – 0,4 – – – – –

1931 2,7 – – 3,4 – – – – –

1938 2,5 – – 2,5 – – – – –

Bundesrepublik

1980 20,3 – 53,1 33,7 7,9 1 019 – 44,8 27,2

1987 21,6 5,1 61,4 33,4 9,0 1 014 80 50,8 37,0

Deutschland

1991 21,4 5,7 77,2 10,9 9,6 1 171 115 60,1 39,1

2000 24,0 10,2 107,5 41,9 13,8 2 128 392 69,6 33,3

2005 23,5 14,2 117,1 50,2 14,4 2 001 460 75,0 30,1

2019 – – – – – 1 518 484 – –

hauptamtlichen Professoren. Das zeigt, 
dass die Ausbildungsfunktion bei allen 
Hochschulen zusammen stärker geworden 
ist im Vergleich zur Forschungsfunktion. 
Frauen haben dabei zunächst vor allem im 
Bereich der wissenschaft lichen Mitarbei-
terinnen ihren Anteil steigern können, 
erst weniger bei den Habilitationen; dazu 
wird aber auch längere Zeit benötigt, da ja 
erst in jüngster Zeit annähernd so viele 
Frauen studieren wie Männer. u Tab 6

Trotz des Wachstums der Studieren-
denzahlen ist die Betreuungsrelation nicht 
in allen Fächergruppen schlechter gewor-
den, in der Medizin etwa hat sie sich kon-
tinuierlich verbessert. Die wichtigste 
Zäsur beim Personal der Hochschulen 
stellt die Reform von 1976 dar, in der die 
alte „Ordinarienuniversität“, in der nur 
die „ordentlichen Professoren“ den Ton 
angaben, zur „Gruppenuniversität“ umge-
staltet wurde, in der die Professorenschaft 
nur mehr eine, wenn auch privilegierte, 
von vier Gruppen (neben wissenschaftli-
chem Mittelbau, Studierenden und tech-

nischem und Verwaltungspersonal) bildet. 
Mit der Reform von 2002 wurden endlich 
auch den Promovierten, die eine professo-
rale Dauerstelle anstreben, auf den Stellen 
von „Juniorprofessoren“ vergleichbare 
Forschungsrechte eingeräumt wie den ha-
bilitierten Professoren. u Abb 6

Die vergangenen 150 Jahre der Ent-
wicklung von Bildung und Wissenschaft, 
und im Besonderen die vergangenen 
70 Jahre, lassen sich insgesamt unter zwei 
Gesichtspunkten zusammenfassen. Sie 
stellen eine Erfolgsgeschichte dar, weil 
das allgemeine Bildungsniveau sehr stark 
gestiegen ist, mit den positiven Folgen, 
die Bildung für die Individuen und die 
Gesellschaft hat: mehr Selbstverantwor-
tung, mehr Wohlstand, mehr Toleranz, 
mehr Friedfertigkeit. Sie zeigen aber 
auch, dass trotzdem die soziale Schich-
tung in Bezug auf die Bildungsabschlüsse 
hartnäckig stabil geblieben ist, das 
Wachstum also nicht in gleichem Aus-
maß zu besseren Chancen für Bildungs-
aufstiege geführt hat.

u Tab 6 Personal an Hochschulen

14,2
Prozent der Profes-
soren an wissen-
schaftlichen Hoch-
schulen 2005 waren 
Frauen.
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Grafik 4 – Studierende — in Prozent ihrer Alterskohorte

Grafik 5 – Fächerprofil der Studierenden — in Prozent

Grafik 6 – Personal an Hochschulen — in Prozent

nebenberufliche wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter

akademische 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter

Professorinnen/
Professoren

u Abb 6 Personal an Hochschulen — in Prozent

Datengrundlage

Seit der Herausbildung vom Staat beaufsichtigter Bildungssysteme in  Europa 
nach der Französischen Revolution haben die Regierungen der deutschen 
Länder begonnen, Daten zu sammeln, ab Mitte des 19. Jahrhunderts sys-
tematischer in eigenen „Statistischen Büros“. Insbesondere das Preußische 

„Kgl. statistische Bureau“ gab seit 1859 jährlich das „Central blatt für die ge-
sammte Unterrichtsverwaltung“ heraus und erhob seit dem Wintersemester 
1886/87 regelmäßig Daten von den Universitäten, die in der „Preußischen 
Hochschulstatistik“ veröffentlicht wurden. Deshalb waren die wichtigen 
Zeitreihen des Bildungssystems überwiegend schon immer in amtlichen 
Statistiken vorhanden, allerdings als Querschnittsdaten – für  jedes Jahr 
oder Semester ein Band. Die große Aufgabe für die Forschung war, hieraus 
lange, konsistente Zeitreihen zu bilden, denn im Zeitverlauf und durch die 
Gebietsveränderungen änderten sich natürlich auch die  Erhebungs- und 
Darstellungsformen dieser amtlichen Statistiken laufend. 

Einige Einzelforscher haben schon früher eine kleinere Zahl längerer Zeit-
reihen erstellt, so ganz früh Dieterici 1836, im Kaiserreich Conrad 1891 und 
Eulenburg 1909, später Hoffmann 1965 oder Mitchell 1980. Die Zeitreihen 
boten aber nur Ausschnitte aus den vorhandenen Möglichkeiten, bei den 
früheren Autoren wegen der fehlenden Datenverarbeitungsmöglichkeiten, 
bei den späteren, weil dort das Bildungssystem nur als Teil einer umfassen-
deren Wirtschafts- bzw. Sozialdatenbank gefasst wurde. 

Weil lange, konsistente Zeitreihen im sozialen und im Bildungsbereich eher 
selten sind, hat die DFG dieses Ziel in den vergangenen 40 Jahren konti-
nuierlich in einer Reihe von Einzelprojekten gefördert, deren Ergebnisse je-
weils als „Datenhandbuch zur deutschen Bildungsgeschichte“ (Band I/1 
und folgende, zuletzt Band XI) erschienen sind und noch erscheinen wer-
den. Sie  stellen eine weltweit einmalige Datenbasis zur historischen Bil-
dungsstatistik dar, die es in dieser Länge und Vollständigkeit in anderen 
Ländern nicht gibt. Insgesamt kann so die Datenlage für die historische 
Bildungsstatistik auch im internationalen Vergleich als sehr gut bezeichnet 
werden. 

Die Zeitreihen in diesem Kapitel beruhen weitgehend auf diesen Datenhand-
büchern. In den jeweiligen Vorworten sind die Quellen genauer erläutert. 
Teile von einzelnen Zeitreihen wurden früher von Amts wegen erhoben, heute 
nicht mehr (so die Daten zur sozialen Herkunft der Studierenden), bei  
anderen ist es umgekehrt (so die Daten zur Altersstruktur der Lehrerschaft).  
Diese Teile mussten aus Originalquellen hinzugefügt werden. Für die zweite 
Auflage wurden die Zeitreihen ab 2005 vom Verfasser direkt aus den beim 
Statistischen Bundesamt verfügbaren Daten, v. a. Fachserie 11 / 4 / 1,  
zusammengestellt.

Zum Weiterlesen empfohlen 

Rolf Becker / Wolfgang Lauterbach (Hrsg.): Bildung als Privileg.  
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4. Aufl., Weinheim 2008. 

Christa Berg (Hrsg.): Handbuch der Deutschen Bildungsgeschichte,  
Bde. 1– 6, München 1987– 2005; insbesondere Bd. 4: Christa Berg (Hrsg.): 
1870 – 1914. Von der Reichsgründung bis zum Ende des 1. Weltkriegs, 1991; 
Bd. 5: Dieter Langewiesche (Hrsg.): 1918 – 1945: Die Weimarer Republik 
und die nationalsozialistische Diktatur, 1989; Bd. 6: Christoph Führ (Hrsg.): 
1945 bis zur Gegenwart, 1998.

Ludwig von Friedeburg: Bildungsreform in Deutschland. Geschichte  
und gesellschaftlicher Widerspruch, Frankfurt a. M. 1989. 

Hans Georg Herrlitz / Wulf Hopf / Harmut Titze / Ernst Cloer: Deutsche 
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Wulf Hopf: Freiheit – Leistung – Ungleichheit: Bildung und soziale  
Herkunft in Deutschland, Weinheim 2010. 
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Unter dem Begriff „Gesundheitswesen“ werden häufig sehr ver-
schiedene Aspekte gemeinsam behandelt. Sie alle eint das Ziel, 
Gesundheit zu erhalten oder (wieder-)herzustellen. Der Beitrag 
stellt die langfristige Entwicklung der „Volksgesundheit“ anhand 
einschlägiger Indikatoren dar. Anschließend werden die verschie-
denen Faktoren der großen Veränderungstendenzen diskutiert,   
um die Leistung des Gesundheitswesens und seiner wichtigsten 
Akteure und Institutionen zu klären.

die Renten- und die Unfallversicherung. Sie griffen und grei-
fen ebenfalls (heute mehr denn je) gestaltend in das Gesund-
heitswesen ein und schufen eigene in Bezug auf die „Volksge-
sundheit“ präventiv oder rehabilitativ ausgerichtete Instituti-
onen und Ansprüche.

Die im Folgenden zugrunde gelegte Auswahl von Indika-
toren für die langfristige Entwicklung des deutschen Ge-
sundheitswesens folgt wegen der Schwierigkeiten einer be-
friedigenden und zugleich operablen Definition den Konven-
tionen, die sich in diesem Feld etabliert haben. Auch wird 
hier neben Indikatoren für die langfristige Entwicklung des 
durchschnittlichen Gesundheitszustandes der deutschen Be-
völkerung eine Auswahl der wichtigsten Leistungserbringer 
präsentiert, die sich der Erhaltung von Gesundheit und der 
Prävention bzw. Heilung von Krankheiten widmen.5 

Eine Kennziffer, die die Bedeutung von Gesundheit in mo-
dernen Gesellschaften zum Ausdruck bringt, sind die dem Ge-
sundheitswesen zufließenden Ausgaben. Sie sind in entwickel-
ten Volkswirtschaften während der vergangenen 150 Jahre ra-
sant gestiegen, besonders in der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg machten die 
öffent lichen und privaten Ausgaben für das Gesundheitswesen 
in Deutschland zusammen erst etwa 2,5 Prozent des Nettosozi-
alprodukts (NSP) aus.6 Bis in die Frühphase der Bundesrepublik 
hatte sich der Anteil schon deutlich mehr als verdoppelt. 1960 
machten die Gesundheitsausgaben rund 6 Prozent des NSP aus, 
in den 1980er Jahren waren es schon fast 10 Prozent. Nach der 
Wiedervereinigung wuchs der Anteil bis 2010 auf rund 15 Prozent 

„Das Gesundheitswesen eines Staates umfasst sämtliche Rege-
lungen, Maßnahmen, Sachmittel, Einrichtungen, Berufe und 
Personen, die das Ziel verfolgen, die Gesundheit der Bevölke-
rung zu fördern, zu erhalten, herzustellen oder wiederherzu-
stellen. Das Gesundheitswesen im weiteren Sinne umfasst 
demzufolge sämtliche sowohl öffentlichen wie privaten als 
auch professionellen wie laienweltlichen Aktivitäten, die auf 
Gesundheit gerichtet sind.“1 Um den Eindruck einer Zusam-
mengehörigkeit der disparaten Elemente des Gesundheitswe-
sens zu erzeugen, stellt die Definition auf die Zielsetzung die-
ser Elemente ab. Jens Alber führt die Unübersichtlichkeit in 
seiner die Geschichte, Strukturen und Funktionsweise des 
bundesdeutschen Gesundheitswesens analysierenden Studie 
auf „die höchst komplexe und meist nur wenigen Experten 
geläufige Vielfachsteuerung“2 zurück. Der übergreifende 
Leitbegriff ist „Gesundheit“, der allerdings aufgrund seiner 
Diffusität3 kaum eine zweifelsfreie Auswahl von Elementen 
des Gesundheitswesens erlaubt. 

Eine weitere Ursache der Unklarheit des Sammelbegriffs 
„Gesundheitswesen“ ist in seinen historischen Wurzeln be-
gründet.4 Erwähnt sei hier als besonders wirkungsmächtiger 
Impuls das seit der Mitte des 19. Jahrhunderts entstehende 
Sozialversicherungswesen. Dabei ist nicht nur an die für das 
Gesundheitswesen mehr und mehr prägende Krankenversi-
cherung zu denken, die erst die Masse der Bevölkerung im 
späten 19. und vor allem im 20. Jahrhundert an die Einrich-
tungen des Gesundheitswesens wie die niedergelassenen 
 Ärzte und die Krankenhäuser heranführte, sondern auch an 
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Lebenserwartung 
 bei Geburt

Lebenserwartung  
mit 30 Jahren

Lebenserwartung  
mit 60 Jahren

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

Jahre

x0204 x0205 x0206 x0207 x0208 x0209
Deutsches Reich

1881 35,6 38,5 31,4 33,1 12,1 12,7

1900 40,6 44,0 33,5 35,6 12,8 13,6

1911 47,4 50,7 35,3 37,3 13,2 14,2

1926 56,0 58,8 38,6 39,8 14,6 15,5

1934 59,9 62,8 39,5 41,1 15,1 16,1

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1947 57,7 63,4 39,2 42,7 15,2 17,0

1959 66,8 71,9 41,4 45,3 15,7 18,3

1962 66,9 72,4 41,1 45,5 15,5 18,5

1970 67,2 73,4 40,8 45,9 15,0 18,8

1989 72,4 78,9 44,0 49,9 17,6 22,1

2010 77,8 82,6 48,6 53,2 21,3 24,9

DDR / Neue Bundesländer

1947 50,8 57,9 – – – –

1959 66,3 71,0 41,5 45,1 15,7 18,2

1970 68,1 73,3 41,1 45,5 15,2 18,3

1989 70,1 76,4 41,8 47,4 16,2 19,7

2010 76,4 82,5 47,3 53,0 20,6 24,7

Deutschland

1993 72,5 79,0 44,0 50,0 17,8 22,1

2000 74,8 80,8 46,0 51,6 19,3 23,5

2010 77,5 82,6 48,4 53,2 21,2 24,9

2016 78,3 83,2 49,1 53,7 21,6 25,3

Männer Frauen

bei  
Geburt 20 21

mit  
30 Jahren 18 21

mit  
60 Jahren 31 43

an.7 Darin drückt sich die ständig zuneh-
mende Wertschätzung von verlängertem 
und möglichst gesundem Leben aus.

Lebenserwartung
Der vorherrschende Eindruck beim Blick 
auf die Entwicklung der „Volksgesund-
heit“ seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
ist der einer grundlegenden, eindeutigen 
Verbesserung. Das kommt am klarsten in 
den „gewonnenen Jahren“8 zum Ausdruck, 
um die sich im Durchschnitt das Leben 
der meisten Menschen in der Gegenwart 
gegenüber der Vergangenheit verlängert 
hat. Die Standardmessziffer dafür ist die 
Lebenserwartung bei Geburt.9 u Tab 1

u Tab 1 Lebenserwartung nach Geschlecht

Sie betrug in der Frühphase des Deut-
schen Reichs (1871–1881) bei Frauen 
38,5 Jahre, bei Männern 35,6 Jahre. Schon 
bis in die frühen 1930er Jahre (1932–1934) 
hatte sich die Lebenserwartung bei beiden 
Geschlechtern um mehr als 24 Jahre er-
höht: bei Frauen auf 62,8 Jahre, bei Män-
nern auf 59,9 Jahre. Die Hauptursache 
 dafür war der dramatische trendmäßige 
Rückgang der Säuglingssterblichkeit 10 seit 
Beginn des 20. Jahrhunderts nach einigen 
Jahrzehnten mit durchschnittlich eher 
stagnativer Tendenz. Bis 2010 erfolgte 
 gegenüber den 1870er Jahren bei den 
Frauen eine Lebensverlängerung um über 
44 Jahre auf 82,6 Jahre, bei Männern um 

Quellen nach Tabelle 1; eigene Berechnung

Tab 1 (Auszug)  
Zunahme der Lebens erwartung  
in Deutschland von 1949 – 2010 
— in Prozent 
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Abb 1: Säuglingssterblichkeit - Gestorbene pro 1 000 Lebendgeborene

Abb 2: Ausgewählte Todesursachen — Gestorbene pro 100 000 Lebende

gut 42 Jahre auf 77,5 Jahre. Die durch-
schnittliche Lebenserwartung hat sich bei 
beiden Geschlechtern vom Beginn des Be-
obachtungszeitraums bis zur Gegenwart 
also mehr als verdoppelt. u Abb 1

Allerdings gibt es einen Lebenserwar-
tungsvorsprung der Frauen vor den Män-
nern von mehreren Jahren.11 Er betrug zu 
Beginn des betrachteten Zeitraums rund 
2,9 Jahre, stieg leicht an bis zum Beginn 
des 20. Jahrhunderts auf 3,5 Jahre und 
ging bis 1932/34 etwas zurück auf etwa 
3 Jahre. Zu Beginn der Bundesrepublik 
nahm die Differenz zwischen den Ge-
schlechtern wieder zu auf 3,9 Jahre und 
stieg in den 1960er Jahren auf Werte über 5, 
in den 1970er Jahren sogar auf über 6 Jahre; 
1980 erreichte sie ein Maximum mit 
6,8 Jahren. Seitdem verringerte sich der 
Lebenserwartungsvorsprung der Frauen 
langsam, war 1999 erstmals kleiner als 
6 Jahre und erreichte 2010 in den alten 
Bundesländern 4,8 Jahre – war damit aber 
immer noch rund 2 Jahre größer als vor 
dem Zweiten Weltkrieg. 

Festgehalten sei, dass Männer während 
der vergangenen 140 Jahre hinsichtlich ihrer 
Überlebenschancen stets ein wenig gegen-

über den Frauen benachteiligt waren. 
Man darf dafür eine gewisse genetische 
Disposition verantwortlich machen.12   
Doch trugen vermutlich sowohl zeitweilig 
ungünstige Arbeitsbedingungen, beson-
ders in den 1960er und 1970er Jahren, 
und darüber hinaus wahrscheinlich auch 
Elemente des männlichen Lebensstils (vor 
allem Rauchen, übermäßiger Alkohol-
konsum und riskantes Verhalten, beson-
ders im Straßenverkehr) zu den Verzöge-
rungen des Anstiegs der Lebenserwartung 
im Vergleich mit den Frauen bei. 

Für eine genetische Komponente 
spricht nicht zuletzt, dass der Vorsprung 
der Frauen vor den Männern bei der Le-
benserwartung bereits seit der Mitte des 
18. Jahrhunderts nachweisbar ist.13 Interes-
sant erscheint, dass sich die Bedeutung der 
genetischen Komponente im Lauf des Le-
bens stark abschwächt. Der Lebenserwar-
tungsvorsprung der Frauen mit 60 Jahren 
war stets sehr viel geringer als bei Geburt. 
Man wird dafür bis weit in die Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg hinein nicht den 
Lebensstil verantwortlich machen dürfen, 
sondern die besonderen Gesundheitsein-
bußen und Krankheitsrisiken der Frauen, 

u Abb 1 Säuglingssterblichkeit — Gestorbene pro 1 000 Lebendgeborene
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durchschnittliche 
Sterbeziffer 0 bis unter 1 Jahr 10 bis unter 15 Jahre 25 bis unter 30 Jahre 60 bis unter 65 Jahre 90 Jahre und älter

Gestorbene pro 10 000 Lebende 

x0210 x0211 x0212 x0213 x0214 x0215
Deutsches Reich

1913 143 1 519 20 47 279 3 711

1920 – – 23 68 277 3 954

1925 115 939 13 39 237 2 859

1935 115 – 13 29 224 3 923

1938 110 466 11 26 215 3 612

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 97 485 5 15 163 3 381

1961 102 292 3 8 135 3 199

1970 115 198 3 7 128 3 032

1980 114 115 2 6 100 2 631

1989 116 64 1 4 85 2 562

2000 106 39 1 3 67 2 264

DDR / Neue Bundesländer

1950 109 687 7 21 155 3 297

1961 121 305 3 9 132 2 782

1970 139 166 3 7 138 3 413

1989 132 60 1 5 114 2 987

2000 110 33 1 3 69 2 235

Deutschland

1992 114 53 1 4 87 2 490

2000 107 39 1 3 67 2 259

2010 108 31 1 3 62 2 343

2016 111 32 1 2 62 2 186

die vor allem in den Schwangerschaften 
(bei gleichzeitig meist hoher Arbeitsbelas-
tung) und Geburten (und den damit ver-
bundenen Infektionsrisiken) bestanden. 
Diese kompensierten bis in die jüngere 
Vergangenheit die gesundheitlichen Nach-
teile der männlichen Existenz. Erst der in 
der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg all-
gemein verbesserte Schutz der schwange-
ren Frauen, die Möglichkeiten der syste-
matischen Empfängnisverhütung und 
 Familienplanung sowie vor allem die Ver-
fügbarkeit von Antibiotika befreiten die 
Frauen von Jahrhunderte alten gesundheit-
lichen Bedrohungen.14 Das sichert ihnen 
inzwischen auch bei der  Lebenserwartung 

im Alter wieder einen Vorsprung von 
mehreren Jahren vor den Männern.

Darüber hinaus wird die Hypothese 
der Mitwirkung einer genetischen Kom-
ponente bei der Erzeugung der besseren 
weiblichen Überlebenschancen auch durch 
den Blick auf die Säuglingssterblichkeit 
 gestützt, die bei den Jungen stets größer 
war als bei den Mädchen. u Tab 2, Tab 3

Allerdings sollte der Einf luss der 
Lebens stilkomponente auf die Lebenser-
wartung nicht ignoriert werden. Nach Ta-
belle „Zunahme der Lebenserwartung“ 
hatten die Männer in der Frühphase der 
Bundesrepublik, 1949/51, zwar bei Geburt 
ein etwas niedrigeres Ausgangsniveau der 

Lebenserwartung, doch war ihr Zugewinn 
an Lebensjahren bis 2010 prozentual etwa 
gleich groß wie der der Frauen (20 Prozent 
zu 21 Prozent). Schon nach Erreichen des 
30. Lebensjahrs lag der Zugewinn der 
Männer bei der ferneren Lebenserwartung 
nur noch bei 18 Prozent gegenüber 21 Pro-
zent, den die Frauen von ihrem absolut et-
was höheren Niveau aus erreichten. Und 
mit 60 Jahren zeigt sich ganz klar der 
überhöhte Zugewinn an Lebenszeit bei 
den Frauen, die noch 43 Prozent gegen-
über 1949/51 zulegten, die Männer jedoch 
nur 31 Prozent. Für dieses Zurückbleiben 
der Männer beim Gewinn von Lebensjah-
ren während der vergangenen 60 Jahre 

u Tab 2 Gestorbene Frauen nach ausgewählten Altersklassen
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durchschnittliche  
Sterbeziffer 0 bis unter 1 Jahr 10 bis unter 15 Jahre 25 bis unter 30 Jahre 60 bis unter 65 Jahre 90 Jahre und älter

Gestorbene pro 10 000 Lebende 

x0216 x0217 x0218 x0219 x0220 x0221
Deutsches Reich

1913 157 1 810 19 46 358 3 866

1920 – – 23 67 320 3 760

1925 124 1 157 14 42 283 2 978

1935 122 – 15 31 264 3 854

1938 122 607 13 33 268 3 878

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 114 614 8 22 224 3 664

1961 123 376 5 16 265 3 470

1970 128 265 5 16 266 3 295

1980 118 145 3 13 212 2 713

1989 109 85 2 10 186 3 066

2000 96 49 1 8 142 2 281

DDR / Neue Bundesländer

1950 133 876 11 27 235 3 536

1961 141 395 5 17 244 3 363

1970 144 208 5 16 254 3 661

1989 115 86 3 12 229 3 356

2000 101 46 2 9 158 2 763

Deutschland

1992 105 67 2 11 193 2 829

2000 97 48 1 8 145 2 353

2010 102 38 1 6 120 2 503

2016 110 38 1 5 120 2 498

u Tab 3 Gestorbene Männer nach ausgewählten Altersklassen

kann  sicher keine genetische Komponente 
ausschlaggebend gewesen sein, vielmehr 
dürften hier mit großer Wahrscheinlich-
keit die erwähnten Elemente des Lebens-
stils neben ungünstigeren Arbeitsbedin-
gungen die entscheidende Rolle gespielt 
haben. Sie waren wohl vor allem während 
der 1960er bis 1980er Jahre stark ausge-
prägt, während die deutliche Zunahme der 
weiblichen Erwerbsquote in den vergange-
nen Jahrzehnten, dabei auch vermehrt 
Stress und Burn-out, und gewisse Annä-
herungen im Lebensstil (Zunahme der 
Zahl der Raucherinnen, besonders unter 
Jugend lichen; verstärkter Alkoholkonsum 
von Frauen; vermehrte Verkehrsbeteili-

gung) den Vormarsch der Frauen gegen-
über den Männern bei der Lebenserwar-
tung allmählich verlangsamen.15

Sterblichkeit
Die skizzierten großen Linien des Zuge-
winns an Lebensjahren während der ver-
gangenen 150 bis 200 Jahre ließen sich 
durch eine Darstellung des Sterblichkeits-
geschehens vertiefen. Hier muss ein Blick 
auf die sogenannte rohe Sterbeziffer genü-
gen.16 Demnach sollte man von einer Vor-
periode ausgehen, in der die Traditionen 
der vorindustriellen Gesellschaft das Sterb-
lichkeitsgeschehen bestimmten. Die Sterb-
lichkeit war generell hoch, zwischen 25 und 

40 pro 1 000, und vor allem durch häufige 
Krisenmortalität geprägt (infolge von Krie-
gen, Hungersnöten, Seuchenzügen) mit 
Sterbeziffern von 50 bis 70 pro 1 000. Aller-
dings setzte schon in den 1770er Jahren in 
vielen Regionen Europas und Deutschlands 
die erste Phase des säkularen Sterblich-
keitsrückgangs ein mit einem mäßig nach 
unten geneigten Trend, der jedoch nach wie 
vor durch starke Ausschläge der Krisen-
mortalität unterbrochen wurde.17 

Die zweite Phase des Sterblichkeits-
rückgangs begann etwa um 1820 und dau-
erte bis etwa 1870. In dieser Phase war der 
Trend der Sterbeziffer weiterhin leicht nach 
unten geneigt; eine gewisse „Stabilisierung“ 
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Tuberkulose bösartige Neubildungen Krankheiten des 
Herz-Kreislauf-Systems Pneumonie Selbstmord

Gestorbene pro 100 000 Lebende 

x0222 x0223 x0224 x0225 x0226
Deutsches Reich

1892 259,1 – – 148,2 20,5

1910 163,5 79,0 214,8 127,0 21,7

1920 154,2 87,2 225,2 126,9 21,8

1925 106,6 101,9 242,0 93,4 24,5

1932 75,0 132,6 253,9 69,6 28,8

1938 62,3 146,7 309,8 84,1 28,3

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 40,6 174,0 349,9 48,6 20,3

1959 16,8 197,6 443,1 37,1 19,3

1970 8,3 221,4 534,4 32,4 21,5

1989 1,7 274,7 552,4 22,4 16,5

2010 0,4 261,0 411,0 23,8 12,0

DDR / Neue Bundesländer

1950 79,0 172,0 – 70,0 29,0

1970 11,0 218,0 744,0 25,0 30,0

1989 2,0 209,0 712,0 22,0 26,0

2010 0,0 304,0 540,0 26,0 14,0

Deutschland

1993 1,3 263,3 543,1 20,7 15,6

2000 0,7 256,4 480,7 22,8 13,5

2010 0,4 267,7 431,4 24,3 12,3

2016 0,3 280,2 411,3 22,7 11,9

der Mortalitätsverhältnisse fand statt mit 
einem durchschnittlichen Niveau von etwa 
25 bis 26 pro 1 000. Die dritte Phase setzte 
in den 1870er/1880er Jahren ein, beschleu-
nigt ab den 1890er Jahren und dauerte bis 
zum Zweiten Weltkrieg. Sie führte zu einer 
Senkung der durchschnittlichen Sterblich-
keit auf knapp über 10 pro 1 000. Besonders 
drastisch fiel der schon erwähnte, ab dem 
frühen 20. Jahrhundert stattfindende Rück-
gang der bis dahin auf hohem Niveau ver-
bliebenen Säuglingssterblichkeit aus, von 
über 200 im ersten Lebensjahr Verstor-
benen pro 1 000 Lebendgeborene auf etwa 
60 pro 1 000. Während der nach dem Zwei-
ten Weltkrieg beginnenden und bis heute 
anhaltenden vierten Phase des Rückgangs 
sank die durchschnittliche Sterblichkeit 

kaum noch. Die Sterbeziffer ist stabil, es 
treten nur geringe Schwankungen auf; die 
Säuglingssterblichkeit sinkt auf ein Niveau 
von ca. 3 bis 4 pro 1 000. u Tab 2, Tab 3

Todesursachen
Um das Bild zu vervollständigen, sei kurz 
auf einige Tendenzen der Veränderung des 
Todesursachen-Panoramas während des 
20. Jahrhunderts hingewiesen.18 Die Sterb-
lichkeit an den meisten Todesursachen war 
seit Beginn des Jahrhunderts bei beiden 
Geschlechtern stark rückläufig. Das gilt für 
die akuten Infektionskrankheiten und – in 
Bezug auf die Frauen – für die Krankheiten 
der Schwangerschaft, der Entbindung und 
des Wochenbetts. Gegenüber dem späten 
19. Jahrhundert weiter zurückgegangen ist 

auch die Sterblichkeit an Krankheiten der 
Neugeborenen inklusive angeborener Miss-
bildungen, an Krankheiten der Verdauungs-
organe und an sons tigen Erkrankungen der 
Atmungsorgane. Besonders hervorzuheben 
ist der extreme Rückgang der Tuberkulose. 
Sie war während des 19. Jahrhunderts, ab-
gesehen von Jahren mit Cholera- oder 
Pocken-Epidemien, der gefährlichste Killer 
im Erwachsenenalter, der bis in die 1880er 
Jahre 30 bis 40 Prozent aller Todesfälle ver-
ursachte.19 Zwar war die Tuberkulosesterb-
lichkeit wahrscheinlich seit den 1820er Jah-
ren schon rückläufig, doch noch zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts gingen meist bis zu 
20 Prozent der Todesfälle von Erwachsenen 
auf ihr Konto. Nach dem Ersten Weltkrieg 
nahm das Gewicht der Tuberkulose als 

u Tab 4 Gestorbene nach ausgewählten Todesursachen
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Männer Frauen

Tuber- 
kulose

bösartige 
Neu- 

bildungen

Krank- 
heiten  

des  
Herz- 

Kreislauf-
Systems

Pneu- 
monie

Selbst- 
mord

Tuber- 
kulose

bösartige 
Neu- 

bildungen

Krank- 
heiten  

des  
Herz- 

Kreislauf-
Systems

Pneu- 
monie

Selbst- 
mord

Gestorbene pro 100 000 Lebende 

x0227 x0228 x0229 x0230 x0231 x0232 x0233 x0234 x0235 x0236

Deutsches Reich

1920 149,2 78,5 216,8 134,2 29,3 158,9 95,3 233,0 120,1 14,8

1925 107,3 92,6 237,0 101,7 36,4 105,9 110,5 246,7 85,6 13,3

1932 79,8 125,9 248,2 74,5 41,6 70,5 142,1 259,3 66,7 17,4

1935 79,5 136,7 279,1 97,3 39,6 66,5 153,2 291,6 82,5 16,1

1938 70,4 138,5 305,6 77,1 40,0 54,6 154,4 313,7 90,7 17,2

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 53,9 172,9 352,8 52,0 28,6 29,2 174,9 347,4 45,6 13,1

1959 25,5 206,3 463,0 40,5 26,4 9,0 190,0 425,6 34,0 13,1

1970 12,9 230,2 531,6 33,0 28,5 4,2 213,5 536,9 31,9 15,2

1989 2,4 286,1 488,8 20,5 23,5 1,1 264,1 611,4 24,2 10,0

2000 1,0 270,5 392,7 20,3 19,4 0,5 240,1 537,8 25,3 6,9

2010 0,6 285,2 357,3 23,3 18,1 0,3 237,6 462,6 24,2 6,1

DDR / Neue Bundesländer

1950 107,0 171,0 – 82,0 37,0 56,0 173,0 – 61,0 23,0

1970 17,0 239,0 692,0 27,0 40,4 6,0 200,0 789,0 24,0 22,0

1989 2,6 219,0 588,0 20,1 36,1 2,0 203,6 825,0 23,0 16,0

2010 0,5 345,6 454,7 25,5 21,5 – 263,5 622,9 26,4 6,4

Deutschland

1993 1,7 273,4 465,9 18,4 22,7 0,9 253,7 616,1 22,9 8,9

2000 1,0 273,3 402,2 20,0 20,3 0,5 240,3 555,4 24,9 7,0

2010 0,6 294,8 372,7 23,7 18,6 0,3 241,7 487,8 24,6 6,1

2016 0,4 308,2 376,4 23,5 18,2 0,2 253,0 445,3 22,0 5,9

Tuberkulose Neubildungen Herz-Kreislauf-Krankheiten

1892 11 – –

1905 10 4 10

1913 10 5 15

1919 14 5 15

1938 5 13 27

1950 4 16 33

2010 < 1 25 39

u Tab 5 Gestorbene nach Geschlecht und ausgewählten Todesursachen

Quellen nach Tabelle 4; eigene Berechnung

Tab 4 (Auszug) Gestorbene an nachstehenden Todesursachen — in Prozent aller Sterbefälle 
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Abb 1: Säuglingssterblichkeit - Gestorbene pro 1 000 Lebendgeborene

Abb 2: Ausgewählte Todesursachen — Gestorbene pro 100 000 Lebende
u Abb 2 Ausgewählte Todesursachen — Gestorbene pro 100 000 Lebende

Killer dann stark ab und wurde nach dem 
Zweiten Weltkrieg in der Bundesrepublik 
nahezu bedeutungslos. u Abb 2, Tab 4, Tab 5

Beachtlich erscheint auch, dass der 
Anteil der Todesursachen Herz-/Kreis-
laufkrankheiten (rund 40 Prozent) und 
Krebs (25 Prozent) bei beiden Geschlech-
tern seit den 1920er Jahren stetig steigt. 
Nimmt man den Todesursachenanteil der 
Krankheiten des Zentralnervensystems 
hinzu, so entfallen im Durchschnitt aller 
Altersklassen etwa zwei Drittel der Todes-
fälle auf diese drei Krankheitsgruppen. 

Einen weiteren bedeutsamen Aspekt 
der langfristigen Entwicklung der Ge-
sundheitsverhältnisse bildet schließlich 
das durchschnittliche Sterbealter ab. Man 
erkennt, dass der Tod bei allen wichtigen 
Krankheiten erst in immer höherem Le-
bensalter eintritt; es findet, besonders auf-
fällig während der vergangenen drei Jahr-
zehnte, eine Konzentration des Sterbens 
in hohem Alter statt. Die Krankheiten, die 
noch im späten 19. und frühen 20. Jahr-
hundert auf nahezu allen Altersstufen 
zum Tode führen konnten, vor allem die 
akuten und chronischen Infektionskrank-
heiten wie Atemwegserkrankungen oder 

Tuberkulose, sind nicht nur stark zurück-
gedrängt worden, vielmehr stirbt man da-
ran seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
erst in höherem Alter. Das gilt auch für 
die großen Killer des 20. Jahrhunderts, 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Krebs. 
Ausnahmen stellen Unfälle dar, denen 
nach wie vor viele, meist männliche, jün-
gere Erwachsene zum Opfer fallen,20 und 
der Selbstmord. u Tab 6

Ursachen der verlängerten 
 Lebenserwartung
Nach dem Gesagten drängt sich die Frage 
auf, was die Ursachen für die so deutlich 
verbesserten Gesundheitsverhältnisse und 
die so stark verlängerte Lebenszeit sind. 
Selbstverständlich ist, dass hier keine Klä-
rung der Kausalität im echten Sinne er-
folgen kann. Das dürfte angesichts des 
multifaktoriellen Einflussgefüges auf die 
 Gesundheitsverhältnisse sowieso kaum 
möglich sein. Allerdings kann man einige 
Faktorenkomplexe benennen, die ursäch-
lich zur Verlängerung des Lebens bei-
getragen haben dürften: qualitativ und 
quantitativ verbesserte Ernährung und 
Wohn verhältnisse; stark verringerte Ar-

beitsbelastung; weitgehende Eliminie-
rung der Seuchen und deutliche Senkung 
der Gefährlichkeit von Infektionskrank-
heiten; schließlich enormer Ausbau und 
gestiegene Leistungsfähigkeit der öffent-
lichen Hygiene sowie ubiquitäre und im-
mer effizientere private Hygiene.21 

Es erstaunt vielleicht, dass die Institu-
tionen des Gesundheitswesens und sein 
Personal nicht ausdrücklich erwähnt 
 werden. Diese haben doch während der 
 vergangenen 200 Jahre eine enorme zah-
lenmäßige Steigerung erfahren. Alle in 
 Tabelle 7 aufgeführten Elemente des Ge-
sundheitswesens haben sich schon bis 
zum Ersten Weltkrieg schneller vermehrt 
als die Bevölkerung. Dieses Wachstum 
beschleunigte sich noch etwas bis zum 
Zweiten Weltkrieg und geradezu extrem 
in der Bundesrepublik. Die Zahlen brin-
gen die starke quantitative Ausweitung 
des Gesundheitswesens zum Ausdruck. 
Was sie nicht sichtbar machen, ist die 
 erhebliche Differenzierung und Speziali-
sierung, die sowohl innerhalb der Ärzte-
schaft wie im Krankenhauswesen wäh-
rend der vergangenen anderthalb Jahr-
hunderte stattfand und mit großen 
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Männer Frauen

Tuber-
kulose  

der 
Atmungs-

organe

Lungen- 
und  

Brustfell-
entzün - 

dung

Krank-
heiten der 
Kreislauf- 

organe

Krebs und 
andere 
Neu- 

bildungen

Selbst-
mord

sämtliche 
Todes- 

ursachen

Tuber-
kulose  

der 
Atmungs- 

organe

Lungen- 
und  

Brustfell-
entzün- 

dung

Krank-
heiten der  
Kreislauf- 

organe

Krebs und 
andere 
Neubil-
dungen

Selbst-
mord

sämtliche 
Todes- 

ursachen

durchschnittliches Sterbealter

x0237 x0238 x0239 x0240 x0241 x0242 x0243 x0244 x0245 x0246 x0247 x0248
Deutsches Reich

1876 45,7 44,4 53,3 58,5 48,5 35,6 43,6 43,3 53,6 55,2 46,1 38,5

1901 44,4 47,1 62,4 62,5 51,1 44,8 42,1 45,6 61,4 59,5 47,7 48,3

1910 42,5 44,6 64,5 63,4 49,4 44,8 39,5 44,1 63,9 60,2 47,4 48,3

1925 43,9 52,4 70,9 67,4 51,6 56,0 40,6 51,2 70,5 64,6 49,0 58,8

1932 46,6 57,5 73,9 69,3 53,2 59,9 42,9 57,3 73,6 65,6 50,2 62,8

1938 47,7 56,4 74,8 69,8 53,7 59,9 42,8 56,4 74,6 65,6 50,7 62,8

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 48,4 52,0 69,4 66,3 51,1 58,3 44,6 57,2 71,7 64,6 48,4 62,5

1970 64,8 70,2 72,4 68,5 49,6 66,0 66,5 73,9 77,1 68,5 53,8 71,6

1980 66,8 75,6 73,2 69,2 48,9 68,3 70,4 79,5 78,9 70,7 55,5 74,7

1989 68,3 79,4 74,7 69,5 50,8 70,1 74,0 83,6 81,4 72,5 57,3 77,6

2000 69,3 79,5 75,6 69,9 52,1 71,1 75,3 85,0 83,7 73,3 57,7 79,6

2010 72,4 79,8 77,3 72,0 54,7 73,6 77,5 84,9 84,8 73,9 58,3 80,8

DDR / Neue Bundesländer

1980 68,5 71,5 75,0 67,7 51,4 69,4 71,4 76,8 79,0 68,5 59,2 75,0

1989 69,1 72,7 74,8 66,5 50,6 68,9 74,1 78,3 80,4 69,5 59,9 76,6

2000 70,1 77,4 74,8 68,6 52,6 69,3 74,0 83,8 83,1 72,8 62,4 79,1

2010 68,4 77,8 76,4 71,1 56,1 72,5 77,1 84,0 84,4 74,0 61,7 80,7

Deutschland

1993 68,3 78,0 74,8 69,2 51,4 69,8 74,6 83,6 82,1 72,5 58,8 78,1

2000 69,4 79,2 75,4 69,7 52,2 70,8 75,1 84,8 83,6 73,2 58,5 79,5

2010 71,8 79,5 77,2 71,8 55,0 73,4 77,4 84,8 84,8 73,9 58,8 80,8

2016 68,8 80,3 78,3 72,9 57,0 74,7 77,1 84,8 85,2 74,3 58,4 81,0

u Tab 6 Mittleres Sterbealter nach Geschlecht und ausgewählten Todesursachen

Leistungssteigerungen verbunden war. 
Die gestiegene Effizienz deutet sich zu-
mindest in der verringerten Verweildauer 
im Krankenhaus bei gleichzeitig ver-
mehrter Inanspruchnahme desselben an. 
Hat das zur Verbesserung der Gesund-
heitsverhältnisse und zur Verlängerung 
der Lebenserwartung beigetragen? u Tab 7

Um mit den Ärzten als der wichtigsten 
Berufsgruppe im Gesundheitswesen zu 
 beginnen: Sie waren bis in die 1870er Jahre 
letztlich Lebensberater, die mehr oder weni-
ger zweifelhafte Empfehlungen aussprechen, 

aber nicht kausal heilen konnten. Es fehlten 
schlicht grundlegende Kenntnisse der 
Krankheitsursachen und die therapeuti-
schen Mittel, besonders gegen die großen 
Killer. Die Masse der Bevölkerung erreich-
ten sie aufgrund ihrer sozial extrem be-
grenzten Klientel sowieso nicht. Dagegen 
wirkten sich die unbestreitbaren Fort-
schritte der Naturwissenschaften und der 
Medizin seit den 1840er Jahren bis ins frühe 
20. Jahrhundert vor allem in der Beratung 
der öffentlichen Hygiene politik aus. Ärztli-
che Initiativen und Forderungen induzierten 

häufig die kommunalen und staatlichen An-
strengungen im Bereich der Infrastruktur (pri-
mär Städteassanierung: Kanalisierung, Trink-
wasserversorgung, Straßenreinigung, Anlage 
von Schlachthöfen usw.). Zugleich waren Me-
diziner maßgeblich beteiligt am Aufbau und 
an der Überwachung der Wohnungs-, Gewer-
be-, Säuglings- und Mütterfürsorge. Nicht zu 
unterschätzen ist darüber hinaus die Mitwir-
kung der Ärzte bei der Propagierung und Ver-
breitung der Pockenschutz impfung seit dem 
späten 18. Jahrhundert. Allerdings führte  
erst die Einführung der pflichtmäßigen  
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Ärztinnen/ 
Ärzte

Apothekerinnen/
Apotheker

Krankenhäuser

Anzahl
Kranke Betten Pflegetage Krankenpflege-

rinnen /-pfleger

pro 10 000 Einwohner pro 10 000 Einwohner 1 000 pro 10 000 
Einwohner

x0249 x0250 x0251 x0252 x0253 x0254 x0255
Deutsches Reich

1877 3,2 * 1,5 * 2 357 108,3 24,6 24 364 –

1891 3,9 – 3 121 191,3 37,9 45 851 –

1900 4,9 – 3 816 245,3 45,7 – –

1909 4,8 1,6 4 617 357,5 61,3 106 592 10,8

1924 6,4 – 4 402 458,9 75,2 119 706 –

1931 7,4 1,7 4 951 655,8 91,0 165 511 17,8

1938 7,3 1,7 4 673 847,2 92,9 193 294 19,4

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1952 13,6 2,3 3 433 – 106,6 – 13,2

1960 14,2 2,8 3 604 1 244,3 104,6 198 595 15,2

1970 16,3 3,4 3 587 1 462,6 112,0 220 826 17,6

1989 30,0 5,6 3 046 2 085,6 106,9 210 151 41,9

2010 41,6 – – – – – –

DDR / Neue Bundesländer

1952 7,5 1,2 968 – 106,0 – –

1970 16,0 1,6 626 1 355,8 111,3 53 899 –

1989 24,0 2,3 539 1 530,0 99,4 44 053 –

2010 36,4 – – – – – –

Deutschland

1989 29,0 5,0 3 585 1 968,3 105,3 254 205 39,1

2000 32,6 5,6 3 635 2 349,4 68,1 219 875 50,4

2010 37,3 6,0 3 301 2 447,2 61,5 192 161 49,7

2017 42,6 6,2 3 084 2 591,1 60,2 191 250 52,9
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betten
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Abb 3 Ärztinnen/Ärzte und Krankenhausbetten - Anzahl pro 10 000 Einwohner/-innenv

u Tab 7 Medizinisches Personal und Krankenhäuser

* 1876

u Abb 3 Ärztinnen/Ärzte und Krankenhausbetten — Anzahl pro 10 000 Einwohner
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Salmonellen Typhus Ruhr Hirnhaut- 
entzündung Diphterie Scharlach Kinderlähmung Tuberkulose

pro 100 000 Einwohner

x0256 x0257 x0258 x0259 x0260 x0261 x0262 x0263
Deutsches Reich

1914 0,4 26,4 9,5 0,5 192,1 158,0 0,4 –

1919 1,2 44,7 42,3 1,0 187,6 83,6 0,1 –

1924 2,7 28,2 9,3 1,2 60,2 52,6 0,9 –

1926 4,0 18,5 6,9 1,2 48,2 89,3 2,5 –

1930 2,2 7,6 3,8 1,0 109,7 109,9 2,1 –

1936 5,5 4,4 7,5 2,0 220,2 185,0 3,3 –

1938 3,8 4,3 7,9 2,6 217,5 166,1 7,8 96,4

Bundesrepublik

1946 3,1 51,8 7,5 2,3 330,3 54,9 2,2 –

1950 4,0 11,5 2,6 1,6 85,8 191,6 5,8 279,8

1953 6,8 7,3 5,0 1,9 37,1 149,0 4,7 229,5

1960 5,5 2,8 5,8 1,5 3,5 51,9 7,5 126,5

1970 20,3 0,8 0,9 2,9 0,1 47,3 0,02 79,6

1989 102,5 0,3 3,3 0,9 – – – 20,2

DDR

1950 31,0 30,0 9,0 2,0 105,0 407,0 2,0 504,0

1961 44,0 7,0 63,0 1,0 19,0 90,0 – 119,0

1972 56,0 1,0 71,0 – – 473,0 – 50,0

1989 111,0 – 21,0 3,0 – 361,0 – 17,0

Deutschland

2000 97,1 0,1 1,6 0,9 – – – 11,0

2010 31,0 0,1 0,9 0,5 – – – 5,3

2017 17,3 0,1 – 0,3 – – – 6,6

Zweifachimpfung durch das Reichsimpfge-
setz von 1874 zum weitgehenden Verschwin-
den der Pocken als Todesursache, während 
in den Jahrzehnten zuvor immer wieder 
Pocken epidemien auftraten und die quanti-
tativen Auswirkungen der Impfungen nicht 
eindeutig nachvollziehbar sind.22 u Abb 3

Die sich seit den 1870er Jahren entwi-
ckelnde Bakteriologie mit Leitfiguren wie 
Louis Pasteur und Robert Koch schuf die 
Grundlagen für eine wissenschaftlich un-
termauerte Bekämpfung der Seuchen und 
Infektionskrankheiten, deren Wirksamkeit 
allerdings noch jahrzehntelang auf Präven-
tion (Hygiene, Seuchengesetzgebung) 
und Eindämmung nach Ausbruch einer 
Seuche beschränkt blieb. Infektions-
krankheiten kausal heilen können Ärzte 

erst seit der Entdeckung von Antibiotika 
(1938/39: Penizillin) und deren fabrikmä-
ßiger Produktion (seit 1942, zunächst nur 
in den USA), im Grunde erst seit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs, als eine  rasche 
allgemeine Verfügbarkeit von Antibiotika 
eintrat. Das spiegelt sich nicht zuletzt auch 
in den Zahlenreihen der „Meldepflichtigen 
Krankheiten“, die überwiegend mit der 
Durchsetzung von Antibiotika nach dem 
Zweiten Weltkrieg drastisch zurückgingen. 
Eine Ausnahme stellt der Scharlach dar, ge-
gen den es keine Schutzimpfung gibt. Da er 
hoch ansteckend ist, tritt er immer wieder 
da auf, wo Menschen auf engem Raum ver-
sammelt sind, besonders bei Kindern. u Tab 8 

Bei der Tuberkulose, die in jüngerer 
Zeit selten zum Tode führt, aber ebenfalls 

sozusagen nicht gebannt ist, spielt wohl 
die Zuwanderung von Menschen aus Re-
gionen mit niedrigem Lebensstandard 
eine Rolle. Hinzuweisen ist auf die über-
raschende Entwicklung bei akuten Infek-
tionskrankheiten während der „Friedens-
jahre“ des Dritten Reichs, als Fälle von 
Diphterie und Scharlach sowie besonders 
(in Ta belle 8 nicht vertreten) Pneumonie 
und Erkältungskrankheiten zunahmen.23

Zu erwähnen ist natürlich an dieser 
Stelle der Fortschritt in einem Teilbereich 
der Medizin, der Chirurgie. Die seit den 
1850er Jahren bekannte Anästhesie sowie 
die seit 1867 von Joseph Lister propagier-
te und sich in den 1870er Jahren rasch 
verbreitende Antisepsis leiteten „die große 
Glanzzeit der Chirurgie ein, in welcher 

u Tab 8	 Meldepflichtige	Erkrankungen
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die Chirurgie gewissermaßen die rationa-
le und mögliche Therapie verkörperte.“24 

Während der 1890er Jahre setzte sich dann 
die Asepsis in Krankenhäusern durch und 
steigerte nicht nur die Effizienz der Chi-
rurgie weiter, sondern machte sie zum Aus-
hängeschild des modernen Krankenhauses. 
Allerdings kann man diesen und anderen 
medizinischen Innovationen im Kranken-
hauswesen kaum breite Effekte auf die 

„Volksgesundheit“ und die durchschnittli-
che Lebenserwartung zuschreiben, blieb 
doch der davon profitierende Bevölke-
rungsanteil noch jahrzehntelang sehr klein.

Die großen Seuchen wurden jedoch in 
Mittel- und Westeuropa schon im frühen 
19. Jahrhundert seltener und fielen weniger 
desaströs aus, sodass offene Bevölkerungs-
krisen kaum noch auftraten und schließ-
lich ausblieben. Dafür müssen Ursachen 
verantwortlich gemacht werden, die nicht 
auf Städteassanierung (erst seit den 1870er 
Jahren allmählich, über Jahrzehnte ge-
streckt, wirksam) und schon gar nicht auf 
medizinisch-therapeutische Maßnahmen 
(mit Breitenwirkung erst nach dem Zweiten 

Weltkrieg) zurückzuführen sind. Vielmehr 
verweist die neuere Forschung immer wie-
der auf die deut lichen Ernährungsverbesse-
rungen seit dem späten 18. Jahrhundert, 
die über eine Verringerung und schließlich 
Vermeidung von Hungersnöten (erste Hälfte 
des 19. Jahr hunderts) sowie eine allmäh-
liche Verbesserung der Nahrungszusam-
mensetzung (Erhöhung der Kalorien- und 
vor allem Proteinzufuhr in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts) den allgemei-
nen Gesundheitszustand hoben, indem sie 
die körpereigenen Abwehrkräfte stärkten. 
Damit nahm die Anfälligkeit gegenüber 
Infektionskrankheiten ab, während seit 
den 1870er Jahren gleichzeitig (wenn auch 
nur langsam) die Exponiertheit gegenüber 
diesen Krankheiten durch die Verbesse-
rung der öffentlichen und schließlich auch 
der privaten Hygiene verringert wurde.25 

Zweifellos trug das Zusammenwirken 
aller oben zitierten Faktorenkomplexe 
auch im 20. Jahrhundert und besonders 
nach dem Zweiten Weltkrieg weiter zur 
Verbesserung der „Volksgesundheit“ und 
zur Verlängerung des Lebens bei. Jedoch 

hat sich inzwischen die medizinische Ver-
sorgung einschließlich der Fortschritte in 
der Pharmazie mehr und mehr zu dem 
entscheidenden Treiber weiterer Lebens-
zeitverlängerungen entwickelt, nachdem 
ein historisch einmalig hohes Niveau der 
Nahrungsmittelversorgung, des Wohn-
raumangebots, der öffentlichen und priva-
ten Hygiene, der Senkung von körper lichen 
Belastungen der Arbeitskräfte (nicht zuletzt 
auch aufgrund von dramatischen Arbeits-
zeitreduzierungen), der durchschnittli-
chen Einkommen und des Sozialsystems 
erreicht worden ist. Das spiegelt sich vor 
allem in der extrem niedrigen Säuglings- 
und Kinder sterblichkeit wider sowie in 
dem ständigen weiteren Anstieg des durch-
schnittlichen Sterbealters, sowohl allgemein 
wie auch im Besonderen bei Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen und Krebs. Insofern 
sind die Institutionen des Gesundheits-
wesens während der vergangenen Jahrzehn-
te gegenüber früheren Zeiten immer wich-
tiger für das von den meisten Menschen 
erstrebte Ziel eines längeren und möglichst 
beschwerdefreien Lebens geworden. 
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Datengrundlage 26

Die Zusammenstellung historischer Übersichtsdaten ist je nach Gegenstand 
weit ins 19. Jahrhundert zurück auszudehnen, wobei erhebliche sac hliche 
Interpretationsprobleme zu lösen sind. Echte Zeitreihen auf Jahresbasis 
für eine größere Zahl von Variablen zu bilden, fällt sehr schwer, da viele 
der zentralen Variablen (etwa Zahl der Ärzte, Apotheker, Hebammen oder 
auch der Betten in Krankenanstalten) nur in größeren Zeitschritten erhoben 
und veröffentlicht worden sind.

Die konkrete Ausgestaltung der Statistik des Gesundheitswesens seit dem 
frühen 19. Jahrhundert in den verschiedenen deutschen Staaten hing 
 davon ab, ob und wann sich ein öffentliches Gesundheitswesen ausbildete 
und wie dies dann in den jeweiligen staatlichen Verwaltungsapparat 
 einbezogen wurde. Während des ersten Drittels des 19. Jahrhunderts war 
dieser Prozess in allen größeren deutschen Staaten abgeschlossen.

Damit waren die Voraussetzungen für die Entstehung einer systematischen 
Medizinalstatistik gegeben, als deren eigentliche Erhebungspersonen  
bis ins späte 19. Jahrhundert und teilweise bis in die Bundesrepublik die 
Amtsärzte fungierten. Erhoben wurden von diesen vor allem die Zahlen 
der Heil- und Pflegepersonen, der Apotheken, der Krankenanstalten sowie 
der Gestorbenen nach Todesursachen. 

Erst seit dem späten 19. Jahrhundert fanden mehr und mehr auf Reichs-
ebene diskutierte und empfohlene Vorgehensweisen für die Erhebung 
und Aufbereitung der Statistik des Gesundheitswesens auch in den 
 einzelnen Bundesstaaten Anwendung. Sie führten zu einer Verstetigung 
der Erhebung, Aufbereitung und Veröffentlichung von gesundheits-
statistischen Daten nach Kriterien, die sich allmählich stärker anglichen, 
ohne vereinheitlicht zu werden. 

Die Quellenlage für eine Statistik des Gesundheitswesens ist spätestens 
mit Beginn des „statistischen Zeitalters“, also der Gründung von Statisti-
schen Ämtern in den Bundesstaaten, gut.27 Seitdem werden große 
 Mengen einschlägiger Zahlen veröffentlicht – allerdings in unregelmäßigen 
Abständen, in unterschiedlichster Form der Aufbereitung und an häufig 
wechselnden Orten. Die Vereinheitlichung der Gegenstandsdefinitionen 
und -bezeichnungen nahm während des späten 19. und frühen 20. Jahr-
hunderts ständig zu, ohne eine echte Standardisierung erfahren zu haben – 
mit Ausnahme der Krankheiten bzw. Todesursachen. Im Kaiserreich 
 begannen das Kaiserliche Statistische Amt sowie das Kaiserliche Gesund-
heitsamt eine umfangreiche Publikationstätigkeit, die von den Nachfolge-
institutionen in Weimarer und bundesrepublikanischer Zeit fortgeführt 
wurde. Diesen sind verlässlich Angaben zu allen wichtigen Teil bereichen 
des Gesundheitswesens zu entnehmen.

Buchveröffentlichungen zur Statistik des Gesundheitswesens haben in  
der Gegenwart in der Regel eine sehr kurze Zeitperspektive.28 Eine der 
 wenigen Ausnahmen stellt die Festschrift zum 100-jährigen Jubiläum 
 der amt lichen Statistik dar, „Bevölkerung und Wirtschaft 1872–1972“,  
die  lange Zeitreihen für Gruppen des Heil- und Pflegepersonals, für  
die Kranken anstalten und für die Sterblichkeit an ausgewählten Todes-
ursachen bietet.29 Alle anderen Übersichtswerke, zum Beispiel die  
vom Bundes ministerium für  Gesundheitswesen während der 1960er  
und 1970er Jahre heraus gegebenen und vom Statistischen Bundesamt  
bearbeiteten Bände „Das Gesundheitswesen der Bundesrepublik 
Deutschland“30, enthalten nur punktuelle und lückenhafte Rückblicke  
für ausgewählte Indikatoren.  Umfassender sind die im Zusammenhang  
mit der Gesundheitsbericht erstattung des Bundes online veröffentlichten 
Datenreihen, die allerdings erst 1980 einsetzen.31 

Im Kaiserreich und in der Zwischenkriegszeit wurden, beginnend 1865 
mit dem Handbuch von Oesterlen 32 und 1931 endend mit dem Standard-
werk von Prinzing 33, einige wichtige Übersichtsdarstellungen zur Statistik 
des Gesundheitswesens publiziert.34 Sie beschränken sich jedoch sämtlich 
auf die Medizinalstatistik im engeren Sinne, das heißt auf Daten zur Mor-
bidität und Mortalität. Die personelle und institutionelle Seite des Gesund-
heitswesens interessiert in diesen Werken nicht. Allerdings ist auf einige 
 Publikationen Statistischer Ämter aus dem 19. und frühen 20. Jahrhundert 
zu verweisen, die für den jeweiligen Bundesstaat lange Zeitreihen zu 
 vielen Variablen aus dem Gebiet des Gesundheitswesens enthalten.35 
Und das Statistische Reichsamt hat ebenfalls gelegentlich in Standard  - 
ver öffentlichungen, etwa im Statistischen Jahrbuch, Rückblicke für ein-
schlägige Variablen in Form langer Zeitreihen aufgenommen.36



2010 ― 51 400 000

1910 ― 112 000 000 Euro

1987 ― 14,6 Milliarden Mark

1980 ― 9 700 000 000 Euro

Mitglieder der  
gesetzlichen Krankenversicherung  
im Deutschen Reich 1890  
und in Deutschland 2010:

1890 ― 6 600 000

Ausgaben der Rentenversicherung  
der Arbeiter im Deutschen Reich  
1891 und 1910:

1891 ― 10 000 000 Euro

Höhe des Staatszuschusses  
zur Sozialversicherung  
der Arbeiter und Angestellten  
in der DDR 1957 und 1987:

1957 ― 0,61 Milliarden Mark

Einnahmen der Arbeitslosen- 
versicherung in der Bundes- 
republik 1970 und 1980:

1970 ― 1 800 000 000 Euro
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Staatliche Sozialpolitik ist der wichtigste Mechanismus zur Umver-
teilung gesellschaftlichen Wohlstands. In ihren Anfängen war  
sie in den meisten Bereichen als finanziell sich selbst tragendes 
System konzipiert, wurde aber im 20. Jahrhundert zunehmend 
durch erhebliche Staatszuschüsse geprägt. Auch weiteten sich 
die sozialpolitischen Felder immer mehr aus, und die Zahl der 
Leistungsberechtigten nahm zu.  

Die Sozialgesetzgebung trug den existenziellen Lebensrisi-
ken der Arbeitnehmer und ihrer Familien Rechnung, wie sie 
durch das Vordringen der lohnabhängigen Erwerbsarbeit im 
19. Jahrhundert entstanden waren. Als solche Risiken unter-
scheidet man klassischerweise vier Bereiche: den Krankheits-
fall, die Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit durch Unfall, Inva-
lidität und Alter sowie die Arbeitslosigkeit. Diese vier Katego-
rien entsprachen den klassischen Pfeilern der deutschen 
Sozialpolitik, die Reichskanzler Bismarck bei der Verlesung 
der kaiserlichen Sozialbotschaft am 17. November 1881 an-
sprach. Das nachfolgende staatliche Versicherungssystem fing 
drei der genannten Lebensrisiken für die Arbeiterschaft 
 kollektiv auf: 1883 die Krankenversicherung, 1884 die Unfall-
versicherung sowie 1889 die Invaliditäts- und Altersversiche-
rung. Erst 1927 kamen die Arbeitslosenversicherung und 1994 
die Pflegeversicherung hinzu.

Die vier genannten Zweige der Sozialversicherung um-
fassten zwar den Kern, aber nur einen Teil des Systems der 
sozialen Sicherung, zu dem noch Politikfelder wie die Arbeit-
nehmerschutzpolitik, die betriebliche Mitbestimmung, die 
Familienpolitik, die Jugend- oder die Altenhilfe gerechnet 
werden könnten. Die Sozialversicher ungs statistik wird hier 
nur um die Fürsorge ergänzt, die noch im 20. Jahrhundert 
alle von der Sozialversicherung nicht erfassten Fälle auf-
nahm. Auch als Sozialhilfe oder Sozialfürsorge bezeichnet, 
trat sie die Nachfolge der kommunalen Armenfürsorge als 
grundlegendster und ältester Form der öffentlichen Existenz-
sicherung an. 

Die erstmalige Verbindung der Wörter „politisch“ und „sozial“ 
lässt sich ab Mitte der 1840er Jahre inmitten der letzten vor-
industriellen Pauperismuskrise (lat. pauper „arm“) feststellen. 
Fortan fand der Begriff Verwendung in einem Atemzug mit 

„Sozialreform“ und „Sozialer Frage“.1 Der Nationalökonom 
Adolph Wagner hielt 1871 eine in der Öffentlichkeit stark be-
achtete Rede zur Notwendigkeit politisch-sozialer Reformen, 
der ein Jahr später die Gründung des „Vereins für Socialpolitik“ 
folgte. Diese Standesvertretung der deutschen Ökonomie 
setzte die Idee der Sozialreform auf ihre Agenda. Die Bezeich-
nung „Sozialpolitik“ verfestigte sich mit den Bismarck’schen 
Sozialreformen der 1880er Jahre. Sie stellten sich als eine 
 Mischung autoritärer und autonomer Strukturen dar: Einer-
seits handelte es sich um eine öffentlich-rechtliche Zwangs-
versicherung, die einen „fürsorglichen Zwang“ ausübte, an-
dererseits bildete die Selbstverwaltung wie in den früheren 
Sozialsystemen der Zünfte und Gilden die Grundlage der 
 Organisation. Bismarcks politischer Kurs war zweigeteilt, 
denn er ließ mit dem Sozialistengesetz (1878) die Arbeiter-
organisationen verfolgen, sorgte aber für eine patriarchalisch 
motivierte Einbindung der Arbeiter in den Staat. 1880 ver-
teidigte er dieses von liberaler Seite als „Staatssozialismus“ 
bezeichnete System als vernünftig und missachtete die von 
seinen Gegnern vorgebrachten Bedenken gegen einen zu 
 großen Staatseinfluss. Zugleich pochte er nicht auf die finan-
zielle Selbstbeteiligung der Versicherten, denn er wollte aus 
den Arbeitern „kleine Staatsrentner“ machen und hätte daher 
auf ihre Beiträge am liebsten verzichtet.2
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Mitglieder in der  
gesetzlichen Krankenversicherung

Einnahmen der  
gesetzlichen 

Krankenversicherung

Ausgaben der  
gesetzlichen 

Krankenversicherung

Leistungs- 
ausgaben  

der gesetz-
lichen 

Kranken-
versicherung

Zahl der 
Kassen in  

der gesetz-
lichen  

Kranken- 
versicherunginsgesamt Männer Frauen % der 

Bevölkerung
insgesamt darunter: 

Beiträge insgesamt darunter: 
Leistungen % des  

BIP
Mio. Mio. Euro

x0264 x0265 x0266 x0267 x0268 x0269 x0270 x0271 x0272 x0273
Deutsches Reich

1890 6,6 5,3 1,3 13 50 47 47 43 0,3 21 173

1900 9,5 7,3 2,2 17 91 85 88 81 0,5 23 021

1910 13,1 9,4 3,7 20 194 183 179 164 0,6 23 188

1920 17,1 10,4 6,7 28 – – – – – –

1925 18,2 11,3 7,0 29 646 635 608 465 1,3 7 616

1930 21,1 13,6 7,5 33 1 046 1 013 976 896 2,1 7 150

1935 19,5 13,0 6,5 29 651 626 676 610 1,7 5 758

Bundesrepublik

1950 15,7 10,4 5,3 33 1 116 1 089 1 026 955 1,9 1 996

1955 18,3 11,9 6,4 37 1 976 1 927 1 933 1 784 1,9 2 070

1960 27,1 15,9 11,0 48 4 870 4 693 4 864 4 584 3,0 2 028

1970 30,6 17,9 12,7 50 13 353 12 770 12 874 12 194 3,4 1 827

1980 35,4 19,5 15,9 57 45 225 42 707 45 931 43 949 5,6 1 319

1990 37,9 – – – 75 545 72 534 72 427 68 635 5,3 –

Deutschland

2000 51,0 25,8 25,2 62 133 808 130 808 133 823 125 943 6,2 420

2010 51,4 25,5 25,9 63 175 322 – 175 993 164 964 6,6 165

Krankenversicherung
Das Gesetz über die Krankenversicherung 
der gewerblichen Arbeiter vom 15. Juni 
1883 stellte einen reichsgesetzlichen Ver-
sicherungszwang her und gewährte den 
Versicherten freie ärztliche Behandlung 
und Arznei. Organisatorisch knüpfte es an 
die traditionellen gewerblichen Unterstüt-
zungskassen an, vor allem der Fabriken 
und Innungen. Die Einführung allgemei-
ner Ortskrankenkassen war zwar schon 
im Gesetz von 1883 vorgesehen, setzte sich 
aber erst allmählich durch. Finanziert 
wurde die Versicherung zu zwei Dritteln 
vom Arbeitnehmer, zu einem Drittel vom 
Arbeitgeber. Bis zur Jahrhundertwende 
waren 10 Millionen Pflichtversicherte er-
fasst, die überwiegend männlichen Ge-
schlechts waren. 

u Tab 1 Gesetzliche Krankenversicherung

Die Versicherten erhielten vom dritten 
Tag an Krankengeld für maximal 13 Wo-
chen sowie Arzt- und Arzneikosten nach 
dem Besuch eines vertraglich gebundenen 
 Bezirksarztes.3 1913 verteilten sich die Aus-
gaben der staatlichen Krankenversiche-
rung zu 41 Prozent auf Krankengeld, zu 
24 Prozent auf Arztkosten, zu jeweils 
15 Prozent auf Arznei- und Krankenan-
staltskosten sowie zu 4 Prozent auf Ausga-
ben für Schwangere, Wöchnerinnen und 
Sterbegeld.4 Trotz gewisser Schwächen 
leistete die Krankenversicherung einen 
wesentlichen Beitrag zur Integration der 
Arbeiter ins Kaiserreich. 

Bis 1925 erfasste die Mitgliederstatistik 
nur Orts-, Landes-, Betriebs- und Innungs-
krankenkassen, ab 1926 Knappschafts-
kassen, ab 1928 die Seekrankenkasse und 
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Abb 1: Gesetzliche Krankenversicherung

Abb 2: Rentenversicherung

ab 1937 auch die Ersatzkassen. In der Mit-
gliederstatistik erscheint allein die letztge-
nannte Änderung der NS-Zeit als nennens-
werter statistischer Einschnitt. Jedoch 
dürfte es sich bei der Zunahme des Versi-
chertenstandes auch um eine Kompensa-
tion des Rückgangs während der Weltwirt-
schaftskrise, vielleicht auch um den statis-
tischen Niederschlag der vom Regime 
ge förderten Pf lichtversicherung einiger 
selbstständiger Berufe handeln. Gebietsver-
änderungen trugen indes nicht zur Erklä-
rung bei, weil in der Reichsstatistik ledig-
lich das Saarland ab 1935 hinzukam.5 u Tab 1

Nach disparaten Entwicklungen in der 
Besatzungszeit ließ die erste Bundesregie-
rung die gegliederte Krankenversicherung 
bestehen bzw. führte sie wieder ein. Die 
durch das NS-Regime beseitigte Ordnung, 
zum Beispiel die paritätische Selbstverwal-
tung durch Arbeitnehmer und Arbeitgeber, 
wurde wiederhergestellt. Zu den ersten ge-
setzgeberischen Maßnahmen ge hörte die 
Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf 
Flüchtlinge und Vertriebene, auf Kriegs-
heimkehrer und DDR- Flüchtlinge. Die 
zahlenmäßig größte Veränderung in der 

Mitgliederstatistik brachte 1957 die Renten-
reform, die alle Rentner in die gesetz liche 
Krankenversicherung aufnahm. Die sozial-
liberale Regierung erweiterte die Leistun-
gen hinsichtlich der Prävention und der 
Pflege und bezog 1972 die Landwirte und 
1975 die Studenten in den Kreis der gesetz-
lich Versicherten ein. Trotz des sich ändern-
den sozialpolitischen Denkens stiegen die 
Staatsausgaben in der Krankenversicherung 
weiterhin überdurchschnittlich.6 u Abb 1

Unfallversicherung
In den 1880er Jahren drehte sich die politi-
sche Debatte um die Frage, ob die Unfall-
versicherung als staatsunabhängige Versi-
cherung durch Beiträge oder eine vom 
Reich durch Zuschüsse getragene Einrich-
tung organisiert werden sollte.7 Bismarck 
setzte auf eine Zwangsversicherung, bei der 
die Arbeitnehmer keine Beiträge zu zahlen 
brauchten. Schließlich wurde sie ohne 
Staatszuschuss und allein durch Beiträge 
der Arbeitgeber finanziert. Träger waren 
die öffentlich-rechtlichen Berufsgenossen-
schaften, die die Unternehmer der versi-
cherten Betriebe zusammenfassten. Pflicht-

u Abb 1 Gesetzliche Krankenversicherung — Mitglieder

63
Prozent der Bevöl-
kerung waren 2010 
Mitglied in der ge-
setzlichen Kranken-
versicherung.

13
Prozent nur  
waren es 1890.
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Rentenversicherung der Arbeiter Rentenversicherung der Angestellten

Renten- 
bestand

Einnahmen Ausgaben
Renten- 
bestand

Einnahmen Ausgaben

insgesamt darunter: 
Beiträge insgesamt

darunter: 
Renten-

leistungen
insgesamt darunter: 

Beiträge insgesamt
darunter: 
Renten-

leistungen

1 000 Mio. Euro 1 000 Mio. Euro

x0280 x0281 x0282 x0283 x0284 x0285 x0286 x0287 x0288 x0289
Deutsches Reich

1891 121 52 46 10 8 – – – – –

1900 599 96 66 53 41 – – – – –

1910 1 034 157 101 112 84 – – – – –

1920 1 929 – – – – – – – – –

1925 3 020 373 281 321 280 88 108 95 34 22

1930 3 518 782 504 754 670 226 280 197 115 89

1935 3 405 757 483 639 582 389 283 183 163 133

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 3 232 1 381 1 072 1 227 1 020 932 529 476 468 399

1955 4 542 3 230 2 211 2 488 2 059 1 524 1 467 1 048 1116 977

1960 5 352 6 652 4 553 6 219 4 789 1 862 3 205 2 342 2 924 2 502

1970 6 707 16 792 13 161 16 330 12 483 2 435 9 782 8 512 8 390 7 147

1980 8 157 41 341 29 424 40 977 33 654 3 590 30 319 27 434 29 211 22 267

1990 9 117 59 190 41 765 58 892 50 172 5 112 52 145 47 668 47 601 39 751

Deutschland

2000 13 130 112 262 68 693 112 211 95 783 8 830 105 914 93 472 105 385 86 218

Zahl der  
Versicherten

Einnahmen Ausgaben Anzahl der Empfänger 
von Renten  

oder Krankengeld
Rentenbestand

insgesamt insgesamt darunter: Leistungen

Mio. Mio. Euro 1 000
x0274 x0275 x0276 x0277 x0278 x0279

Deutsches Reich
1890 13,7 21 20 10 100 –
1900 18,9 54 52 44 595 –
1910 27,6 112 117 84 1 018 –
1920 – – – – 912 –
1925 26,0 128 116 92 811 –
1930 27,2 197 219 182 987 –
1935 28,5 175 173 140 614 –

Bundesrepublik
1950 25,2 335 306 266 667 636
1955 31,9 564 545 473 876 830
1960 26,4 957 915 809 981 916
1970 26,1 2 515 2 496 1 957 – 1 018
1980 27,9 5 877 5 806 4 516 – 1 005
1990 41,1 8 278 8 129 6 023 – 921

Deutschland
2000 58,0 13 881 13 729 9 681 – 1 143

2010 61,9 14 498 14 401 10 472 – 965

u Tab 3 Rentenversicherung (1)

u Tab 2 Unfallversicherung
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versichert waren alle Arbeiter und Ange-
stellten mit einem Jahreseinkommen bis 
2 000 Mark. Noch im Reichshaftpf licht-
gesetz von 1871 waren die  Arbeiter nur 
bei Schadensfällen zu entschädigen, die 
der Unternehmer zu verantworten hatte. 
Bei Unfällen durch höhere Gewalt oder 
Unachtsamkeit der Kollegen ging das Un-
fallopfer leer aus. In der Unfallversiche-
rung traten eine soziale Gewährung und 
eine Vergesellschaftung des Risikos an die 
Stelle dieser Regelung.

Ursprünglich nur für das Gewerbe 
konzipiert, wurden andere Berufsgruppen 
sukzessive in den Versichertenkreis einbe-
zogen, zum Beispiel 1884/85 die Post, die 
Telegrafen-, Eisenbahn-, Marine- und 
Heeresverwaltung, 1886 die Land- und 
Forstwirtschaft sowie 1887 die Bauwirt-
schaft und die Seeschifffahrt. Durch den 

Knappschaftliche Rentenversicherung Allgemeine Rentenversicherung (ab 2005) Rentenanpassung 
in der Rentenver-

sicherung der 
Arbeiter und An- 

 gestellten:  
Steigerung für  

bereits laufende 
Renten

Renten- 
bestand

Einnahmen Ausgaben
Renten- 
bestand

Einnahmen Ausgaben

insgesamt darunter: 
Beiträge insgesamt

darunter: 
Renten-

leistungen
insgesamt darunter: 

Beiträge insgesamt
darunter: 
Renten-

leistungen

1 000 Mio. Euro 1 000 Mio. Euro %

x0290 x0291 x0292 x0293 x0294 x0295 x0296 x0297 x0298 x0299 x0300

 Deutsches Reich

1913 – 48 39 24 – – – – – – –

1925 347 79 76 76 63 – – – – – –

1930 382 106 78 123 111 – – – – – –

1935 399 126 64 112 100 – – – – – –

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 536 321 238 310 278 – – – – – –

1955 618 699 393 651 586 – – – – – –

1960 684 1 392 524 1 374 1 220 – – – – – 5,94

1970 741 3 125 629 3 135 2 615 – – – – – 6,35

1980 708 6 801 1 178 6 802 5 201 – – – – – 4,00

1990 692 8 806 1 325 8 807 7 497 – – – – – 3,10

Deutschland

2000 997 14 390 1 202 14 390 12 453 – – – – – –

2010 1 062 14 959 883 14 959 13 318 23 828 255 231 184 532 247 463 215 676 –

u Tab 4 Rentenversicherung (2)

Beitritt der Berufsgenossenschaften wei-
terer Branchen erhöhte sich der Versicher-
tenstand ebenso wie durch personelle Er-
weiterungen, etwa um Soldaten und Straf-
gefangene. Bis zur Jahrhundertwende 
gehörten der Unfallversicherung knapp 
20 Millionen und bis zum Ersten Welt-
krieg rund 30 Millionen Versicherte an. 
1913 verteilten sich diese auf 68 gewerb-
liche und 49 landwirtschaftliche Berufs-
genossenschaften sowie auf 561 Gemein-
den bzw. Gemeindeverbände.8 u Tab 2

Die Erweiterungen der Weimarer Re-
publik betrafen den Personenkreis (Auf-
nahme von kaufmännischen Angestellten 
und Verwaltungsangestellten sowie von 
Einzelberufen), die versicherten Risiken 
(Erfassung von Berufskrankheiten und 
Unfällen auf dem Weg zum Arbeitsplatz) 
und die Leistungen (Heilfürsorge zur Wie-

derherstellung der Erwerbsfähigkeit). Die 
statistisch relevanten Veränderungen in 
der NS-Zeit bezogen sich lediglich auf die 
 Erweiterung der Liste der Berufskrank-
heiten und die Einbeziehung von Unfäl-
len in Berufs- und Fachschulen. Insge-
samt reichte die Veränderung der organi-
satorischen Struktur weniger weit als bei 
der Krankenversicherung.9 In der Bun-
desrepublik nahm die Unfallversicherung 
die traditionellen Strukturen auf und 
wurde im Unfallversicherungsgesetz von 
1952 nur geringfügig verändert. Zu den 
Modifikationen unter der sozialliberalen 
Koalition gehörte 1971 die Aufnahme von 
Schul- und Tagesstättenkindern in den 
Versicherungsschutz.10 Den Brüchen der 
Jahre 1956 und 1986 lagen jeweils Ände-
rungen der statistischen Erhebungskrite-
rien zugrunde.
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u Umlageverfahren
In diesem Verfahren werden die ein-
gezahlten Beiträge direkt für die 
 Finanzierung der Sozialleistungen 
ausgegeben. Im Gegensatz dazu 
steht das Kapitaldeckungsverfahren, 
in dem die Beiträge auf einem persön-
lichen Konto verbucht werden, um im 
Leistungsfall ausgezahlt zu werden, 
zum Beispiel in der Rentenversiche-
rung beim Eintritt in den Ruhestand. 

Rente
Das Gesetz über die Invaliditäts- und Al-
tersversicherung galt bei seiner Einfüh-
rung am 22. Juni 1889 für alle Arbeiter ab 
dem 16. Lebensjahr und Angestellte, deren 
Jahreseinkommen unter 2 000 Mark lag. 
Bis zur Jahrhundertwende wurden die 
Renten allerdings primär im Fall der 
 Arbeitsinvalidität und als „Sicherheitszu-
schuss zum Lebensunterhalt“ erst ab Voll-
endung des 70. Lebensjahres gewährt. Der 
Beitragssatz für die Rente lag bei lediglich 
1,7 Prozent des Arbeitseinkommens und 
wurde je zur Hälfte von den Arbeitern und 
den Arbeitgebern aufgebracht. Entspre-
chend niedrig lagen die Leistungen, die im 
Sterbefall die Hinterbliebenen, das heißt 
Witwen und Waisen, nicht versorgten.

Die Invaliditäts- und Altersrente be-
stand aus zwei Komponenten: zum einen 
dem einheitlichen Reichszuschuss von 
50 Mark im Jahr, der nach Bismarcks Ab-
sicht das paternalistische Motiv der Rente 
deutlich machte; zum anderen der eigentli-
chen Versicherungsrente, die sich bei Invali-
dität aus einem einheitlichen Grundbetrag 
von 60 Mark und einem Steigerungsbetrag 
zusammensetzte und von Versicherungs-
dauer und Beitragshöhe abhing. Die Alters-
rente bestand nur aus dem letzteren, varia-
blen Betrag. Hier schien ein Grundbetrag 
entbehrlich, weil die Altersrentner auf-
grund der längeren Versicherungsdauer 
eine höhere Rente erwarten konnten. Lan-
ge Zeit wurde die Altersrente als Invaliden-
rente bei nachlassender Arbeitsfähigkeit 
angesehen. Aus politischen Gründen wur-
den die Anspruchsvoraussetzungen jedoch 
erweitert und die Leistungen aus den lau-
fenden Beiträgen finanziert, das heißt, es 
gab eine u Umlagefinanzierung, zu der ein 
Staatszuschuss kam. Gleichzeitig wurden 
Mittel angespart, um die Versicherung 
langfristig auf Kapitaldeckung umzustel-
len. Angesichts der bescheidenen Leistun-
gen konnte die Rentenversicherung bis 
1913 ein beträchtliches Kapital ansam-
meln, das aber durch die Kriegsinflation 
vernichtet wurde.11 u Tab 3, Tab 4

Erst die Reichsversicherungsordnung 
vom Juli 1911 führte eine Hinterbliebenen-
versorgung für Witwen und Waisen ein, die 

für Erstere nur den Fall der Invalidität ab-
deckte. Die im gleichen Jahr entstandene 
Angestelltenversicherung kam bis 1945 
ohne Reichszuschüsse aus. Für den Renten-
bestand war relevant, dass im Ersten Welt-
krieg nicht nur die Zahl der Leistungs-
berechtigten stieg, sondern auch die Leis-
tungsansprüche erweitert wurden. Generell 
wurde das Renteneintrittsalter auf 65 Jahre 
gesenkt. Trotz Staatszuschüssen sanken 
die Renten durch die Inflation des Jahres 
1923 zur Bedeutungslosigkeit herab. Der 
Neubeginn beruhte wieder auf der Umla-
gefinanzierung. Bis ins „Dritte Reich“ 
blieb die finanzielle Sanierung prioritär. 
Erst mit Erreichen der Vollbeschäftigung 
1937 erweiterten sich die Spielräume für ei-
nen Ausbau, der gemäß den rassistischen 
Prinzipien des nationalsozialistischen Re-
gimes erfolgte.12

Nach 1945 blieb die Rentenversiche-
rung der Angestellten organisatorisch von 
den Landesversicherungsanstalten der 
Arbeiter getrennt. Mit der Währungs-
reform von 1948 wurden die Renten im 
Verhältnis 1:1 von Reichsmark auf D-Mark 
umgestellt, während die übrige Währungs-
umstellung im Verhältnis 1:10 erfolgte. 
Das Sozialversicherungs-Anpassungsge-
setz vom 17. Juni 1949 führte eine Mindest-
rente in der Alters- und Invaliditätsversi-
cherung ein, deren Niveau über den 
Richt sätzen der Fürsorge lag.13 Eine parti-
elle Angleichung der Leistungen für Arbei-
ter und Angestellte brachte die Zuerken-
nung eines Rentenanspruchs für Witwen 
in der Arbeiterversicherung und die Sen-
kung des Grades der Minderung der Er-
werbsfähigkeit (von zwei Dritteln auf die 
Hälfte) als Voraussetzung für die Invali-
ditätsrente. Die Erweiterung des Kreises 
der Leistungsempfänger konzentrierte 
sich mit dem Fremdrenten- und Aus-
landsrentengesetz (1953) auf die Flücht-
linge und Vertriebenen.

Als Markstein der sozialpolitischen 
Entwicklung schloss die Rentenreform die 
zweite Legislaturperiode Konrad Adenau-
ers ab. Im Januar 1957 nahm eine Bundes-
tagsmehrheit unter Einschluss der Stim-
men der Sozialdemokraten, aber gegen 
diejenigen der FDP, das Neuregelungs-
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Abb 1: Gesetzliche Krankenversicherung

Abb 2: Rentenversicherung
u Abb 2 Rentenversicherung — Rentenbestand und Ausgaben

gesetz an. Die Renten sollten nicht mehr 
als Zuschuss für ältere Bürger gewährt 
werden, sondern eine Lohnersatzfunktion 
übernehmen, damit die Rentner an den 
Produktivitätsfortschritten der Wirt-
schaft partizipierten. Das durchschnittli-
che Rentenniveau erhöhte sich um 
60 Prozent, und seit 1959 passte die Dy-
namisierung die Renten jährlich an die 
Reallohnentwicklung an. Dem neuen Sys-
tem lag die Vorstellung eines Generati-
onsvertrags zugrunde, das heißt, die ar-
beitende Bevölkerung kam für die Renten 
der aus dem Erwerbsleben ausgeschiede-
nen Generation auf. Im Umlageverfahren 
wurden die eingenommenen Beiträge di-
rekt für die Finanzierung der Renten aus-
gegeben und durch steigende Bundeszu-
schüsse ergänzt.

Das Leistungsspektrum der gesetzli-
chen Rentenversicherung wurde in der 
Bundesrepublik 1957 auf die Landwirte 
und 1960 auf die selbstständigen Hand-
werker ausgedehnt. Das Rentenreformge-
setz von 1972 führte erstmalig flexible Al-
tersgrenzen in der Rentenversicherung ein, 
sodass eine frühere Verrentung möglich 

war. Unter Bundeskanzler Willy Brandt 
öffnete sich die Pflichtversicherung für 
Selbstständige und Hausfrauen, die die 
Möglichkeit erhielten, durch freiwillige 
Beiträge Rentenansprüche zu erwerben.14

Während der 1980er Jahre sank das 
 tatsächliche Renteneintrittsalter infolge 
betrieblicher Regelungen und tariflicher 
Ver einbarungen. 1989 ging fast jeder zwei-
te männliche Rentner vorzeitig in Ruhe-
stand. Nach der Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten wurden rund 4 Millio-
nen bis herige DDR-Rentnerinnen und 

-Rentner in das bundesdeutsche System in-
tegriert. Das Rentenüberleitungsgesetz 
übertrug zum 1. Januar 1992 die lohnbezo-
gene dynamisierte Rente auf das Beitritts-
gebiet. Ab 2001 wurden die Altersgrenzen 
wieder schrittweise  angehoben und damit 
der Rückgang der Frühverrentung eingelei-
tet. Im November 2002 eröffnete die 

„Kommission für die Nachhaltigkeit der 
 Finanzierung der So zialen Sicherungssys-
teme“, später als „Rürup-Kommission“ be-
kannt geworden, die Diskussion um die 
Erhöhung der Rentenaltersgrenze auf 
67 Jahre. Der sukzes sive Abbau der Anreize 

4
Millionen DDR- 
Rentnerinnen und 

-Rentner wurden nach 
der Wiedervereini-
gung in das bundes-
deutsche System 
 integriert.
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Einnahmen

Ausgaben Leistungsempfänger

Anteil der Frauen  
an den Beziehern  

von Arbeitslosengeldinsgesamt

darunter:  
Arbeitslosen- und 

Krisenunterstützung  
(bis 1940); 

Arbeitslosengeld

Hauptunterstüt - 
zungsempfänger in  
der Arbeitslosen- 

versicherung  
(1928 – 1937);  

Arbeitslosengeld- 
empfänger

Hauptunterstüt- 
zungsempfänger in  

der Krisenunter- 
stützung (bis 1937);  
Arbeitslosenhilfe- 

empfänger  
(1949 – 2004);  

Arbeitslosengeld- 
II-Empfänger  

(ab 2005)

Mio. Euro 1 000 %

x0301 x0302 x0303 x0304 x0305 x0306
Deutsches Reich

1930 546 920 829 1 769 389 –

1935 704 703 377 407 712 –

1940 1 152 918 69 – – –

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 588 450 309 467 805 25

1955 883 663 427 421 366 36

1960 810 315 128 175 51 33

1965 1 046 809 200 97 12 25

1970 1 827 1 998 333 96 17 36

1975 4 721 9 119 3 970 707 110 43

1980 9 740 11 082 4 147 454 122 54

1985 16 383 15 204 7 202 836 617 44

1990 20 811 22 792 8 699 799 433 51

Deutschland

1995 46 124 49 648 24 644 1 780 982 46

2000 49 606 50 473 23 611 1 695 1 457 44

2005 52 692 53 089 27 019 1 728 4 982 43

2010 37 070 45 213 16 602 1 024 4 894 42

u Tab 5 Arbeitslosenversicherung

barkeit beschränkte den Leistungsempfang 
auf Personen, die arbeitsfähig und -willig 
sowie unfreiwillig arbeitslos waren. Die 
Mittel wurden zu gleichen Teilen von Ver-
sicherten und Arbeitgebern aufgebracht, 
wobei der Höchstsatz 3 Prozent des Grund-
lohns betrug.

Die Konstruktionsmängel der Arbeits-
losenversicherung offenbarten sich un-
mittelbar nach ihrer Einführung. Als die 
Arbeitslosigkeit im Zuge der Weltwirt-
schaftskrise dramatisch stieg, wurden 
durch die zeitliche Begrenzung des Leis-
tungsbezugs auf ein Jahr immer mehr Ar-
beitslose aus dem Versicherungssystem 
ausgeschlossen. Für sie trat der Staat mit-

für Frühverrentung führte 2013 dazu, dass 
in der Gruppe der 60- bis 65-Jährigen erst-
mals wieder mehr Menschen erwerbstätig 
als im Ruhestand waren.15 u Abb 2

Arbeitslosenversicherung
Die beitragsfinanzierte Erwerbslosenfür-
sorge nach der Reichsverordnung vom 
15. Oktober 1923 vergab ihre Leistungen 
nach Kriterien der Bedürftigkeit. Das Ver-
sicherungssystem entstand mit dem Ar-
beitsvermittlungs- und Arbeitslosenver-
sicherungs-Gesetz (AVAVG) vom 16. Juli 
1927, das einen Rechtsanspruch auf Ar-
beitslosengeld ohne Bedürftigkeitsprüfung 
festschrieb. Die Kopplung an die Vermittel-

tels der Krisenfürsorge ein, um die Über-
forderung der kommunalen Fürsorge zu 
verhindern. Gleichzeitig erwirtschaftete 
die Arbeitslosenversicherung Gewinne, 
weil sie immer weniger Leistungsempfän-
ger zählte. Sie erwies sich als tauglich, 
Konjunkturarbeitslosigkeit aufzufangen, 
versagte aber in Bezug auf Dauerarbeits-
losigkeit. Nach der Macht übernahme der 
Nationalsozialisten ging die Zahl der Leis-
tungsempfänger stark zurück, was nicht 
nur Arbeitsbeschaffung und Rüstungs-
konjunktur, sondern auch den Ausschluss 
von Bevölkerungsgruppen aus dem Sozial-
versicherungssystem durch das Regime 
widerspiegelte. u Tab 5
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Hauptunterstützungsempfänger in 
der Arbeitslosenversicherung 
(1928–1937); Arbeitslosengeld-
empfänger

Hauptunterstützungsempfänger in 
der Krisenunterstützung (bis 1937); 
Arbeitslosenhilfeempfänger (1949 –2004); 
Arbeitslosengeld-II-Empfänger (ab 2005)

Hilfeempfänger 
Fürsorge/Sozialhilfe

6

4

2

1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 2040 2050 2060 2070 20801870 1880

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Anzahl der 
versicherten 
Personen
Ausgaben
Staatszuschuss

Versicherte 
in Mio.

Ausgaben und 
Staatszuschuss in Mrd. Mark
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Abb 3: Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe

Abb 4: Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten der DDR

Die kriegsbedingte Arbeitskräfteknapp-
heit endete mit der Kapitulation im Mai 
1945. Bis zur Währungsreform im Juni 
1948 hamsterten die Unternehmen Ar-
beitskräfte, weil Lohnkosten eine geringe 
Rolle spielten. Nach der Reform war die 
Beschäftigung leicht rückläufig, weil die 
Unternehmen die vorher gehorteten Ar-
beitskräfte freisetzten. Bei Gründung der 
Bundesrepublik bestand ein  Sockel von 
weit über einer Million Arbeitslosen, die 
wegen fehlender Anwartschaftszeiten nur 
zu einem Bruchteil  reguläres Arbeitslo-
sengeld erhielten. Die strukturelle Arbeits-
losigkeit dieser Jahre war vorrangig ein 
Ergebnis der Fehlallokation der Flücht-
linge und Vertriebenen. Die boomende 
Wirtschaft fragte immer mehr Arbeits-
kräfte nach, sodass bis 1959 Vollbeschäf-
tigung erreicht wurde, das heißt nach 
 internationaler Auffassung eine Arbeits-
losenquote unter 3 Prozent. Die Nachfrage 
nach Arbeitskräften war so groß, dass 
nicht nur der Zustrom aus der DDR inte-
griert werden konnte, sondern gleichzei-
tig ausländische Arbeitskräfte angewor-
ben wurden. Nach Ende der Rekonstruk-

tionsperiode und den Ölkrisen der 1970er 
Jahre stieg die Arbeitslosigkeit wieder 
schubweise an. Im Konjunkturhoch ging 
sie aber nicht mehr zurück und es verblieb 
eine Sockelarbeitslosigkeit. Ein weiterer 
markanter Anstieg war nach 1990 durch 
den Zusammenbruch der ostdeutschen 
Planwirtschaft zu verzeichnen. Ab 2006 
war die Arbeitslosen rate in Deutschland 
wieder rück läufig.16 u Abb 3

Fürsorge / Sozialhilfe
Seit 1924 legten allgemeine Reichsgrund-
sätze die Bestimmungen zu „Art und Maß 
der öffentlichen Fürsorge“ fest, ohne je-
doch eine einheitliche Höhe der Unter-
stützungssätze vorzuschreiben. In der 
Zwischenkriegszeit stand die Entwicklung 
der Fürsorgeempfängerstatistik in engem 
Zusammenhang mit anderen Teilen des 
Sozialleistungssystems. Mit dem Zusam-
menbruch des Sozialversicherungssys-
tems im Jahr 1945 schloss die Fürsorge die 
Lücken bei der Unterstützung der Hilfs-
bedürftigen. In allen Besatzungszonen 
verzeichnete man Fürsorgequoten von bis 
zu 6 Prozent der Gesamtbevölkerung.17 

u Abb 3 Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe — Unterstützungsempfänger in Millionen

53
Milliarden Euro be-
trugen die Ausgaben 
der Arbeitslosen-
versicherung 2005.
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Hilfeempfänger

Fürsorge-/ 
Sozialhilfe- 

quote

Aufwand für Fürsorge / Sozialhilfe (Bruttoausgaben)

insgesamt

darunter:

insgesamt

darunter:

laufende Hilfe zum  
Lebensunterhalt  
(außerhalb von 
Einrichtungen)

Hilfe in  
besonderen 
Lebenslagen

Hilfe zum 
Lebensunterhalt

Hilfe in  
besonderen 
Lebenslagen

Mio. 1 000 % Mio. Euro

x0307 x0308 x0309 x0310 x0311 x0312 x0313

Deutsches Reich

1930 – – – – 1175 – –

1935 – – – – 994 – –

Bundesrepublik

1950 1,31 – – 2,8 506 – –

1955 1,08 – – 1,8 638 – –

1960 0,96 – – 1,7 613 – –

1965 1,40 522 862 0,9 1 077 426 651

1970 1,49 528 965 0,9 1 705 604 1 102

1975 2,05 852 1 147 1,4 4 297 1 547 2 751

1980 2,14 851 1 125 1,4 6 783 2 218 4 564

1985 2,81 1 398 1 108 2,3 10 658 4 103 6 555

1990 3,75 1 772 1 510 2,8 16 250 6 635 9 615

Deutschland

1995 – 2 516 1 485 3,1 26 669 9 605 17 065

2000 – 2 677 1 459 3,3 23 319 9 777 13 542

2005 – 81 1 008 0,1 19 949 1 163 15 921

2010 – 98 1 192 0,1 23 942 1 196 18 485

u Tab 6 Fürsorge / Sozialhilfe

Meistenteils handelte es sich bei den Un-
terstützungsempfängern um Flüchtlinge 
und Vertriebene, die zu Millionen aus den 
Ostgebieten eingeströmt waren. Während 
die DDR den Unterstützungsempfang über 
eine forcierte Arbeitsintegration rasch 
 abbaute, blieb in der Bundesrepublik ein 
Sockel von rund einer Million Fürsorge-
empfängern bestehen.

1960 trat im Westen ein wesentlicher 
Reformschritt mit der Einführung der So-
zialhilfe ein. Auf der Grundlage des Prin-
zips der Nachrangigkeit und unter Beibe-
haltung der Individualisierung wurde die 
Regelleistung („laufende Hilfe zum Lebens-
unterhalt“) um „Hilfen in besonderen Le-
benslagen“ erweitert. Zahlenmäßig entwi-

ckelte sich der Sozialhilfeempfang parallel 
mit der steigenden Arbeitslosigkeit. Eine 
große Reform erlebte das Fürsorgesystem 
2005 durch die „Hartz-IV“-Reform, die 
für den erwerbsfähigen Teil der Bevölke-
rung das Arbeitslosengeld II an die Stelle 
der Sozialhilfe setzte. u Tab 6

Zeitreihen DDR
Begreift man die u korporatistische Tradi-
tion als die Besonderheit der deutschen 
 Sozialstaatsgeschichte, verblieb auch in 
der DDR ein Rest an Pfadabhängigkeit. 
Die unter Bismarck eingeführte Sozialver-
sicherung wurde als Kernstück des Sozial-
systems weitergeführt, erfuhr aber tief-
greifende Änderungen: Die paritätische 

u Korporatismus
Organisierte Interessen sozialer 
Gruppen beteiligen sich auf direkte 
Weise an den politischen Entschei-
dungsprozessen. 



Sozialpolitik / Kap 06

103

u Tab 7 Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten der DDR

* 1949

Leitungsstruktur wurde abgeschafft, so-
dass die Arbeitgeber bzw. die Betriebs-
leitungen nicht mehr an der Leitung der 
Sozialversicherung beteiligt waren, son-
dern der Freie Deutsche Gewerkschafts-
bund (FDGB) ihre Verwaltung allein über-
nahm. Seit 1947 war sie als einheitliche 
Pflichtversicherung konzipiert und erfass-
te durchweg rund 90 Prozent der DDR- 
Bevölkerung. Nur Mitglieder der landwirt-
schaftlichen und handwerklichen Produk-
tionsgenossenschaften sowie freiberuflich 
Tätige gehörten der gesonderten Staat-
lichen Versicherung der DDR an. Die Ein-
heitsversicherung unterteilte sich in einen 
Kranken- und einen Rentenversicherungs-
zweig. Die Leistungsstruktur wurde zuun-

gunsten des Elements der Versorgung ver-
ändert und größere Teile des Sozialrechts 
auf das Fürsorgeprinzip umgestellt, sodass 
die Bedürftigkeitsprüfung verstärkt in die 
Bewilligungspraxis Einzug hielt. u Tab 7

In der Rentenversicherung fand kein 
großzügiger Ausbau des Leistungssystems 
statt, und mehr als die Hälfte der Rentner-
haushalte lebte an oder unterhalb der Ar-
mutsgrenze. Im Kontrast dazu standen die 
Äußerungen der Staatsführung, sprach 
doch Erich Honecker von der „Wertschät-
zung“, die den „Veteranen der Arbeit“ im 
sozialistischen Staat zukomme. Die Wie-
dervereinigung war vor allem für die 
Rentner ein Erfolg: Mit der Währungs-
union stiegen die Renten sofort um ein 

Versicherte Finanzierung Ausgaben

durch- 
schnittliche  
Altersrente

Empfänger 
von  Leis- 

tungen der  
Sozial für- 

sorge
ins- 

gesamt

Anteil an  
der Wohn-
bevölke - 

rung

Ein- 
nahmen

Aus- 
gaben

Staatszuschuss Durch- 
schnitt  
pro Ver- 

sichertem

für  
Soziales

für  
Gesund- 

heitinsgesamt Anteil an 
Ausgaben

Mio. % Mrd. Mark % Mrd. Mark Mark 1 000

c0001 c0002 c0003 c0004 c0005 c0006 c0007 c0008 c0009 c0010 c0011

1950 – 96,5 * – – – – – – – 86 527

1953 – – 5,4 5,5 0,14 2,5 – 3,5 1,9 94 316

1955 16,8 93,4 5,8 6,0 0,15 2,5 470 3,9 2,0 96 –

1957 – – 6,1 6,7 0,61 9,1 – 4,5 1,9 126 215

1960 13,0 75,4 6,7 8,0 1,30 16,1 618 5,6 2,2 152 167

1963 – – 6,8 8,5 1,75 20,4 – 5,8 2,5 155 126

1965 13,7 80,2 7,0 9,5 2,53 26,5 699 6,6 2,7 173 95

1967 13,7 80,5 7,4 10,1 2,73 27,0 – 6,9 3,0 175 77

1970 13,9 81,4 8,0 12,2 4,24 34,8 878 8,4 3,6 199 57

1973 – – 9,3 16,1 6,77 42,0 – 11,3 4,6 253 28

1977 15,2 90,7 11,0 20,6 9,52 46,3 1 420 13,9 6,3 302 20

1980 14,7 87,8 13,3 24,8 11,49 46,3 1 690 17,1 7,4 343 17

1983 14,7 87,9 14,5 26,0 11,46 44,1 1 772 17,1 8,5 – 14

1987 15,1 90,9 16,1 30,1 14,06 46,7 1 992 19,5 10,1 379 7
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Hauptunterstützungsempfänger in 
der Arbeitslosenversicherung 
(1928–1937); Arbeitslosengeld-
empfänger

Hauptunterstützungsempfänger in 
der Krisenunterstützung (bis 1937); 
Arbeitslosenhilfeempfänger (1949 –2004); 
Arbeitslosengeld-II-Empfänger (ab 2005)

Hilfeempfänger 
Fürsorge/Sozialhilfe

6
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2
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versicherten 
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Ausgaben
Staatszuschuss

Versicherte 
in Mio.
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Staatszuschuss in Mrd. Mark

20

16

12

8

4

1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401880

D.R. DEDDR1.WK 2.WKWR

35

25

20

30

15

10

5

Abb 3: Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe

Abb 4: Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten der DDR

Viertel, bei niedrigen Renten fast um die 
Hälfte. Die Entwicklung hielt an, sodass 
1997 die Durchschnittsrente Ost fast das 
Dreifache des Niveaus der Wendezeit er-
reichte.18

Die relativ hohe Arbeitslosigkeit in der 
DDR 1950 beruhte kaum mehr auf den 
 regionalen Strukturproblemen der Nach-
kriegszeit, sondern auf der Erweiterung 
der Arbeitspflicht. Die Zahl der registrier-
ten Arbeitslosen stieg seit Herbst 1948 vor 
allem durch die Pf lichterfassung von 
Frauen, die vorher wegen Kindererzie-
hung oder der Pflege von Angehörigen 

vom Arbeitseinsatz freigestellt waren. 
Diese Gruppe war selbst mit behördlichem 
Druck nicht schnell in Arbeit vermittelbar. 
Dennoch erreichte man in der DDR be-
reits im Juli 1951 Vollbeschäftigung im 
oben genannten Sinne. Danach margina-
lisierte sich das Problem der Arbeitslosig-
keit, weil die zentrale Planwirtschaft das 
verfügbare Arbeitskräftepotenzial wie  
ein Schwamm aufsog. Die Arbeitslosen-
versicherung wurde 1978 endgültig abge-
schafft.19 u Abb 4

u Abb 4 Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten der DDR

46,7
Prozent betrug der Staats-
zuschuss zur Sozialversiche-
rung der Arbeiter und An-
gestellten in der DDR 1987.
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Datengrundlage

Daten zur Sozialpolitik gibt es auch für die Periode vor Einführung der Bis-
marckʼschen Sozialversicherung, aber nur auf kommunaler oder einzel-
staatlicher Ebene. Erst mit diesem Markstein der deutschen sozialstaat-
lichen Entwicklung tritt die systematische Sammlung auf Reichsebene 
durch das Kaiserliche Statistische Amt ein. Diese offiziellen statistischen 
Daten bilden die Grundlage für die hier zusammengestellten langen 
 Reihen, die mit der Aufnahme des jeweiligen Zweigs der Sozialversiche-
rung in das Statistische Jahrbuch einsetzen. Eine große Hilfe leistete eine 
Festschrift zum 100-jährigen Bestehen der zentralen amtlichen Statistik 
Deutschlands 20, die unter Berücksichtigung der zahlreichen metho-
dischen Probleme einen ersten Versuch zur Erstellung säkularer Daten-
reihen  unternahm. Darüber hinaus leisteten die bearbeiteten statistischen 
Reihen in den Beiheften zur „Geschichte der Sozialpolitik seit 1945“ 
 sowohl für die Bundesrepublik als auch für die DDR wertvolle Dienste.21  

Die statistischen Lücken, die vor allem für die Perioden der Weltkriege zu 
beklagen sind, konnten in der vorliegenden Edition nicht geschlossen werden. 
Die Statistiken zur DDR wurden in einer eigenen Tabelle zusammengeführt, 
weil das  Erhebungssystem sich zu stark von dem westdeutschen unter-
schied, auch wenn es um scheinbar einfache Kategorien wie den Mitglieds-
stand in der Sozialversicherung oder die Ausgaben für ein bestimmtes 
 Risiko ging. In diesem wie in den übrigen Fällen wurden die Grund lagen 
der  statistischen Erhebung aus den benutzten Werken ohne weitere Korrek-
turen übernommen. 
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Ausgaben der öffentlichen Hand 
für soziale Sicherung 
im Deutschen Reich  
1890 und 1913:

1890 ― 64 000 000 Euro

Pro-Kopf-Verschuldung 
in Deutschland 
1990 und 2020:

1990 ― 6 724 Euro

Anteil des Deutschen Reiches 
an den gesamten öffentlichen  
Ausgaben 1913 und 1938:

1913 ― 32 Prozent

2020 ― 26 131 Euro

1938 ― 74 Prozent

1913 ― 508 000 000 Euro

Ausgabenquote im Deutschen Reich 1913 
und in der Bundesrepublik 1961:

1913 ― 14,3 Prozent

1961 ― 28,7 Prozent

07
Öffentliche  
Finanzen 
Mark Spoerer
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In den öffentlichen Finanzen spiegelt sich der Bedeutungs-
zuwachs und Funktionswandel des Staates seit der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts wider. Während militärische Aufgaben in 
den Hintergrund rückten, nahmen die Kosten für Soziales und 
Ausbildung zu. Entsprechend stieg die steuerliche Gesamt-
belastung der privaten Haushalte von etwa 5 Prozent Mitte des  
19. Jahrhunderts auf knapp über 20 Prozent seit den 1930er Jahren. 
Seitdem sind vor allem die Sozialabgaben (und -leistungen) rasant 
gestiegen.

plinierende Wirkung entfalteten zudem die Verfassungen, 
denen sich die meisten deutschen Herrscher unterwarfen, 
und die ein öffentliches Budget einschließlich Planung, Voll-
zug und Kontrolle forderten. Ein Jahrhundert später (1926) 
sollte einer der Begründer der Finanzsoziologie, Rudolf 
Goldscheid, nüchtern-sarkastisch feststellen, dass „das Bud-
get gleichsam das aller verbrämenden Ideologie entkleidete 
Gerippe des Staates darstellt“.

Im Lauf des 19. Jahrhunderts übernahm der Staat immer 
mehr Aufgaben neben den drei bisherigen klassischen Ausga-
benposten Hof, Militär und Verwaltung. Von besonderer Be-
deutung war der Auf- und Ausbau des öffentlichen Bildungs-
systems, das zudem wegen des starken Bevölkerungswachs-
tums im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts vor allem auf 
kommunaler Ebene enorme Ausgaben erforderte. Besondere 
Bedeutung hatten zu dieser Zeit auch der Aufbau und Betrieb 
 öffentlicher Unternehmen, die aufgrund ihrer netzwerkarti-
gen Struktur starke Elemente eines sogenannten natürlichen 
 Monopols aufwiesen, das heißt, die Gründung eines rivalisie-
renden Unternehmens wäre ökonomisch ineffizient gewesen. 
Daher betrieben vor allem die Kommunen Versorgungsbetrie-
be (Wasser, Gas, Elektrizität) und die Staaten Eisenbahnen in 
eigener Regie. Letztere waren ursprünglich sehr profitabel, so-
dass etwa die Monopolgewinne der preußischen Staats eisen-
bahnen alle Steuereinnahmen dieses Bundesstaats weit in den 
Schatten stellten und selbst noch die Reichsbahn in der Wei-
marer Republik für einen Teil der Reparationszahlungen her-
halten musste. In den 1880er Jahren kamen auf Reichs ebene 

Unter den Begriff der öffentlichen Finanzen fallen alle wirt-
schaftlichen Aktivitäten der staatlichen Gebietskörperschaften 
(Reich/Bund, Länder und Kommunen sowie Kommunalver-
bände) und der öffentlichen Unternehmen, die zu Einnahmen 
und Ausgaben führen. In einem  demokratischen Staatswesen 
delegieren die Bürger Aufgaben an den Staat, für deren Er-
füllung (1) öffentliche Ausgaben  anfallen, die durch (2) öffent-
liche Einnahmen, insbesondere Steuern, gedeckt werden sollen. 
Ist das nicht der Fall, so müssen (3) öffentliche Schulden aufge-
nommen werden.

Im Mittelalter und der Frühen Neuzeit machten sich die 
Landesherren und ihre Verwaltung wenig Gedanken über 
eine rechnungsmäßige Trennung der (privaten) landesherr-
lichen und der öffentlichen Finanzen. Vor allem in selbstver-
walteten Städten, insbesondere Reichsstädten, existierte hin-
gegen bereits ein ordentlich geführter, wenn auch meist nicht 
öffentlicher Haushalt. 

19. Jahrhundert (1815 –1918)
Mit dem Umbruch vom spätabsolutistischen An ci en Ré gime 
zum frühkonstitutionellen Staat um das Zeitalter der Napo-
leonischen Kriege („Sattelzeit“) erfolgten in vielen deutschen 
Staaten grundlegende Reformen der öffentlichen Finanzen. 
Die nach dem Wiener Kongress 1815 übrig gebliebenen deut-
schen Staaten waren wegen des Krieges hoch verschuldet und 
mussten zudem die neu hinzugewonnenen Territorien ver-
waltungsmäßig durchdringen und vereinheitlichen, was ins-
besondere auch die öffentlichen Finanzen betraf. Eine diszi-
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mit der Krankenversicherung (in Kraft 
seit 1884), der Unfallversicherung (1885) 
und dem Vorläufer der Rentenversiche-
rung (1891) die ersten drei Säulen der So-
zialversicherung hinzu, die nicht uner-
hebliche Mittel für die Anschubfinanzie-
rung benötigten. 

Auf der Einnahmenseite kam es nach 
den Reformen um 1820 nur zu behutsa-
men Änderungen, getreu dem alten Satz 
von Nicolas Canard aus dem Jahr 1801, 
dass jede alte Steuer gut und jede neue 
schlecht sei. Trotz des Erfolgs der 1842 in 
England eingeführten Einkommensteuer 
zögerten die deutschen Staaten lange, die-
ses Instrument konsequent einzusetzen. 

Dem 1871 gegründeten Deutschen Reich 
wies die Verfassung als Haupteinnahme-
quelle die Zolleinnahmen sowie eine 
 Reihe von Verbrauchsteuern zu. In die-
sem Zusammenhang kam dem Übergang 
vom Freihandel zur Schutzzollpolitik 
1879/80 eine große Bedeutung zu, erwei-
terte er doch (insbesondere ab 1904) den 
finanziellen Spielraum des Reiches be-
trächtlich und half mit, die vielfach gefor-
derte Reichsfinanzreform zu verschieben. 
In einem komplizierten Ausgleichssystem 
musste das Reich Einnahmeüberschüsse 
an die Länder abgeben, konnte jedoch 
umgekehrt sogenannte Matrikularbeiträge 
zur Deckung seiner Ausgaben anfordern. 

ins- 
gesamt

davon: Ausga-
benquote 
(gesamte 

Ausgaben/ 
BIP)

Pro-Kopf- 
Ausgaben  
(gesamte  

Ausgaben/ 
Bevölkerung)

Personal
laufender 

Sach-
aufwand

Zinsaus-
gaben

Renten  
und  

Unterstüt-
zungen

Baumaß-
nahmen

Vermögens- 
übertra-
gungenReich/

Bund Länder Kommunen

Mrd. Euro % 1 000 Euro  
pro Kopf Mrd. Euro

x0314 x0315 x0316 x0317 x0318 x0319 x0320 x0321 x0322 x0323 x0324 x0325
Deutsches Reich

1871 – – – – – – – – 0,08 – – –

1880 – – – – – – – – 0,13 – – –

1890 – – – – – – – – 0,24 – – –

1900 – – – – – – – – 0,33 – – –

1913 4,13 32 28 40 14,3 0,06 1,27 – 0,63 0,11 0,81 –

1925 7,41 35 27 38 20,4 0,12 2,20 – 0,13 1,14 0,48 –

1929 10,82 37 23 40 23,7 0,17 2,93 – 0,68 – 0,91 –

1932 7,53 32 25 43 26,1 0,12 2,39 – 0,61 1,96 0,24 –

1938 20,14 74 7 19 39,7 0,29 3,50 – – – – –

Bundesrepublik

1950 14,65 45 30 25 29,5 0,29 3,07 4,20 0,32 2,86 1,06 –

1961 48,71 43 34 23 28,7 0,86 12,63 11,64 1,34 4,10 5,38 1,37

1974 234,43 37 36 27 44,6 3,78 58,48 49,48 6,51 62,56 19,48 7,75

DDR

1950 24,09 – – – – – – – – – – –

1961 50,76 – – – – – – – – – – –

1974 103,29 – – – – – – – – – – –

Deutschland

1990 585,23 38 37 26 44,8 9,18 127,22 129,94 33,12 181,27 25,65 14,15

2000 930,40 40 38 22 44,1 11,68 181,86 213,86 67,80 330,40 31,33 30,02

2010 1 219,22 42 36 23 47,5 13,53 244,07 292,70 64,99 378,20 33,84 23,44

2020 1 712,13 40 38 23 51,4 20,19 321,02 461,67 27,66 523,45 45,36 30,67

u Tab 1 Ausgaben nach Arten*

40
Prozent der Ein-
nahmen und Aus-
gaben verantwor-
teten 1913 die 
Kommunen.

* 1974 Änderung der Systematik
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Abb 1: Anteile der Gebietskörperschaften an den öffentlichen Ausgaben – in Prozent

Abb 2: Öffentliche Ausgaben – in Prozent des BIP

u Abb 1	 Anteile	der	Gebietskörperschaften	an	den	öffentlichen	Ausgaben	—	in	Prozent

Vertei- 
digung

öffentliche 
Sicherheit  

und Ordnung, 
Rechts- 
schutz

Schulen,  
Hochschulen, 

übriges 
Bildungs- 

wesen

Wissenschaft,  
Forschung,  
Entwicklung 

außerhalb der 
Hochschulen

kulturelle 
Angele- 

g enheiten

soziale 
Siche  - 
rung

Gesund- 
heit,  

Sport, 
Erholung

Wohnungswesen,  
Städtebau,  

Raumord nung,  
kommunale   

Ge meinschafts- 
dienste

Wirt- 
schafts- 

förderung

Verkehr  
und Nach-

richten- 
wesen

Mio. Euro

x0326 x0327 x0328 x0329 x0330 x0331 x0332 x0333 x0334 x0335

Deutsches Reich

1871 – – – – – – – – – –

1880 – – – – – – – – – –

1890 – – – – – 64 – – – –

1900 – – – – – 199 – – – –

1913 1 046 321 648 47 – 508 225 – 95 490

1925 324 652  919 88 – 1 548 386 – 160 584

1929 388 792 1 310 129 – 2 421 388 – 243 883

1932 366 646 871 92 – 2 421 252 – 246 478

Bundesrepublik

1950 2 181 541 856 209 – 3 785 484 1 519 980 641

1961 6 736 1 895 4 191 690 583 11 326 1 929 3 880 3 241 3 504

1974 15 714 7 108 25 233 2 863 1 376 102 137 10 362 9 457 7 130 11 766

Deutschland

1990 – – 50 494 6 448 4 613 – – – 22 825 –

2000 25 080 33 700 86 630 9 114 8 177 443 440 127 110 21 220 37 326 –

2010 27 992 40 867 112 339 12 913 9 712 513 588 179 782 14 491 27 463 38 363

2020 37 184 57 775 157 081 – 15 307 734 813 286 656 16 246 – 60 295

u Tab 2 Ausgaben nach Aufgaben* 

* 1974 Änderung der Systematik
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im Zuge der u Miquelschen Steuerreformen 
Anfang der 1890er Jahre), die – anfangs 
selbst noch von Finanzwissenschaftlern als 

„terroristisch“ bezeichnet – im boomenden 
Kaiserreich den Bundesstaaten ergiebige 
Erträge bescherte, ohne die weniger wohl-
habenden Steuerzahler zu stark zu belas-
ten. Dennoch stieg auf allen drei Ebenen 
(Reich, Bundesstaaten, Kommunen) die 
öffentliche Schuld fast stetig an. Bemer-
kenswert ist gerade auch im internationa-
len Vergleich die große Bedeutung der 
Kommunen, die 1913 ca. 40 Prozent der 
öffentlichen Ausgaben und Einnahmen 
verantworteten. u Tab 1, Tab 3, Abb 1

Der Erste Weltkrieg führte naturge-
mäß zu einer massiven Ausweitung der öf-
fentlichen Ausgaben für das Militär und 

Zeitgenossen bezeichneten das Reich als 
„Kostgänger“ der Länder, während heute 
gefragt wird, ob dieses System dem Reich 
nicht insbesondere in der Aufrüstungs-
phase vor dem Ersten Weltkrieg sehr er-
leichterte, seinen Haushalt regelmäßig zu 
überziehen (soft budget con straint).

Die Steuerbelastung stieg im Lauf der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts von 
etwa 5 Prozent auf 10 Prozent des Volks-
einkommens an. Die anfangs schichten-
spezifisch, regional und sektoral sehr un-
gleiche Verteilung der Steuerlast, die gera-
de in Preußen für die einfachen Leute 
vergleichsweise hoch war, wurde bis zum 
Ersten Weltkrieg zunehmend fairer. Ent-
scheidenden Anteil hatte dabei der Über-
gang zur Einkommensteuer (in Preußen 

 

ins- 
gesamt

davon: Abgaben- 
quote 

(gesamte 
Ein- 

nahmen/ 
BIP)

Steuer-
quote 

(gesamte 
Steuern/ 

BIP)

Pro-Kopf-
Steuern 

(gesamte 
Steuern/ 

Bevölkerung)

Neu ver-
schul-
dungs-
quote

Steuereinnahmen

ins- 
gesamt

davon:

direkte Steuern

ins- 
gesamt

davon:

Reich/
Bund

Län- 
der

Kom- 
munen

Lohn-/Ein- 
kommen-/Körper-

schaftssteuer

Vermögen steuern 
(Grund-, Gebäude-, 
Gewerbesteuer etc.)

Mio. Euro % Euro pro Kopf % Mio. Euro

x0336 x0337 x0338 x0339 x0340 x0341 x0342 x0343 x0344 x0345 x0346 x0347
Deutsches Reich

1913 3 896 29,7 29,5 40,8 13,5 8,0 35 1,7 2 326 1 152 798 353

1925 7 095 37,6 26,0 36,4 19,5 14,2 83 – 5 174 2 134 1 257 877

1929 10 306 37,7 23,0 39,3 22,6 15,0 107 3,5 6 870 3 204 1 832 1 371

1932 7 129 40,1 23,1 36,8 24,7 18,1 81 0,3 5 227 1 857 735 1 122

1938 18 814 69,5 8,2 22,4 37,1 23,0 171 11,0 11 683 5 882 3 972 1 910

Bundesrepublik

1950 14 260 48,4 31,2 20,4 28,7 21,7  212 0 10 783 5 232 2 853 2 379

1961 48 883 43,8 35,2 21,0 28,8 23,7 710 1,3 40 151 22 126 15 564 6 562

1974 222 793 38,2 35,9 25,9 42,4 23,3 1 976 2,1 122 495 73 708 59 660 14 048

DDR

1950 24 438 – – – – – – – – – – –

1961 50 981 – – – – – – – – – – –

1974 104 645 – – – – – – – – – – –

Deutschland

1990 557 977 33,4 32,5 34,1 42,7 22,2 4 549 4,9 289 921 159 477 130 398 29 079

2000 929 935 43,0 35,3 21,7 45,4 22,8 5 680 1,4 467 252 243 512 204 223 39 289

2010 1 030 908 39,5 36,5 24,0 41,3 21,3 6 491 12,3 530 587 255 960 204 528 52 183

2020 1 489 365 33,8 40,1 26,1 44,7 22,2 8 894 8,2 739 704 408 044 339 473 68 571

u Tab 3 Einnahmen (1)*

* 1974 Änderung der Systematik

u Miquelsche Steuerreformen 
Johannes von Miquel (1828 –1901) 
war von 1890 bis 1901 preußischer 
Finanzminister. Nach vielen Jahr-
zehnten Reformstau modernisierte er 
Anfang der 1890er Jahre die direkten 
Steuern und führte dabei die in ihren 
Grundzügen noch heute gültige Ein-
kommensteuer ein.
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Weimarer Republik (1919 –1932)
Einer im Kaiserreich zunehmenden Ten-
denz kleinerer wohlhabender Kommu-
nen, über die Senkung der Zuschlagsätze 
zur Einkommensteuer wohlhabende 
Steuerzahler anzuziehen (Steuerwettbe-
werb), machte Reichsfinanzminister Mat-
thias Erzberger mit der nach ihm be-
nannten Steuerreform von 1919/20 ein 
Ende. Auch weil das Reich die Mittel für 
die Auf bringung der Reparationen be-
schaffen musste, zentralisierte er die 
Reichsfinanzen, zu deren wichtigsten 
Quellen fortan die im Ersten Weltkrieg ein-
geführte Umsatzsteuer gehörte. Mit die-
ser Reform schuf Erzberger die Grund-
lagen, auf denen auch das heutige Steuer-
system in Deutschland basiert. u Tab 3, Tab 4

Auf der Ausgabenseite verringerten 
sich die Aufwendungen für das Militär er-
heblich – die durch die Bestimmungen des 
Versailler Vertrags erzwungene Ersparnis 
lag etwa so hoch wie die vom Reich aufzu-
bringenden und zu transferierenden Re-
parationen. Die sozialen Folgelasten des 
Krieges und die Ausweitung des Wohl-
fahrtsstaats, insbesondere die Einführung 
der Arbeitslosenversicherung als vierte 
Säule der Sozialversicherung (in Kraft seit 
1928), belasteten die öffentlichen Haus-
halte erheblich. u Tab 2

Die inländischen öffentlichen Schul-
den waren bis 1923 durch frisch gedruck-
tes Geld beglichen worden, was wirt-
schaftlich einer gewaltigen Sondersteuer 
bzw. Teil enteignung der Bevölkerung 

die Rüstung, der weit geringere Steuerer-
höhungen gegenüberstanden. Das Reich 
finanzierte das schnell wachsende Defizit 
zunächst durch direkte Verschuldung bei 
seinen Bürgern (Ausgabe von Kriegsanlei-
hen), später jedoch immer stärker durch 
eine indirekte Verschuldung: Dem in im-
mer größeren Mengen gedruckten Geld 
standen immer weniger Konsumgüter ge-
genüber, sodass es im und vor allem nach 
dem Krieg zu einer starken Inflation kam. 
Der Übergang zur Hyperinflation 1922/23 
machte jede staatliche Rechnungslegung 
zur Makulatur. Die meisten Zeitreihen 
(nicht nur) aus dem Bereich der öffentli-
chen Finanzen weisen daher Lücken für 
die Jahre zwischen 1914 und 1923, oft 
auch noch für 1924 auf.

Steuereinnahmen

Ge- 
bühren

Schulden-
aufnahme 
insgesamt

davon:

indirekte Steuern

ins- 
gesamt

davon:

Vermögens- 
verkauf Zölle allgemeine Umsatz-  

und Mehrwertsteuern
Verbrauchssteuern  
auf Genussgüter**

Beförderungs- 
steuern

Mineralöl-
steuer

Kfz- 
Steuer

Mio. Euro
x0348 x0349 x0350 x0351 x0352 x03453 x0354 x0355 x0356 x0357

Deutsches Reich

1871 – – – – – – – – – 227

1880 – – 84 – – – – – – 373

1890 – – 188 – – – – – – 446

1900 – – 238 – – – – – – 144

1913 1 175 – 347 – 253 23 – 2 563 493

1925 3 040 – 302 717 521 163 – 30 899 –

1929 3 870 204 560 518 817 186 – 107 1 171 1 616

1932 3 498 128 565 692 594 92 3 88 937 87

1938 6 034 234 930 1 716 863 175 55 72 1 483 5 581

Bundesrepublik

1950 5 551 75 315 2 427 2 364 123 37 178 820 –

1961 18 027 401 1 529 9 104 3 984 411 1 700 858 2 862 2 216

1974 48 788 943 1 704 26 162 8 920 2 8 207 2 638 11 218 11 006

Deutschland

1990 121 565 3 103 3 662 75 459 16 962 0 17 702 4 251 35 097 63 403

2000 223 740 5 241 3 394 140 871 28 729 0 37 826 7 015 26 733 27 855

2010 273 876 5 290 4 378 180 041 35 841 0 39 838 8 488 30 850 –

2020 331 660 16 055 4 827 219 484 44 133 0 37 635 9 526 75 924 273 827

u Tab 4 Einnahmen (2)*

* 1974 Änderung der Systematik 
** Zucker-, Kaffee-, Tabak-, Branntwein-, Bier-, Schaumweinsteuern etc.
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thodoxie verlangte zudem ein ausgegliche-
nes Budget. Der von Juli 1930 bis Mai 1932 
amtierende Reichskanzler Brüning erhöh-
te daher die Steuern und verringerte die 
Ausgaben (prozyklische Fiskalpolitik), was 
sich fatal auf die Konjunktur auswirkte 
und die Arbeitslosigkeit in die Höhe trieb.

Nationalsozialismus (1933 –1945)
Die faktische Streichung der Reparatio-
nen im Juli 1932 und die Einführung von 
Steuergutscheinen im September 1932, 
die pünktlich ihre Steuern entrichtende 
Unternehmen zu einer späteren Steuerer-
sparnis berechtigte, kam zu spät, um die 
Konjunktur noch vor der Machtübergabe 
an die von Adolf Hitler geführte Koali-
tion Ende Januar 1933 anzukurbeln. Die 
Nationalsozialisten übernahmen dieses 
Modell und gestalteten die Steuerpolitik 

insgesamt Schuldenquote  
(gesamte öffentliche Schuld / BIP)

Pro-Kopf-Verschuldung  
(gesamte öffentliche Schuld / Bevölkerung)

Mrd. Euro % Euro

x0358 x0359 x0360

Deutsches Reich

1871 2,26 26,9 55

1880 3,12 30,8 69

1890 5,93 41,8 121

1900 7,85 46,4 140

1913 13,65 47,1 204

1929 10,74 23,9 170

1932 8,73 43,1 192

1938 14,96 41,6 308

Bundesrepublik

1950 10,55 21,2 207

1961 29,19 17,2 516

1974 98,36 18,7 1 584

Deutschland

1990 536,22 41,0 6 724

2000 1 210,92 57,4 14 721

2010 2 011,68 78,4 24 607

2020 2 172,89 65,2 26 131

u Tab 5 Schuldenstand

durch Aufnahme von Auslandsschulden 
finanziert, was Deutschland in fatale Ab-
hängigkeit insbesondere von der Konjunk-
tur in den Vereinigten Staaten brachte.

Die Ende 1929 weltweit beginnende, 
sich in Deutschland seit der Bankenkrise 
vom Juli 1931 stark verschärfende Wirt-
schaftskrise stellte die Weimarer Regie-
rungen vor kaum lösbare Probleme. Nach 
dem Versiegen des Zustroms von ausländi-
schem Kapital musste nun die Reichs-
regierung die Reparationen tatsächlich 
dem inländischen Wirtschaftskreislauf 
entziehen, wie es ursprünglich auch ge-
dacht gewesen war. Die internationalen 
Reparationsabkommen (Dawes-Plan 1924 
und Young-Plan 1929/30) ließen weder 
eine Verschuldung des Reiches noch eine 
Abwertung der Reichsmark zu. Die herr-
schende wirtschaftswissenschaftliche Or-

gleichkam. Während das Reich aufgrund 
des Dawes- Reparations-Abkommens von 
1924 keine Schulden aufnehmen durfte, 
verschuldeten sich die unteren Gebiets-
körperschaften, vor allem die Kommu-
nen, in der zweiten Hälfte der 1920er 
Jahre kräftig. Kritiker monierten dabei, 
dass diese Mittel nicht investiv, wie tenden-
ziell vor dem Ersten Weltkrieg, sondern 
vor allem konsumtiv angelegt wurden, 
etwa für Grünanlagen und Schwimm-
bäder. u Tab 5 

Nach der 1923/24 erfolgten Stabilisie-
rung der deutschen Währung führte die 
Hochzinspolitik der Reichsbank dazu, 
dass öffentliche (wie auch viele private) 
Anleihen nun im Ausland platziert wurden, 
sodass es zu einem schnellen Anstieg der 
deutschen Auslandsverschuldung kam. 
Letztlich wurden die Reparationen so mit 
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Abb 3: Anteile der öffentlichen Ausgaben für Rüstung, soziale Sicherung und Bildung an den gesamten öffentlichen Ausgaben – in Prozent

Abb. 4: Steuereinnahmen – in Prozent des BIP
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Abb 1: Anteile der Gebietskörperschaften an den öffentlichen Ausgaben – in Prozent

Abb 2: Öffentliche Ausgaben – in Prozent des BIP

so um, dass Unternehmen fiskalische An-
reize erhielten, die bald infolge der Auf-
rüstungspolitik wieder sprudelnden Ge-
winne zu investieren, anstatt sie an die 
 Eigentümer auszuschütten. Zudem trie-
ben sie die unter Erzberger begonnene 
Zen tralisierung der öffentlichen Finanzen 
stark voran, sodass die Länder und Kom-
munen bald jeglicher fiskalischen Auto-
nomie beraubt waren. u Tab 1, Tab 3, Abb 1

Wie im Ersten Weltkrieg wurden auch 
im Zweiten Weltkrieg die Steuern ange-
sichts der gewaltig steigenden Ausgaben 
zunächst nur geringfügig erhöht. Zudem 
emittierte das Reich im Gegensatz zum 

Ersten Weltkrieg keine Kriegsanleihen, 
sondern finanzierte die Rüstungsausgaben 
von Anfang an durch eine Ausweitung der 
Geldmenge. u Tab 3, Abb 2

Da die Konsumenten das Geld kaum 
ausgeben konnten, landete es auf Spar-
konten von Kreditinstituten, die kaum 
Alternativen hatten, als das Geld an den 
Staat zu verleihen („geräuschlose Kriegs-
finanzierung“). In den rapide steigenden 
öffentlichen Ausgaben spiegelte sich die 
Umstellung der gesamten Wirtschaft auf 
die Erfordernisse der Kriegsführung wi-
der. Zur Kriegsfinanzierung trug auch 
das besetzte Ausland in verschiedener 

Form bei (Kontributionen, ungünstige 
Wechselkurse etc.). u Tab 1, Abb 3

Entwicklung seit 1945
Analog zu der Zeit nach dem Ersten Welt-
krieg stand 1945 einem gewaltigen Be-
stand an Reichsmark nur eine sehr gerin-
ge Produktion von Konsumgütern gegen-
über. Die daraus resultierende Inflation, 
die sich wegen der staatlichen Preispolitik 
vor allem auf dem Schwarzmarkt zeigte, 
wurde erst im Juni 1948 mit der Einfüh-
rung der Deutschen Mark (DM) beendet. 
Wie schon 1923/24 entledigte sich damit 
der deutsche Staat seiner inländischen 

u Abb 3	 Anteile	der	öffentlichen	Ausgaben	für	Verteidigung,	soziale	Sicherung	 
und	Bildung	an	den	gesamten	öffentlichen	Ausgaben	—	in	Prozent	*

u Abb 2	 Öffentliche	Ausgaben	—	in	Prozent	des	BIP	*

* 1974 Änderung der Systematik

* 1974 Änderung der Systematik
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Abb 3: Anteile der öffentlichen Ausgaben für Rüstung, soziale Sicherung und Bildung an den gesamten öffentlichen Ausgaben – in Prozent

Abb. 4: Steuereinnahmen – in Prozent des BIP

u Abb 4 Steuereinnahmen — in Prozent des BIP

Schuld durch eine zweite große Enteig-
nung, die gerade auch zulasten der unte-
ren und mittleren Schichten ging. 

Die zweite große Lücke in den hier auf-
geführten finanzstatistischen Zeitreihen 
findet sich somit zwischen 1939 und 1949, 
dem Jahr der Gründung der Bundesrepub-
lik Deutschland und der DDR. Für die 
DDR sind im Tabellenteil nur  wenige Da-
ten aufgeführt, da in der Rechnungslegung 
einer staatlichen Planwirtschaft Steuern 
ein ganz anderer Stellenwert zukommt als 
in einer kapitalistischen Marktwirtschaft, 
in der private und öffentliche Rechnung 
klar getrennt sind. Daher sind im Tabel-
lenteil lediglich die Ausgaben und Einnah-
men der DDR wiedergegeben. u Tab 1, Tab 3

Die Bundesrepublik knüpfte mit ihrer 
Steuerpolitik an die Weimarer Zeit an. 
Die fiskalische Stellung der Länder und 
Kommunen wurde wieder gestärkt, ohne 
jedoch zu der sehr weitgehenden kommu-
nalen Autonomie der Zeit vor dem Ersten 
Weltkrieg zurückzukehren. u Tab 1, Tab 3, Abb 1 

Die Steuerpolitik war zunächst darauf 
ausgerichtet, den Unternehmen Investiti-
onen zu erleichtern – nur nahm der Staat 
im Gegensatz zum Dritten Reich kaum 

Einfluss darauf, wofür investiert wurde. 
Wie in der Weimarer Zeit stieg auch nach 
dem Zweiten Weltkrieg der Anteil der öf-
fentlichen Ausgaben für den Ausbau des 
Wohlfahrtsstaats. u Tab 2, Abb 2

Vor allem die 1957 kurz vor einer 
Bundestagswahl vorgenommene Dyna-
misierung der Renten (sie sollten fortan 
so stark ansteigen wie das Lohnniveau) 
und die Umstellung der Rentenversiche-
rung auf das Umlageverfahren erwiesen 
sich als sehr kostspielig (vgl. hierzu das 
Kapitel 6 in diesem Band). Dabei unter-
schieden sich konservativ geführte Re-
gierungen nur wenig von sozialdemokra-
tisch geführten; die Regierung unter 
Bundeskanzler Helmut Kohl führte mit 
der Pf legeversicherung (in Kraft seit 
1996) sogar die fünfte und bislang letzte 
Säule der Sozialversicherung ein. Trotz 
der Wiederbewaffnung seit 1956 errang 
die Finanzierung des Militärs nicht mehr 
die Bedeutung wie vor dem Zweiten 
Weltkrieg. Hingegen verschlang der Aus-
bau des Bildungssystems, zunehmend 
auch der des Hochschulsystems,  einen 
immer größeren Anteil der öffent lichen 
Ausgaben. u Tab 2, Abb 3

22,2
Prozent  waren  
es im Jahr 2020.

21,7
Prozent betrug die 
Steuerquote,  
das Verhältnis aller 
Steuereinnahmen 
zum Bruttoinlands-
produkt, 1950.
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Abb 5: Anteil der direkten und indirekten Steuern am gesamten Steueraufkommen – in Prozent

Abb. 6: Schuldenquote, gesamte öffentliche Schuld – in Prozent des BIP
 

u Abb 5 Anteil der direkten und indirekten Steuern am gesamten Steueraufkommen — in Prozent

Auf der Einnahmenseite setzte die 
Bundesrepublik zunächst eher auf direkte 
Steuern, ab der Wiedervereinigung hinge-
gen zunehmend auf indirekte Steuern. 
Die 1918 eingeführte Umsatzsteuer wurde 
sukzessiv von 0,5 auf 4 Prozent (1951) 
ausgebaut. Sie war zunächst eine Allpha-
sen-Umsatzsteuer, wurde also bei jedem 
Weiterverkauf erneut erhoben, was mit 
steigendem Steuersatz immer mehr die 
vertikale Integration von Unternehmen 
begünstigte. 1968 erfolgte im Zusammen-
hang einer Vereinheitlichung in der EWG 
die Umwandlung in das bis heute gültige 
Mehrwertsteuerprinzip, bei dem die auf 
der vorhergehenden Stufe bezahlte Um-
satzsteuer als Vorsteuer abgezogen wer-
den kann. Somit wird auf jeder Stufe nur 
der Mehrwert bzw. die zusätzliche Wert-
schöpfung besteuert. Der Steuersatz be-
trug 1968 noch 10 Prozent (bzw. ermäßigt 
5 Prozent, vor allem für Lebensmittel) 
und stieg bis zur bislang (Stand Mai 2022) 
letzten Erhöhung 2007 auf 19 Prozent (er-
mäßigt 7 Prozent) an. Von Juli bis Dezem-
ber 2020 wurde er wegen der Corona-Pan-
demie zeitweise ermäßigt. u Tab 4, Abb 5

Die Mineralölsteuer (seit 2006 Energie-
steuer) ist im Gegensatz zur Mehrwert-

steuer eine Mengensteuer. Sie wurde 1930 
eingeführt, erlangte aber vor allem nach 
dem Zweiten Weltkrieg eine immer größe-
re Bedeutung und stellt heute nach der 
Einkommensteuer und der Mehrwertsteu-
er den drittgrößten Einnahmeposten. Be-
trug der Steuersatz 1951 umgerechnet noch 
0,07 Euro je Liter Benzin, so stieg er bis in 
die 1970er Jahre auf etwa das Dreifache. 
Ein sprunghafter Anstieg des Satzes auf 
umgerechnet 0,42 Euro je Liter erfolgte 
1991 zur Finanzierung der deutschen Wie-
dervereinigung. Seit 2003 beträgt der Satz 
0,65 Euro je Liter Benzin (0,47 Euro für 
Diesel), der zudem noch der Mehrwert-
steuer unterliegt. u Tab 4

Indirekte Steuern haben tendenziell 
eine regressive Wirkung, das heißt, sie be-
lasten ärmere Haushalte relativ stärker als 
wohlhabende Haushalte, die einen größe-
ren Teil des Einkommens sparen können. 
Daher ist die seit 1920 reichseinheitliche 
Einkommensteuer mit progressiven Ele-
menten ausgestaltet. Die politisch stets sehr 
aufgeladene Diskussion um den Spitzen-
steuersatz hat immer überdeckt, dass das 
deutsche Einkommensteuersystem auf-
grund seiner Abzugsmöglichkeiten sehr 
intransparent ist. Die effektive Belastung 

der Einkommen durch die Einkommen-
steuer liegt weit unter den jeweiligen Spit-
zensteuersätzen von 53 Prozent (1950) 
bzw. 45 Prozent (2022). u Tab 3

Insgesamt weist das Verhältnis aller 
Steuereinnahmen zum Bruttoinlands-
produkt (BIP), die Steuer(last)quote, von 
1950 bis heute eine bemerkenswerte Kon-
stanz auf; es lag immer zwischen 21 und 
25 Prozent. Stark angestiegen sind infolge 
der Ausweitung der Leistungen des 
Wohlfahrtsstaates hingegen die Sozialab-
gaben. u Tab 3, Abb 4

Die gewaltige absolute Steigerung des 
Steueraufkommens hat nicht verhindern 
können, dass die öffentliche Schuld stark 
angestiegen ist. In den Jahren hohen Wirt-
schaftswachstums war die  öffentliche 
Hand überproportional mit gewachsen. 
Der Rückgang des Wachstums Mitte der 
1970er Jahre, der zunächst mit der Öl-
preiskrise und von konservativer  Seite mit 
der Wirtschafts- und Finanz politik der 
sozialdemokratisch geführten Regierun-
gen in Verbindung gebracht wurde, setzte 
sich auch unter konservativ  geführten 
Bundesregierungen fort. Die Neu-
verschuldung der öffent lichen Hand zu 
bremsen, erwies sich schon wegen des 
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Abb 5: Anteil der direkten und indirekten Steuern am gesamten Steueraufkommen – in Prozent

Abb. 6: Schuldenquote, gesamte öffentliche Schuld – in Prozent des BIP
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 hohen Anteils an Gehältern als aus-
gesprochen schwierig. Dennoch schien 
dies Ende der 1980er Jahre erreicht wor-
den zu sein, als die Neuverschuldungs- 
u („Maastricht“-)Quote auf 1 bis 2 Prozent 
des BIP zurückging. u Tab 3, Tab 5, Abb 6

Der Beitritt der DDR zur Bundesrepu-
blik („Wiedervereinigung“) machte je-
doch ab 1990 enorme Investitionen und 
sonstige Ausgaben erforderlich, die man 
nur sehr beschränkt mit Steuererhöhun-
gen – so geschehen vor allem bei der Mi-
neralölsteuer und durch die Einführung 
eines Zuschlags zur Einkommensteuer 
(„Solidarbeitrag“) – finanzieren konnte, 
wenn man die Konjunktur nicht abwür-
gen wollte. Die öffentliche Verschuldung 

stieg daher Anfang der 1990er Jahre stark 
an und vervierfachte sich in den beiden 
folgenden Jahrzehnten. Nachdem der 
Schuldenstand infolge der weltweiten Fi-
nanzkrise 2011 mit 2 068 Milliarden Euro 
einen Höhepunkt erreichte, konnte er 
durch Haushaltsüberschüsse in den Folge-
jahren bis 2019 um 8 Prozent verringert 
werden. Die enormen Belastungen der öf-
fentlichen Haushalte infolge der Corona- 
Pandemie ließen ihn allerdings 2020 und 
2021 auf bis dahin unerreichte Höhen 
hochschießen. Statistisch gesehen trug 
Mitte 2021 jede Einwohnerin/jeder Ein-
wohner der Bundesrepublik eine öffentli-
che Schuldenlast von knapp über 27 000 
Euro.

u Abb 6	 Schuldenquote:	gesamte	öffentliche	Schuld	—	in	Prozent	des	BIP

u Maastricht-Quote 
Im Vertrag von Maastricht legten  
die Staats- und Regierungschefs der 
Europäischen Union Anfang 1992 
fest, dass nur solche Staaten an der 
 Europäischen Währungsunion teilneh-
men können, deren jährliche Neuver-
schuldung dauerhaft unter 3 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts liegt.
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Datengrundlage

Eine Gesamtstatistik der öffentlichen Finanzen in Deutschland leidet 
 darunter, dass vor allem die (quantitativ sehr bedeutenden) Kommunal-
finanzen erst seit unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg vollständig erfasst 
werden. Daher sind für das 19. Jahrhundert zwar viele finanzstatistische 
Reihen vorhanden, doch lassen sich diese nicht auf Reichsebene ag-
gregieren. In der Literatur gemachte Angaben für die Rechnungsjahre 1872, 
1881, 1891, 1901 und 1907 sind systematisch zu niedrig, da die preu-
ßische Kommunalfinanzstatistik bis 1913 lediglich die größeren Kommunen 
mit einem Gesamtanteil an der preußischen Bevölkerung von nur 36 Prozent 
(1913) berücksichtigte.1 Wiedergegeben sind daher hier nur die Zollein-
nahmen (die das Reich erhob), die öffentlichen Schulden, die Ausgaben 
für die staatliche Sozialversicherung und die Zinsausgaben. 

Für die Zeit des Ersten Weltkriegs und der Hyperinflation (1914 bis 1923) 
sind lediglich Angaben über die Gesamtausgaben vorhanden, ebenso 
wie für das erste darauffolgende einigermaßen normale Jahr 1924. In der 
Weimarer Republik wurde erstmals eine systematische Reichsfinanz-
statistik aufgebaut, die für die Jahre 1925 bis 1939, zum Teil auch noch bis 
in die frühen 1940er Jahre hinein, verlässliche Ergebnisse liefert. Gleiches 
gilt auch für die Bundesfinanzstatistik ab 1950.

Erschwert wird die Interpretation dieser Daten jedoch durch Gebietsver-
änderungen und Umstellungen der Finanzsystematik. Sofern nicht anders 
vermerkt, sind bei der Interpretation die folgenden Brüche zu beachten: 
Die Angaben für die Zeit vor 1913 beziehen sich auf das Deutsche Reich 
einschließlich Elsass-Lothringen. Die Angaben für 1913 und 1925 bis 
1932 (Ausgaben) bzw. 1939 (Steuern) sind der bislang letzten historischen 
Publikation des Statistischen Bundesamts (aus dem Jahr 1972) entnom-
men.2 Dabei mussten alle aus dieser Quelle stammenden Angaben für 
1913 mit einem Korrekturfaktor von ca. 1,123 erhöht werden, weil man im 
Statistischen Bundesamt nicht beachtet hatte, dass die in der Weimarer 
Zeit für 1913 ausgewiesenen Zahlen auf den Gebietsstand von 1925 redu-
ziert worden waren.3 Der auf das gesamte Reich bezogene Korrekturfaktor 
ergibt sich aus einer Angabe in einer Publikation des Statistischen Reichs-
amts.4 Zahlen nach 1932 bzw. 1939 entstammen dem 1949 erschienenen 
Statistischen Handbuch für Deutschland. Wenn nicht anders vermerkt, gilt 
für Zahlenangaben von 1938 bis 1944 der Gebietsstand von 1937.

Die Zahlen für 1950 sind ohne West-Berlin. Während sich alle Angaben bis 
einschließlich 1959 auf das Fiskaljahr 1.4. bis 31.3. beziehen, stellte die Fi-
nanzstatistik 1960 auf das Kalenderjahr um. Werte für 1960 umfassen also 
nur neun Monate. Die Daten ab 1961 entstammen einschlägigen Publikatio-
nen des Statistischen Bundesamts und des Bundesministeriums für Finanzen. 

Die Aufgliederung der Steuern folgt dem gegenwärtig vom Bundesfinanz-
ministerium zugrunde gelegten Schema. Zu den direkten Steuern zählen die 
Steuern auf Einkommen und Vermögen sowie die Erbschaftsteuer. Die indi-
rekten Steuern umfassen die Steuern vom Vermögenverkehr (außer der Erb-
schaftsteuer) und die Steuern aus der Einkommensverwendung, hier unter-

teilt nach Vermögenverkehrsteuern, Zöllen, Umsatzsteuer, Verbrauchsteuer, 
Beförderungsteuer, Energiesteuer, Kfz-Steuer und (nicht ausge wiesene) 
sonstige. Der Gesamtsteuerbetrag liegt 1990 deutlich höher als die Summe 
der Einzelbeträge, da die Steuereinnahmen des DDR-Staatshaushalts der 
zweiten Jahreshälfte der Bundesrepublik zuflossen (8,8 Milliarden Euro).

Zu beachten – insbesondere auch bei der Interpretation der Abbildungen 
2 und 3 – ist, dass seit 1974 die finanzstatistische Berichterstattung um 
die Sozialversicherungsträger und einige weitere verwandte Posten (Bun-
desanstalt für Arbeit, Zusatzversorgungskassen, kommunale Zweckver-
bände, Finanzanteile an der EU, Ausgaben der Krankenhäuser und Unikli-
niken mit kaufmännischem Rechnungswesen) erweitert worden ist und zu 
diesem Anlass einige andere Änderungen eingeführt wurden. Daher weisen 
auch die Gesamtausgaben und -einnahmen 1974 einen Strukturbruch auf, 
der insbesondere bei der Betrachtung von Relativgrößen (etwa Anteil der 
Militärausgaben an den Gesamtausgaben) zu beachten ist. Nach Aus-
kunft des Statistischen Bundesamts ist es nicht möglich, die Angaben vor 
bzw. nach 1974 zu vereinheitlichen. Sinnvolle zeitliche Vergleiche über 
das Jahr 1974 hinweg sind daher in vielen Fällen nicht möglich. Dem ist in 
den Abbildungen 2 und 3 entsprechend Rechnung getragen worden. Bei 
der Aufteilung der Ausgaben und Einnahmen auf Gebietskörperschaften 
(Tabellen 1 und 3, Abbildung 1) sind aus Gründen der Vergleichbarkeit mit 
früheren Perioden nur die drei klassischen Ebenen (Bund, Länder, Kom-
munen und Kommunalverbände) berücksichtigt. Die seit 1974 separat 
ausgewiesenen Ausgaben und Einnahmen der Sozialversicherungsträger 
sind in der Regel höher als die der drei gebietskörperschaftlichen Ebenen 
jeweils für sich. Bei den Ausgaben gibt es unterschiedliche Abgrenzun-
gen und daher leicht divergierende Angaben aus der Statistik des Bun-
desfinanzministeriums und den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
des Statistischen Bundesamts. Hier ist im Zweifelsfall jeweils denjenigen 
Reihen Vorzug gegeben worden, die bis ins Jahr 2020 gehen.

Zu den Schulden des öffentlichen Sektors finden sich wegen unterschied-
licher Abgrenzungen sehr widersprüchliche Angaben. Hier wurde der Ein-
heitlichkeit wegen für die Zeiträume 1927 bis 1944 und 1950 bis 1986 auf 
Angaben der Deutschen Bundesbank zurückgegriffen. Diese sind kompa-
tibel mit den Angaben des Statistischen Bundesamts, die als Quelle für 
den Zeitraum nach 1986 dienen. Die Nettoneuverschuldung ist hier ein-
fach als Differenz zweier aufeinanderfolgender Jahre berechnet. Wegen  
einer Ausweitung der Erfassungskriterien im Jahr 2010 kann für dieses 
Jahr die Nettoneuverschuldung und somit auch die Neuverschuldungs-
quote („Maastricht-Quote“) nicht berechnet werden. Die Angaben für diese 
beiden letztgenannten Reihen sind um das Jahr 2010 herum mit äußerster 
Vorsicht zu  genießen und sollten im Fall einer eingehenderen Analyse un-
bedingt mit einschlägigen aktuellen Publikationen der Bundesbank oder 
des Statistischen Bundesamts abgeglichen werden. Dort finden sich auch 
Hinweise auf weitere, hier nicht genannte kleinere Änderungen der 
Erfassungskriterien.



1912 ― 84,9 Prozent

1998 ― 49 300 000

1972 ― 46,1 Prozent

2017 ― 10,7 Prozent

Wahlbeteiligung bei  
den Reichstagswahlen  
1871 und 1912:

1871 ― 51 Prozent

Stimmenanteil des sozialistischen Lagers 
bei der Reichstagswahl 1919  
und der Bundestagswahl 1972:

1919 ― 45,5 Prozent

Stimmenanteil des liberalen Lagers 
bei der Reichstagswahl 1871  
und der Bundestagswahl 2017:

1871 ― 46,6 Prozent

Abgegebene Stimmen 
bei der Reichstagswahl 1871 
und der Bundestagswahl 1998:

1871 ― 3 900 000
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Demokratie benötigt politische Beteiligung der Bürger. In diesem 
Kapitel1 wird – nach einer kurzen Ausführung zu den Erschei-
nungsformen und Auswirkungen des Grades politischer Partizi-
pation – nachgezeichnet, wie sich der Anteil der Wahlberechtigten 
an der Bevölkerung in Deutschland zwischen 1871 und 2017 
entwickelt hat, welche Veränderungen es in der Wahlbeteiligung 
im Zeit verlauf gab und wie groß der Stimmenanteil war, den die 
ideologischen „Lager“ bei Wahlen zum Reichstag und Bundes tag 
auf sich vereinigen konnten.

schen Systems in Deutschland – zu interpretieren. Das Kapi-
tel ist wie folgt aufgebaut: Der zweite Abschnitt gibt einen 
kurzen Überblick zum Begriff „Partizipation“, zu ihren ver-
schiedenen Erscheinungsformen und zur Relevanz des Gra-
des der Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger für das Ver-
trauen in das jeweilige politische System und damit für des-
sen Stabilität und Fortbestand. Abschnitt drei präsentiert 
ausgewählte Zeitreihen, die den Grad der politischen Partizi-
pation in Deutschland reflektieren. Der Schwerpunkt liegt 
hierbei auf dem Anteil der Wahlberechtigten an der Gesamt-
bevölkerung, der Beteiligung der Wahlberechtigten an Parla-
mentswahlen auf nationaler Ebene und den Wahlergebnissen 
ausgewählter ideologischer „Lager“ seit der Etablierung 
Deutschlands als Nationalstaat im Jahr 1871. Zudem werden 
die hier präsentierten Daten vor dem Hintergrund der Ent-
wicklung des politischen Systems in Deutschland und dessen 
Ausprägungen näher interpretiert. 

Politische Partizipation:  
Erscheinungsformen und Impli kationen
Politische Partizipation tritt in unterschiedlichen Erschei-
nungsformen auf und kann – je nach Ausprägung und Aus-
gestaltung – immense Konsequenzen für den politischen 
Prozess und dessen Ergebnisse in demokratisch organisierten 
Staaten haben. Prominente Unterscheidungen wie die von 
Schultze3 erfolgen nach der Differenzierung (1) zwischen in-
stitutionalisierten, das heißt in der Verfassung verankerten, 
und nicht institutionalisierten Formen der Partizipation, (2) 

Demokratie funktioniert nicht ohne ein ausreichendes Maß 
an politischer Teilhabe. Die Relevanz von Partizipation im 
Sinne eines aktiven, am politischen Prozess mitwirkenden 
Bürgers ist nicht neu: In seiner berühmten „Gefallenenrede“ 
betonte schon Perikles, dass nicht der „stille“, alles hinneh-
mende Bürger der Idealtyp sei, sondern vielmehr eine aktive, 
sich in die Belange des Staates einmischende Bürgerschaft 
zentral und essenziell für den Fortbestand und den Erfolg ei-
nes demokratisch organisierten Staates und dessen Gemein-
wesen sei. Vor dem Hintergrund dieser Annahme, auf die 
sich auch viele jüngere Demokratietheorien stützen,2 und im 
Hinblick auf den institutionellen Wandel, den die im 19. Jahr-
hundert etablierten Nationalstaaten über die Zeit hinweg 
durchlaufen haben, ist es notwendig, Datenmaterial zur Ver-
fügung zu haben, anhand dessen das Ausmaß politischer Be-
teiligung in für moderne Demokratien zentralen Institutio-
nen beschrieben und analysiert werden kann. Hierzu zählen 
etwa die Größe der Wählerschaft im Vergleich zur Gesamt-
bevölkerung, sodass bemessen werden kann, wie groß die 
Gruppe in der Bevölkerung eines Staates ist, die an Wahlen 
teilnehmen und damit die Inhalte von Politik bestimmen 
darf, die Beteiligung an Wahlen zu Parlamenten und weite-
ren politischen Ämtern sowie die Stärke politischer Parteien 
auf der Grundlage der von ihnen erzielten Wahlergebnisse. 

Ziel dieses Kapitels ist es, lange Reihen zentraler Indika-
toren zur politischen Partizipation in Deutschland seit dem 
19. Jahrhundert zu präsentieren und – vor dem Hintergrund 
der institutionellen Struktur des jeweils bestehenden politi-



Kap 08 / Politische Partizipation

120

zwischen direkter und indirekter, reprä-
sentativer Teilhabe und (3) zwischen kon-
ventionellen und unkonventionellen Aus-
prägungen der Mitwirkung am politischen 
Prozess. Für diese Differenzierungen las-
sen sich leicht Beispiele finden. Während 
in der Bundesrepublik Deutschland die 
Beteiligung an einer genehmigten De-
monstration für eine direkte, von der 
Verfassung legitimierte und konventio-
nelle Form der politischen Partizipation 
steht, so ist die Gründung einer Bürger-
initiative oder die Beteiligung daran ein 
Beispiel für einen direkten, konventionel-
len, jedoch nicht verfassten Typ von poli-
tischer Beteiligung. Eine Hausbesetzung 
oder etwa die Blockierung von Bahnglei-
sen wäre nicht nur direkt und nicht ver-
fassten, sondern auch unkonventionell.4 
Die drei beispielhaft genannten Formen 
politischer Partizipation weisen jedoch – 
aus der Perspektive des jeweils teilneh-
menden politischen Akteurs – relativ 
hohe Kosten im Hinblick auf die in die po-
litische Aktion investierte Zeit sowohl vor 
als auch während und auch nach dem po-
litischen  Engagement auf. Der einfachste 
Weg, in modernen, repräsentativ organi-
sierten Demokratien am politischen Pro-
zess teilzuhaben, ist die Beteiligung an 
Wahlen für öffentliche Ämter oder Parla-
mente, bei denen Kandidierende verschie-
dener Parteien, die jeweils unterschiedli-
che ideologisch-programmatische Positi-
onen vertreten, um die Stimmen der 
Wahlberechtigten eines Landes werben. 

Das Kapitel konzentriert sich im Folgen-
den auf die Entwicklung dieser relativ kos-
tengünstigen, verfassten, repräsentativen 
und konventionellen Form der politi-
schen Teilhabe in Deutschland im Zeit-
verlauf und geht der Frage nach, wie sich 
institutionelle Faktoren, insbesondere in 
Form der Ausgestaltung des Wahlrechts, 
auf den Grad der politischen Teilhabe in 
Deutschland seit 1871 ausgewirkt haben.

Zuvor muss jedoch kurz der Frage 
nachgegangen werden, warum es relevant 
ist, sich mit dem Ausmaß politischer Par-
tizipation wissenschaftlich zu beschäfti-
gen. Folgt man der Studie von Easton5 
und damit einem Klassiker der politischen 
Partizipationsforschung, so hängt das 
Fortbestehen eines politischen Systems 
maßgeblich davon ab, ob es in ausreichen-
dem Maß politisch von den Bürgerinnen 
und Bürgern unterstützt wird. Nur wenn 
die Individuen dem politischen System 
durchgängig ein hohes Maß an Vertrauen 
und damit Unterstützung entgegenbrin-
gen, kann es sich gegenüber den sich stän-
dig verändernden externen Einflussfakto-
ren – etwa internationale ökonomische 
Krisen oder außenpolitische Konf likte 
und militärische Auseinandersetzungen – 
langfristig behaupten, da die von den ge-
wählten politischen Repräsentanten ge-
troffenen Entscheidungen nicht immer 
neu durch die Bürgerschaft legitimiert 
werden müssen. Schließlich sorgt ein hin-
reichendes Ausmaß an Vertrauen seitens 
der Bürgerinnen und Bürger in die politi-

3,9
Millionen Stimmen 
wurden bei der 
Reichstagswahl  
1871 abgegeben.

49,3
Millionen gültige 
Stimmen waren  
es bei der Bundes-
tagswahl 1998.
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Teilnahme an Wahlen Wahlergebnisse
Wahl- 

berechtigte  
an der 

Bevölkerung

Wahl- 
be teiligung

abgegebene 
Stimmen;  
ab 1919:  

gültige Stimmen

sozialistisches 
Lager Liberale Konservative Katholiken/

Christdemokraten

Antisemiten/
Rechtsextreme/ 
NSDAP/ Rechts-

populisten
% Mio. %

x0361 x0362 x0363 x0374 x0388 x0398 x0403 x0411
Deutsches Reich

1871 18,7 51,0 3,9 3,2 46,6 23,0 18,6 –

1874 20,3 61,2 5,2 6,8 39,7 14,1 27,9 –

1877 20,5 60,6 5,4 9,1 38,2 17,6 24,8 –

1878 20,7 63,4 5,8 7,6 33,6 26,6 23,1 –

1881 20,0 56,3 5,1 6,1 37,8 23,7 23,2 –

1884 20,3 60,6 5,7 9,7 36,9 22,1 22,6 –

1887 20,6 77,5 7,6 10,1 36,3 25,0 20,1 0,2

1890 20,6 71,6 7,3 19,7 34,3 19,1 18,6 0,7

1893 20,9 72,5 7,7 23,3 27,8 19,2 19,1 3,4

1898 21,0 68,1 7,8 27,2 23,6 15,5 18,8 3,7

1903 21,4 76,1 9,5 31,7 23,1 13,5 19,7 2,6

1907 21,5 84,7 11,3 29,0 25,4 13,6 19,4 2,2

1912 21,8 84,9 12,3 34,8 25,9 12,2 16,4 2,5

1919 58,5 83,0 30,4 45,5 23,0 10,6 19,7 –

1920 58,0 79,2 28,2 41,6 22,2 16,2 17,8 –

4.5.1924 61,9 77,4 29,3 33,9 14,9 22,6 16,6 6,6

7.12.1924 62,5 78,8 30,3 35,2 16,4 23,0 17,3 3,0

1928 64,8 75,6 30,8 40,5 13,6 18,9 15,2 2,6

1930 66,8 82,0 35,0 37,6 8,5 12,2 14,8 18,3

31.7.1932 68,1 84,1 36,9 36,2 2,2 7,2 16,1 37,4

6.11.1932 68,4 80,6 35,5 37,3 2,8 9,8 15,3 33,1

1933 68,1 88,8 39,3 30,6 1,9 8,6 13,9 43,9

Bundesrepublik

1949 63,4 78,5 23,7 34,9 11,9 4,0 34,1 1,8

1953 64,5 86,0 27,6 31,0 9,5 3,3 46,0 1,1

1957 66,0 87,8 29,9 31,8 7,7 3,4 50,2 1,0

1961 66,7 87,7 31,6 38,2 12,8 – 45,3 0,8

1965 65,7 86,8 32,6 40,6 9,5 – 47,6 2,0

1969 64,4 86,7 33,0 42,7 5,8 – 46,1 4,3

1972 67,2 91,1 37,5 46,1 8,4 – 44,9 0,6

1976 68,4 90,7 37,8 42,9 7,9 – 48,6 0,3

1980 70,2 88,6 37,9 43,1 10,6 – 44,5 0,2

1983 71,8 89,1 38,9 38,4 7,0 – 48,8 0,2

1987 74,2 84,3 37,9 37,0 9,1 – 44,3 0,6

Deutschland

1990 75,8 77,8 46,5 35,9 11,0 – 43,8 2,4

1994 74,1 79,0 47,1 40,8 6,9 – 41,4 1,9

1998 74,1 82,2 49,3 46,0 6,2 – 35,1 3,3

2002 74,4 79,1 48,0 42,5 7,4 – 38,5 1,0

2005 75,1 77,7 47,3 42,9 9,8 – 35,2 2,2

2009 76,0 70,8 43,4 34,9 14,6 – 33,8 1,9

2013 76,9 71,5 43,7 34,3 4,8 – 41,5 6,2

2017 74,5 76,2 46,5 29,7 10,7 – 32,9 13,0

u Tab 1 Teilnahme an Wahlen
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Abb 1: Anteil der Wahlberechtigten zu Reichstags- und Bundestagswahlen von 1871 bis 2009 an allen Einwohnern Deutschlands – in Prozent

Abb 2: Entwicklung der Wahlbeteiligung zu Reichstags- und Bundestagswahlen von 1871 bis 2013 – in Prozent

schen Institutionen dafür, dass die getrof-
fenen Entscheidungen von Parlament und 
Regierung im Sinne aller sind. Die Makro-
ebene – demokratische politische Systeme 
und ihre Institutionen – braucht daher auf 
der Mikroebene Bürgerinnen und Bürger, 
die am politischen Prozess, etwa durch die 
Beteiligung an Wahlen und Abstimmun-
gen, teilhaben und so eine legitimierte  
Basis für das politische Handeln der ge-
wählten Repräsentanten schaffen.6

Eine niedrige Wahlbeteiligung kann 
Folgen für die Inhalte und Ergebnisse von 
Politik haben. Wenn etwa bestimmte sozi-
ale Gruppen unter den tatsächlich Wählen-
den über- bzw. unterrepräsentiert sind, 
dann besteht der Anreiz für die gewählten 
Repräsentanten, die Politikinhalte so zu 
gestalten, dass diese eher den sozialen 
Gruppen entsprechen und zu Gute kom-
men, die eine höhere Bereitschaft zur 
Wahlteilnahme aufweisen. Was ist der the-
oretische Hintergrund für diesen Mecha-
nismus? Wenn Parteien und ihre Kandidie-
renden vor allem das Ziel der Maximierung 
ihres Stimmenanteils und die Wiederwahl 
verfolgen 7 und die Wählenden sich zu ei-
nem nicht unbedeutenden Grad auch auf 
Basis der inhaltlichen Versprechungen von 
Parteien und Kandidierenden entscheiden, 

wie von zahlreichen Studien empirisch 
nachgewiesen wurde,8 dann besteht für um 
Stimmen werbende, responsiv handelnde – 
das heißt die Interessen der Bürgerinnen 
und Bürger aufgreifende – politische Ak-
teure ein deutlicher Anreiz, solche Politik-
inhalte zu implementieren, von denen vor 
allem diejenigen sozialen Gruppen profitie-
ren, die eine höhere Bereitschaft zur politi-
schen Partizipation aufweisen.9 Dies impli-
ziert die Gefahr der systematischen Ver-
nachlässigung der Interessen der Teile der 
Wählerschaft, die mit höherer Wahrschein-
lichkeit nicht wählen gehen.10 Für die Er-
gebnisse des politischen Prozesses wie Re-
gierungsbildung und Regierungshandeln 
kommt es also nicht nur darauf an, wie 
hoch die Wahlbeteiligung ausfällt, son-
dern auch, dass die verschiedenen Grup-
pen einer Gesellschaft sich zu gleichen 
Maßen an Wahlen zu öffentlichen Äm-
tern beteiligen. Während das individuelle 
Verhalten von einer Vielzahl sozioökono-
mischer und sozialisationsbedingter Fak-
toren – etwa Alter, Einkommen, Bildung, 
politisches Interesse und politische Ein-
stellungen sowie dem regional-familiären 
Umfeld und dem jeweiligen „sozialen Ka-
pital“ – abhängt,11 die hier im Folgenden 
nicht näher beleuchtet werden können, so 

ist ein zentraler institutioneller Faktor 
das jeweilige Wahlrecht, das definiert, 
welche Teile der Bevölkerung überhaupt 
am politischen Prozess in Form der Parti-
zipation an Wahlen teilnehmen dürfen. 
Im Folgenden wird daher nicht nur die 
Wahl beteiligung bei Wahlen zum Reichs-
tag und Bundestag in Deutschland seit 
1871 betrachtet, sondern in einem vorge-
lagerten Schritt untersucht, wie groß 
überhaupt der Anteil der wahlberechtig-
ten Staatsangehörigen an der Gesamtbe-
völkerung war. Schließlich werden die 
Stimmenanteile der Parteien ausgewähl-
ter ideologischer „Lager“ im Zeitverlauf 
analysiert, um die – im Großen und Gan-
zen hohe – Stabilität der ideologischen 
Grundausrichtung der Wählenden trotz 
massiver Erweiterungen des Elektorats 
um große Teile der deutschen Bevölke-
rung im Zeitverlauf von rund 130 Jahren 
nachzuzeichnen. 

Entwicklung der politischen  
Partizipation in Deutschland  
seit 1871
Die Darstellung konzentriert sich im Fol-
genden auf die in modernen, repräsentativ 
organisierten Demokratien am häufigsten 
angewandte und – für die Bürgerinnen 

u Abb 1 Anteil der Wahlberechtigten zu Reichstags- und Bundestagswahlen an allen Einwohnern — in Prozent



Politische Partizipation / Kap 08

123

und Bürger – am wenigsten kosteninten-
sive Form der politischen Partizipation 
und untersucht den Grad der Teilnahme 
an Wahlen zum Parlament auf nationaler 
Ebene in Deutschland seit 1871. Der erste 
Schritt liegt zunächst darin festzustellen, 
wie groß der Kreis derjenigen Bevölke-
rungsteile war, die überhaupt an einer 
Wahl zum Reichstag von 1871 bis 1933 bzw. 
zum Deutschen Bundestag teilnehmen 
durften. In einem zweiten Schritt geht der 
Beitrag der Frage nach, wie sich der Anteil 
der Wahlberechtigten, die an einer Reichs-
tags- bzw. Bundestagswahl teilgenommen 
haben, über die Zeit entwickelt hat. 
Schließlich wird die Entwicklung der Er-
gebnisse der aus mitunter mehreren Par-
teien mit ähnlicher ideologischer Ausrich-
tung zusammengesetzten „Lager“12 näher 
beleuchtet, die Deutschland aufgrund ih-
rer Kontrolle über Mandate in Parlament 
und Regierung seit dem ausgehenden 
19. Jahrhundert maßgeblich geprägt haben.

Anteil der Wahlberechtigten
Der Anteil der Wahlberechtigten eines 
Staates gibt Aufschluss darüber, wie ex-
klusiv das Wahlrecht im Hinblick auf die 
Anzahl der Menschen ist, die am politi-
schen Prozess durch die Wahl von Reprä-
sentanten und damit indirekt an der Ge-
staltung politischer Inhalte teilhaben 
können. Tabelle 1 und Abbildung 1 illus-
trieren, zu welchem Grad die Einwohner-
innen und Einwohner Deutschlands seit 
1871 bei Wahlen zum Reichstag und Bun-
destag aufgrund des – sich über die Zeit 
verändernden – Wahlrechts eingebunden 
wurden. So waren bei den Wahlen zum 
Reichstag im Deutschen Kaiserreich von 
1871 bis 1912 nur männliche deutsche 
Staatangehörige ab der Vollendung ihres 
25. Lebensjahres, die zudem nicht unter 
Vormundschaft standen, sich nicht im 
Konkurs befanden oder Armenunterstüt-
zung erhielten, berechtigt teilzunehmen, 
was in diesem Zeitraum einem Anteil von 
rund einem Fünftel der Bevölkerung 
gleichkam. Mit der Ausweitung des Wahl-
rechts auf die weiblichen deutschen 
Staatsangehörigen und die Senkung des 
Wahlalters auf 20 Jahre stieg dieser Wert 

auf 58,5 Prozent bei der Wahl zur Natio-
nalversammlung 1919 sprunghaft an.13 Im 
Verlauf der Weimarer Republik stieg der 
Anteil der Wahlberechtigten an der Ge-
samtbevölkerung weiter an und erreichte 
bei der Reichstagswahl im November 
1932 einen Wert von 68,4 Prozent, was 
mit dem Erreichen des Wahlalters durch 
die hohe Anzahl an Staatsange hörigen er-
klärt werden kann, die zwischen den Jah-
ren 1900 und 1910 geboren wurden.

Zur Wahl des ersten Deutschen Bun-
destages im Jahr 1949, bei der das Alter 
zur Erlangung des aktiven Wahlrechts 
wieder auf 21 Jahre erhöht wurde, lag der 
Anteil der Wahlberechtigten an allen Ein-
wohnern Westdeutschlands bei 63,4 Pro-
zent. Dieser Wert wuchs im Zeitverlauf 
auf mehr als 70 Prozent an (zur Bundes-
tagswahl 2013 lag der Anteil der Wahlbe-
rechtigten an der Gesamtbevölkerung bei 
76,9 Prozent), was zum einen mit dem Ab-
senken des Wahlalters auf 18 Jahre ab der 
Bundestagswahl 1972 als auch mit dem 
Anwachsen der Lebenserwartung erklärt 
werden kann. Letzteres führte zu  einem 
immer größer werdenden Anteil der über 
18 Jahre alten Bevölkerung in Deutschland 
an der Gesamtbevölkerung. Zusammen-
gefasst bleibt festzuhalten, dass sich der 
Anteil der vom Wahlrecht und damit ei-
ner grundlegenden Form der politischen 
Partizipation in modernen Demokratien 
ausgesch lossenen Bevölkerung in 
Deutschland signifikant von rund 80 Pro-
zent auf etwa 25 Prozent verringert hat. 
Unter der Annahme, dass es Parteien und 
ihren Vertretern um Stimmenmaximie-
rung geht, müssen die politischen Interes-
sen eines nunmehr großen Teils der Be-
völkerung von den für Parlamentsmanda-
te kandidierenden Parteienvertreterinnen 
und -vertretern aufgegriffen werden. 
Dennoch hat nach wie vor ein nicht un-
bedeutender Teil der Bevölkerung, vor 
 allem Kinder und Jugendliche sowie Per-
sonen ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 
auf Bundesebene keine Möglichkeit, sich 
an Wahlen zu  beteiligen und damit seine 
Interessen an  politische Vertreter zu dele-
gieren, was zu  einer Debatte um Reformen 
des Wahlrechts geführt hat.14 u Tab 1, Abb 1

58,5
Prozent der  
deutschen Bevölke-
rung durften bei der 
Wahl zur National-
versammlung 1919  
wählen.

76,9
Prozent waren es  
bei der Bundes-
tagswahl 2013.
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Abb 1: Anteil der Wahlberechtigten zu Reichstags- und Bundestagswahlen von 1871 bis 2009 an allen Einwohnern Deutschlands – in Prozent

Abb 2: Entwicklung der Wahlbeteiligung zu Reichstags- und Bundestagswahlen von 1871 bis 2013 – in Prozent

Weimarer Republik ist zunächst ein Ab-
sinken der Wahlbeteiligung von 83 Pro-
zent bei der Wahl zur Nationalversamm-
lung 1919 auf 75,6 Prozent zur Reichs-
tagswahl 1928 zu beobachten. In den 
Krisenjahren der ersten deutschen Demo-
kratie ab 1929 stieg die Teilnahme an den 
Reichstagswahlen wieder deutlich an und 
erreichte bei der letzten, noch halbwegs 
freien Reichstagswahl im März 1933 ein 

„Allzeithoch“ von 88,8 Prozent. Angesichts 
der Stärke der die parlamentarische Demo-
kratie ablehnenden Parteien KPD, DNVP 
und NSDAP bei den Reichstagswahlen in 
diesem Zeitraum ist eine hohe Wahlbetei-
ligung offenbar nicht automatisch ein In-
dikator für die Zufriedenheit der Wähler-
schaft mit dem politischen System und 
seinen Grundprinzipien, wie dies vielfach 
in den Medien nach Wahlen, die durch 
eine geringe Wahlbeteiligung gekenn-
zeichnet sind, behauptet wird. u Tab 1, Abb 2

Bei den ersten Wahlen zum Deutschen 
Bundestag nach der nationalsozialisti-
schen Diktatur im September 1949 lag die 
Wahlbeteiligung bei 78,5 Prozent und da-
mit deutlich unter den Werten aus den 
frühen 1930er Jahren. Im Lauf der 1950er, 

Wahlbeteiligung
Neben dem Anteil der vom Wahlrecht be-
rücksichtigten Teile einer Gesellschaft ist 
ein zweites Maß für politische Partizipati-
on der Anteil der Wahlberechtigten, die 
von ihrer Möglichkeit der Teilnahme am 
politischen Prozess Gebrauch machen. 
Daher werden der Anteil der an Wahlen 
partizipierenden Wahlberechtigten und 
seine Entwicklung im Zeitverlauf im 
 Folgenden etwas genauer betrachtet. Zu 
beachten ist hierbei, dass auf diesen Wert 
nicht nur die Ausgestaltung des Wahl-
rechts einwirkt, sondern vielmehr auch 
die Werte und Einstellungen der Individu-
en, die – je nach persönlichem Kontext – 
eine höhere oder niedrigere Bereitschaft 
zur Teilnahme an Wahlen zum Reichstag 
oder Bundestag aufweisen können. 

Tabelle 1 und Abbildung 2 geben die 
Anzahl der Wählenden sowie deren Anteil 
an allen Wahlberechtigen wieder, die an 
den Wahlen im Beobachtungszeitraum 
teilgenommen haben. Die Beteiligung an 
den Wahlen zum deutschen Parlament 
stieg im Lauf des Kaiserreichs von 1871 
bis 1912 von 51 Prozent auf 84,9 Prozent 
aller Wahlberechtigten deutlich an. In der 

91,1
Prozent der Wahl-
berechtigten be-
teiligten sich im Jahr 
1972 an der Bundes-
tagswahl – ein bisher  
erreichter Höchst-
wert.

u Abb 2 Entwicklung der Wahlbeteiligung an Reichstags- und Bundestagswahlen — in Prozent
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der Parteien hatte. Die Tabellen 2 bis 6 ge-
ben die aufsummierten Stimmenanteile 
der Parteien wieder, die – in Anlehnung 
an die Studie von Rohe16 – zu ideologisch 
ähnlich ausgerichteten „Parteifamilien“17 

oder  „Lagern“ gehören.18 Dies ist einmal 
das  „sozialistische“ Lager, zu dem die 
SPD bzw. ihre Vorläuferin, die Sozialisti-
sche Arbeiter partei Deutschlands, die Un-
abhängige  Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (USPD), die Kommunisti-
sche Partei (KPD/DKP), die Deutsche 
Friedensunion (DFU), die Partei des de-
mokratischen Sozialismus (PDS) sowie 
die Linke zählen. Als Parteien des libera-
len Lagers gelten im Kaiserreich die Nati-
onalliberalen, die Deutsche Freisinnige 
Partei, die Liberale Vereinigung und die 
Deutsche Fortschrittspartei. In der Wei-
marer Republik gehören die Deutsche De-
mokratische Partei (DDP; ab 1930: Deut-
sche Staatspartei, DStP) sowie die Deut-
sche Volkspartei (DVP) zur liberalen 
Parteifamilie und in der Bundesrepublik 
ab 1949 die Freien Demokraten (FDP). 
Zu den parteipolitischen Vertretern des 
konservativen Lagers wird für den Zeit-
raum des Kaiserreichs die Deutsche 
Reichspartei sowie die Deutschkonserva-
tive Partei  gezählt, für die Weimarer Re-
publik die Deutschnationale Volkspartei 
(DNVP),  das Deutsche Landvolk, die 
Deutsche  Bauernpartei, der Landbund so-
wie die Deutsch-Hannoversche Partei und 
für die Bundesrepublik die Deutsche Par-
tei. Das katholische bzw. ab 1949 christde-
mokratische Lager besteht aus der Zen-
trumspartei sowie von 1919 bis 1933 aus 
Zentrum und Bayerischer Volkspartei. Für 
den Zeitraum ab 1949 werden zur Ermitt-
lung der Stärke des katholisch-christde-
mokratischen Lagers die Stimmenanteile 
von CDU und CSU sowie des Zentrums 
aufaddiert. Das rechtsextreme, antisemi-
tisch durchsetzte Lager besteht zu Zeiten 
des Kaiserreichs aus den Antisemiten, 
während der Weimarer Republik aus der 
NSDAP und seit 1949 aus den weit rechts 
stehenden bzw. rechtsextremen Parteien 
Deutsche Konservative Partei/Deutsche 
Rechtspartei (DKP/DRP), der Nationalde-
mokratischen Partei Deutschlands (NPD), 

1960er und insbesondere der 1970er Jahre 
stieg der Anteil der Bürgerinnen und Bür-
ger, die von ihrem Wahlrecht bei Bundes-
tagswahlen Gebrauch machten, deutlich 
an und erreichte 1972 und 1976 Höchst-
werte von 91,1 Prozent bzw. 90,6 Prozent. 
Auch 1980 und 1983 blieb der Anteil der 
abgegebenen Stimmen an der Zahl der 
Wahlberechtigten mit 88,6 Prozent bzw. 
89,1 Prozent sehr hoch. Im Zeitraum zwi-
schen den Bundestagswahlen 1987 und 
2009 ging die Wahlbeteiligung nahezu 
kontinuierlich zurück – Ausnahmen bil-
deten die Wahlen 1994 und 1998 – und er-
reichte mit einem Wert von 70,8 Prozent 
im Jahr 2009 einen Tiefpunkt, der – wenn 
man die Zeitreihe in Tabelle 1 heranzieht – 
zuletzt bei der Reichstagswahl 1884 nied-
riger war. Zur Bundestagswahl 2013 stabi-
lisierte sich die Wahlbeteiligung, wenn 
auch mit einem Wert von 71,5 Prozent auf 
niedrigem Niveau, um dann – auch im 
Zuge der anwachsenden parteipolitischen 
Polarisierung infolge der Migrations- und 
Integrationspolitik15 – auf 76,2 Prozent bei 
der Bundestagswahl 2017 anzusteigen. 
Dies deutet darauf hin – auch wenn man 
die Beispiele der Reichstagswahlen aus 
den Jahren 1930, 1932 und 1933 heran-
zieht –, dass von hohen Wahlbeteiligungs-
werten nicht automatisch auf eine hohe 
Zufriedenheit mit dem politischen System 
und seiner Institutionenstruktur ge-
schlossen werden kann. Vielmehr kann 
auch ein angewachsenes Ausmaß an ideo-
logischer Polarisierung dazu führen, dass 
mehr Bürgerinnen und Bürger sich an 
Parlamentswahlen beteiligen.

Wahlergebnisse nach  
ideologischen Lagern
Abschließend soll ein Blick auf die Ent-
wicklung des Abschneidens der ideologi-
schen Lager bei Reichstags- und Bundes-
tagswahlen seit 1912 geworfen werden, 
was Aufschluss über die Einstellungen der 
Wählerschaft im Zeitverlauf bringen soll 
und zudem die Beantwortung der Frage 
zulässt, ob die Ausdehnung des Wahl-
rechts auf Frauen 1919 und auf jüngere 
Bevölkerungsgruppen in den Jahren 1919 
und 1972 Auswirkungen auf die Stärke 

70,8
Prozent Wahlbetei-
ligung 2009 waren  
der geringste Wert  
bei Wahlen zum Deut-
schen Bundes tag.
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Abb 3: Stimmenanteile fünf ausgewählter ideologischer Lager seit 1871 im Zeitverlauf – in %

den Republikanern (REP) und der Deut-
schen Volksunion (DVU). Hinzu kommt 
die 2013 gegründete „Alternative für 
Deutschland“ (AfD). Die AfD verstand 
sich zwar zunächst als europaskeptische, 
rechtsliberale Partei; jedoch zeigen empi-
risch-analytische Studien, dass die AfD 
sich nicht erst infolge des Migrations-
stroms nach Europa a l lgemein und 
Deutschland insbesondere seit dem 
Spätsommer 2015 zu einer rechtspopulis-
tischen Partei mit einem starken, ideolo-
gisch weit rechts stehenden innerparteili-
chem Flügel gewandelt hat, sondern dass 
diese spezifische ideologische Ausrich-
tung bereits bei der Bundestagswahl 2013 
deutlich feststellbar war.19 Abbildung 3 
vermittelt eine Übersicht zur Entwick-
lung des Stimmenanteils der jeweiligen 
ideologischen „Lager“ im Zeitverlauf von 
1871 bis 2017. u Abb 3

Die Ergebnisse zeigen, dass das sozialis-
tische Lager während des Kaiserreichs und 
damit während des Industrialisierungspro-

zesses an immer stärkerem Rückhalt in der 
Wählerschaft gewann, sodass die SPD bei 
der Reichstagswahl 1912 knapp 35 Prozent 
der Stimmen erreichte. u Tab 2 

Jedoch spiegelt sich die zunehmende 
Stärke der Sozialdemokratie nicht adäquat 
durch den Grad ihrer parlamentarischen 
Repräsentation im Reichstag wider. Der 
Grund dafür war, dass die Wahlkreis-
einteilung trotz der massiven Bevölke-
rungsbewegungen in die industriellen Bal-
lungszentren und der damit verbundenen 
zunehmenden Urbanisierung zwischen 
1871 bzw. 1873 und 1912 nicht verändert 
wurde.20 Da die Hochburgen der SPD vor 
allem in städtisch-industriell geprägten 
Regionen des Deutschen Reiches lagen, 
profitierten vor allem die in den länd-
lichen  Regionen überdurchschnittlich 
starken konservativen Parteien von der 
nicht veränderten Wahlkreiseinteilung. 
Lösche 21 verdeutlicht dies an folgendem 
Beispiel: Zur Reichstagswahl 1912 gab es 
12 000 Wählende im ländlichen Wahlkreis 

u Abb 3 Stimmenanteile fünf ausgewählter ideologischer Lager seit 1871 im Zeitverlauf — in Prozent

45,5
Prozent der Stimmen 
konnte das sozialis-
tische Lager aus  
SPD und USPD bei 
der Wahl 1919 auf 
sich vereinigen.
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u Tab 2 Sozialistisches Lager

SPD

Unabhängige  
Sozialdemo-

kratische Partei 
Deutschlands 

(USPD)

Kommunistische  
Partei Deutschlands/

Deutsche  
Kommunistische Partei  

(KPD/DKP)

Deutsche  
Friedens-Union 

(DFU)
PDS/Linke sozialistisches Lager insgesamt

% Mio.

x0369 x0370 x0371 x0372 x0373 x0374 x0375
Deutsches Reich

1871 3,2 – – – – 3,2 0,1

1874 6,8 – – – – 6,8 0,4

1877 9,1 – – – – 9,1 0,5

1878 7,6 – – – – 7,6 0,4

1881 6,1 – – – – 6,1 0,3

1884 9,7 – – – – 9,7 0,6

1887 10,1 – – – – 10,1 0,8

1890 19,7 – – – – 19,7 1,4

1893 23,3 – – – – 23,3 1,8

1898 27,2 – – – – 27,2 2,1

1903 31,7 – – – – 31,7 3,0

1907 29,0 – – – – 29,0 3,3

1912 34,8 – – – – 34,8 4,3

1919 37,9 7,6 – – – 45,5 13,8

1920 21,6 17,9 2,1 – – 41,6 11,7

4.5.1924 20,5 0,8 12,6 – – 33,9 9,9

7.12.1924 26,0 0,3 8,9 – – 35,2 10,7

1928 29,8 0,1 10,6 – – 40,5 12,4

1930 24,5 – 13,1 – – 37,6 13,2

31.7.1932 21,6 – 14,6 – – 36,2 13,3

6.11.1932 20,4 – 16,9 – – 37,3 13,2

1933 18,3 – 12,3 – – 30,6 12,0

Bundesrepublik

1949 29,2 – 5,7 – 34,9 8,3

1953 28,8 – 2,2 – 31,0 8,6

1957 31,8 – – – 31,8 9,5

1961 36,2 – – 1,9 – 38,2 12,0

1965 39,3 – – 1,3 – 40,6 13,2

1969 42,7 – – – – 42,7 14,1

1972 45,8 – 0,3 – – 46,1 17,3

1976 42,6 – 0,3 – – 42,9 16,2

1980 42,9 – 0,2 – – 43,1 16,3

1983 38,2 – 0,2 – – 38,4 14,9

1987 37,0 – – – – 37,0 14,0

Deutschland

1990 33,5 – – – 2,4 35,9 16,7

1994 36,4 – – – 4,4 40,8 19,2

1998 40,9 – – – 5,1 46,0 22,7

2002 38,5 – – – 4,0 42,5 20,4

2005 34,2 – – – 8,7 42,9 20,3

2009 23,0 – – – 11,9 34,9 15,1

2013 25,7 – – – 8,6 34,3 15,0

2017 20,5 – – – 9,2 29,7 13,8
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u Tab 3 Liberale

National-
liberale 
Partei 
(NLP)

Deutsche 
Frei- 

sinnige 
Partei 
(DFP)

Liberale 
Reichs-
partei 
(LRP)

Deutsche 
Fort- 

schritts- 
partei 
(DFP)

Deutsche 
Volks-
partei 
(DtVP)

Frei-
sinnige 
Volks-
partei 
(FVp)

Frei- 
sinnige  
Vereini-

gung  
(FVg)

Fort-
schritt-

liche 
Volks-
partei 
(FVP)

Unab- 
hängige 

und 
sonstige 
Liberale

Deutsche 
Volks-
partei 
(DVP)

Deutsche 
Demo- 

kratische 
Partei/ 

Deutsche 
Staats- 
partei  

(DDP/DStP)

FDP Liberale  
insgesamt

% Mio.

x0376 x0377 x0378 x0379 x0380 x0381 x0382 x0383 x0384 x0385 x0386 x0387 x0388 x0389
Deutsches Reich

1871 30,1 – 7,2 8,8 0,5 – – – – – – – 46,6 1,8

1874 29,7 – 1,0 8,6 0,4 – – – – – – – 39,7 2,1

1877 27,2 – – 7,7 0,8 – – – 2,5 – – – 38,2 2,1

1878 23,1 – – 6,7 1,1 – – – 2,7 – – – 33,6 1,9

1881 14,7 – – 12,7 2,0 – – – 8,4 – – – 37,8 1,9

1884 17,6 17,6 – – 1,7 – – – – – – – 36,9 2,1

1887 22,2 12,9 – – 1,2 – – – – – – – 36,3 2,7

1890 16,3 16,0 – – 2,0 – – – – – – – 34,3 2,5

1893 13,0 – – – 2,2 8,7 3,9 – – – – – 27,8 2,1

1898 12,5 – – – 1,4 7,2 2,5 – – – – – 23,6 1,8

1903 13,8 – – – 1,0 5,7 2,6 – – – – – 23,1 2,2

1907 14,5 – – – 1,2 6,5 3,2 – – – – – 25,4 2,9

1912 13,6 – – – – – – 12,3 – – – – 25,9 3,2

1919 – – – – – – – – – 4,4 18,6 – 23,0 7,0

1920 – – – – – – – – – 13,9 8,3 – 22,2 6,3

4.5.1924 – – – – – – – – – 9,2 5,7 – 14,9 4,3

7.12.1924 – – – – – – – – – 10,1 6,3 – 16,4 5,0

1928 – – – – – – – – – 8,7 4,9 – 13,6 4,2

1930 – – – – – – – – – 4,7 3,8 – 8,5 3,0

31.7.1932 – – – – – – – – – 1,2 1,0 – 2,2 0,8

6.11.1932 – – – – – – – – – 1,9 1,0 – 2,8 1,0

1933 – – – – – – – – – 1,1 0,8 – 1,9 0,8

Bundesrepublik

1949 – – – – – – – – – – – 11,9 11,9 2,8

1953 – – – – – – – – – – – 9,5 9,5 2,6

1957 – – – – – – – – – – – 7,7 7,7 2,3

1961 – – – – – – – – – – – 12,8 12,8 4,0

1965 – – – – – – – – – – – 9,5 9,5 3,1

1969 – – – – – – – – – – – 5,8 5,8 1,9

1972 – – – – – – – – – – – 8,4 8,4 3,1

1976 – – – – – – – – – – – 7,9 7,9 3,0

1980 – – – – – – – – – – – 10,6 10,6 4,0

1983 – – – – – – – – – – – 7,0 7,0 2,7

1987 – – – – – – – – – – – 9,1 9,1 3,4

Deutschland

1990 – – – – – – – – – – – 11,0 11,0 5,1

1994 – – – – – – – – – – – 6,9 6,9 3,3

1998 – – – – – – – – – – – 6,2 6,2 3,1

2002 – – – – – – – – – – – 7,4 7,4 3,5

2005 – – – – – – – – – – – 9,8 9,8 4,6

2009 – – – – – – – – – – – 14,6 14,6 6,3

2013 – – – – – – – – – – – 4,8 4,8 2,1

2017 – – – – – – – – – – – 10,7 10,7 5,0
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Schaumburg-Lippe, während der gewähl-
te Abgeordnete des urbanen Berliner 
Wahlkreises Teltow-Charlottenburg rund 
300 000 Wählende im Reichstag vertrat. 
Dieser Zusammenhang wird auch durch 
eine genauere Betrachtung der Ergebnisse 
in den Wahlkreisen des Kaiserreichs für 
die Reichstagswahlen 1898 deutlich, bei 
denen die Sozialdemokraten 27,2 Prozent 
der Stimmen gewannen, aber nur in 56 – 
meist urbanen – Wahlkreisen die Mehr-
heit und damit ein Mandat erringen 
konnten. Die Deutsch-Konservative Par-

tei  gewann ebenfalls 56 Sitze im 1898 ge-
wählten Reichstag, allerdings genügte ihr 
dafür ein reichsweiter Stimmenanteil von 
11,1 Prozent.

Zu den Wahlen in der Weimarer Repu-
blik, bei denen sich das sozialistische Lager 
zunächst in SPD und „Unabhängige Sozi-
aldemokraten“, später in SPD und KPD 
spaltete, sahen sich die entsprechenden 
Parteien zusammen bei regelmäßig mehr 
als 30 Prozent der Stimmen; 1919, 1920 
und 1928 konnten die Parteien des sozia-
listischen Lagers sogar mehr als 40 Prozent 

der Stimmen erreichen. Das liberale Lager 
verlor zwischen 1871 und 1933 kontinuier-
lich an Bedeutung; gleiches, wenn auch in 
weniger starkem Ausmaß, gilt für die Par-
teien des konservativen Lagers. u Tab 3, Tab 4 

Hingegen blieb die Unterstützung des 
katholischen Zentrums nahezu unverän-
dert, wenn auch dessen Stimmenanteile 
in der Weimarer Republik nicht wieder 
an die frühen  Erfolge in den 1870er und 
1880er Jahren von rund einem Viertel der 
abgegebenen gültigen Stimmen anknüp-
fen konnten. u Tab 5

u Tab 4 Konservative
Deutsche 
Reichs- 
partei/

Freikon- 
ser vative

Deutsch-
konservative 

Partei  
(DKP)

Deutsch-
nationale 

Volkspartei 
(DNVP)

Deutsches 
Landvolk

Deutsche 
Bauern - 
partei

Landbund
Deutsch- 
Hannover-
sche Partei 

(DHP)

Deutsche 
Partei 
(DP)

Konservative  
insgesamt

% Mio.
x0390 x0391 x0392 x0393 x0394 x0395 x0396 x0397 x0398 x0399

Deutsches Reich

1871 8,9 14,1 – – – – – – 23,0 0,9

1874 7,2 6,9 – – – – – – 14,1 0,7

1877 7,9 9,7 – – – – – – 17,6 1,0

1878 13,6 13,0 – – – – – – 26,6 1,5

1881 7,4 16,3 – – – – – – 23,7 1,2

1884 6,9 15,2 – – – – – – 22,1 1,2

1887 9,8 15,2 – – – – – – 25,0 1,9

1890 6,7 12,4 – – – – – – 19,1 1,4

1893 5,7 13,5 – – – – – – 19,2 1,5

1898 4,4 11,1 – – – – – – 15,5 1,2

1903 3,5 10,0 – – – – – – 13,5 1,3

1907 4,2 9,4 – – – – – – 13,6 1,5

1912 3,0 9,2 – – – – – – 12,2 1,5

1919 – – 10,3 – – – 0,3 – 10,6 3,2

1920 – – 15,1 – – – 1,1 – 16,2 4,6

4.5.1924 – – 19,5 – – 2,0 1,1 – 22,6 6,6

7.12.1924 – – 20,5 – – 1,6 0,9 – 23,0 7,0

1928 – – 14,2 1,9 1,6 0,6 0,6 – 18,9 5,8

1930 – – 7,0 3,2 1,0 0,6 0,4 – 12,2 4,2

31.7.1932 – – 6,2 0,2 0,4 0,3 0,1 – 7,2 2,6

6.11.1932 – – 8,8 0,1 0,4 0,3 0,2 – 9,8 3,5

1933 – – 8,0 – 0,3 0,2 0,1 – 8,6 3,4

Bundesrepublik

1949 – – – – – – – 4,0 4,0 0,9

1953 – – – – – – – 3,3 3,3 0,9

1957 – – – – – – – 3,4 3,4 1,0
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u Tab 5 Katholiken / Christdemokraten

Zentrum Bayerische Volkspartei  
(BVP) CDU/CSU

Katholiken /  
Christdemokraten  

insgesamt

% Mio.

x0400 x0401 x0402 x0403 x0404
Deutsches Reich

1871 18,6 – – 18,6 0,7

1874 27,9 – – 27,9 1,4

1877 24,8 – – 24,8 1,3

1878 23,1 – – 23,1 1,3

1881 23,2 – – 23,2 1,2

1884 22,6 – – 22,6 1,3

1887 20,1 – – 20,1 1,5

1890 18,6 – – 18,6 1,3

1893 19,1 – – 19,1 1,5

1898 18,8 – – 18,8 1,5

1903 19,7 – – 19,7 1,9

1907 19,4 – – 19,4 2,2

1912 16,4 – – 16,4 2,0

1919 15,9 3,8 – 19,7 6,0

1920 13,6 4,2 – 17,8 5,0

4.5.1924 13,4 3,2 – 16,6 4,9

7.12.1924 13,6 3,7 – 17,3 5,3

1928 12,1 3,1 – 15,2 4,7

1930 11,8 3,0 – 14,8 5,2

31.7.1932 12,4 3,7 – 16,1 5,9

6.11.1932 11,9 3,4 – 15,3 5,4

1933 11,2 2,7 – 13,9 5,5

Bundesrepublik

1949 3,1 – 31,0 34,1 8,1

1953 0,8 – 45,2 46,0 12,7

1957 – – 50,2 50,2 15,0

1961 – – 45,3 45,3 14,3

1965 – – 47,6 47,6 15,5

1969 – – 46,1 46,1 15,2

1972 – – 44,9 44,9 16,8

1976 – – 48,6 48,6 18,4

1980 – – 44,5 44,5 16,9

1983 – – 48,8 48,8 19,0

1987 – – 44,3 44,3 16,8

Deutschland

1990 – – 43,8 43,8 20,4

1994 – – 41,4 41,4 19,5

1998 – – 35,1 35,1 17,3

2002 – – 38,5 38,5 18,5

2005 – – 35,2 35,2 16,6

2009 – – 33,8 33,8 14,7

2013 – – 41,5 41,5 18,2

2017 – – 32,9 32,9 15,3
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Auffällig ist, dass sich trotz der massi-
ven Ausweitung der Wahlberechtigung 
1919 die Stärken der Lager und auch der 
einzelnen Parteien nicht entscheidend ver-
änderten, was dafür spricht, dass das 
Wahlverhalten bei Reichstagswahlen weder 
vom Geschlecht noch von dem großen 
Austausch der Wählerschaft zwischen 1912 
und 1919 signifikant beeinflusst wurde.22 

Dies legt nahe, dass vor allem die Bindung 
an soziale Milieus ein stabilisierender und 
entscheidender Faktor war, der das Wahl-
verhalten strukturierte.

Eine Ausnahme bilden die Ergebnisse 
der Parteien, die zum rechtsextremen, an-
tisemitischen Lager gezählt werden kön-
nen. Zu Zeiten des Kaiserreichs erreichten 
die politischen Kräfte aus dieser ideologi-
schen Parteifamilie maximal 3,6 Prozent 
der gültigen Stimmen, woran sich auch 
bei den Reichstagswahlen 1924 und 1928 
durch die Kandidatur der Nationalso-
zialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
(NSDAP) mit Stimmenanteilen zwischen 
2,6 und 6,6 Prozent zunächst nicht viel 
änderte. Bei den Reichstagswahlen im 
Juni 1932, November 1932 und März 1933 
wurde die NSDAP jedoch stärkste Partei 
und gewann bei diesen Wahlen einen hö-
heren Stimmenanteil als die Parteien des 
sozialistischen Lagers. In der Bundesre-
publik von 1949 bis 1990 konnten rechts-
extreme Parteien zusammen bei keiner 
Bundestagswahl gemeinsam mehr als 5 
Prozent der Stimmen erreichen; 1969 ver-
fehlte die NPD den Einzug in den Bun-
destag mit 4,3 Prozent der abgegebenen 
gültigen Stimmen jedoch nur knapp. Seit 
der Bundestagswahl 1990 stieg der ad-
dierte Stimmenanteil der angetretenen 
ideologisch weit rechts stehenden Partei-
en gegenüber den Wahlen der 1970er und 
1980er Jahre wieder merklich an. Wäh-
rend die um Wählerstimmen werbenden 
rechtsextremen Parteien REP, DVU und 
NPD nicht über mehr als 3,3 Prozent der 
Zweitstimmen hinauskamen, die sie zu-
sammengefasst bei der Bundestagswahl 
1998 errangen, stiegen durch das Antreten 
der AfD bei den Bundestagswahlen 2013 

und 2017 die aufsummierten Stimmenan-
teile rechtsextremer und rechtspopulisti-
scher Parteien auf 6,2 Prozent (2013) und 
13 Prozent (2017) stark an. u Tab 6

Durch die nach 1945 erfolgte Grün-
dung einer konfessionsübergreifenden 
Volkspartei in Form von CDU und CSU, 
die auch liberale und national-konserva-
tive Strömungen umfasste, fand eine sig-
nifikante Änderung des deutschen Partei-
ensystems statt, die zu einer Schwächung 
des liberalen Lagers und einem Aufgehen 
des konservativen im christdemokrati-
schen Lager führte, das in Westdeutsch-
land mit wenigen Ausnahmen die stärkste 
ideologische Strömung war. 

Diese Vorrangstellung des christdemo-
kratischen Lagers schwächte sich seit der 
Wiedervereinigung tendenziell ab, wobei 
die Zerstrittenheit innerhalb des sozialisti-
schen Lagers zwischen SPD auf der einen 
und PDS bzw. Die Linke auf der anderen 
Seite die Stellung der Unionsparteien als 
zentralem Akteur im bundesdeutschen 
Parteiensystem und im ideologischen Par-
teienwettbewerb bis 2017 festigte.23 Daran 
konnte auch die Etablierung der Grünen 
bzw. von Bündnis 90/Die Grünen als weite-
rem Teil des bundesdeutschen Parteiensys-
tems mit parlamentarischer Präsenz seit 
den 1980er Jahren bislang nichts ändern. 
Inwiefern die anwachsenden Stimmenan-
teile für ideologisch weit rechts stehende 
Parteien wie die AfD das tradierte deutsche 
Parteiensystem nachhaltig ändern werden, 
bleibt abzuwarten.   

Ausblick
Eine aktive, am politischen Prozess inter-
essierte und sich gleichzeitig einbringende 
Bürgerschaft ist essenziell für die Stabilität 
moderner Demokratien. Im vorliegenden 
Beitrag wurde gezeigt, dass durch Verän-
derungen im Wahlrecht – unter anderem 
durch die Herabsetzung des Wahlalters 
und insbesondere durch die Verleihung 
des Wahlrechts an Frauen – der Anteil der 
Wahlberechtigten an der deutschen Bevöl-
kerung von rund 20 Prozent zu Zeiten des 
Kaiserreichs auf etwa 75 Prozent in der 

Bundesrepublik erhöht wurde. Unter der 
Annahme, dass vom Wahlrecht solche An-
reize ausgehen, dass die um Stimmen wer-
benden Parteien und Kandidierenden sich 
vor allem auf die Interessen der Wahlbe-
rechtigten konzentrieren, wurde durch die 
Ausweitung des Wahlrechts die Gefahr, 
dass sich Parteien und Kandidierende auf 
die Wünsche einer Minderheit konzent-
rieren, im Zeitverlauf im Großen und 
Ganzen gebannt. Bei der Entwicklung der 
Wahlbeteiligung über die Zeit ist weniger 
ein stetiges Anwachsen, sondern vielmehr 
eine leichte „Glockenkurve“ identifizier-
bar: War der Anteil der an Reichstags- 
und Bundestagswahlen partizipierenden 
Personen an allen Wahlberechtigten vor 
allem in den 1930er sowie in den 1960er, 
1970er und frühen 1980er Jahren sehr 
hoch, so lag er insbesondere bei den ersten 
Reichstagswahlen der 1870er und frühen 
1880er Jahre, aber auch seit den 1990er 
Jahren unter den vormals erzielten Re-
kordwerten von rund 90 Prozent. Der An-
stieg der Wahlbeteiligung seit 2013 deutet 
darauf hin, dass eine anwachsende ideolo-
gische Polarisierung in der Bürgerschaft – 
aufgrund für weite Teile der Bevölkerung 
salienter Themen wie der Finanzkrise, der 
Zukunft der Europäischen Union, Migra-
tion und Integration oder Klimawandel – 
eine zentrale Rolle hierfür spielt. Die Stärke 
der ideologischen Lager blieb trotz der sig-
nifikanten Erweiterungen der Wähler-
schaft und massiver Änderungen in der 
Wirtschafts- und Sozialstruktur Deutsch-
lands aufgrund von Industrialisierung, 
Bildungsexpansion und dem Wandel  zur 
(digitalisierten) Dienstleistungsgesell-
schaft halbwegs stabil; die „Auflösung“ des 
konservativen Lagers sowie die Schwä-
chung der Liberalen kann darauf zurück-
geführt werden, dass mit der Gründung 
der Unionsparteien eine konfessionsüber-
greifende christliche Partei etabliert wurde, 
die zudem liberale und national-konserva-
tive Wählerschichten an sich binden konnte, 
für die aber durch die Etablierung der AfD 
seit 2013 eine neue Herausforderung ent-
stehen kann.
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u Tab 6 Antisemiten / Rechtsextreme / NSDAP / Rechtspopulisten

Antisemiten NSDAP
Deutsche  

Konservative 
Partei /Deutsche 

Rechtspartei 
NPD REP AfD

Antisemiten/
Rechtsextreme/ 

NSDAP/ 
Rechtspopulisten 

insgesamt

% Mio.
x0405 x0406 x0407 x0408 x0409 x0410 x0411 x0412

Deutsches Reich

1871 _ _ _ _ _ _ _ _

1874 _ _ _ _ _ _ _ _

1877 _ _ _ _ _ _ _ _

1878 _ _ _ _ _ _ _ _

1881 _ _ _ _ _ _ _ _

1884 _ _ _ _ _ _ _ _

1887 0,2 _ _ _ _ _ 0,2 < 0,1

1890 0,7 _ _ _ _ _ 0,7 < 0,1

1893 3,4 _ _ _ _ _ 3,4 0,3

1898 3,7 _ _ _ _ _ 3,7 0,3

1903 2,6 _ _ _ _ _ 2,6 0,2

1907 2,2 – _ _ _ _ 2,2 0,2

1912 2,5 – _ _ _ _ 2,5 0,3

1919 _ – _ _ _ _ – –

1920 _ – _ _ _ _ – –

4.5.1924 _ 6,6 _ _ _ _ 6,6 1,9

7.12.1924 _ 3,0 _ _ _ _ 3,0 0,9

1928 _ 2,6 _ _ _ _ 2,6 0,8

1930 _ 18,3 _ _ _ _ 18,3 6,4

31.7.1932 _ 37,4 _ _ _ _ 37,4 13,8

6.11.1932 _ 33,1 _ _ _ _ 33,1 11,7

1933 _ 43,9 _ _ _ _ 43,9 17,3

Bundesrepublik

1949 _ _ 1,8 _ _ _ 1,8 0,4

1953 _ _ 1,1 _ _ _ 1,1 0,3

1957 _ _ 1,0 _ _ _ 1,0 0,3

1961 _ _ 0,8 _ _ _ 0,8 0,3

1965 _ _ _ 2,0 _ _ 2,0 0,7

1969 _ _ _ 4,3 _ _ 4,3 1,4

1972 _ _ _ 0,6 _ _ 0,6 0,2

1976 _ _ _ 0,3 _ _ 0,3 0,1

1980 _ _ _ 0,2 _ _ 0,2 0,1

1983 _ _ _ 0,2 _ _ 0,2 0,1

1987 – – – 0,6 – _ 0,6 0,2

Deutschland

1990 _ _ _ 0,3 2,1 _ 2,4 1,1

1994 _ _ _ – 1,9 _ 1,9 0,9

1998 _ _ _ 0,3 1,8 _ 3,3* 1,6

2002 _ _ _ 0,4 0,6 _ 1,0 0,5

2005 _ _ _ 1,6 0,6 _ 2,2 1,0

2009 – – – 1,5 0,4 _ 1,9 0,8

2013 – – – 1,3 0,2 4,7 6,2 2,7

2017 – – – 0,4 – 12,6 13,0 6,1

inkl. 1,2 % DVU*
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Datengrundlage

Eine historische Analyse ausgewählter Aspekte politischer Partizipation, 
die einen Fokus auf den Anteil der Wahlberechtigten an der Bevölkerung, 
den Anteil der Wählenden an allen Wahlberechtigten und schließlich den 
Anteil zentraler parteipolitischer Akteure an den gültigen abgegeben 
 Stimmen bei Wahlen auf nationaler Ebene hat, muss sich auf die offizielle 
Statistik einerseits, aber auch auf frühere wissenschaftliche Arbeiten  zu 
diesem Themengebiet, die bereits Daten erhoben haben, stützen. Für die 
Zeitperiode seit 2001 wurden Daten des Statistischen Bundesamtes, die 
auch online unter www.destatis.de zur Verfügung  stehen, sowie des Bun-
deswahlleiters (www.bundeswahlleiter.de) verwendet. Über die Anzahl der 
Wahlberechtigten, die Anzahl der Bürgerinnen und Bürger, die an einer 
Reichstags- oder Bundestagswahl teilgenommen haben, sowie über die 
Stimmenzahlen und -anteile der  jeweils bei Wahlen antretenden Parteien 
gibt – für das Deutsche Kaiserreich von 1871 bis 1918 – die Studie von 

Gerhard A. Ritter und Merith Niehuss 24 Aufschluss. Hingegen haben  
Falter, Lindenberger und Schumann 25 Pionierarbeit zu den Wahlen und 
Wahlergebnissen bei den  Wahlen der Weimarer Republik von 1919 bis 
1933 geleistet. Für die  Epoche seit dem Bestehen der Bundes republik 
Deutschland sind detaillierte Informationen zu zentralen Kenngrößen der 
politischen Partizipation über den Bundeswahlleiter (www.bundeswahl-
leiter.de) erhältlich. Zudem sind – im Archiv der GESIS – zahlreiche Wahl-
studien und  Umfragedaten verfügbar, die eine detaillierte, die Individual-
ebene berücksichtigende Perspektive zulassen, sodass  die Ursachen 
und Hintergründe politischer Partizipation tiefgreifender erforscht werden 
können. 
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Von der Armuts- zur Wohlstandskriminalität, von Todes- und 
Gefängnisstrafen zu Geld- und Bewährungsstrafen – Kriminalität 
und Strafverfolgung unterliegen ebenso dem sozialen Wandel  
wie andere gesellschaftliche Phänomene. Während die Jugend 
scheinbar immer krimineller wurde, ging die tödliche Gewalt in 
Deutschland langfristig deutlich zurück. Historische Kriminal-
statistiken können vieles über die Entwicklung sozialer Probleme 
und die gesellschaftlichen Reaktionen verraten. 

tistiken berichten also darüber, wie viele Delikte angezeigt 
und wie viele Personen wegen dieser Delikte mit welchen 
Sanktionen belegt wurden. Darüber hinaus ist Kriminalität 
kein naturgegebenes Phänomen, sondern abhängig von ge-
sellschaftlich gesetzten Normen, deren Definition und An-
wendung historisch wandelbar sind. Die historische Krimi-
nalitätsforschung interessiert sich heute vorrangig für die so-
ziale Konstruktion von Kriminalität und vernachlässigt 
dabei die historische Kriminalstatistik. Diese spiegelt jedoch 
beides wider: sozial abweichende und konfliktreiche Verhal-
tensformen und ebenso deren strafrechtliche Kontrolle. Mit 
sorgfältigen Interpretationen kann die historische Kriminal-
statistik ihren Wert für die Analyse des gesellschaftlichen 
Wandels in Deutschland beweisen. 

In der jüngsten Vergangenheit zeigen die kriminalstatis-
tischen Trends überwiegend nach unten, immer weniger 
Menschen verhalten sich offenbar kriminell. Woran dies 
liegt und in welchem Maße sich Kriminalität in den schwer 
kontrollierbaren Cyberspace verlagert, sind weitgehend un-
geklärte Fragen.

Das System der deutschen Kriminalstatistik
Das System der staatlichen Sozialkontrolle besteht aus meh-
reren Stufen, auf denen die zuständigen Organe Statistiken 
über ihre Tätigkeit produzieren. Bis in die Mitte des 20. Jahr-
hunderts bildete die justizielle Statistik über von Strafge-
richten verurteilte Personen das alleinige Rückgrat der 
 Kriminalstatistik in Deutschland. Dass die Verurteilung 

Keine Gesellschaft ist frei von sozialen Abweichungen und 
Regelverstößen, deren schwerwiegendste als Kriminalität 
definiert und verfolgt werden. Mit der Entstehung des mo-
dernen Verwaltungs- und Wohlfahrtsstaates in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts begannen die Justizbehörden 
 einiger deutscher Länder, nach französischem und eng-
lischem Vorbild systematische Kriminalstatistiken zu füh-
ren und zu veröffentlichen.1 Für die Moralstatistiker des 
19. Jahrhunderts waren diese Kriminalstatistiken wichtige 
Datenquellen, um „Urtheile über den sittlichen Zustand des 
Volkes“2 zu fällen. Pioniere der Sozialstatistik wie der Belgier 
Adolphe Quetelet verwendeten Kriminalstatistiken, um eine 
Wissenschaft der „sozialen Physik“ zu etablieren und machten 
die Kriminalstatistik zu einem Übungsfeld der modernen 
Sozialwissenschaften. 

Das Besondere an der Kriminalstatistik ist jedoch, dass 
ihr Gegenstand naturgemäß im Verborgenen liegt und nur 
dann in das sogenannte „Hellfeld“ gelangt, wenn strafbare 
Handlungen entdeckt, angezeigt und von den Organen der 
staatlichen Strafrechtspflege registriert und sanktioniert wer-
den. Während man dieses Problem im 19. Jahrhundert durch 
die Annahme „konstanter Verhältnisse“ zwischen der Ge-
samtsumme strafbarer Handlungen und der amtlich regis-
trierten Kriminalität zu entschärfen versuchte, hat sich seit 
Beginn des 20. Jahrhunderts die Erkenntnis durchgesetzt, 
dass Kriminalstatistiken zunächst Arbeitsnachweise der 
staatlichen Strafverfolgungsorgane sind und sich nur bedingt 
als Indikatoren sozialer Problemlagen eignen. Kriminalsta-
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Abb 1: Verurteilte und polizeilich registrierte Straftaten (Häufigkeitsziffer) – pro 100 000 Personen strafmündige Bevölkerung bzw. Wohnbevölkerung 

Abb 2: Verurteilte und Tatverdächtige – pro 100.000 Personen strafmündige Bevölkerung

bei nahe am Ende der Strafverfolgung 
steht und auf den vor herigen Stufen be-
reits sehr viele Fälle und Tatverdächtige 
ausgefiltert werden, wurde von den zeit-
genössischen Ex perten in Kauf genom-
men, da man die richterliche Entschei-
dung als verlässlichste Grundlage eines 

„objektiven Tatbestandes“ schätzte.3

Im 20. Jahrhundert setzte sich zuneh-
mend die Auffassung durch, dass die poli-
zeiliche Kriminalstatistik, die in Deutsch-
land seit 1953 veröffentlicht wird, die 
 beste Annäherung an das Kriminalitäts-
geschehen darstellt, weil sie am Beginn 
des Ausfilterungsprozesses steht. Aber 
auch die Polizei registriert nur die Straf-
taten, die von den Opfern angezeigt oder 
durch eigene Kontrolltätigkeiten entdeckt 
werden. Heute gelten daher Bevölke-
rungsbefragungen zum „Dunkelfeld“ der 
Kriminalität als sinnvollste Methode, die 
jedoch in Deutschland erst seit den 1980er 
Jahren und seitdem nur unregelmäßig an-
gewendet wird.

Schließlich geben Strafvollzugsstatis-
tiken Auskunft über die Anwendung der 
verhängten Freiheitsstrafen. Obwohl die 
Gefängnisstrafe die maßgebliche Sankti-
onsform des 19. Jahrhunderts war, verhin-

derten föderale Zuständigkeiten bis in die 
Nachkriegszeit eine einheitliche Statistik. 
Ebenso stellt die staatsanwaltschaftliche 
Stufe, die in den vergangenen Jahrzehn-
ten durch die Ausweitung informeller 
Sanktionen eine starke Bedeutungszu-
nahme  erfahren hat, einen „missing link“ 
der Kriminalstatistik dar. 

Versuche, die verschiedenen Stufen 
der staatlichen Sozialkontrolle durch eine 
Verfolgung der einzelnen Fälle von der 
Polizei über die Staatsanwaltschaft bis 
zum Gericht in einer Verlaufsstatistik zu-
sammenzubinden, sind bislang erfolglos 
geblieben.4

Die Entwicklung der Kriminalität 
nach Geschlecht und Alter
Lange Zeitreihen der Kriminalitätsent-
wicklung seit 1836 zeigen einen recht stabi-
len Verlauf mit eher mäßigen Schwankun-
gen, wenn man die Rate aller Verurteilten 
pro 100 000 Personen strafmündiger Be-
völkerung zugrunde legt. Bis 1878 gibt die 
Zeitreihe die Verurteiltenrate für Preu-
ßen, ab 1882 für das Deutsche Reich und 
ab 1955 für die Bundesrepublik Deutsch-
land ohne die DDR wieder. Zwischen 
1834 und 1878 verdoppelte sich die Verur-

25
Prozent betrug der 
Anstieg der Verur-
teiltenrate zwischen 
1882 und 1933.

40
Prozent betrug der 
Anstieg der Verur-
teiltenrate (ohne Ver-
kehrs delikte) ab den 
1960er Jahren bis in 
die 1990er Jahre.

u Abb 1	 Verurteilte	und	polizeilich	registrierte	Straftaten	(Häufigkeitsziffer)	—	pro	100	000	Personen	der	
strafmündigen Bevölkerung bzw. Wohnbevölkerung
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Verurteilte polizeilich Registrierte

insgesamt männlich weiblich Jugendliche insgesamt männlich weiblich Jugendliche

pro 100 000 Einwohner

x0413 x0414 x0415 x0416 x0417 x0418 x0419 x0420
Deutsches Reich

1882 996 1 667 379 568 – – – –

1890 1 049 1 787 373 663 – – – –

1900 1 164 2 039 357 745 – – – –

1910 1 184 2 059 369 668 – – – –

1920 1 284 2 185 475 1 137 – – – –

1930 1 187 2 148 304 566 – – – –

1938 627 1 092 192 401 – – – –

Bundesrepublik/Alte Bundesländer

1954 1 281 2 434 301 842 2 613 4 848 732 2 118

1960 1 311 2 539 273 1 394 2 857 5 790 710 3 781

1970 1 346 2 504 331 1 741 1 997 3 813 690 4 315

1980 1 433 2 585 410 1 917 2 610 4 715 1 003 5 112

1990 1 286 2 251 404 1 348 2 555 4 281 1 200 5 489

Deutschland

2000* 1 260 2 162 414 1 718 3 051 4 874 1 343 8 075

2010 1 136 1 894  417 1 710 2 880 4 420 1 418 7 150

2018 984 1 630 363 932 2 737 4 207 1 323 5 699

teiltenrate ungefähr, zwischen 1882 und 
1933 stieg sie nur noch um 25 Prozent an, 
lediglich nach dem Ersten Weltkrieg und 
während der Hyperinflation der Weima-
rer Repu blik kam es zu kurzen, aber hefti-
gen Anstiegen. Ab den 1950er Jahren 
wurde der wachsenden Bedeutung des 
Autoverkehrs insofern Rechnung getra-
gen, als Straftaten im Straßenverkehr, vor 
allem Unfälle mit Personenschäden und 
Tötungen, seitdem getrennt ausgewiesen 
werden. Deren Rate war in den 1960er 
Jahren ebenso groß wie die aller übrigen 
Verurtei lungen zusammen. Seit den 
1970er Jahren ist ihre Rate dank der ge-
stiegenen Verkehrssicherheit stark rück-
läufig. Die Verurteiltenrate ohne Ver-
kehrsdelikte ist dagegen ab den 1960er 
Jahren bis in die 1990er Jahre um etwa 
40 Prozent gestiegen und seither wieder 
auf das Niveau der 1970er Jahre gefallen. 
Sie liegt heute nicht höher als vor etwa 
150 Jahren. u Abb 1, Tab 1

Die Zeitreihe der polizeilich regis-
trierten Straftaten – genannt Häufigkeits-
ziffer – ab 1953 vermittelt jedoch ein völ-
lig anderes Bild: Die Kriminalitätsbelas-
tung in der Bundesrepublik stieg in der 
gesamten Nachkriegszeit stark an und 
verdreifachte sich zwischen 1953 und 
1993 beinahe – und das, obwohl Straf-
taten im Straßenverkehr in der polizeili-
chen Kriminalstatistik ab 1963 nicht 
mehr  gezählt wurden. Auf dem vorläufi-
gen Gipfel im Jahr 1993 betrug die Häu-
figkeitsziffer etwa 8300 pro 100 000, das 
heißt, auf 100  Einwohner kamen etwa 
acht gemeldete Straftaten in einem Jahr. 
Seither ist diese Rate wieder deutlich ge-
fallen. Sie lag 2018 so niedrig wie zuletzt 
1981, vor fast 40 Jahren. Die „Flüchtlings-
krise“ von 2015 hat einen kurzzeitigen 
Ausschlag in der polizeilichen Kriminal-
statistik hinterlassen, wobei ein Teil auf 
Verstöße gegen ausländerrechtliche Be-
stimmungen zurückging. 

u Tab 1 Kriminalität

Verurteilte: Alte Bundesländer *
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Abb 1: Verurteilte und polizeilich registrierte Straftaten (Häufigkeitsziffer) – pro 100 000 Personen strafmündige Bevölkerung bzw. Wohnbevölkerung 

Abb 2: Verurteilte und Tatverdächtige – pro 100.000 Personen strafmündige Bevölkerung

Frauen stellten stets nur eine kleine 
Minderheit der Verurteilten und polizei-
lich Verdächtigen. Die Rate der weib-
lichen Verurteilten betrug in den 1880er 
Jahren ebenso wie heute knapp ein Vier-
tel der Rate der männlichen Verurteilten, 
und über längere Perioden, insbesondere 
in den 1950er Jahren, sank sie sogar auf 
ein Zehntel. Es gibt keine Hinweise für 
eine Angleichung des kriminellen Ver-
haltens von Frauen im Zuge sich wan-
delnder Geschlechterrollen. u Abb 2 

Anders dagegen verlief die historische 
Entwicklung bei den Jugendlichen. Spätes-
tens seit dem Ende des 19. Jahrhunderts 
galt dieser Altersgruppe die besondere 
 Besorgnis von Staat und Öffentlichkeit, 
was in die Etablierung eines besonderen 
Jugendstrafrechts mündete.6 Die Verur-
teiltenrate der Jugendlichen stieg jedoch 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg deutlich 
an; ihr Rückgang nach 1982 geht aus-
schließlich auf das Konto der Ausweitung 
 u vorgerichtlicher Sanktionen, denn die 
Kurve der polizeilich registrierten jugend-
lichen Tatverdächtigen weist über die ge-
samte Nachkriegszeit bis zur Jahrtausend-
wende steil nach oben und hat sich inner-
halb von 50 Jahren sogar vervierfacht. Das 
Verhältnis der Tatverdächtigenraten von 

Der säkulare Anstieg der polizeilichen 
Häufigkeitsziffer in der Nachkriegszeit 
hat Kriminologen zu neuen Erklärungs-
ansätzen provoziert, die die Zunahme von 
Tatgelegenheiten in der modernen Wohl-
standsgesellschaft in den Mittelpunkt rü-
cken. Aber auch ein verändertes Anzeige-
verhalten und eine konsequentere Regis-
trierung dieser Anzeigen durch die Polizei 
werden als Gründe dieses Anstiegs ange-
nommen. Die Schere zwischen der stark 
steigenden Häufigkeitsziffer der Polizei 
und relativ stabilen Verurteiltenraten lässt 
auf einen Wandel im Umgang mit Straftä-
tern schließen, der mangels verfügbarer 
staatsanwaltschaftlicher Statistiken vor 
1980 nicht  direkt darstellbar ist. Eine Libe-
ralisierung des Strafrechts führte ab den 
1970er Jahren dazu, dass der Anteil der 
von der Staatsanwaltschaft gegen Auflagen 
eingestellten Verfahren von einem sehr 
kleinen, aber unbekannten Anteil auf 
63  Prozent (im Jugendstrafrecht sogar 
76 Prozent) im Jahr 2015 angestiegen ist.5 

Diese kriminalpolitisch gewünschte Zu-
rückhaltung hatte auch zur Folge, dass 
die Fallzahlen in den Strafgerichten trotz 
ständig wachsender Kriminalitätsziffern 
konstant blieben und in der jüngsten Ver-
gangenheit sogar gefallen sind.

u Abb 2 Verurteilte und Tatverdächtige — pro 100 000 Personen der strafmündigen Bevölkerung

u vorgerichtliche Sanktionen
Darunter versteht man Maßnahmen, 
die von der Staatsanwaltschaft gegen 
Einstellung des Verfahrens angeord-
net werden. Darunter fallen Geld-
strafen, gemeinnützige Arbeit oder 
Verhaltensauflagen.
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Verurteilte polizeilich registrierte Delikte

insgesamt  
mit Delikten  
im Straßen- 

 verkehr

insgesamt 
ohne Delikte 
im Straßen- 

 verkehr

Delikte im 
Straßen- 
verkehr

Diebstahl 
und Unter-
schlagung

Holz- 
diebstahl Betrug

Betäu-
bungs-
mittel- 
delikte

ins- 
gesamt

Diebstahl 
und Unter-
schlagung

Betrug Wohnungs-
einbruch

Betäu-
bungs-
mittel- 
delikte

pro 100 000 Einwohner

x0421 x0422 x0423 x0424 x0425 x0426 x0427 x0428 x0429 x0430 x0431 x0432

Preußen / Deutsches Reich

1836 482 – – 323 1 499 – – – – – – –

1847 717 – – 530 2 466 – – – – – – –

1860 721 – – 346 3 192 18 – – – – – –

1871 601 – – 286 3 013 14 – – – – – –

1882 996 – – 371 – 38 – – – – – –

1890 1 049 – – 316 – 50 – – – – – –

1900 1 164 – – 293 – 60 – – – – – –

1910 1 184 – – 317 – 63 – – – – – –

1920 1 284 – – 624 – 52 – – – – – –

1930 1 187 – – 275 – 111 – – – – – –

1938 627 – – 140 – 52 – – – – – –

Bundesrepublik/Alte Bundesländer

1954 – – – – – – – 2 910 1 192 418 – 3

1960 1 311 772 539 209 – 109 – 3 660 1 637 370 41 2

1970 1 346 701 645 290 – 66 – 3 924 2 578 278 91 26

1980 1 433 789 644 318 – 77 29 6 198 4 018 401 161 101

1990 1 286 806 481 294 – 132 45 7 108 4 377 581 243 165

Deutschland

2000* 1 260 899 361 258 – 178 78 7 625 3 736 939 170 297

2010 1 137 893 244 202 – 247 77 7 253 2 938 1 184 148 282

2018 984 759 225 160 – 193 89 6 710 2 471 1 016 118 424

Erwachsenen und Jugendlichen hat sich 
dadurch verkehrt, Letztere weisen heute 
eine erheblich höhere Rate auf. Seither 
sinkt die polizeilich registrierte Jugend-
kriminalität wieder deutlich.

Seit Beginn der Kriminalstatistik im 
19. Jahrhundert wird darüber diskutiert, 
welchen Anteil an dem überproportiona-
len Anstieg der Jugendkriminalität ein 
Wandel von privaten zu formellen Reakti-
onsformen auf abweichendes Verhalten 
hat.7 Wiederholte Dunkelfeldbefragun-
gen können belegen, dass heute tatsäch-
lich ein höherer Anteil jugendlicher De-
linquenten bei der Polizei angezeigt wird 

als noch in den 1970er Jahren.8 Welchen 
Anteil dieser Trend an dem langfristigen 
Anstieg der registrierten Jugendkrimina-
lität hat, lässt sich jedoch nicht bestimmen, 
ebenso wie Kriminologen Schwierigkei-
ten haben, den starken Rückgang der Ju-
gendkriminalität seit der Jahrtausend-
wende zu erklären. 

Eigentumskriminalität
Das Massendelikt schlechthin war über die 
gesamte betrachtete Zeit bis heute der 
Diebstahl, dessen Zeitreihe hier zusam-
men mit Unterschlagung dargestellt wird. 
In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

u Tab 2 Delikte – Gesamt- und Eigentumsdelikte

1 433
Verurteilte gab es 
1980 pro 100 000  
Einwohner.

Verurteilte: Alte Bundesländer *
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Abb 3: Jährliche prozentuale Veränderung der Preise und Diebstahlsraten in Preußen (1849 – 1878)

solute Armut (mit Ausnahme von Kriegs- 
und Nachkriegsphasen) vollständig besei-
tigte, führte jedoch keineswegs zu einem 
Rückgang der Eigentumskriminalität, 
sondern feuerte sie im Gegenteil sogar 
noch an. Denn erst nach dem Zweiten 
Weltkrieg, beginnend mit dem deutschen 
Wirtschafts wunder, stieg die Verurteil-
tenrate ebenso wie die polizeiliche Häu-
figkeitsziffer für Diebstahl und Unter-
schlagung deutlich an; Letztere vervier-
fachte sich zwischen 1953 und 1993. 
Kriminologen erklären diese überra-
schende Entwicklung damit, dass materi-
eller Überfluss mit der wachsenden Zahl 
leicht zu stehlender Wertgegenstände in 
Geschäften und Haushalten zu mehr Tat-
gelegenheiten führt, die dann auch ge-
nutzt werden. Allerdings sind Diebstahls-
delikte einschließlich Wohnungseinbrü-
chen (ebenso wie Autodiebstähle und 
Bank überfälle) seit 1993 rückläufig. In 
den vergangenen zwei Jahrzehnten zeich-
net sich bei der Eigentumskriminalität 
ein Trend der Verlagerung von Diebstahls- 
zu Betrugsdelikten ab. Im Jahr 2005 über-
stieg die Verurteiltenrate für Betrug erst-
mals die Verurteiltenrate für Diebstahl. 
Diese Verschiebungen von traditionellen 
Formen der Bereicherungskriminalität, 

statistischen Methoden wurde der kausale 
Effekt der Schwankungen der Getreide-
preise auf die Diebstahlsrate sowohl für 
die Mitte als auch für das Ende des 
19.  Jahrhunderts bestätigt.11 Die überein-
andergelegten Kurven der jährlichen pro-
zentualen Veränderungen der Getreide-
preise und Diebstahlsraten in Abbildung 3 
lassen bereits erahnen, dass dieser Zusam-
menhang im 19. Jahrhundert recht eng 
war. In der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts bestand der Zusammenhang 
nicht mehr, Preise und Diebstahlsraten 
fluktuieren unabhängig voneinander. Ein-
drucksvoll ist der Vergleich auch in Hin-
blick auf die Stärke der jährlichen Schwan-
kungen, die während der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts häufig 20 bis 30 Pro-
zent oder sogar mehr betrugen, während 
sie in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts nie 10 Prozent überschritten. Die 
wirtschaftliche Entwicklung hat also nicht 
nur zu einer enormen Anhebung des 
Wohlstandsniveaus geführt, sondern sie 
hat auch kurzfristige Unsicherheiten be-
seitigt, die im 19. Jahrhundert in Verbin-
dung mit Armut eine wichtige Ursache für 
Eigentumskriminalität waren. u Abb 3

Dass die wirtschaftliche Entwicklung 
Deutschlands im 20. Jahrhundert die ab-

machten Verurteilungen wegen Diebstahls 
und Unterschlagung etwa zwei Drittel  aller 
Strafurteile aus, ab der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts und im 20.  Jahrhundert 
nahm ihr Anteil an den gericht lichen Fällen 
immer weiter ab, und zwar nicht nur, weil 
andere Delikte an Bedeutung zunahmen, 
sondern auch, weil die Verurteiltenrate bei 
Diebstahl selbst – wieder mit Ausnahme 
der Krisenjahre nach dem Ersten Welt-
krieg – langfristig rückläufig war. u Tab 2

Um ein Vielfaches häufiger war im 
19.  Jahrhundert der Holzdiebstahl, der 
Karl Marx als Beispiel für seine Kritik an 
der bürgerlich-kapitalistischen Besitzord-
nung und der Kriminalisierung der Unter-
schichten diente.9 Holzdiebstahl wurde 
nicht zu den Vergehen und Verbrechen 
gezählt, sondern lediglich als Übertre-
tung mit Geldstrafen geahndet. Im Vor-
märz und in den Krisenjahren der 1840er 
bis 1860er Jahre stieg die Rate der regis-
trierten Holzdiebstähle stark an. 

Bereits die Kriminalstatistiker des 
19.  Jahrhunderts wie Georg von Mayr 
 vermuteten einen engen und armutsbe-
dingten Zusammenhang zwischen den 
kurzfristigen Schwankungen der Dieb-
stahlsrate und der Preisentwicklung bei 
Grundnahrungsmitteln.10 Mit modernen 

u Abb 3 Jährliche Veränderung der Preise und Diebstahlsraten in Preußen (1849 –1878) 
und in der Bundesrepublik (1956 –1990) — in Prozent
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die quasi noch Handarbeit erforderten, zu 
eher an moderne Formen des Geschäftsle-
bens angepasster Betrugskriminalität re-
flektiert den sozialen Wandel von der In-
dustrie- zur Dienstleistungs gesellschaft 
mit veränderten Gelegenheitsstrukturen 
einschließlich des Internets. Die Cyber-
kriminalität zählt heute zu den großen 
Herausforderungen der Strafverfolgung. 

Gewaltkriminalität
Gewaltkriminalität und erst recht schwere 
Formen von Gewalt machen nur einen 
kleinen Anteil an der gesamten Kriminali-
tät aus. Während tödliche Gewalt auf-
grund geringer Definitionsspielräume, ei-
nes kleinen Dunkelfeldes und einer sehr 
hohen Aufklärungsrate als zuverlässiger 
Indikator der historischen Gewaltent-
wicklung gilt, hängt die Statistik nicht 
töd licher Gewaltformen wie Körperverlet-

zung und Raub sehr stark vom Anzeige-
verhalten und den Reaktionen von Polizei 
und Strafjustiz ab; beide unterliegen histo-
risch wandelbaren Bewertungsmustern 
von Gewalt.12 Im langfristigen historischen 
Wandel geht die Gewalt tendenziell zu-
rück, während die gesellschaftliche Sensi-
bilität gegenüber Gewalt steigt. In der 
Kriminalstatistik erkennt man jedoch 
mehrere Phasen drastischer Gewaltan-
stiege, die möglicherweise Folgen sozialer 
Umbrüche waren, wie schneller Urbani-
sierung und verstärkter Migration, die 
aber auch als Ausdruck sinkender Tole-
ranz gegenüber Gewalttaten und intensi-
vierter Strafverfolgung (vielleicht auch in 
Reaktion auf tatsächliche Gewaltwellen) 
gewertet werden können.13 u Tab 3

Diese Interpretation betrifft vor allem 
die Entwicklung der gefährlichen Körper-
verletzung, deren außergewöhnliche Zu-

u Tab 3 Gewaltdelikte

Verurteilte Delikte Opfer von Mord und Totschlag*

Mord und 
Totschlag

gefährliche 
Körper- 

verletzung
Raub Mord und 

Totschlag
gefährliche 

Körper- 
verletzung

Raub insgesamt männlich weiblich Säuglinge  
(< ein Jahr)

pro 100 000 Einwohner
x0433 x0434 x0435 x0436 x0437 x0438 x0439 x0440 x0441 x0442

Preußen / Deutsches Reich
1836 – 32,1 – – – – – – – –
1847 – 31,0 – – – – – – – –
1860 0,8 62,8 0,8 – – – – – – –
1873 0,9 76,3 1,4 – – – 2,1 – – –
1882 1,0 121,0 3,0 – – – 1,6 – – –
1890 0,8 177,0 2,8 – – – 0,9 – – –
1900 0,6 237,0 2,5 – – – 1,8 – – 13,4
1910 0,7 203,0 3,1 – – – 2,0 2,9 1,1 13,9
1920 1,3 79,0 4,5 – – – 3,2 4,8 1,8 13,6
1930 0,9 70,7 3,8 – – – 2,1 2,6 1,6 29,3
1938 0,7 24,8 2,4 – – – – – – –

Bundesrepublik /Alte Bundesländer
1954 – – – 1,8 51,1 6,8 – – – –
1960 0,5 28,1 4,2 2,0 52,3 10,4 0,9 1,1 0,6 7,9
1970 0,9 20,8 6,5 3,9 61,6 21,5 1,4 1,6 1,1 5,9
1980 1,3 26,8 10,4 4,4 106,4 39,3 1,1 1,2 1,1 5,3
1990 1,0 23,6 10,4 3,8 107,0 56,0 1,0 1,2 1,0 3,8

Deutschland
2000** 1,2 33,9 16,5 3,4 142,3 72,3 0,7 0,8 0,7 3,1
2010 0,9 41,4 14,6 2,7 174,7 58,9 0,6 0,6 0,6 2,7
2018*** 0,8 26,0 9,5 3,0 165,1 44,4 0,4 0,4 0,4 1,1

237
Personen pro 
100 000 Einwohner 
wurden 1900 wegen 
gefährlicher Körper-
verletzung verurteilt. 

bis 1930: Preußen, ab 1980: (Gesamt-)Deutschland 
Verurteilte: Alte Bundesländer 
Opfer von Mord und Totschlag 2017

* 
** 

***
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Abb 4: : Mord und Totschlag - Verurteiltenrate, Häufigkeitsziffer und Sterblichkeitsrate – pro 100 000 Personen strafmündige Bevölkerung bzw. Wohnbevölkerung

Abb 5: Verurteilte nach Sanktionsformen – in Prozent

In Abbildung 4 sind drei unterschied-
liche Indikatoren für die Entwicklung der 
Tötungsdelikte dargestellt, von denen die 
Todesursachenstatistik für den langfristi-
gen Trend die zuverlässigste ist. Jedoch 
unterschätzt diese Statistik die Zahl der 
Opfer von tödlicher Gewalt, unter ande-
rem weil das System der ärztlichen Lei-
chenschau in Deutschland unzureichend 
ist. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts fluktuierte die Rate der gewaltsa-
men Todesfälle etwa zwischen 1 und 2,5 
pro 100 000 Personen und stieg nur un-
mittelbar vor Beginn und nach Ende des 
Ersten Weltkriegs stark an. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg beschreiben die Todes-
ursachenstatistik, die Verurteiltenrate 
und die Häufigkeitsziffer auf unterschied-
lichem Niveau eine ähnliche Kurve, die 
zunächst bis in die 1970er Jahre nach oben 
und seit den 1990er Jahren wieder deutlich 
nach unten zeigt. Mit dem heutigen Wert 
von 0,5 hat Deutschland eine der weltweit 
niedrigsten Raten tödlicher Gewalt. Zu 
diesem Rückgang hat auch der Fortschritt 
der Notfallmedizin beigetragen. u Abb 4

Einen bedeutsamen Anteil an dem 
langfristigen Rückgang der tödlichen Ge-
walt hat auch die Entwicklung der Kinds-

tötungen. Noch heute sind die ersten Tage 
nach der Geburt die gefährlichsten des 
ganzen Lebens, mit einem im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung sechsfach höhe-
ren Risiko, umgebracht zu werden. Vor 
der Legalisierung von Abtreibungen und 
wegen der verbreiteten Stigmatisierung un-
ehelicher Geburten war die Tötung von 
Säuglingen durch ihre Mütter im 19. und 
frühen 20. Jahrhundert noch erheblich 
häufiger, mit Raten zwischen 15 und 20 
und in den 1920er Jahren sogar bis 40 pro 
100 000 Lebendgeborenen.

Die strafrechtliche Sanktionierung 
der Kriminalität
Der historische Wandel zeigt sich am deut-
lichsten in der Art und Weise, wie das 
Strafrechtssystem mit Delinquenten um-
geht. Die kriminalpolitische Entwicklung 
reicht von der Errichtung einer bürger-
lichen Strafjustiz mit rechtsstaatlichen 
Prinzipien und dem Primat des Gefängnis-
ses im 19. Jahrhundert über die Verirrun-
gen kriminalbiologischer Ansätze und der 
Radikalität nationalsozialistischer Straf-
exzesse bis zur Abrüstung des Strafenka-
talogs, der Ausweitung ambulanter Sank-
tionen und damit aber auch der sozialen 

nahme zwischen 1876 und 1900 auch einer 
Verschärfung des Strafgesetzbuches ge-
schuldet war. Ab 1876 musste jeder be-
kannt gewordene Fall als Offizialdelikt 
von Amts wegen verfolgt werden. Als die-
se Strafverfolgungspf licht 1918 wieder 
aufgehoben wurde, fiel die bereits seit der 
Jahrhundertwende im Sinken begriffene 
Rate auf das frühere Niveau zurück. Auch 
der zweite Anstieg der gefährlichen Kör-
perverletzungen seit den 1960er Jahren 
wird von Kriminologen teils auf eine stei-
gende Anzeigebereitschaft der Opfer zu-
rückgeführt. Raubdelikte spielten in der 
Kriminalstatistik bis in die 1960er Jahre 
kaum eine Rolle, bevor die Verurteilten-
rate auf das Fünffache und die polizeili-
che Häufigkeitsziffer auf das Zehnfache 
anstiegen. Ein Teil dieses Anstiegs kann 
mit der zunehmenden Beschaffungskri-
minalität von Drogenabhängigen erklärt 
werden. In den 1980er und 1990er Jahren 
wurden zudem vermehrt Kinder und Ju-
gendliche wegen des gegenseitigen „Ab-
ziehens“ von Kleidung und dem Raub von 
Mobiltele fonen strafrechtlich verfolgt. 
Aber auch dieses Delikt zeigt ebenso wie 
Diebstahl seit der Jahrtausendwende ei-
nen fallenden Trend.

u Abb 4	 Mord	und	Totschlag	–	Verurteiltenrate,	Häufigkeitsziffer	und	Sterblichkeitsrate	—	pro	100	000	Personen	 
der strafmündigen Bevölkerung bzw. Wohnbevölkerung
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Abb 4: : Mord und Totschlag - Verurteiltenrate, Häufigkeitsziffer und Sterblichkeitsrate – pro 100 000 Personen strafmündige Bevölkerung bzw. Wohnbevölkerung

Abb 5: Verurteilte nach Sanktionsformen – in Prozent

u Tab 4 Sanktionen und Gefangene

Sanktionen
Gefangene

Strafgefangene

Maßregel-
vollzug 

stationäre Sanktionen  
(unbedingte  Frei-

heits-/Jugendstrafe, 
Jugendarrest)

bedingte Strafen  
(Freiheits-/

Jugendstrafe  
zur Bewährung)

Geld - 
strafe

sonstige 
(ambulante 
Zuchtmittel, 
Erziehungs-
maßregel)

Todes- 
urteile

Hin- 
richtungen insgesamt männlich weiblich

% Anzahl pro 100 000 Einwohner

x0443 x0444 x0445 x0446 x0447 x0448 x0449 x0450 x0451 x0452
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1836 – – – – 30 7 – – – –

1847 – – – – 44 13 – – – –

1860 – – – – 62 12 – – – –

1871 – – – – 51 0 – – – –

1882 76,8 < 0,1 22,2 1,0 85 16 – – – –

1890 68,7 < 0,1 29,4 1,9 57 20 – – – –

1900 57,8 < 0,1 39,7 2,5 42 25 – – – –

1910 48,2 < 0,1 49,0 2,8 37 21 – – – –

1920 58,0 < 0,1 38,1 3,9 113 36 – – – –

1930 31,7 1,4 66,1 0,8 43 1 – – – –

1938 45,0 < 0,1 53,9 1,1 85 117 – – – –

1943 – – – – 5 336 5 336 – – – –

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1954 23,7 8,7 63,8 3,8 – – – – – –

1960 23,3 11,2 61,2 4,3 – – – – – –

1970 11,4 8,2 72,3 8,1 – – 75,2 155,9 4,5 9,2

1980 9,6 11,0 67,5 11,9 – – 82,6 169,6 5,4 6,3

1990 7,2 11,2 74,0 7,6 – – 72,8 146,3 5,6 6,8

2000 8,8 13,1 70,1 8,1 – – 86,6 172,1 6,6 8,4

Deutschland

2010 7,9 12,7 70,7 8,8 – – 84,8 165,2 8,5 13,4

2018 6,5 10,5 77,3 5,7 – – 70,4 135,3 7,9 –

u Abb 5 Verurteilte nach Sanktionsformen — in Prozent
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Abb 6: : Todesurteile und Exekutionen - absolute Häufigkeit
u Abb 6 Todesurteile und Exekutionen — Anzahl

Verurteilten, die entsprechend längere Frei-
heitsstrafen absitzen müssen. u Abb 5

Die Todesstrafe erscheint heute als ein 
Relikt aus grausamer Vergangenheit. Doch 
die letzte Hinrichtung in Deutschland 
fand noch 1981 in der DDR statt. Aber be-
reits in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts hatten einige deutsche Staaten die 
Todesstrafe abgeschafft, und in den 1860er 
und 1870er Jahren wurden nur sehr wenige 
Todesurteile vollstreckt, nachdem die Zahl 
der Exekutionen nach 1848 vorübergehend 
stark angestiegen war. Unmittelbar nach 
der Regierungsübernahme der Nationalso-
zialisten schnellte die Zahl der Hinrich-
tungen stark in die Höhe, und während 
des Zweiten Weltkriegs kam es zu einem 
beispiellosen staatlichen Gewalt exzess, 
dem nach realistischen Schätzungen mehr 
als 16 000 Zivilpersonen – die Hinrichtun-
gen der Militärjustiz nicht mitgerechnet – 
zum Opfer fielen. u Abb 6

Kontrolle im Zeichen liberaler Strafrechts-
reformen in der Nachkriegszeit. u Tab 4 

Dieser Wandel lässt sich in der gericht-
lichen Statistik der Strafsanktionen bei 
verurteilten Straftätern seit 1882 ab lesen. 
Wurden in den 1880er Jahren noch knapp 
80 Prozent der Verurteilten mit  einer Frei-
heitsstrafe sanktioniert, die auch tatsäch-
lich verbüßt werden musste, so ist dieser 
Anteil bis heute in mehreren Schritten auf 
unter 10 Prozent gefallen. An die Stelle 
des Gefängnisses sind Geldstrafen, Bewäh-
rungsstrafen und andere ambulante Sank-
tionen getreten. Hinzuzurechnen wäre die 
steigende Zahl der mit diversen Auflagen 
verbundenen Verfahrenseinstellungen. 
Dass die Rate der Strafgefangenen in 
Deutschland diesem Trend entsprechend 
nicht deutlich zurückgegangen ist, liegt 
an der quantitativen Zunahme der Straf-
täter und an der überproportionalen Zu-
nahme schwerer Straftaten durch diese 
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Datengrundlage

Den besten Überblick über Geschichte und Gegenwart der deutschen 
Kriminalstatistik bietet Wolfgang Heinz14, der auch das Konstanzer Inventar 
Kriminalitätsentwicklung (KIK) und Sanktionsforschung (KIS) aufgebaut 
hat.15 Grundsätzlich muss beachtet werden, dass alle Kriminalstatistiken 
von häufigen Änderungen der Rechtsnormen und Verwaltungsregeln 
 betroffen sind, die sich unterschiedlich stark auf die Entwicklung der Zeit-
reihen auswirken können. 

Die gerichtliche Verurteiltenstatistik bietet die längste historische Zeitreihe 
der Kriminalstatistik. Ab 1882 und letztmalig 1942 erschien die sogenannte 
Reichskriminalstatistik als Reihe in der Statistik des Deutschen Reiches. 
Im Jahresband 1927 wurden lange Zeitreihen ab 1882 veröffentlicht.  
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Reihe in der Bundesrepublik als 
Strafverfolgungsstatistik vom Statistischen Bundesamt weitergeführt, erst 
ab 2007 sind darin die neuen Bundesländer vollständig erfasst. Vor der 
Reichsgründung hatten bereits einzelne Länder Verurteiltenstatistiken ge-
führt; hier wird die preußische verwendet, deren Zeitreihen für die erste 
Hälfte des 19. Jahrhunderts von Dirk Blasius16 und für die zweite Hälfte 
von Wilhelm Starke17 veröffentlicht wurden. 

Die polizeiliche Kriminalstatistik der registrierten Straftaten und Tatver-
dächtigen wird seit 1953 vom Bundeskriminalamt für die Bundesrepublik 
und seit 1993 für das wiedervereinigte Deutschland herausgegeben, 
nachdem es den Jahren 1936 bis 1938 bereits erste Versuche gegeben 
hatte. Im Internet bietet das Bundeskriminalamt Zeitreihen ab 1987 an, 
der Zeitraum 1953 bis 2003 wird von Uwe Dörmann18 zusammengefasst. 
Ab 1963 wurden aus der polizeilichen Kriminalstatistik Straftaten im Straßen-
verkehr ausgeschlossen, ab 1984 wurden Tatverdächtige nur noch einmal 
 innerhalb eines Jahres gezählt; beide Änderungen führten zu deutlichen 
Einschnitten in den Zeitreihen. 

Eine umfassende Strafvollzugsstatistik der Gefängnisse gibt es in Deutsch-
land erst ab 1960 (ab 1992 für Gesamtdeutschland), da der Strafvollzug im 
Deutschen Reich in der Verantwortung der Länder blieb und selbst dort 
teils, wie zum Beispiel in Preußen, auf mehrere Ministerien aufgeteilt war. 
Von besonderem Interesse ist die Anwendung der Todesstrafe.  Da sich die 
amtliche Statistik im Nationalsozialismus und danach über die Zahl der Hin-

richtungen ausschwieg, ist man hier besonders auf historische Rekonstruk-
tionen wie auf die gründliche Arbeit von Bernhard Duesing19 angewiesen. 

Studien zur historischen Entwicklung der Gewaltkriminalität verwenden 
außerdem die Todesursachenstatistik, da sie unabhängig von der Straf-
verfolgung die Zahl der Opfer von absichtlicher tödlicher Gewalt zählt und 
nach Opfermerkmalen differenziert. Ein Teil der hier verwendeten Daten 
wurde aus der von Manuel Eisner20 aufgebauten Historical Homicide 
 Database übernommen, ein anderer Teil aus der preußischen Todesur-
sachenstatistik und ab 1960 aus der entsprechenden Reihe des Statistischen 
Bundesamtes entnommen, die schon ab 1980 gesamtdeutsche Zahlen 
enthält.

Für die DDR existieren keine ernstzunehmenden Kriminalstatistiken, da 
die Regierung aus ideologischen Gründen nicht an einer wahrheitsgetreuen 
Berichterstattung interessiert war. Die Anzahl der Todesurteile und Hin-
richtungen in der DDR wurden von Falco Werkentin21 und dem Bürger-
komitee Leipzig e. V.22 rekonstruiert. 

Angesichts niedriger Fallzahlen ist es in der Kriminalstatistik generell üblich, 
bevölkerungsbezogene Raten pro 100 000 Personen strafmündiger Bevöl-
kerung (bei Tatverdächtigen, Verurteilten und Inhaftierten) bzw. der 
Wohnbe völkerung (bei den Häufigkeitsziffern der polizeilich registrierten 
Straftaten) zu berechnen. Das Strafmündigkeitsalter wurde 1923 von 12 
auf 14 Jahre angehoben. Seit den 1980er Jahren werden in der polizei-
lichen Kriminalstatistik und der Strafverfolgungsstatistik täterbezogene Raten 
nur noch für deutsche Staatsangehörige anhand der deutschen Wohn-
bevölkerung berechnet, weil eine Rate für Nichtdeutsche durch Touristen, 
Durchreisende und Illegale, die nicht zur Wohnbevölkerung gehören, ver-
zerrt würde. Im Interesse der historischen Kontinuität werden hier jedoch 
ausschließlich einheitliche Raten aller Tatverdächtigen bzw. aller Verurteilten 
bezogen auf die gesamte Wohnbevölkerung in Deutschland berechnet.  
Die Bevölkerungszahlen werden aus den Kriminalstatistiken und aus demo-
grafischen Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes und des 
Deutschen Reiches bzw. Preußens entnommen. Daher weichen einige der 
hier dargestellten Raten für die vergangenen Jahrzehnte von der veröffent-
lichten Kriminalstatistik ab. 
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1989 ― 82,9 Prozent

1990 ― 37,6 Stunden

1933 ― 26,3 Prozent

2017 ― 41,2 Prozent

Erwerbstätigenquote  
in der DDR 1989 und in  
Deutschland 2000:

2000 ― 57,8 Prozent

Durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit  
in Bergbau, Industrie und Handwerk 
im Deutschen Bund 1850 und in der  
Bundesrepublik 1990:

1850 ― 82,5 Stunden

Anteil der Ausgaben für Wohnen an den Haus-
haltsausgaben insgesamt in der Bundesrepublik 
1952 und in Deutschland 2017:

1952 ― 23,9 Prozent

Arbeitslosenquote 
im Deutschen Reich 
1925 und 1933:

1925 ― 6,7 Prozent

10
Erwerbsarbeit, 
Lebensstandard 
und Konsum
Ulrich	Pfister	/	Toni	Pierenkemper1
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In modernen Marktgesellschaften bedürfen die Menschen zur 
Sicherung ihrer Lebensgrundlage regelmäßiger Einkommen. Diese 
erzielen sie in der Regel durch Erwerbstätigkeiten verschiedenster 
Art, in ihrer Mehrzahl durch Lohnarbeit. Ihr Lebensstandard hängt 
zu einem guten Teil von Art und Umfang der Güter und Dienste ab, 
die sie mit ihrem Einkommen erwerben können, das heißt von 
ihrem Konsum.

Die Höhe der Einkommen bestimmt in marktwirtschaftlich 
organisierten Ländern zu einem guten Teil die Lebensbedin-
gungen der einzelnen Bevölkerungsteile. Um Einkommen zu 
erzielen, müssen die Menschen arbeiten, und daher bieten 
der Grad der Ausschöpfung des Arbeitspotenzials der Bevöl-
kerung und deren Produktivität einen wesentlichen Rahmen 
für den jeweiligen „Wohlstand der Nation“. 

Erwerbstätigkeit und Beschäftigung
Die Anzahl der Menschen, die in einem bestimmten Territo-
rium leben, gibt einen ersten Hinweis auf das mögliche Ar-
beitspotenzial einer Gesellschaft. Aber nicht alle Mitglieder 
einer Volkswirtschaft können in gleichem Umfang zu pro-
duktiven, marktvermittelten Arbeitsleistungen hinzugezogen 
werden. Kinder müssen die für das Arbeiten erforderliche 
physische Kraft und nutzbringende Fähigkeiten sowie Kennt-
nisse erst erwerben. Im Zuge der Entwicklung des Arbeits-
schutzes wurde zudem ein Mindestalter für die Beschäftigung 
in gewerblichen Unternehmen eingeführt und über die Zeit 
hinweg sukzessive erhöht. Umgekehrt werden mit fortschrei-
tendem Alter die meisten Menschen zunehmend arbeitsunfä-
hig. Oft wird deshalb der Anteil der 15- bis 64-Jährigen an der 
Gesamtbevölkerung als Indikator für den Umfang des Ar-
beitskräftepotenzials verwendet. Seit den 1920er Jahren be-
wegt sich der Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
(Erwerbsfähigenquote) in einer engen Spanne zwischen 
64 und 70 Prozent. Bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts war 
er niedriger, in der Regel um 60 Prozent. Dies hängt mit dem 

starken Bevölkerungswachstum und der bis um 1900 noch 
hohen Säuglings- und Kindersterblichkeit zusammen, was 
beides den Anteil der unter 15-Jährigen steigerte. Mit dem 
Abschluss des sogenannten demografischen Übergangs in der 
Zwischenkriegszeit fielen diese Einflussfaktoren weg.2 Dass 
das Einkommen der Erwerbsfähigen über weniger vom Er-
werbseinkommen Abhängige verteilt werden musste, stellt be-
reits einen ersten Aspekt der Verbesserung des Lebensstan-
dards im frühen 20. Jahrhundert dar. Umgekehrt geht der ste-
tige Fall der Erwerbsfähigenquote seit den 1980er Jahren auf 
die Kombination geringen Bevölkerungswachstums mit einer 
stetigen Steigerung der Lebenserwartung einher; er zeigt die 
Alterung der Gesellschaft an. Damit sind Herausforderungen 
hinsichtlich der Finanzierung von Einkommenstransfers an 
die ältere, nicht mehr erwerbstätige Bevölkerung verbunden, 
die sich künftig verstärken werden. u Tab 1, Abb 1

Die Erwerbstätigenquote – das heißt der Anteil der tat-
sächlich einer Erwerbstätigkeit nachgehenden Personen an 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter – betrug 1890 etwa 
75 Prozent; der Anstieg in den beiden Jahrzehnten davor ist 
wohl überwiegend auf eine verbesserte Erfassung der Er-
werbstätigkeit zurückzuführen und damit inhaltlich nicht 
von Belang. Bis zum Vorabend des Zweiten Weltkriegs änder-
te sich der Wert dieser Maßzahl nicht nennenswert; die Welt-
wirtschaftskrise (1929–1932), die zu einer hohen Arbeitslo-
sigkeit führte (siehe unten), bewirkte spiegelbildlich in den 
frühen 1930er Jahren eine temporäre Verringerung der Betei-
ligung am Arbeitsmarkt. In der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
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Abb 3: Indizes der menschlichen Entwicklung (linke Skala) und Körpergrößen junger Männer (in cm, rechte Skala)

Abb 1 Beteiligung an Erwerbsarbeit – in Prozent

hunderts lag die Erwerbstätigenquote 
deutlich niedriger. Am Beginn der 1950er 
Jahre war primär der beträchtliche Anteil 
an Menschen, die aufgrund von Kriegsver-
letzungen nicht arbeitsfähig waren, dafür 
verantwortlich. In den folgenden Jahr-
zehnten trug die starke Expansion des 
Hochschulbesuchs durch junge Erwachse-
ne zu einer strukturellen Reduktion der 
Erwerbstätigenquote bei. Das Instrument 
der Frühpensionierungen zur Bewältigung 
des Strukturwandels bewirkte zeitweise 
eine zusätzliche Verminderung der Beteili-
gung am Arbeitsmarkt. Der Anstieg am 
Beginn des 21. Jahrhunderts steht unter 
anderem in Verbindung mit Arbeitsmark-
treformen, die den Druck bzw. den Anreiz 
zur Teilnahme am Arbeitsmarkt steigerten. 

Das um 2010 zu beobachtende Niveau 
der Erwerbstätigenquote wurde von der 
DDR allerdings schon in den 1980er Jah-
ren erreicht. Dabei unterschätzen die vor-
liegenden Daten das tatsächliche Niveau 
der Erwerbstätigkeit, weil die Beschäfti-
gung im umfangreichen Sicherheitsappa-
rat nicht berücksichtigt wird. Der Anstieg 
der Erwerbstätigenquote seit etwa 1970 

spiegelt die Entwicklungsstrategie der 
DDR, Wirtschaftswachstum angesichts 
sinkender Erträge von Neuinvestitionen 
durch möglichst umfassenden Ressourcen-
einsatz zu erzielen. Erreicht wurde die 
Ausweitung der Erwerbstätigkeit vor allem 
durch einen stärkeren Einbezug von Frau-
en in die außerhäusliche Arbeitswelt. Von 
1950 bis zur Wiedervereinigung stieg der 
Anteil von berufstätigen Frauen an allen 
Frauen (Frauenerwerbstätigenquote) im 
Alter von 15 bis 64 Jahren von 45  auf 
83 Prozent. In der alten BRD blieb sie da-
gegen bis etwa 1980 auf dem seit dem Be-
ginn des 20. Jahrhunderts beobachteten 
Niveau von etwa 45 Prozent.3 Zwar nahm 
nicht zuletzt im Gefolge des Zweiten Welt-
kriegs die Erwerbstätigkeit verheirateter 
Frauen ab den 1950er Jahren zu, aber dies 
kompensierte zunächst nicht die verrin-
gerte Präsenz junger Frauen am Arbeits-
markt, die nun eine wesentlich umfang-
reichere und längere Bildung erfuhren. 
Letztere stellte die Grundlage dafür dar, 
dass ab den 1980er Jahren die Erwerbstä-
tigkeit von Frauen nachhaltig expandierte 
und den tendenziellen Rückzug von Män-

nern aus dem Arbeitsmarkt, der teilweise 
im Zusammenhang mit Frühpensionie-
rungen stand, kompensierte.

Weitere Maßstäbe, die Auskunft über 
die Ausschöpfung des Erwerbspotenzials 
einer Gesellschaft zu geben vermögen, bie-
ten die Arbeitslosenquote und in einge-
schränkter Weise auch die Streikintensität. 
Von „Arbeitslosigkeit“ kann man sinnvol-
lerweise erst sprechen, wenn Erwerbsar-
beit als Kategorie eindeutig bestimmbar 
ist. Das war in Deutschland in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts zunehmend 
möglich. Zuvor lässt sich die Unterauslas-
tung des Erwerbspotenzials einer Gesell-
schaft besser als „Unterbeschäftigung“ be-
schreiben.4 Auch Streiks sind ein Phäno-
men, das erst nach der Entwicklung 
moderner Lohnarbeitsmärkte sinnvoll zu 
definieren ist. Gleichwohl stellt deren Er-
fassung und Messung bis heute ein gravie-
rendes methodisches Problem dar.5

Im Kaiserreich fluktuierte die Arbeits-
losenquote zwischen 0 und 7 Prozent. Das 
lässt darauf schließen, dass der Arbeits-
markt relativ gut funktionierte und die 
kurzfristigen, durch Konjunktureinbrüche 

u Abb 1 Beteiligung an Erwerbsarbeit — in Prozent
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Erwerbsfähigen-
quote

Erwerbstätigenquote* Anteil der Beschäftigten  
nach Sektoren

verlorene Arbeitstage  
durch Streiksins- 

gesamt Frauen Männer Primärer 
Sektor

Sekundärer 
Sektor

Tertiärer 
Sektor

Arbeits- 
losen- 
quote

% Anzahl

x0453 x0454 x0455 x0456 x0457 x0458 x0459 x0460 x0461
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1846 59,1 – – – 56,8 23,3 20,0 – –

1855 59,5 – – – 53,9 25,4 20,7 – –

1867 58,2 – – – 51,5 27,1 21,4 – –

1882 – – 37,5 95,5 48,4 29,6 22,0 – –

1895 61,0 73,4 37,4 95,0 41,8 34,0 24,2 2,8 –

1907 – – 45,9 95,2 35,1 38,4 26,5 1,6 6 205 000

1925 68,4 74,9 48,9 95,3 31,5 40,1 28,4 6,7 4 025 000

1933 69,8 71,9 48,0 93,9 33,9 32,6 33,5 26,3 –

1939 68,8 74,8 49,8 95,6 27,4 40,9 31,7 – –

Bundesrepublik

1950 67,1 68,7 44,4 93,5 24,3 42,1 33,6 10,4 380 121

1960 – 67,2 47,2 90,3 13,6 47,6 38,0 1,3 37 723

1970 63,6 68,6 45,9 87,7 8,6 46,4 44,9 0,7 93 203

1980 66,7 66,6 48,3 82,5 5,3 41,1 53,6 3,8 –

1989 69,6 67,3 50,3 77,4 3,8 36,8 59,4 7,9 100 409

DDR

1950 63,3 61,8 44,6 83,2 – – – – –

1960 60,9 73,3 62,2 85,8 17,0 48,7 34,3 – –

1970 57,2 79,5 75,6 83,5 12,8 51,2 36,0 – –

1980 62,7 78,5 78,9 78,2 10,7 51,5 37,8 – –

1989 64,5 80,8 82,9 78,9 10,8 50,1 39,5 – –

Deutschland

2000 67,8 65,3 57,8 72,7 2,5 29,1 68,4 8,0 10 776

2010 66,0 71,3 66,2 76,3 1,6 24,4 74,0 6,9 24 501

2018 64,9 75,9 72,1 79,7 1,4 24,1 74,5 3,4 570 808

bedingten Anstiege der Arbeitslosigkeit 
sehr schnell überwunden wurden. Insge-
samt signalisieren diese Zahlen eine weit-
gehende Ausschöpfung des männlichen 
Erwerbspotenzials bis zum Ersten Welt-
krieg, was angesichts einer dynamisch 
wachsenden Wirtschaft nicht besonders 
überrascht. Die Zwischenkriegszeit war hin-
gegen von schweren Wirtschaftskrisen ge-
prägt. In der Stabilisierungskrise (1923/24) 
sowie während der Weltwirtschaftskrise 

(1929–1932) stieg die Arbeitslosenquote 
gewaltig an und erreichte im Jahr 1932 
mit etwa 30 Prozent einen nie gekannten 
Höhepunkt. Auch nach dem Zweiten 
Weltkrieg blieb die Arbeitslosenquote zu-
nächst mit über 10 Prozent außerordent-
lich hoch. Doch innerhalb eines Jahrzehnts 
gelang es, die Arbeitslosigkeit gänzlich 
abzubauen und einen Zustand herbeizu-
führen, der gelegentlich als „Überbeschäf-
tigung“ bezeichnet wurde. Ab Mitte der 

1970er Jahre baute sich in der Bundesrepu-
blik in den jeweiligen Konjunkturzyklen 
ein neuer und wachsender Sockel von Ar-
beitslosigkeit auf, der Ende der 1990er 
Jahre einen Höhepunkt mit über 10 Pro-
zent Arbeitslosenquote und über 5 Millio-
nen Arbeitslosen erreichte.6 Die Flexibilisie-
rung des Arbeitsmarktes und ein Rückbau 
des „Normalarbeitsverhältnisses“ haben 
wesentlich zum Abbau der Arbeitslosig-
keit im neuen Jahrhundert beigetragen.

u Tab 1 Erwerbstätigkeit und Beschäftigung

DDR: Berufstätigenquote*
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Reflektiert der Grad der Arbeitslosig-
keit den Umfang unfreiwilliger Unteraus-
lastung des Arbeitspotenzials, so reduzie-
ren Streiks seitens der Beschäftigten frei-
willig den Arbeitseinsatz.7 Blickt man auf 
die Häufigkeit von Streikaktivitäten, so 
findet die ältere Auffassung, dass darin die 
soziale Entwurzelung und Verelendung 
der Arbeiterschaft ihren adäquaten Aus-
druck fand, nur wenig Unterstützung. 
Vielmehr scheint, dass es „die besser ver-
dienenden, ansässigen, durch engen beruf-
lichen Zusammenhang geprägten und 
qualifizierten Arbeiter sind, die die größte 
Streikbereitschaft zeigen“.8 Diese nutzten 
vor allem günstige konjunkturelle Phasen, 
um ihren Forderungen durch Streik Nach-
druck zu verleihen. Darüber hinaus präg-
ten auch politische Ereignisse die Streik-
häufigkeit, wie das in Deutschland in Fol-
ge der revolutionären Unruhen nach dem 
Ersten Weltkrieg der Fall war. 

Nicht nur der Umfang, sondern auch 
die sektorale Struktur der Erwerbstätigkeit 
veränderte sich über die Zeit hinweg.9 
Wahrscheinlich waren um 1830 noch ge-
gen 60 Prozent der aktiven Bevölkerung in 
der Landwirtschaft beschäftigt, um 1870 
noch die Hälfte. Der Schutz der inländi-
schen Landwirtschaft durch Schutzzölle 
und andere Maßnahmen verlangsamte ab 

1880 den Strukturwandel im Vergleich zu 
Nachbarländern mit einer liberalen Au-
ßenwirtschaftspolitik (Großbritannien, 
Niederlande, Dänemark). 1950 waren in 
der BRD immer noch ein knappes Viertel, 
in der DDR wohl ein etwas höherer Anteil 
der Beschäftigten in der Landwirtschaft tä-
tig. Vor dem Hintergrund einer durchgrei-
fenden Mechanisierung und der Öffnung 
von Agrarmärkten zunächst innerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft re-
duzierte sich der Anteil der in der Land-
wirtschaft Beschäftigten in der BRD bis in 
die frühen 1980er Jahre auf 5 Prozent; seit 
2007 beträgt er unter 2 Prozent.u Abb 2

Der Anteil der im verarbeitenden Ge-
werbe Tätigen stieg wohl seit dem späten 
17. Jahrhundert stetig an, im 19. Jahrhun-
dert gestützt durch die Industrialisierung 
und die Globalisierung, in deren Verlauf 
sich Deutschland zu einem führenden 
Standort für die Produktion von komple-
xen fähigkeits- und wissensintensiven In-
dustriegütern, insbesondere Maschinen 
und Fahrzeugen, entwickelte. Mit etwa 
48  Prozent erreichte der Industriesektor 
in den 1960er Jahren den höchsten Anteil 
an den Beschäftigten. Seither hat er sich 
verringert, bleibt aber mit knapp einem 
Viertel in den 2010er Jahren im internati-
onalen Vergleich immer noch hoch. 

Bereits in den 1970er Jahren übertraf 
die Beschäftigung im Dienstleistungssek-
tor diejenige im Industriesektor; seit 2007 
konzentrieren sich mehr als drei Viertel 
aller Beschäftigten auf diesen Sektor. Dies 
hängt nur teilweise mit der Auslagerung 
an industriellen Arbeitsplätzen in aufstre-
bende Volkswirtschaften im Zuge der 
zweiten Globalisierungswelle ab den 
1980er und 1990er Jahren zusammen. Da-
r über hinaus geht der langfristige Struk-
turwandel zum Dienstleistungssektor ins-
besondere darauf zurück, dass sich mit 
steigendem Einkommen die Konsum-
nachfrage zu Dienstleistungen – wie Gas-
tronomie, Tourismus, Gesundheit, Bil-
dung (siehe unten zu Konsum) – verlagert 
und dass gleichzeitig in den meisten 
Branchen des Dienstleistungssektors der 
technische Fortschritt weniger rasch ver-
läuft als im Industriesektor.

Lebensstandard
Der Lebensstandard lässt sich als aggre-
gierter Nutzen definieren, den eine Per-
son durch den Verbrauch von Gütern er-
zielt, die sie dank ihres Einkommens und /
oder dank von Transfers erworben hat. 
Einkommen erscheint hier als wichtige 
Inputgröße des Lebensstandards, der 
Konsum als wichtige Outputgröße, wes-

u Abb 2 Anteil der Beschäftigten nach Sektoren — in Prozent
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Historical Index of Human Development
glücksökonomisch modifizierter  

Human Development Index
Körpergröße 

von jungen Männern

cm

x0462 x0463 x0464

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1840 – – 166,6

1850 – – 163,8

1870 0,216 – 166,9

1880 0,233 – 167,9

1890 0,266 – 168,6

1900 0,294 – 169,2

1910 0,318* – 170,5

1920 – 0,292 173,3

1930 0,370** 0,333 174,0

1940 0,406*** 0,241**** 175,2

Bundesrepublik  / Alte Bundesländer

1950 0,428 0,417 176,8

1960 0,471 0,471 178,9

1970 0,517 – 179,4

1980 0,559 – 180,5

1990 0,595 – –

Deutschland

2000 0,676 – –

2010 0,742 – –

2015 0,797 – –

nen Einkommens unterstützen, insbeson-
dere ein ausgebautes Bildungssystem, aber 
auch politische Institutionen, die die Inte-
grität von Individuen schützen und für 
alle zugängliche Märkte schaffen.10

Der Lebensstandard stellt somit ein 
zahlreiche Aspekte umfassendes Konzept 
dar, sodass er in der Praxis schwer zu 
messen ist, zumal über lange Zeiträume 
hinweg. Ein verbreitet verwendetes, der 
beschränkten Datenverfügbarkeit ange-
passtes Maß ist der Human Development 
Index (HDI). Er berücksichtigt den Bil-
dungsstand der Bevölkerung eines Lan-
des als wichtige capability, das Inlands-
produkt pro Kopf als Indikator für das 
Einkommen und die Lebenserwartung 
bei Geburt als Indikator für den Gesund-
heitszustand. Die drei Variablen werden 

halb diese beiden Gegenstände in den bei-
den folgenden Abschnitten dieses Kapi-
tels gesondert behandelt werden. Nun ist 
Konsum nicht Selbstzweck, sondern er 
muss „Nutzen“ stiften. Diesen abstrakten 
Begriff hat Amartya Sen mittels der Kate-
gorie der functionings konkretisiert: Der 
Güterverbrauch muss zu einer angemes-
senen Lebensführung beitragen, die auch 
den Ernährungszustand, gute Gesundheit, 
die Vermeidung von Krankheit und frü-
hem Tod, Glücksgefühl und ein positives 
Selbstwertgefühl umfasst. Um eine ange-
messene Lebensführung zu erreichen, 
müssen Menschen über darauf gerichtete 
Fähigkeiten – capabilities – verfügen. 
Über das Einkommen hinaus schließen 
diese Fähigkeiten weitere Inputfaktoren 
ein, die die Gewinnung eines angemesse-

gleich gewichtet; der Maximalwert des 
HDI ist 1. u Tab 2, Abb 3

Der Historical Index of Human De-
velopment (HIHD) zeigt eine speziell für 
die Gewinnung langer Reihen über zahlrei-
che Länder hinweg entwickelte Variante 
des HDI. Von 1870 bis 2015 entwickelte er 
sich sehr stetig mit einer jährlichen Zunah-
me von 0,86 Prozent. Diese Wachstumsrate 
ist etwas geringer als diejenige der Wirt-
schaftsleistung; der Lebensstandard verbes-
serte sich weniger stark, als es die Entwick-
lung der Menge materieller Güter nahele-
gen würde. Dennoch verdoppelte sich der 
HIHD zwischen 1870 und den frühen 
1950er Jahren und stieg zwischen 1950 und 
2015 um weitere 86 Prozent.

Der HDI basiert auf objektiven Grö-
ßen, das Konzept des Lebensstandards 

u Tab 2 Wohlstand und Lebensqualität

* 1913, ** 1929, *** 1938, ****1939
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zielt dagegen auf den subjektiven Nutzen, 
den Individuen aus verbrauchten Gütern 
ziehen. Eine neuere, an der sogenannten 
Glücksökonomik ausgerichtete Forschung 
hat deshalb den HDI dahingehend modifi-
ziert, dass die einzelnen Variablen nach 
Maßgabe der festgestellten Präferenzen 
gewichtet werden. Auch wird eine größere 
Zahl an Variablen berücksichtigt, darun-
ter Indikatoren der politischen Freiheit. 
Da Präferenzen in früheren Generationen 
schwierig zu messen sind, ist die Aussage-
kraft solcher modifizierter HDIs begrenzt. 
Zentraler Unterschied zwischen dem ur-
sprünglichen HDI und den glücksökono-
misch modifizierten HDIs ist das deutlich 
höhere Gewicht von Gesundheitsvariablen 
in den Letzteren, in der Regel über 50 Pro-
zent. Modifizierte HDIs messen somit den 
Lebensstandard unter der Annahme, dass 
gegenwärtige und historische Bevölkerun-
gen Gesundheit in der Einschätzung des 
eigenen Lebensgefühls ein höheres Ge-
wicht beimessen als der Versorgung mit 
materiellen Gütern. Für Deutschland wur-
de bisher erst für die Zeit von 1920 bis 
1960 ein glücksökonomisch modifizierter 
HDI konstruiert, der auch Veränderungen 

im Ausmaß politischer Freiheit berück-
sichtigt. Er weist für die Jahre 1933 bis 
1939 deutlich niedrigere Werte auf als der 
HIHD, zeigt also eine deutliche Wohl-
fahrtseinbuße im Gefolge der nationalso-
zialistischen Diktatur und der mit ihr ein-
hergehenden Marktlenkung. Aber auch 
der Unterschied zwischen den 1920er und 
den 1950er Jahren ist in der modifizierten 
Variante etwas größer. Dies legt nahe, dass 
die qualitative Verbesserung der Gesund-
heitsversorgung und der Ernährung zent-
rale Aspekte für die Verbesserung des Le-
bensstandards im 20. Jahrhundert dar-
stellten.

Körpergrößen junger Erwachsener 
weisen einen engen Zusammenhang mit 
Gesundheitsindikatoren auf. Aus Listen 
von Rekruten und Gefängnisinsassen, de-
ren Körpergröße gemessen wurde, können 
deshalb Hinweise auf die Gesundheit we-
nigstens von Männern, seltener von Frau-
en, auch im vorstatistischen Zeitalter ge-
wonnen werden. Von den 1850er Jahren 
bis um 1980 stieg die Körpergröße von 
deutschen Männern sehr stetig an, mit 
starken Zuwächsen im ersten Viertel des 
20. Jahrhunderts und der frühen Nach-

u Abb 3 Indizes der menschlichen Entwicklung (linke Skala) und Körpergrößen junger Männer (in cm, rechte Skala)
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Abb 1 Beteiligung an Erwerbsarbeit – in Prozent
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kriegszeit sowie einer tendenziellen Stag-
nation dazwischen. Dies ist konsistent mit 
den Befunden zu den verschiedenen Vari-
anten des HDI. Vom Beginn des 19. Jahr-
hunderts bis in die 1850er Jahre vermin-
derten sich dagegen die Körpergrößen 
junger Männer. Ursache war eine Abfolge 
von wetterbedingten, zunehmend schwerer 
werdenden Versorgungskrisen (1831/32, 
1846/47, 1853–1856), möglicherweise ver-
stärkt durch ungünstige sanitäre Verhält-
nisse in den entstehenden Industrierevieren.

Die Lebensstandardforschung bezieht 
sich in der Regel auf die gesamte Bevölke-
rung eines Landes oder einer Region. Es 
existieren deshalb keine langen Reihen zur 
sozialen Ungleichheit hinsichtlich des Le-
bensstandards. Dieses Buch beschränkt 
sich vor diesem Hintergrund auf eine Dar-
stellung der Entwicklung der Einkom-
mensungleichheit (Kapitel 23) und einiger 
Aspekte der Lohnungleichheit (siehe fol-
genden Abschnitt).

Einkommen und Löhne
Das Einkommen stellt wie erwähnt eine 
wichtige Inputgröße des Lebensstandards 
dar; seine bedeutendste Komponente ist 
das Arbeitseinkommen. 1851 bis 1913 
machte es 65  Prozent am Volkseinkom-
men aus. 1925 bis 1935 betrug diese soge-
nannte Lohnquote gut 70 Prozent, in der 
alten BRD zeitweise noch mehr; 1974 bis 
1980 wurde mit gut 80 Prozent ein Maxi-
mum erreicht. Wie in anderen Ländern ist 
die Lohnquote in den Jahrzehnten danach 
gefallen; in den 2010er Jahren bewegte sie 
sich wieder um 70 Prozent. Die Bedeutung 
des Arbeitseinkommens ergibt sich weiter 
daraus, dass die Mehrzahl aller Erwerbs-
tätigen einer unselbstständigen Erwerbs-
tätigkeit als Arbeiterinnen und Arbeiter, 
Angestellte oder Beamtinnen und Beamte 
nachgehen. Zwar waren 1882 noch zwei 
Fünftel aller Erwerbstätigen selbstständig 
oder halfen im Familienbetrieb mit. Über-
wiegend waren dies aber Kleinbetriebe in 
Landwirtschaft, Gewerbe und Einzelhan-
del, sodass auch hier meistens das Arbeits-
einkommen dominierte. Das allgemein 
geltende Lohnniveau übte zudem einen 
Einfluss darauf aus, ob sich Selbstständig-

keit überhaupt lohnte. Bis 1950 sank der 
Anteil der Selbstständigen und ihrer mithel-
fenden Familienmitglieder nur langsam auf 
30 Prozent, um dann bis 1980 drastisch auf 
etwa 12 Prozent zu fallen; seither bewegt er 
sich zwischen 10 und 12 Prozent.u Tab 3 

Vor diesem Hintergrund stellt der Real-
lohn von außerhalb der Landwirtschaft Be-
schäftigten ein zentrales Maß für die Men-
ge an Ressourcen dar, die Menschen für die 
Bedarfsdeckung einsetzen können. „Real“ 
meint, dass in Euro oder Mark ausbezahlte 
sogenannte Nominallöhne um Veränderun-
gen der Konsumgüterpreise bereinigt wer-
den. Die resultierende Größe ist meistens 
dimensionslos und wird hier als auf 1913 = 
100 normalisierten Index angegeben. Die 
erfassten Kategorien von Erwerbsarbeit 
weiten sich über die Zeit hinweg stark aus. 
Bis 1850 beziehen sich die Angaben auf un-
gelernte männliche Arbeiter im städtischen 
Baugewerbe, ab 1990 auf die Beschäftigten 
in Industrie und Dienstleistungen.

Von den frühen 1820er Jahren bis 1855 
sank der Reallohn, was mit der Entwick-
lung der Körpergrößen übereinstimmt und 
wie erwähnt wohl primär auf Witterungs-
faktoren zurückzuführen ist. In der Folge-
zeit erholte er sich, aber noch um 1880 war 
er nicht höher als um 1820. Die erste Phase 
der Industrialisierung verbesserte somit 
den Lebensstandard der Bevölkerung noch 
nicht in erkennbarer Weise. Erst in den 
1880er Jahren begann ein nachhaltiger  
Anstieg der Reallöhne über das im frühen 
16. Jahrhundert geltende Niveau. 1925  
bis 1930 legten sie um ein Viertel über das 
1913 erreichte Niveau zu. Der Anstieg bis 
1928 hängt möglicherweise mit hoher Ge-
werkschaftsmacht und der staatlichen 
Zwangsschlichtung von Tarifstreitigkeiten 
zusammen, und er ging mit einer beträchtli-
chen Sockelarbeitslosigkeit einher (siehe Ar-
beitslosigkeit oben).11 In der nachfolgenden 
Weltwirtschaftskrise brachte die Kombina-
tion aus einem raschen Rückgang des Preis-
niveaus und langen Intervallen zwischen 
Neuaushandlungen von Lohntarifen relativ 
hohe und stabile Reallöhne und zugleich 
eine enorm hohe Arbeitslosigkeit hervor. 
Von 1950 bis zu den ersten Jahren nach der 
Wiedervereinigung stieg der Reallohn etwa 

30
Prozent aller 
Erwerbs tätigen  
waren 1950  
selbstständig oder 
halfen im Familien-
betrieb mit.

12
Prozent  
waren es 
1980.
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Lohnquote
Anteil der Selbststän-

digen und mithelfenden 
Familienangehörigen 

an den Erwerbstätigen

Reallohn männlicher 
Arbeiter außerhalb 
der Landwirtschaft 

(1913=100)

durchschnittliche 
Arbeitszeit im Bergbau 

und in Industrie und 
Handwerk

Einkommen der 
Angestellten relativ 
zu demjenigen der 

Arbeiter

Fähigkeitsprämie

% Stunden pro Woche %
x0465 x0466 x0467 x0468 x0469 x0470

Deutscher Bund / Deutsches Reich
1830 – – 56,5 – – 63,5

1850 – – 62,7 82,5 – 57,9

1860 64,7 – 58,1 – – 58,0

1870 64,0 – 60,4 – – 45,7

1880 67,5 – 58,0 – – 60,3

1890 65,7 – 74,6 – 197,8 –

1900 63,1 – 87,3 – 187,1 –

1910 65,5 – 93,3 – 163,0 –

1925 69,8 33,7 103,1 50,5 123,7 –

1933 74,0 32,7 115,6 43,0 146,2 –

1939 – 30,2 120,9 48,5 158,8 –

Bundesrepublik

1950 78,8 29,9 133,8 48,1 119,5 31,0

1960 73,3 22,6 219,2 44,4 115,8 24,2

1970 77,1 17,6 377,6 41,8 127,1 25,2

1980 80,1 12,1 469,5 39,4 133,6 25,2

1990 73,0 10,8 515,2 37,6 – 23,5

Deutschland

2000 73,3 10,8 542,5 – – –

2010 66,8 11,5 531,2 – – 29,8

2018 – 9,9 583,9 – – 35,6

u Tab 3 Löhne und Arbeitszeit

um den Faktor  4, um danach bis in die 
frühen 2010er Jahre zu stagnieren. Auf-
grund des Anstiegs der Lohnquote waren 
die Lohn- und Gehaltsempfangenden die 
Hauptprofiteure des einmalig starken 
Wirtschaftswachstums.u Abb 4

 Ab 1950 beziehen sich die Daten auf 
Monatslöhne von Vollzeitbeschäftigten. 
Stundenlöhne stiegen von den 1950er bis 
in die 1980er Jahre noch stärker als Mo-
natslöhne, denn die wöchentliche Ar-
beitszeit verringerte sich von 48 auf 
38 Stunden im Jahr 1989, um seither etwa 
auf diesem Niveau zu verharren. Bereits 
1918 gab es Bestrebungen zur Einführung 
der 48-Stunden-Woche, die aber 1923 
scheiterten; abgesehen von der Zeit der 
Weltwirtschaftskrise arbeiteten die meis-

ten Vollzeitbeschäftigten danach um die 
50  Stunden pro Woche. Im frühen 
20. Jahrhundert betrug die wöchentliche 
Arbeitszeit in der Industrie knapp 
60 Stunden; für die Mitte des 19. Jahrhun-
derts wird vermutet, dass viele Menschen, 
soweit sie nicht unterbeschäftigt waren, 
300 Tage im Jahr 12 Stunden und damit 
um die 72 Stunden pro Woche gearbeitet 
haben. Die Entstehung und Ausweitung 
eines Zeitfensters, das nicht für das Ar-
beiten aufgewendet werden musste, stellt 
neben der Einkommenssteigerung die 
Grundlage für die Bildung einer Massen-
konsumgesellschaft dar (siehe folgender 
Abschnitt).

Zwischen verschiedenen Kategorien 
von Arbeitskräften bestanden und beste-

hen erhebliche Unterschiede bezüglich der 
Löhne und Gehälter. Tabelle 3 enthält An-
gaben zu zwei wichtigen Aspekten von 
Lohnungleichheit, nämlich zum Lohnab-
stand zwischen Arbeitern und Angestell-
ten und zur sogenannten Fähigkeitsprämie. 
1890 betrug das Einkommen von Ange-
stellten 197,8 Prozent und damit rund das 
Doppelte desjenigen von Industriearbei-
tern. Am Beginn des 20. Jahrhunderts be-
gann der Lohnabstand zwischen diesen 
beiden Gruppen zurückzugehen. Nachdem 
Angestellte bereits im Ersten Weltkrieg 
und in den 1920er Jahren zeitweise weni-
ger als ein Viertel mehr verdient hatten als 
Arbeiterinnen und Arbeiter, stabilisierte 
sich der Abstand in den 1930er Jahren bei 
etwa der Hälfte. In der frühen Bundesre-
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Abb 4: Reallohnindex  (1913 = 100)

Abb 5 Anteil einzelner Güterkategorien an den Haushaltsausgaben – in Prozent: Reallohnindex  (1913 = 100)

u Abb 4 Reallohnindex — 1913 = 100

publik lag er zeitweise unter ein Fünftel; 
die Angleichung der materiellen Lebensbe-
dingungen in der Ära des Massenkonsums 
zwischen verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen geht teilweise auf diese Verringe-
rung der Lohnungleichheit zurück (siehe 
nächsten Abschnitt). Seit den 1980er Jah-
ren stieg der Lohnabstand zwischen Ange-
stellten und Arbeitern wieder; im frühen 
21.  Jahrhundert betrug das Einkommen 
der Angestellten rund 140 Prozent desjeni-
gen der Arbeiter.

Die Fähigkeitsprämie (skill premium) 
entspricht dem Mehrverdienst von gelern-
ten Arbeitskräften gegenüber ungelernten 
Arbeitskräften in Prozent. Sie bildet somit 
die Rente einer Berufsausbildung ab und 
wird durch das Angebot von und die Nach-

frage nach Humankapital beeinflusst. Die 
derzeitige Datenlage ist lückenhaft und die 
Bezugsgröße verändert sich über die Zeit 
hinweg. Die Angaben seit 1950 vergleichen 
die Monatslöhne gelernter und ungelernter 
Arbeitskräfte im produzierenden Gewerbe, 
diejenigen zum 19. Jahrhundert die Löhne 
von Handwerkern im städtischen Bauhand-
werk und Handlangern. Dass die Bauhand-
werker zum Teil auch Meister umfassen, er-
klärt wohl zum Teil das im Vergleich zur 
Zeit ab 1950 höhere Niveau der für das 
19.  Jahrhundert gemessenen Werte, denn 
sie schließen möglicherweise auch einen 
Unternehmerlohn ein. Trotzdem gilt es 
festzuhalten, dass der Wert von rund 
60 Prozent bis 1885 etwa demjenigen ent-
sprach, der sich in West- und Nordwesteu-

ropa während der Frühen Neuzeit beob-
achten ließ; in den Ländern Ostmitteleuro-
pas und Südeuropas lag er tendenziell 
höher. Knappheit an Humankapital stellte 
in dieser Perspektive kein Hindernis für 
die wirtschaftliche Entwicklung Deutsch-
lands im 19. Jahrhundert dar.12 

In den 1950er Jahren sank die Fähig-
keitsprämie zunächst. Möglicherweise wa-
ren in der frühen Nachkriegszeit auf die 
Friedenswirtschaft bezogene Fähigkeiten 
knapp und mussten erst wieder aufgebaut 
werden, was die Knappheit an Humanka-
pital mit der Zeit wiederum verringerte. 
Ebenfalls zu beachten ist, dass bei der Im-
migration aus der DDR gut qualifizierte 
Arbeitskräfte einen überdurchschnittli-
chen Anteil hatten, sodass sich die Aus-
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stattung der westdeutschen Bevölkerung 
mit Humankapital verbesserte. Seit 1990 
nimmt die Fähigkeitsprämie wieder zu. 
Dies spiegelt den Sachverhalt wider, dass 
sich die BRD im Zuge der zweiten Welle 
der modernen Globalisierung ab den 
1980er Jahren nochmals verstärkt auf die 
Produktion fähigkeits- und wissensbasier-
ter Erzeugnisse spezialisierte und umge-
kehrt arbeitsintensive Produkte vermehrt 
importierte, was zulasten der Arbeits-
marktchancen Geringqualifizierter ging.

Konsum
Konsum bezieht sich hier in einem engen 
Sinn darauf, wie Haushalte ihr Einkom-
men auf Käufe unterschiedlicher Pro-
duktarten verwenden. Um den langfristi-
gen Wandel der Konsumstruktur zu ver-
stehen, ist es nützlich, sich des Konzeptes 
der Einkommenselastizität der Nachfrage 
zu bedienen. Letztere besagt, um wie viel 
Prozent sich der Konsum eines Guts ver-
ändert, wenn das Einkommen um ein 
Prozent steigt. Gemäß dem 1857 erstmals 
beschriebenen Engelschen Gesetz13 weisen 
Güter des Grundbedarfs eine Einkom-
menselastizität von kleiner als 1 auf – 
wenn sich das Einkommen einer jungen 
Erwachsenen verdoppelt (zum Beispiel 
weil sie von einer Teilzeit- auf eine Voll-
zeitstelle gelangt), wird sie nicht doppelt 
so viel Brot und Kartoffeln essen wie bis-
her, sondern allenfalls ein bisschen mehr. 
Ein erheblicher Teil des zusätzlichen Ein-
kommens wird wohl vielmehr auf eine 
größere Wohnung oder ein neues Auto 
verwendet – Güter des gehobenen Bedarfs 
weisen somit eine Einkommenselastizität 
von über 1 aus, und mit steigenden Ein-
kommen steigt ihr Ausgabenanteil auf 
Kosten von Gütern des Grundbedarfs.

Angaben zur Konsumstruktur bezie-
hen sich überwiegend auf Haushalte von 
Arbeitern und Angestellten; Haushalte der 
Oberschicht werden in der Regel nicht be-
rücksichtigt. Um die Mitte des 19. Jahr-
hunderts gaben die Haushalte der breiten 
Bevölkerung außerhalb der Landwirt-
schaft wohl gegen die Hälfte ihres Ein-
kommens für Nahrungsmittel aus; dieser 
Anteil schrumpfte erst mit dem Übergang 

zum 20.  Jahrhundert in erkennbarem 
Ausmaß. Dies hängt damit zusammen, 
dass die vor allem ab 1880 beginnende 
Einkommenssteigerung zunächst für den 
Kauf höherwertiger Nahrungsmittel ge-
nutzt wurde – Fleisch und Weizenbrot 
statt Grütze, Hülsenfrüchte und Roggen-
brot. Spielräume für den vermehrten Kon-
sum von Produkten, die nicht der Ernäh-
rung dienten, ergaben sich vor allem aus 
der einkommensunelastischen Nachfrage 
nach Genussmitteln, deren Anteil an den 
Ausgaben sich zwischen ca. 1850 und 1960 
mehr als halbierte. Bis zur in den 1860er 
Jahren einsetzenden Verbesserung der 
Trinkwasserversorgung konnte das Trin-
ken von Wasser gefährlich sein. Alkoholi-
sche Getränke waren deshalb nicht nur 
nahrhaft, sondern auch vergleichsweise 
gesund. Letzteres gilt auch für Heißge-
tränke wie Kaffee, der zudem mit einer 
unzureichenden Nahrungsmittelversor-
gung verbundene Hungergefühle dämpfen 
konnte. Eine Verringerung des Ausga-
benanteils für Getränke und Genussmittel 
ermöglichte eine Zunahme der Ausga-
benanteile für Kleidung und Wohnen; die 
damit und angesichts wachsender Ein-
kommen steigende Nachfrage nach 
Wohnraum leistete einen Beitrag zum Ab-
bau der in den Städten des 19.  Jahrhun-
derts grassierenden sogenannten „Woh-
nungsnot“.u Tab 4, Abb 5

Dass in den frühen 1950er Jahren die 
bundesrepublikanischen Haushalte für 
Nahrungsmittel einen ähnlich hohen Ein-
kommensanteil ausgaben wie in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts, zeigt die 
Notlage in den frühen Nachkriegsjahren 
an. Allerdings fiel dieser Wert in der Fol-
gezeit stark, um sich am Ende des 20. 
Jahrhunderts deutlich unter ein Fünftel 
einzupendeln. Im Gegensatz dazu stieg 
der Anteil an Ausgaben für Getränke und 
Genussmittel von 1952 bis 1961 zunächst. 
Kleine Laster wie die Zigarettenpause und 
die Tasse Kaffee zwischendurch stellten 
bei den Einkommensverhältnissen der 
1950er Jahre Güter des gehobenen Bedarfs 
dar, die einkommenselastisch nachgefragt 
wurden. Ähnliches gilt bezüglich der Aus-
gaben für Gesundheit und Körperpflege 
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Anteil der Ausgaben für einzelne Produktgruppen an den gesamten Konsumausgaben der Haushalte

Nahrungsmittel Getränke und 
Genussmittel

Bekleidung, 
Schuhe Wohnen Gesundheits, 

Körperpflege
Verkehr, 

Kommunikation

Freizeit (inkl. 
Bewirtung und 
Beherbergung), 
Unterhaltung, 

Bildung

Rest

%

x0471 x0472 x0473 x0474 x0475 x0476 x0477 x0480

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 43,0 17,0 12,0 16,0 – – – 12,0

1896 45,7 13,1 14,5 20,1 2,3 – 4,3 –

1907 38,0 13,0 13,7 23,0 2,2 1,4 5,7 2,8

1928 37,0 10,0 14,0 26,0 4,0 4,0 3,0 2,0

Bundesrepublik

1952 44,0 5,6 13,7 23,9 2,5 2,7 7,7 0,0

1960 38,6 6,5 12,3 25,5 3,2 5,1 9,0 0,0

1970 30,0 5,3 10,8 28,3 3,6 10,9 11,0 0,0

1980 24,0 4,1 9,3 31,2 3,0 14,0 14,5 0,0

1990 21,3 2,8 8,1 34,0 3,7 15,9 14,1 0,0

Deutschland

2000 13,4 – 5,5 37,9 3,7 17,6 17,6 4,4

2010 14,1 – 4,6 39,5 4,2 16,7 16,9 4,1

2017 13,8 – 4,4 41,2 3,9 16,3 16,8 3,6

Bundesrepublik
Deutschland

Deutsches Reich
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Abb 4: Reallohnindex  (1913 = 100)

Abb 5 Anteil einzelner Güterkategorien an den Haushaltsausgaben – in Prozent: Reallohnindex  (1913 = 100)

u Tab 4 Verbrauch und Konsum

u Abb 5 Anteil einzelner Güterkategorien an den Haushaltsausgaben — in Prozent
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bis 1969. Zwischen den späten 1950er Jah-
ren und etwa 1980 erfolgte dann eine Ver-
fünffachung des Ausgabenanteils für Mobi-
lität, worunter sich die Individualmobili-
sierung verbirgt – praktisch alle Haushalte 
verfügen seither über ein Automobil. Steti-
ger entwickelte sich der Ausgabenanteil 
für Freizeitaktivitäten, unter denen nicht 
zuletzt der Tourismus hervorzuheben ist. 
Doch auch hier hat sich der Ausgabenan-
teil seit dem Ende des 20. Jahrhunderts 
kaum mehr verändert. Die oben herausge-
stellte starke Einkommenssteigerung von 
den 1950er bis in die 1970er Jahre bewirk-
te somit einen einmaligen Übergang zu 
 einer Massenkonsumgesellschaft, in der 
die überwältigende Mehrheit der Haus-
halte neben Gütern des Grundbedarfs 
auch solche des gehobenen Bedarfs nach-
fragen konnte und kann. Güter des geho-
benen Bedarfs sind durch eine erhebliche 

Differenzierung geprägt: Touristische Er-
lebnisse beispielsweise lassen sich unend-
lich variieren. Seit dem späten 20.  Jahr-
hundert unterscheidet sich die Lebens-
führung von Haushalten deshalb weniger 
nach unterschiedlichen Klassenlagen, son-
dern stärker durch unterschiedliche Le-
bensstile.14 

Etwas außerhalb dieser Entwicklung 
steht der für Wohnen ausgegebene Ein-
kommensteil, der auch nach den 1980er 
Jahren weiter ziemlich stetig stieg. Sowohl 
im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert 
als auch in den 1960er bis zu den 2010er 
Jahren wurde ein hoher Anteil einer zu-
sätzlich verdienten Mark oder eines Euro 
auf die Vergrößerung und / oder Verschö-
nerung der eigenen vier Wände verwendet. 
Wohnen scheint ein Gut zu sein, das in der 
Moderne mit einer stabil hohen Einkom-
menselastizität nachgefragt wird.

2,7
Prozent der Haushalts-
ausgaben wurden  
1952 für Mobilität auf-
gewendet. 14

Prozent waren  
es 1980.
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Datengrundlage

Seit der Gründung der BRD existieren zu den meisten in diesem Kapitel 
behandelten Themen Berichtsysteme des Statistischen Bundesamts, die 
über die Zeit hinweg zunehmend stärker miteinander verzahnt wurden 
und Daten in jährlicher Frequenz hervorbrachten. Allerdings erschweren 
Änderungen der Datendefinition und der Bezugsgröße die Konstruktion 
langer Reihen. Daten zur Zeit der Wiedervereinigung sind zu einem guten 
Teil online auf der Webseite des Statistischen Bundesamts abrufbar, viele 
Daten zur alten BRD sind von Jürgen Sensch in GESIS / HISTAT zusam-
mengestellt worden.15 

Für die DDR und die Zeit des Nationalsozialismus ist die Datenlage gene-
rell schlecht. Davor existierten für einzelne Themen getrennte Berichtsys-
teme, die zum Teil nur in unregelmäßigen Zeitabständen Daten hervor-
brachten. Ab den 1840er Jahren setzten die Berufs-, Gewerbe- und 
Betriebsstatistiken ein, deren Ergebnisse aber bis in die 1880er Jahre un-

ter Qualitätsproblemen leiden.16 Eine staatliche Lohn- und Preisstatistik 
wurde am Ende der 1880er Jahre im Zusammenhang mit der Implemen-
tierung der bismarckschen Sozialversicherungsprogramme aufgebaut. 
Davor müssen Lohnreihen und Konsumgüterpreisindizes aus verstreuten 
Quellen konstruiert werden.17 Angaben zur Konsumstruktur basieren auf 
der Erhebung von sogenannten Wirtschaftsrechnungen von Haushalten. 
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden sie von Behörden und 
nicht staatlichen Organisationen unterschiedlicher Art erhoben und müs-
sen reanalysiert sowie bezüglich ihrer Methodik vereinheitlicht werden. 
1907, 1927 / 28 und 1937 erfolgten Erhebungen auf Reichsebene; diejeni-
ge von 1937 gilt jedoch als unzulänglich, und die Ergebnisse derjenigen 
von 1927 / 28 wurden nicht vollständig publiziert. Auch noch die Reihen für 
die alte Bundesrepublik sind erst nach einer Bearbeitung aussagekräftig.18
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1983 ― 1 226

1993 ― 7 900 000 000 Euro

1914 ― 11 500

1978 ― 2 770

Anzahl der Tageszeitungen 
im Deutschen Reich 1928 und 
in der Bundesrepublik 1983:

1928 ― 3 773

Anzahl der Sportvereine  
im Deutschen Reich  
1880 und 1914:

1880 ― 2 000

Anzahl der Kinos 
in der Bundesrepublik  
1956 und 1978:

1956 ― 6 438

Umsatz des Buchhandels  
in der Bundesrepublik 1955  
und in Deutschland 1993:

1955 ― 800 000 000 Euro

11
Kultur, Tourismus 
und Sport
Heike Wolter/Bernd Wedemeyer-Kolwe



161

Das Kapitel zu Kultur, Freizeit und Sport betritt in vielerlei Hinsicht 
Neuland. Alle Themen sind lange Zeit nur sporadisch von der 
Statistik erfasst worden. Zum ersten Mal wird der Versuch unter-
nommen, lange Reihen vom 19. Jahrhundert bis in die Gegenwart 
darzustellen. Nicht nur Reihen zu Zeitungen, Theatern, Kinos, 
Büchern, Bibliotheken, Tourismus sowie Sportvereinen und ihren 
Mitgliedern liefern neue Einsichten, sondern auch der Vergleich 
verschiedener Freizeitaktivitäten.

ordneten Kulturpolitik und dem autonomen Wesen des Be-
griffes Kultur, zum anderen die Existenzbedingungen eines 
Kulturbetriebs in einer Diktatur und einer Kriegsgesellschaft. 
Statistisch nicht sichtbar wurden die diffizilen Aushand-
lungsstrategien Einzelner im Umgang mit der Diktatur. Die 
Umsetzung der „Volksgemeinschaft“ bedeutete eine kulturelle 
Öffnung hin zur und eine Ausrichtung an der Masse. Darunter 
wurde allerdings nur jener Teil der Gesellschaft verstanden, 
der der Ideologie des Nationalsozialismus entsprach. Die Ex-
klusion ganzer Bevölkerungsgruppen führte zu einer unvoll-
ständigen Kultur geschichte. Auch der massive kulturelle Exo-
dus war kultur geschichtlich höchst bedeutsam. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es zu einer doppelten, 
aber doch auch verzahnten deutschen Kulturgeschichte. In 
der 1949 gegründeten DDR war der Kulturbetrieb stark regle-
mentiert, ideologisch geprägt und wurde als politisches Legi-
timationsfeld angesehen. Trotzdem wurde mit beachtlichen 
Parallelen zur Geschichte der Bundesrepublik Kultur als Mit-
tel zur Umerziehung der Menschen nach den Verwerfungen 
des Nationalsozialismus gesehen. Auf der anderen Seite be-
stand eine klare Abgrenzung: Die DDR sah sich als das bessere 
Deutschland, ihre Kultur sollte diesen Standpunkt belegen. 
Erwünscht war das Hinarbeiten auf eine sozialistische Breiten-
kultur. Die Überzeugung, dass Kultur wesentlich unterhalten-
den Charakter habe, setzte sich erst ab den 1970er Jahren 
durch. In den 1980er Jahren entstand mit dem Erstarken alter-
nativer Kräfte in Ansätzen eine nonkonforme Kultur, die mit 
der Revolution 1989 politische Schlagkraft gewann. 

Kulturgeschichte	im	Zeitraffer	1
Das 19. Jahrhundert war eine Zeit starker gesellschaftlicher 
Umbrucherwartungen. So erlebte die adelige Kultur, die auch 
jene der bisherigen politischen Elite war, einen Niedergang. 
Das aufstrebende Bürgertum galt als kulturell interessiert, 
doch nach der Reichsgründung als gänzlich unpolitisch. Dies 
war durch die verfehlten Erwartungen der Revolution 
1848/49 und die Manifestation eines Obrigkeitsstaates 1871 
 bedingt. Der Rückzug in die Innerlichkeit führte zu bürger-
lichen Geselligkeitsformen, die sich eher dem Kleinen zuwand-
ten. Vor dem Hintergrund eines scheinbar breiten Arrange-
ments mit dem Gegebenen entstanden aber auch verschiede-
ne Reformbewegungen, die Missstände aufgriffen und – auch 
kulturell – zur Diskussion stellten. 

Die Jahre 1918 bis 1933 bedeuteten anschließend eine kul-
turelle Differenzierung und Sichtbarwerdung, die auch als 
Weimarer Kultur bezeichnet wird. Neben der Tatsache, dass 
diese Jahre kulturell teilweise hoch produktiv waren, verban-
den und rieben sich hier traditionelle und moderne Vorstel-
lungen von Kultur(würdigkeit). Es entstand erstmals eine 
wirkliche Massenkultur. Diese war einerseits stark auf Unter-
haltung ausgerichtet, es existierte jedoch auch jener Bereich, 
in dem erbittert um kulturelle Ausdeutungen von Geschichte 
und Gegenwart gerungen wurde. 

Mit der Machtübertragung an die Nationalsozialisten 1933 
gewannen zunächst konservative Kräfte die Deutungs hoheit. 
Bedeutsam für die nun folgenden Jahre waren zwei Entwick-
lungen: zum einen der Gegensatz zwischen der staatlich ver-
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In der Kulturgeschichte der Bundes-
republik zeigen sich wesentliche Entwick-
lungslinien der Kultur des „Westens“. Nur 
kurz vermochte nach 1945 die schiere ma-
terielle Not das kulturelle Leben weitge-
hend zum Erliegen bringen, schon bald 
wurde Kultur als „unverzichtbares morali-
sches Lebens- und Überlebensmittel“2 ge-
sehen. Der rasch einsetzende wirtschaft-
liche Aufschwung war auch von einem 
kulturellen Wiederaufbau begleitet, der 
zwischen der Sehnsucht nach heiler Welt 
und der Aufarbeitung der Vergangenheit 
changierte. In den 1960er Jahren setzte mit 

dem Ende der Ära Adenauer eine Politisie-
rung größerer Teile der Gesellschaft ein, 
die auch kulturell spürbar wurde. Ab den 
1970er Jahren wurde die kulturelle Vielfalt 
durch die zunehmende Integration von 
Menschen aus anderen Kulturen und 
durch das weit verbreitete bürgerschaft-
liche Engagement bereichert. Hinzu kam 
die bis heute anhaltende Medialisierung. 
Durch die Enträumlichung, Entzeitlichung 
und Vervielfältigung von Kommunikation 
entstanden neue kulturelle Formen. 

Mit der Wiedervereinigung sah sich 
die Kultur der Bundesrepublik einer kom-

u Tab 1 Zeitungen und Zeitschriften

Tageszeitungen Zeitschriften

Titel Haupt- und 
Nebenausgaben

Titel  
Hauptausgaben

Titel  
Nebenausgaben

Höhe  
Verkaufsauflage

Titel  
Zeitschriften

Höhe  
Verkaufsauflage

Anzahl Mio. Anzahl Mio.

x0490 x0491 x0492 x0493 x0494 x0495
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1849 1 680 – – – – –

1855 401 – – – – –

1891 2 586 – – – – –

1906 3 551 – – – – –

1914 3 716 – – – – –

1917 2 926 – – – – –

1928 3 773 – – – – –

1943 988 – – – – –

Bundesrepublik

1947 544 116 – 15,0 – –

1953 1 065 473 592 13,4 – –

1958 1 310 620 690 16,3 – –

1966 1 385 603 782 22,0 741 65,1

1972 1 223 413 810 18,1 866 81,5

1983 1 226 359 867 25,8 1 034 103,2

DDR

1947 – – – – – –

1953 304 – – 4,9 – –

1958 304 – – 5,9 – –

1966 – – – – – –

1972 – – – – – –

1983 293 – – 8,9 – –

Deutschland

1993 1 597 423 1 074 30,7 1 567 139,3

2001 1 584 388 1 196 30,2 1 900 145,7
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Abb 1: Verkaufsauflage von Tageszeitungen - in Millionen

Abb 2: Buchmarkt - Titelproduktion insgesamt - in Tausend

plizierten Situation ausgesetzt. Anfäng-
licher Euphorie folgte rasche Ernüchterung 
und die Frage nach der möglichen Inkor-
poration der DDR-Kultur. Es ergaben sich 
neue kulturelle Horizonte, in denen trotz 
aller Globalisierungstendenzen das Natio-
nale – zuvor lange kaum betont – wieder 
eine größere Rolle spielte. Gleichwohl 
stellt(e) sich, bedingt durch die Multikul-
turalität Deutschlands, am Beginn des 
21.  Jahrhundert vor allem die Frage nach 
dem Sinn einer Leitkultur, die seitdem ge-
sellschaftlich unter der Fragestellung eines 
auch kulturell „bunten“ Deutschlands im-
mer wieder verhandelt wird. 

Zeitungen: Vom Sprachrohr der 
Revolution zur Zeitungskrise
Die (politische) Presse entwickelte sich 
entscheidend durch die revolutionären 
Unruhen um 1848. Ihre Liberalisierung 
wurde in der Folge des Scheiterns der Re-
volution rasch zurückgenommen, was zu 
einem Zeitungssterben führte. Die Zahl 
der Titel ging von 1 680 im Jahr 1849 auf 
401 im Jahr 1855 zurück. Bedingt durch 
technische Neuerungen setzte sich auf 
lange Sicht die Tages- und Wochenpresse 
trotzdem durch: Sie wurde aktuell, preis-
wert und massenhaft. u Tab 1

Besonders lässt sich dies am Boom der 
Tagespresse um 1900 ablesen. So stieg die 
Anzahl der Titel zwischen 1891 und 1906 
um 37 Prozent. Im Kaiserreich zeigte sich 
zudem besonders die enge Verbindung 
von Politik und Presse. Zentral war eine 
meinungsbildende Ausrichtung der Presse, 
zumal vor und während des Ersten Welt-
kriegs. Überwiegend erfüllten die Presse-
erzeugnisse ihre erwünschte Funktion als 

„Kriegstreiber“, waren also propagandis-
tisch in Dienst genommen. Der Rückgang 
ab 1914 erklärt sich vor allem aus der 
Papier knappheit der Kriegsjahre. Bis 1917 
ging die Zahl der Titel so um 21 Prozent 
zurück. u Abb 1

Das Pressewesen der Weimarer Repu-
blik profitierte einerseits von der Presse-
freiheit und litt andererseits ab 1931 unter 
der Verbotspraxis mittels Notverordnun-
gen. Die Tagespresse zeigte sich vielfältig, 
stark politisiert und damit fragmentiert. 
Die Zersplitterung in den Marktanteilen 
zeigte sich auch im Vorhandensein un-
zähliger lokaler Zeitungen. 

Die Entwicklung zwischen 1933 und 
1945 stand unter anderen politischen Vor-
zeichen. Die Pressepolitik hatte drei klare 
Ziele: Ausschaltung politischer Gegner, 
Gleichschaltung und Meinungslenkung. 

Der Zweite Weltkrieg stellte eine erheb-
liche Zäsur dar. Knappheit in Papier und 
Druckkapazitäten, Informationsbedürf-
nisse der Leser und Propagandaabsichten 
der Erzeuger bildeten ein unvereinbares 
qualitatives und quantitatives Dreieck, in 
dem die Zeitungsproduktion bis 1942/43 
stark einbrach.

Nach dem Ende des Krieges unter-
stand das Pressewesen zunächst den Alli-
ierten, die unterschiedliche Wege be-
schritten. Allen gemeinsam war die an-
fängliche Papierknappheit. Erste alliierte 
Zeitungen erschienen trotzdem bereits im 
späten Kriegsverlauf, zunächst als Heeres-
gruppenzeitungen. Sie sollten bei der Re- 
Education helfen. 

In der Sowjetischen Besatzungszone 
(SBZ) erschienen noch im Mai 1945 die 

„Tägliche Rundschau“ und die „Berliner 
Zeitung“ als Organe des Kommandos der 
Roten Armee, im Juni dann mit der 

„Deutschen Volkszeitung“ das erste Lizenz-
blatt. Weitere folgten, auch hier nach 
 Lizenzvergabe. Diese Erzeugnisse wurden 
stark zensiert, denn Meinungsfreiheit war 
kaum erwünscht. Nach und nach entstan-
den Parteien, wodurch Parteizeitungen 
zugelassen wurden. Selbst nach Gründung 
der DDR 1949 nahm die Sowjetunion 

u Abb 1	 Verkaufsauflage	von	Tageszeitungen	—	in	Millionen
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lage von 2001 bis 2013 um 27 Prozent. Im-
mer mehr Leser informieren sich im Inter-
net. Teilweise geschieht dies zu Lasten des 
Pressewesens über kostenfreie Informati-
onsportale, teilweise offerieren die Verlage 
erfolgreich Online-Angebote. 

Buchmarkt: Vom Buch zum E-Book
In vielen Aspekten entsprechen Entwick-
lungen der Buchproduktion den Befun-
den der Pressegeschichte. u Tab 2 

Das 19. Jahrhundert war durch eine 
Demokratisierung der Lesekultur geprägt, 
die von einer breiten Alphabetisierungs-
welle getragen wurde. Die Buchproduktion 
wurde differenzierter und quantitativ rei-
cher. Von 1851 bis 1900 verdreifachte sich 
die gesamte Titelproduktion. Technische 
Neuerungen machten Bücher preiswerter 
und alltäglicher. Die Zensur garantierte 
 allerdings mit Ausnahme der Revolutions-
jahre eine Kontrolle der Produktion. Die 
zweite Hälfte des 19.  Jahrhunderts war 
durch zahlreiche Verlagsgründungen ge-
kennzeichnet, eine Konzentration setzte 
erst in der Weimarer Republik ein. Neben 
Versuchen zur Zusammenarbeit der Buch-
handelsakteure – vor allem im Börsenver-
ein der Deutschen Buchhändler / des Deut-
schen Buchhandels – gab es viele partiku-
laristische Bestrebungen. In der schweren 
Absatzkrise der zweiten Jahrhunderthälfte 
entwickelten sich unterschiedliche Strate-
gien der Verlage – das kulturell hochwer-
tige Buch in geringerer Auflage stand ne-
ben dem Massenbuch. 

Der Erste Weltkrieg markierte eine 
Zäsur, da Kriegswirtschaft und Papier-
mangel zum Sturz der Produktionszahlen 
führten. Auch die Weimarer Republik ver-
zeichnete eine Bücherkrise mit Einbrü-
chen bei der Titelproduktion 1924 und 
1931, auf die mit Professionalisierung 
durch den Zwischenbuchhandel und mit 
massiver Werbung reagiert wurde. u Abb 2

Der Nationalsozialismus bewegte sich 
in der Gleichschaltung des Buchhandels, 
die in der Bücherverbrennung einen tragi-
schen Höhepunkt fand, zwischen starken 
Beschränkungen durch Zensur und akti-
ver Förderung der Produktion durch pro-
pagandistisch motivierte Publikationen. 

 anfänglich starken Einfluss auf das Presse-
wesen, eine „Presse neuen Typs“ sollte ge-
schaffen werden. 1952 wurde das „Neue 
Deutschland“ als zentrales Organ der 
 Tagespresse gegründet. Danach waren zen-
trale Lenkung, defizitäre ökonomische 
 Bilanz und hohe Zeitungsdichte bei über-
schaubarer Titelzahl wesentliche Merk-
male. Das heißt: Während die Auflagen 
stiegen, stagnierte die Zahl der Titel. Zahl-
reiche Zeitungen und Zeitschriften unter-
lagen einem die Auflage beeinflussenden 
Sperrvermerk, hier wurden neue Abonne-
ments nur bei Abbestellungen vergeben. 

In den westlichen Besatzungszonen 
galt für die Neu- und Wiedergründungen 
eine Lizenzpraxis, die demokratische 
Grundsätze schützen sollte. In den 1950er 
Jahren schien man zu den Traditionen der 
Weimarer Republik zurückzukehren. Un-
ter Länderweisung entstanden vornehm-
lich Lokalzeitungen, die sich aber meist 
als u Kopf- und u Nebenausgaben, weniger 
als u Hauptausgaben erwiesen. Diese 
machten bereits 1947 nur 21 Prozent der 
Gesamtausgabenzahl aus. Eine Zäsur 
stellte die Gründung der „Bild-Zeitung“ 
1952 dar, die rasch zur größten deutschen 
Zeitung aufstieg. Ihr zunehmender Cha-
rakter als „Meinungsmacherin der Nation“ 
war prägend. Die 1960er und 1970er Jahre 
waren stark durch eine ökonomische und 
publizistische Konzentration der Presse 
gekennzeichnet. Während ab 1966 die 
Zahl der Hauptausgaben sank, stagnierte 
die Ausgabenzahl insgesamt. In den 
1970er Jahren kam eine allgemeine Stagna-
tion bzw. krisenhafte Wirtschaftsentwick-
lung mit sinkender Nachfrage hinzu. Zu-
dem war bereits Ende der 1950er Jahre die 
Medienkonkurrenz durch das Fernsehen 
spürbar geworden, schon ab 1958 war nur 
noch ein leichter Anstieg bei der Zahl der 
Hauptausgaben zu verzeichnen gewesen. 

Nach der Wiedervereinigung wurde 
die DDR-Presse zumeist von bundesdeut-
schen Verlagen übernommen, Meinungs- 
und Pressefreiheit rasch durchgesetzt. Seit 
der Jahrtausendwende lassen sich folgende 
Trends erkennen: Je nach Presseerzeugnis 
sind stärkere oder weniger starke Rück-
gänge feststellbar. So sank die Verkaufsauf-

u Hauptausgabe
Stammblatt einer Zeitung;  
Ausgabe der Zentralredaktion
 
u Kopfausgabe
Lokale oder regionale Zeitung, deren 
allgemeiner Teil von  einer Zentral-
redaktion gestaltet wird; erscheint 
 unter dem traditionellen  lokalen oder 
regionalen Zeitungstitel
 
u Nebenausgabe
Lokalausgabe einer Zeitung  
(darunter auch Kopfausgaben)
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1933 stellte eine Zäsur dar, als die Zahl der 
veröffentlichten Titel um ein Drittel oder 
10 000 unter dem Wert von 1932 lag. Zahl-
reiche Schriftsteller gingen ins Exil, sie pu-
blizierten fortan häufig in Exilverlagen. In 
der Kriegszeit führten Papiermangel und 
Zerstörungen dazu, dass die Buchproduk-
tion bis 1945 fast zum Erliegen kam. 

Nach dem Krieg sorgten die Alliierten 
für eine strenge Kontrolle, Verlage wur-
den nur über ein Lizenzsystem wieder ge-
nehmigt. Der Buchmarkt entwickelte sich 
bis zum Anfang der 1980er Jahre positiv: 

Der Umsatz verfünffachte sich von 1960 
bis 1984. 

In der SBZ wurden schon im Juli 1945 
drei politisch erwünschte Verlage gegrün-
det. Hier und später in der DDR unterlag 
die Buchproduktion einer starken, wenn 
auch nicht gleichmäßigen Zensur. Das 
staatlich gelenkte Buchwesen verstand 
sich in seiner Vertriebsform als Volks-
buchhandel mit stark subventionierten 
Preisen, der zu hohen Produktionszahlen 
nach ideologischen Vorgaben führte. Ein-
schnitte zeigten die wechselnden Restrik-

u Tab 2 Bücher

Titelproduktion
Erst- 

auflagen 
Taschen-
bücher

Übersetzungen ins 
Deutsche 

Börsenverein des  
Deutschen Buchhandels

Umsatz  
im Buch- 
handelins- 

gesamt
Erstauf-

lagen
Neuauf-

lagen
Sach-

gruppe 
„Literatur“

Sachgruppe 
„Mathematik  
und Natur- 

wissenschaften“

ins- 
gesamt

davon: Mit- 
glieder 

insgesamt

davon:

aus dem 
Englischen Verlage  Buch- 

handlungen

1 000 Anzahl Mrd. Euro

x0496 x0497 x0498 x0499 x0500 x0501 x0502 x0503 x0504 x0505 x0506 x0507

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1851 8,3 – – 0,8 0,6 – – – 687 – – –

1871 10,7 – – 1,0 0,7 – – – 1 010 – – –

1900 24,8 – – 2,9 1,4 – – – 2 858 – – –

1913 30,0 – – – – – – – 3 552 – – –

1918 14,7 10,4 4,3 – – – – – 3 593 – – –

1924 23,1 18,0 5,1 5,4 1,1 – – – 4 819 – – –

1932 31,5 18,1 3,4 3,2 1,0 – 0,9 0,3 4 487 – – –

Bundesrepublik

1955 16,7 12,7 4,0 2,7 1,0 – 1,5 0,8 4 609 – – 0,8

1960 22,5 17,6 4,9 4,9 1,4 – 2,6 1,3 4 468 1 431 3 037 1,3

1970 47,1 38,7 8,4 9,2 2,6 2,8 5,5 3,5 4 239 1 487 2 752 2,4

1984 51,7 40,0 11,8 9,4 3,9 4,6 6,5 4,1 5 126 1 826 3 300 6,4

DDR

1955 4,8 – – – – – – – – – – –

1960 9,3 – – 1,3 0,4 – 0,9 – 3 259 – – –

1970 5,2 – – 1,0 0,4 – 0,8 – – – – –

1984 6,4 – – 1,4 0,4 – 0,9 – – – – –

Deutschland

1993 67,2 49,1 18,1 12,5 3,9 5,4 9,9 6,8 5 809 1 983 3 681 7,9

2003 81,0 61,5 19,4 12,2 3,9 7,8 7,6 3,7 6 556 1 901 4 538 9,1

2013 – – – – – – – – 5 253 1 813 3 440 –
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Abb 1: Verkaufsauflage von Tageszeitungen - in Millionen

Abb 2: Buchmarkt - Titelproduktion insgesamt - in Tausend

tionen des Systems. Dies galt vor allem für 
die Folgen des 11. Plenums des ZK der SED 
im Dezember 1965 (u „Kahlschlagplenum“), 
als die Titelproduktion von noch 7 400 
1966 auf 5 300 im Folgejahr sank. u Abb 2 

Nach der Wiedervereinigung blieb das 
Buch ein zentrales Medium, auch wenn 
schon bald der Strukturwandel zu spüren 
war. Der Buchmarkt differenzierte sich, 
Titelimporte nahmen zu. Zunehmend ent-
steht zudem durch andere Formate eine 
Medienkonkurrenz. Dies drückt sich zum 
Beispiel im zunehmenden Anteil elek-
tronischer Publikationen, beispielsweise 
E-Books, aus. Die Leitfunktion des Print-
mediums Buch scheint in dieser Hinsicht 
gebrochen, die Umsatzzahlen belegen aber 
gleichwohl eine – kontinuierliche, wenn-
gleich langsame – Steigerung der Umsätze.

Bibliotheken:  
Von der Volks bücherei zum multi-
medialen Informationsdienst
Wie in anderen Kulturbereichen setzte 
auch hier ab dem 19. Jahrhundert eine Po-
pularisierung, aber auch Ausdifferenzie-
rung (etwa in der Lese- oder Bücherhallen-
bewegung) ein. Dieses sogenannte Volks-

büchereiwesen erlebte nämlich zur Jahr-
hundertwende einen inhaltlich scharfen 
Richtungsstreit, in dem es um das vorran-
gige Verständnis der Bibliothek als Dienst-
leister oder Erzieher ging. Nichtsdestoweni-
ger nutzten insgesamt immer mehr Men-
schen Bibliotheken als Informationsgeber, 
zwischen 1901 und 1911 beispielsweise ver-
doppelte sich die Zahl der Einrichtungen in 
deutschen Städten – auf noch immer insge-
samt niedrigem Versorgungsniveau. Um 
das gesamte Schrifttum zu sammeln, ent-
stand in Deutschland – allerdings erst 1912 

– die Deutsche Büche rei in Leipzig als Nati-
onalbibliothek. Neben dieser gab es immer 
mehr Biblio theken in kommunaler und 
kirchlicher Trägerschaft. u Abb 3

In der Weimarer Republik prägte zu-
nächst der Blick der Öffentlichkeit auf das 
als vorbildhaft empfundene englische und 
amerikanische Public-Library-System die 
Wahrnehmung. Dort waren mediale und 
personelle Ausstattung, Öffnungszeiten 
sowie gesellschaftliche Relevanz der Bib-
liotheken deutlich besser als in Deutsch-
land. Indes wichen Wunsch und Realität 
stark voneinander ab. Mit der Inf lati-
onskrise 1923 sowie der Wirtschaftskrise 

u Abb 2 Buchmarkt: Titelproduktion insgesamt — in 1 000

u Kahlschlagplenum
Tagung des Zentralkomitees der 
SED in der DDR im Dezember 1965 
mit dem Ziel einer umfassenden 
 Restriktion der Kulturpolitik,  darunter 
Druck- und Aufführungs verbote
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Abb 4: Theaterbesucher - in Millionen

ab 1929 gerieten Bibliotheken zunehmend 
unter wirtschaftlichen Druck. Zwar stieg 
die Nachfrage enorm, doch die Zahl der 
Neuanschaffungen sank. u Tab 3

Die Nationalsozialisten griffen 1933 
umgehend auf das öffentliche Bibliotheks-
wesen zu, auch von den rassistisch oder 
politisch motivierten personellen Säube-
rungen blieben Bibliotheken nicht ver-
schont. Dass Büchern ein wesentliches 
Gewicht in der Erziehung des Volkes zu-
gedacht wurde, zeigte sich bedrückend 
am 10. Mai 1933, dem Tag der Bücherver-
brennung. Im gleichgeschalteten Biblio-
thekswesen wurde nur systemkonforme 
Literatur akzeptiert. Der Zweite Welt-
krieg führte zu einer Zerstörung zahlrei-
cher öffentlicher Bibliotheken und zum 
Verlust ganzer Bestände. 

Die DDR pf legte bereits seit ihrer 
Gründung offensiv ihr selbstgewähltes 
Image als „Leseland“. Neu- und Wieder-
aufbau von Bibliotheken prägten die Ent-
wicklung, manche Bibliotheken wurden 
durch die staatliche Teilung 1949 an meh-
reren Standorten wiedereröffnet. In der 
DDR fand eine neue Ideologisierung statt, 
gefördert wurde besonders der Ausbau 

 jener Bestände, deren Autoren sich klar 
zum Sozialismus bekannten. 1950 grün-
dete sich ein Zentralinstitut für Biblio-
thekswesen, das eine Kooperation der 
Einrichtungen befördern sollte. Die DDR 
blieb bis zu ihrem Ende jenes „Leseland“, 
sicher auch aus Mangel an anderen Frei-
zeitaktivitäten und im Versuch, sich die 
Welt ins Haus zu holen.3

In der Bundesrepublik begann man 
nach dem Krieg mit dem Neu- und Wie-
derauf bau von Bibliotheken sowie der 
Entnazifizierung und Internationalisie-
rung der Buchbestände. In der stark föde-
ral geprägten Bibliothekslandschaft ach-
teten die Betreiber trotzdem auf Koopera-
tionen, zu diesem Zweck gründete sich 
1978 das Deutsche Bibliotheksinstitut. Es 
setzte zudem eine fortschreitende Spezia-
lisierung ein, entweder innerhalb der Be-
stände oder aber durch die Errichtung 
von Spezialbibliotheken für unterschied-
liche Nutzergruppen und -interessen. 

Gegenwärtig ist das Bibliothekswesen 
durch starke Veränderungen geprägt. Die 
mit dem Buch konkurrierenden Medien-
systeme machen eine Öffnung der Biblio-
theken nötig. Von 1990 bis 2010 ging der 

Medienbestand um 20 Prozent zurück. Es 
sind neue Nutzungszugänge entstanden, 
die durch einen bibliotheksübergreifen-
den, oft digitalen Ansatz (Zugriff auf 
 Datenbanken u. Ä.) entstehen und nicht 
mehr zwangsweise die physische An-
schaffung bestimmter Medien durch Bib-
liotheken erfordern. Zudem setzen immer 
mehr Bibliotheken darauf, sich zu kultu-
rellen Zentren weiterzuentwickeln, die 
auch nicht bibliothekarische Veranstal-
tungsangebote offerieren.

Theater: Vom Spiegel der Volks- 
seele zum Musentempel
Das Theater entwickelte sich im 19. Jahr-
hundert vom Hoftheater zum Geschäfts-
theater. Besonders augenfällig war wegen 
der Zersplitterung des deutschen Territori-
ums die hohe Theaterdichte. Ab 1869 wur-
den Theater als Gewerbe verstanden, in der 
Folge wurden mehr und mehr Konzessio-
nen vergeben. Die Neugründungen waren 
teilweise privat finanziert, noch immer aber 
machten subventionierte kommunale oder 
staatliche Theater einen ebenso gewichti-
gen Teil aus. Das Theater war gleichwohl 
mehr als nur Unterhaltungsmedium, son-

u Abb 3 Bibliotheken — Benutzer/Leser in 1 000 und Entleihungen in Millionen
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Kino Theater öffentliche Bibliotheken

Kinos Besuche Sitzplätze Theater Besuche Sitzplätze Biblio- 
theken Benutzer/Leser Bücherbestand / 

Medienbestand
Ent- 

leihungen

Anzahl Mio. 1 000 Anzahl Mio. 1 000 Mio.

x0508 x0509 x0510 x0511 x0512 x0513 x0514 x0515 x0516 x0517
Deutsches Reich

1901 – – – – – – 0,2 296 0,6 3,8

1911 – – – – – – 0,4 – 2,4 12,5

1923 4 017 – – – – – – – – –

1925 3 428 276 – – – – – – – –

1927 – 337 – – 12,0 94,9 – – – –

1930 – 290 – – 10,5 81,6 – – – –

1936 – 362 – – 9,9 78,9 – – – –

1939 6 673 624 – – – – – 660 5,5 12,2

Bundesrepublik

1949 3 360 467 – – – – 4,6 825 4,7 11,5

1956 6 438 818 2 658 121 18,1 82,6 – – – –

1960 6 950 605 2 878 128 20,2 87,7 – – – –

1965 5 209 294 2 143 165 20,1 124,4 1,3 * 1 349 10,3 34,2

1971 3 314 152 1 348 193 17,3 121,3 1,5 * – 23,0 75,3

1978 2 770 136 789 225 17,4 138,5 14,7 – – –

1984 3 611 112 784 286 16,4 160,6 11,2 6 218 86,4 199,5

1989 3 216 102 610 305 15,6 153,5 10,9 6 567 99,3 219,7

DDR

1949 – 168 – – 13,1 – – – – –

1956 1 409 302 542 86 17,9 59,3 10,9 1 844 9,4 20,1

1960 1 369 238 530 87 16,1 56,7 12,8 2 285 12,5 39,6

1965 973 119 373 93 12,3 53,5 13,2 2 640 16,1 45,9

1971 849 83 306 104 12,3 50,8 10,8 3 332 22,5 60,3

1978 839 80 282 140 10,6 50,3 12,7 3 770 33,1 74,4

1984 830 73 255 188 9,9 53,2 14,7 3 878 43,0 86,1

1989 805 65 231 217 9,0 55,3 13,6 3 734 51,6 89,9

Deutschland

2010 1 714 127 830 866 18,8 274,6 8,3 7 985 124,2 377,5

u Tab 3 Kinos, Theater und Bibliotheken

In der Weimarer Republik wurden 
Theater zunehmend von der öffentlichen 
Hand übernommen. Als Theatermetropo-
le galt Berlin. Ab etwa 1930 machte sich 
die zunehmende Verbreitung der Kinos 
deutlich bemerkbar, wodurch zwischen 
Ende der 1920er und Mitte der 1930er Jah-
re ein großes Theatersterben einsetzte, das 
sich auch in der abnehmenden Zahl der 
Sitzplätze zeigte. u Tab 3

dern behielt – je nach politischem und ge-
sellschaftlichem Willen im Wandel der 
Jahrzehnte – seinen Charakter als anregen-
de Störung, als Ort der nationalen Bil-
dung, als Volksbühne. Mit der Wende 
zum 20. Jahrhundert setzte ein zunächst 
ungebrochenes Bewusstsein von Moderni-
tät und Andersartigkeit ein, das zu einem 
stürmischen Wechsel der Stile und zur Er-
schließung neuer Besuchergruppen führte. 

Im Nationalsozialismus stagnierte die 
Entwicklung zunächst und kehrte sich so-
gar um, da das Theater als Ort der Erzie-
hung sowohl staatlich geschützt als auch 
gleichgeschaltet und propagandistischen 
Erfordernissen unterworfen wurde. Die 
Subventionen stiegen, zudem wurden gro-
ße Kartenkontingente fest im Rahmen von 
organisations- und parteigebundenen 
Massenveranstaltungen vergeben. Die um-

* 1962 –1971: nur Gemeinden ab 20 000 Einwohner und kreisfreie Gemeinden unter 20 000 Einwohner,  
 ab 1974: alle öffentlichen Bibliotheken, einschließlich kirchlicher und sonstiger Träger
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Abb 4: Theaterbesucher - in Millionen

fangreiche Zensur veränderte den Spiel-
plan. Operetten und Lustspiele sollten zu-
dem vor allem ab Kriegsbeginn Ablenkung 
verschaffen. Erst im September 1944 wurde 
der Spielbetrieb der in der Reichstheater-
kammer organisierten Häuser eingestellt.

In der SBZ und später in der DDR galt 
das vorrangige Interesse der Inszenierung 
von Stücken, die den Aufbau des Sozialis-
mus stützten. Zu diesem Zweck wurden die 
wieder aufgebauten oder neu geschaffenen 
Bühnen stark subventioniert. Die Preise fie-
len und breite Bevölkerungsschichten 
wandten sich dem Theater zu, das aber 
durch die Medienkonkurrenz spürbare Ein-
schnitte hinnehmen musste. Nach dem Hö-
hepunkt mit 17,9 Millionen Theaterbesu-
cherinnen und -besuchern im Jahr 1956 
ging die Besucherzahl kontinuierlich zu-
rück. Teilweise eta blierte das Theater eine 
subtile Kritikkultur, die nicht immer hinge-
nommen wurde und zum Exodus zahlrei-
cher Theaterschaffender führte. Die für die 
DDR propagierte „Bühnenrepublik“ diente 
der Bildung sozialistischer Persönlichkeiten, 
Gleiches sollten Laienspielgruppen und Ar-
beiterfestspiele erreichen. Der Erfolg dieser 
Bemühungen war begrenzt. u Abb 4

In den westlichen Besatzungszonen 
galt es in der unmittelbaren Nachkriegszeit, 
die Theater im Sinne einer Re-Education 
auch baulich rasch wieder zu errichten.
Hinzu kam, dass es die Menschen nach 
Kultur hungerte; der an traditionellen, 
klassischen Stücken ausgerichtete Publi-
kumsgeschmack wollte bedient werden. 
Die Besucherzahlen stiegen bis 1958, blie-
ben fast ein Jahrzehnt etwa konstant, da-
nach begann der langsame und in den 
1980er Jahren raschere Abstieg. 

Dieser Besucherrückgang setzte sich 
auch nach der Wiedervereinigung bis in 
die Gegenwart fort. Demografische Um-
brüche und die vorhandene Medienviel-
falt haben daran bis heute entscheidenden 
Anteil. Die eventorientierten Theater, zu-
meist privat betrieben, allen voran die 
Musicaltheater sowie die Kinder- und Ju-
gendtheater, verzeichnen in den vergan-
genen Jahren hingegen einen Boom. 

Kino: Von Palästen, Schachtelkinos 
und Multiplexen
Es muss ein besonderer Moment gewesen 
sein, als 1907 in Berlin das erste deutsche 
Kino eröffnete. Bereits zuvor hatte es Vor-

führungen „laufender Bilder“ in Varietés 
und Wanderkinos gegeben. In der Archi-
tektur und der Namensgebung spiegelte 
das Kino anfangs noch die Theaterkultur 
(Lichtspieltheater). Doch bald zeigte sich 
der neue Charakter: Rasch reagierte das 
Kino auf Zeitgeschmack sowie Ideologien 
und thematisierte Gegenwarts- und Zu-
kunftsvorstellungen. Nicht zuletzt diente 
es explizit der Zerstreuung, allerdings in 

„seriöser Ummantelung“. Eine erste Kino-
gründungswelle erfasste Deutschland noch 
vor dem Ersten Weltkrieg. Ein Kinobesuch 
bedeutete dabei anfangs das Ansehen eines 
Stummfilms, oft mit akustischer Beglei-
tung durch Orchester und Bilderklärer. 
1917 wurde die Universum Film AG (Ufa) 
als erstes großes deutsches Filmunterneh-
men gegründet. Ein kurzes Kinosterben 
durch die sogenannte Lustbarkeitssteuer 
zwischen 1923 und 1925 konnte den Sie-
geszug des Kinos nur kurz unterbrechen, 
als die Zahl der Lichtspielhäuser von 4 017 
auf 3 428 zurückging. u Tab 3

In der Weimarer Republik war die Ki-
nokultur bereits etabliert, umso mehr 
nachdem 1928 der Tonfilm erfunden wur-
de. Dies führte zur Errichtung von Ton-

u Abb 4 Theaterbesuche — in Millionen
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Abb 5: Kinobesuche - in Millionen

Abb 6: : Gästemeldungen - in Millionen

filmtheatern, die deutlich mehr Sitzplätze 
hatten. In vielen Großstädten entstanden 
regelrechte „Kinopaläste“. 

Der Boom setzte sich auch nach 1933 
fort, bis 1939 stieg die Zahl der Kinos auf 
6 673. Allerdings wurde im Nationalsozi-
alismus auch diese Kulturform politisch 
stark vereinnahmt, personell und inhalt-
lich gleichgeschaltet. Im Krieg wurden 
zahlreiche Kinos zerstört, schon wenige 
Monate nach Kriegsende begannen aller-
dings Vorführungen in provisorischen 
Spielstätten.

Die bestehenden Kinos wurden in bei-
den Teilen Deutschlands bereits ab den 
späten 1940er, aber vor allem in den 
1950er Jahren wieder aufgebaut, Neubau-
ten kamen hinzu. Von 1945 bis 1960 ver-
sechsfachte sich Zahl der Kinos. In diese 
Zeit fiel auch die flächendeckende Ein-
führung des Farbfilms. Mit der neuen 
Konkurrenz des Fernsehens – Kino für 
daheim – gingen ab 1959 in der Bundes-
republik die Besucherzahlen zurück. In 
den 1970er Jahren wurden viele Kinos 
umgebaut: Große Säle wurden geteilt und 
so parallel mehrere Filme angeboten. Es 
entstanden „Schachtelkinos“. u Abb 5

In der SBZ und späteren DDR gab es 
bis 1955 Kinos, die allein sowjetische Im-
porte spielten, sowie bis in die 1960er Jah-
re noch private Kinos. Danach waren alle 
Kinos den 1953 gegründeten Volkseigenen 
Kreislichtspielbetrieben unterstellt. Belie-
fert wurden die Kinos durch den Volksei-
genen Betrieb Progress. Die Zensur achte-
te darauf, nur systemkonforme Filme zur 
Aufführung zuzulassen. Bis 1957 stieg die 
Zahl der Kinobesuche kontinuierlich, da-
nach sank die Zahl. Ab 1965 wurde die 
starke Fernsehkonkurrenz entscheidend 
spürbar. Anfang der 1970er bis Anfang der 
1980er Jahren gelang es durch neue Vor-
führorte – beispielsweise Sommer-, Zelt-, 
mobile Dorfkinos und Freilichtbühnen –, 
die Besucherzahlen konstant zu halten. 

Ab den 1990er Jahren sorgten im wie-
dervereinigten Deutschland vor allem 
technische Neuerungen für einen weiteren 
Umschwung. „Super Breitwand“, „Dolby 
Surround“ und „THX Sound“ verlangten 
nach Großkinos. Insbesondere Multiplex-
kinos mit einem umfangreichen Freizeit- 
und Gastronomieangebot verbreiteten sich. 
Durch diese „Eventisierung“ versuchen die 
Kinos, die Zuschauerzahlen zu festigen.

Tourismus: Von der Sommerfrische 
zum touristischen Take-off
Wesentliche Bedingungen für Tourismus 
sind freie Zeit, verfügbares Einkommen 
und eine Urlaubsregelung für Berufstätige. 
All dies war im 19. Jahrhundert nur für ei-
nen kleinen Teil der Bevölkerung gegeben. 
Reisen galt lange Zeit entweder als priva-
tes Vergnügungs- oder als Bildungsunter-
nehmen. 

Erholung stand zunächst, wenn über-
haupt, unter der Prämisse, die Arbeits-
kraft wiederherzustellen. Die rasante tech-
nische Entwicklung beförderte jedoch den 
Ortswechsel: Eisenbahn und Dampfschiff 
konnten Menschen rasch, preiswert und 
in großer Zahl transportieren. Im Kaiser-
reich wurde die Sommerfrische für den 
Adel und wohlhabende bürgerliche Kreise 
zu einer Selbstverständlichkeit. Es ent-
standen erste traditionelle Tourismusregi-
onen, besonders in den Alpen und an 
Nord- und Ostsee. u Tab 4

u Abb 5 Kinobesuche — in Millionen

6 673
Kinos gab es 1939 
in Deutschland.

818
Millionen Kinobe-
suche 1956 waren 
der Höchstwert in 
der Bundesrepublik.



Kultur, Tourismus und Sport / Kap 11

171

Um die Jahrhundertwende setzten 
sich nach und nach bescheidene Urlaubs-
regelungen durch. Viele Menschen reisten 
trotzdem vor allem nur kurz an Wochen-
enden und Feiertagen, doch insgesamt 
stieg die Reiseintensität enorm. Der Erste 
Weltkrieg bremste dann zunächst die tou-
ristische Weiterentwicklung. 

In der Weimarer Republik entfaltete 
sich der Tourismus weiter, hin zu einem 
Massenphänomen. Verkehrstechnisch wur-
den immer mehr Gegenden erschlossen, 
ein Großteil der Arbeitnehmer konnte Ur-
laubsregelungen für sich geltend machen, 
Gewerkschaften und einige Parteien för-
derten den sogenannten „Sozialtourismus“ 
für Arbeiter und Angestellte. Die touristi-
sche Entwicklung blieb allerdings stark an 
konjunkturelle Bedingungen gebunden. So 

lag etwa die Zahl der Gästemeldungen 
während der Inflation 1923 mit 7,3 Millio-
nen deutlich unter dem Wert von 10,3 Mil-
lionen für 1922. u Tab 5, Abb 6

Im Nationalsozialismus wurde das Rei-
sen politisch instrumentalisiert und regle-
mentiert. Die 1 000-Mark-Sperre gegenüber 
Österreich zwischen 1933 und 1936 bei-
spielsweise sollte die österreichische Tou-
rismuswirtschaft zugunsten der deutschen 
schwächen. Dies belegen starke Zuwächse 
bei den Gästemeldungen in Bad Reichen-
hall, wo sich die Zahlen von 1937 gegen-
über 1933 nahezu verdoppelt haben. u Tab 4

Im Zuge einer propagandistisch gebun-
denen Sozialpolitik waren Reisen weiterhin 
ein – sich intensivierendes – Massenphäno-
men. Die Zahl der Übernachtungen in 
Deutschland stieg von 49,1 Millionen 1932 

auf 114,8 Millionen 1938. Dazu trugen auch 
NS-Organisationen bei, insbesondere 

„Kraft durch Freude“ (KdF), die Arbeitern 
und Angestellten In- und Auslandsreisen 
zu günstigen Preisen ermöglichten. Kriegs-
bedingt sanken touristische(s) Angebot 
und Nachfrage stark ab. u Tab 5

Bereits unmittelbar nach dem Krieg 
setzte sich der Aufschwung des Tourismus 
fort. Er gewann sogar noch an Dynamik, 
im Wirtschaftswunder der 1950er und 
1960er Jahre sprach man von einer Reise-
welle oder einem „touristischen Take-off“. 
Dies belegt der Zuwachs bei der Betten-
zahl von 1952 bis 1966 um 175 Prozent. 
Mit der raschen Motorisierung stieg die 
Zahl der Individualreisen stark an. Aber 
auch das Interesse an und die Kaufkraft für 
organisierte Reisen nahmen zu. Es entfalte-

u Tab 4 Tourismus (1)

Betten Gästemeldungen Übernachtungen

Bad  
Reichenhall Oberstdorf Bad  

Reichenhall Oberstdorf Norderney Bad  
Reichenhall Oberstdorf Norderney

1 000

x0518 x0519 x0520 x0521 x0522 x0523 x0524 x0525

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1854 – – 0,7 – – – – –

1900 – – 11,3 – 25,9 – – –

1912 – 3,0 15,9 19,0 35,9 – 214 –

1924 – – 20,1 26,1 37,7 – 235 –

1933 – – 15,8 – 20,8 – – –

1937 – 5,6 28,3 74,4 48,1 – 751 –

1942 – 5,3 – 43,0 – – 862 –

1945 – 4,8 – 14,1 – – 314 –

Bundesrepublik

1955 5,3 4,5 80,0 78,3 – 891 773 –

1965 8,6 9,2 107,0 123,2 111,5 1 503 1 349 2 030

1975 8,8 14,6 102,0 172,6 135,0 1 840 2 084 2 346

1985 9,8 16,5 113,5 193,8 151,8 1 672 2 168 2 402

Deutschland

1995 8,6 17,7 115,0 274,5 243,0 1 411 2 524 2 834

2005 7,0 17,7 113,3 343,8 378,2 970 2 409 2 924
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u Tab 5 Tourismus (2)

Betriebe Betten

Gästemeldungen Übernachtungen

insgesamt
davon:

insgesamt
davon:

Inländer Ausländer Inländer Ausländer

1 000 Mio.

x0526 x0527 x0528 x0529 x0530 x0531 x0532 x0533

1911 5,2 61 7,5 7,0 0,5 2,3 – –

1915 – – 4,9 – – 3,7 – –

1922 – – 10,3 9,0 1,3 7,1 6,4 0,7

1923 – – 7,3 6,6 0,7 5,5 5,2 0,3

1932 6,7 175 14,7 13,6 1,1 49,1* 46,5 2,6

1938 – – 29,4 27,5 1,9 114,8 109,5 5,3

1940 – – 11,6 11,5 0,1 43,3 42,8 0,5

1952 – 462 17,0 14,9 2,1 58,7 54,1 4,6

1966 44,4 1 272 36,5 29,9 6,6 166,1 152,2 13,9

1975 49,5 1 809 44,6 37,3 7,3 227,2 211,0 16,2

1980 55,2 2 013 54,0 44,3 9,7 249,9 227,2 22,7

1988 – 1 779 64,6 51,6 13,0 232,9 203,1 29,8

1996 53,0 2 301 90,3 76,1 14,2 298,9 266,8 32,1

2006 52,3 2 529 125,3 101,7 23,6 351,3 298,3 53,0

2011 55,0 3 555 147,3 119,0 28,4 394,1 330,3 63,8

*  Ab 1932 ändert sich die Datengrundlage. Es wird nun nicht mehr nur eine kleine Zahl von (touristisch besonders bedeutsamen) „Berichtsgemeinden“ erfasst, sondern „Personen, 
die in Hotels, Gasthäusern, Pensionen, Fremdenheimen, Hospizen, möblierten Zimmern und dergleichen, Beherbergungsstätten gegen Entgelt vorübergehend  
(bis zur Höchstdauer von 3 Monaten) Aufenthalt genommen haben“.

u Tab 6 Tourismus in der DDR

Feriendienst  
der Gewerkschaften Urlauber  

Ostseebezirk 
Rostock

Ferienheime 
Freier Deutscher 

Gewerk- 
schaftsbund

Jugenderholungs- 
einrichtungen

staatliche  
Campingplätze

Betten Urlaubsreisen Ein- 
richtungen

übernachtende 
Personen Campingplätze übernachtende 

Personen

1 000 Anzahl 1 000 Anzahl 1 000

c0012 c0013 c0014 c0015 c0016 c0017 c0018 c0019

1949 22,5 210 162 – – – – –

1953 54,0 594 325 – – – – –

1957 48,5 1 043 525 1 262 – – – –

1961 96,8 1 168 1 042 1 216 – – – –

1965 93,8 1 036 1 311 1 175 257 961 – –

1969 89,2 1 175 1 585 1 225 236 918 – –

1973 97,4 1 345 2 323 1 259 243 1 042 532 1 573

1977 119,8 1 647 2 610 1 201 256 1 131 519 1 855

1981 128,2 1 764 2 936 1 162 257 1 318 524 2 155

1985 137,1 1 857 3 417 1 166 258 1 553 527 2 312

1989 133,8 1 833 3 488 1 118 263 1 620 531 2 528
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te sich der Prototyp des Pauschaltourismus: 
standardisiert, in Serie und massenhaft 
vertrieben. Neben die inländischen Traditi-
onsorte traten zunehmend nachgefragte 
Fernziele. Die Krisenerscheinungen der 
1970er Jahre konnten den kontinuierlichen 
Anstieg – vor allem im Auslandsreisever-
kehr – nur kurz bremsen. Die Reiseintensi-
tät und damit auch die Übernachtungszah-
len stiegen weiter, allerdings ab den 1980er 
Jahren nicht mehr vorrangig im Inland.

Tourismus in der DDR fand unter 
gänzlich anderen Vorzeichen statt. Wäh-
rend im Inland durch den vorherrschen-
den, staatlich organisierten und hoch 
 subventionierten Sozialtourismus die Rei-
seintensität beträchtlich stieg, waren 
DDR-Bürgern die meisten ausländischen 
Ziele versperrt. Trotzdem waren wesent-
liche Entwicklungen des Tourismus in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auch 
in der DDR spürbar, so der Wiederaufbau 
nach dem Krieg und der touristische Take- 
off in den 1950er und 1960er Jahren. In der 
Tabelle nicht sichtbar ist die nachweisbare, 
allerdings statistisch nicht verlässlich er-

fasste Internationalisierung der Reisever-
kehrsströme, vor allem die zunehmenden 
Auslandsreisen von DDR-Bürgern, zumeist 
in die sogenannten „sozialistischen Bruder-
länder“. u Tab 6

Im vereinigten Deutschland ist vor al-
lem in den vergangenen Jahren eine starke 
Ausdifferenzierung zu beobachten: Be-
dingt durch mehrere Faktoren, besonders 
die Globalisierung von Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft, verändert sich der Tou-
rismus, durch zunehmende Individualisie-
rung expandiert das Spektrum des Ange-
bots. Innerhalb Deutschlands gibt es nach 
wie vor besonders beliebte Ziele, nicht je-
der Traditionsort aber konnte die touristi-
sche Nachfrage – sichtbar an Gästemel-
dungen und Übernachtungen – festigen 
oder ausbauen. Im aufnehmenden Touris-
mus ist hingegen offensichtlich, dass 
Deutschland ein beliebtes Reiseziel ist, das 
seine Attraktivität in den vergangenen 
Jahren zudem deutlich stärken konnte. Die 
Zahlen der Übernachtungen und Meldun-
gen von Gästen aus dem Ausland verdop-
pelten sich von 1996 bis 2011 nahezu. u Tab 5

u Abb 6 Gästemeldungen — in Millionen

394
Millionen Über-
nachtungen  wurden 
2011 in Deutschland 
 gezählt.

1996 bis 2011  
ver doppeln sich die  
Übernachtungs-
zahlen ausländischer 
Gäste in Deutsch-
land.
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* Anstelle von bürgerlichen Vereinen wurde in der DDR der lokale Sport in gewerkschaftlich organisierten Betriebssportgemeinschaften (BSG) durchgeführt.

u Tab 7 Sportvereine und Mitglieder

Vereine Mitglieder

insgesamt
darunter:

insgesamt
darunter:

Fußball Leichtathletik Turnvereine Fußball Leichtathletik Turnvereine

1 000 Mio.

x0534 x0535 x0536 x0537 x0538 x0539 x0540 x0541
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1860 – – – – 0,13 – – 0,13

1880 2,0 – – – 0,17 – – 0,17

1895 5,3 – – – 0,53 – – 0,53

1900 6,5 – – – 0,72 0,01 – 0,71

1914 11,5 – – – 1,64 0,19 – 1,45

1923 47,3 6,2 3,1 16,8 6,26 1,06 0,40 2,54

1932 82,5 7,3 5,4 20,0 7,07 0,94 0,62 2,33

Bundesrepublik

1955 – – – – – – – –

1963 32,1 – – – 5,45 2,13 0,49 1,48

1970 39,2 – – – 8,29 2,79 0,63 2,23

1980 53,5 – – – 14,44 4,32 0,74 3,07

DDR *

1955 6,1 – – – 1,07 – – –

1963 7,0 – – – 1,79 0,35 0,06 0,30

1970 7,4 – – – 2,16 0,44 0,12 0,33

1980 9,3 – – – 3,14 0,55 0,18 0,37

Deutschland

1990 74,8 – – – 21,03 4,83 0,82 3,99

2000 87,7 – – – 23,36 6,26 0,85 4,86

2010 91,1 – – – 23,77 6,76 0,89 4,98

u Tab 8 Mitglieder in Sportvereinen nach Geschlecht

insgesamt Fußball Leichtathletik Turnen

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

Mio.

x0542 x0543 x0544 x0545 x0546 x0547 x05448 x0549
Bundesrepublik

1963 4,30 1,15 2,13 – 0,36 0,13 0,83 0,65

1970 6,07 2,22 2,79 – 0,42 0,22 1,02 1,22

1980 9,51 4,93 3,94 0,38 0,41 0,33 1,07 1,99

1988 11,43 6,59 4,29 0,48 0,45 0,36 1,20 2,58

DDR

1963 1,38 0,41 – – – – – –

1970 1,63 0,52 – – – – – –

1980 2,30 0,84 – – – – – –

1988 2,58 1,08 – – – – – –

Deutschland

1990 13,36 7,68 4,33 0,50 0,45 0,37 1,25 2,74

2000 14,28 9,07 5,43 0,83 0,44 0,41 1,44 3,42

2010 14,29 9,48 5,71 1,05 0,44 0,45 1,53 3,45
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Deutscher Bund/
Deutsches Reich

Deutscher Bund/
Deutsches Reich

*Anstelle von bürgerlichen Vereinen wurde in der DDR der lokale Sport 
in gewerkschaftlich organisierten Betriebssportgemeinschaften (BSG) durchgeführt.
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Abb 7: Sportvereine - in Tausend

Abb 8: Mitglieder in Sportvereinen - in Millionen

* Anstelle von bürgerlichen Vereinen wurde in der DDR der lokale Sport in gewerkschaftlich organisierten Betriebssportgemeinschaften (BSG) durchgeführt.

Sport
Die ersten Turnvereine und Turnver bände 

– wohl rund 300 im deutschsprachigen 
Raum – im modernen Sinn (mit einer Sat-
zung) griffen als bürgerlich-politische 
Gründungen ab den 1840er Jahren in die 
nationalstaatlich und demokratisch ori-
entierte Revolution von 1848/49 ein. Nach 
deren Niederschlagung wurden sie von 
den Regierungen der kleinräumigen Ein-
zelstaaten zumeist mit dem Mittel des 
Versammlungs- und Vereinsrechts aufge-
löst oder verboten,  et l iche Turner 
emigrierten nach Amerika.4

Durch die neue nationale Welle ab 1859 
konnten sich wieder Turnvereine bilden; 
1868 gründete sich ihr Dachverband, die 
Deutsche Turnerschaft (DT). Durch natio-
nalpolitische und wirtschaftliche Kriege 
(1864, 1866, 1870 / 71) sanken die Mit-
gliederzahlen wieder. Die militärische 
(Wehrturnen) und politische (Nationalis-
mus) Unterstützung des Deutschen Kaiser-
reichs – wie auch die Aufnahme von Frau-
en ab den 1890er Jahren – ließ die Mitglie-
derzahlen ab den 1870er Jahren bis 1914 
aber wieder rasch ansteigen. u Tab 7

Nach Aufhebung der Sozialistengesetze 
gründete sich 1893 der Arbeiter-Turner-
bund (ATB) – ab 1919: Arbeiter-Turn- und 

Sportbund (ATSB) –, in dessen Vereinen, 
im Gegensatz zur bürgerlichen DT, Frauen 
und Jugendliche ab 14 Jahren volle Mit-
gliedsrechte besaßen. Jedoch stufte die Ob-
rigkeit etlicher Länder ATB-Vereine als 

„politisch“ ein, was das Verbot der Mitglied-
schaft Minderjähriger nach sich zog und 
die Vereine des ATB bis 1914 schwächte. 

Ab etwa 1880 bildeten sich – ausgelöst 
durch den aus England importierten Sport 

– mit der DT konkurrierende Sportvereine 
und Sportfachverbände; mit Höchstleis-
tung, Rekordstreben, Spezialisierung, 
Spannung und Unterhaltung bildeten sie 
die neuen Werte der Moderne ab (Olympi-
sche Spiele ab 1896). 1883 gründete sich 
(als Erster) der Deutsche Ruderverband, 
1898 der Deutsche Leichtathletikverband 
und 1900 der Deutsche Fußballbund. 

Durch die Verluste im Ersten Weltkrieg 
sank die Zahl der männlichen Vereinsmit-
glieder jedoch rapide, während das Frauen-
turnen einen Aufschwung erlebte. Der 
Sport insgesamt aber wurde – auch durch 
den militärischen Nutzen im Krieg und 
sein Zerstreuungspotenzial an der Heimat-
front – insgesamt bei Staat und Bevölke-
rung populärer.

Sport und Turnen wurden nach 1918 
zum Massenphänomen: Veränderung im 

u Abb 7 Sportvereine — in 1 000
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*Anstelle von bürgerlichen Vereinen wurde in der DDR der lokale Sport 
in gewerkschaftlich organisierten Betriebssportgemeinschaften (BSG) durchgeführt.
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auch aufgrund des Krieges, wobei der 
Frauensport auch jetzt einen Aufschwung 
erlebte. Durch Gebietsannexionen (Öster-
reich,  Sudetenland) stiegen die Zahlen 
teilweise wieder an. 1938/39 wurden die 
Vereine zu abhängigen Parteizellen der 
NSDAP und verloren ihre Unabhängigkeit.

Als NSDAP-Zellen wurden die Vereine 
von den Alliierten 1945 zunächst verboten 
und die Funktionsträger entnazifiziert. 
Die Wiedergründung verlief daher zu-
nächst nur lokal und regional, im Westen 
erst über Vereine, dann über Stadt- und 
Kreissportbünde, Landesfachverbände und 
Landessportbünde, in der SBZ/DDR lokal 
uneinheitlich über Kommunalsport, SED- 
Kulturausschüsse, Gewerkschaft und end-
gültig, aber verzögert, über Betriebssport-
gemeinschaften (BSG), überregional über 
FDJ und ab 1952 über das Staatliche Komi-
tee für Körperkultur und Sport (StaKo). 
Der Deutsche Sportbund (DSB) der Bun-
desrepublik – mit Vereinen, Fachverbän-
den und Landessportbünden – wurde 1950, 
der staatlich gelenkte Deutsche Turn- und 
Sportbund (DTSB) der DDR – mit BSGen, 
Kreisen und Bezirken – sogar erst 1957 ge-
gründet. So fehlen frühe Gesamtzahlen. 
Dabei spiegeln die Zahlen im Westen bzw. 
ab 1990 – anders als vor 1933 – nur die im 

Vereinsrecht (Vollmitgliedschaft für Frauen 
und Kinder), 48-Stunden-Woche (mehr 
Freizeit), neue Presse (Sport im Rundfunk, 
Sportillustrierte), Massenunterhaltung 
(Sechs-Tage-Rennen, Fußballspiele, Profi-
boxkämpfe) und eine neue Körperästhe-
tik läuteten den rapiden Aufschwung ein. 
 Milieuorientierte Sportvereine (Arbeiter-, 
Konfessions-, Betriebs-, Militärsport) tru-
gen zur Zersplitterung bei. Die Wirt-
schaftskrisen (1923, 1929 bis 1931) ließen 
die – auch durch Mehrfachmitgliedschaf-
ten und Einbezug sportfremder Vereine 
(zum Beispiel Wandervereine) hohen – 
Zahlen zwischenzeitlich zum Teil stark 
sinken. u Abb 7, Abb 8

Ab 1933 wurden die Vereine und Ver-
bände im Deutschen (ab 1938 National-
sozialistischen) Reichsbund für Leibes-
übungen (DRL/NSRL) gleichgeschaltet, 
jüdische Mitglieder ausgeschlossen und 
die Arbeitersportvereine zerschlagen. Die 
Sportarten wurden Fachämtern zugeord-
net und nur noch Beitragszahler und Ein-
zelmitgliedschaften gezählt. Konkurrie-
rend und zum Teil verpflichtend wurde 
Sport in der NSDAP, in der Deutschen 
 Arbeitsfront (DAF), in SA und SS und in 
der Hitler jugend (HJ) praktiziert. Dadurch 
sanken die Vereinsmitgliedszahlen, ab 1939 

Dachverband DSB (seit 2006: Deutscher 
Olympischer Sportbund, DOSB) organi-
sierten Vereine wider, unterscheiden je-
doch keine Einzel- von Mehrfachmitglied-
schaften.

Fehlende und mangelhafte Infrastruk-
tur im Sport verzögerte in den 1950er 
Jahren die Entwicklung zunächst. Staatli-
che Förderprogramme (Bundesrepublik 
und DDR) und Acht-Stunden-Tag, Ge-
sundheits- und Vorsorgemotive, Olympi-
sche Spiele, neue Sportmedien und Sport 
als Lifestyle ließen die Zahlen danach ra-
pide steigen. Nach 1990 kamen Kinder-, 
Frauen-, Senioren-, Migrations- und In-
klusionsförderung, eine neue Körperlich-
keit und die aktuelle Fußballbegeisterung 
als Einflüsse hinzu. Die dennoch insge-
samt stagnierenden Zahlen verweisen auf 
den konkurrierenden kommerziellen Sport 
und den Individualsport sowie auf Min-
derungsaspekte, wie zum Beispiel Ganz-
tagsschulen, die der Vereinsmitgliedschaft 
entgegenstehen. u Tab 8
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Datengrundlage

Allein die Bezeichnungen „Kultur“ und „Tourismus“ sind, zumal in histori-
scher Dimension, gewagt. Was beide seien und was rückblickend Gegen-
stände einer Kultur- und Tourismusgeschichtsschreibung wären, wird 
höchst unterschiedlich gesehen. Insbesondere das Verständnis von „Kultur-
geschichte“ unterliegt einem starken Wandel. Während klassisch – und 
auch in diesem Artikel – darunter bestimmte Themenfelder verstanden   
wurden, ist die neue Kulturgeschichte eine Betrachtung jeglicher Gegen-
standsbereiche unter einer neuen Perspektive.

Die Zusammenstellung langer statistischer Reihen für ausgewählte Daten 
zur Kultur- und Tourismusgeschichte gestaltet sich schwierig. Zu kaum 
 einem Teilbereich existieren durchgehende Daten. Hinzu kommt, dass 
wechselnde politische und gesellschaftliche Bedingungen sowie Interessen 
zu unterschiedlichen Konnotationen einzelner kultureller Bereiche und 
 Begriffe führten. Deshalb wurde unter einheitlich benannten Datensätzen 
nicht zwangsläufig Gleiches verstanden.

Eine sinnvolle Beschreibung kulturrelevanter langer Datenreihen ist mit 
wenigen Ausnahmen erst ab der Gründung des Kaiserreichs 1871 über-
haupt und trotzdem häufig nur lückenhaft möglich. Kulturelle Aspekte 
 tauchen – bis heute – oft in der amtlichen Statistik gar nicht auf, sondern 
werden von einer Vielzahl von Organisationen, Institutionen, Verbänden 
und Vereinen zusammengestellt. Gleichwohl wurden mit der  im 19. Jahr-
hundert flächendeckend einsetzenden amtlichen Statistik zunehmend Da-

ten erhoben, die deutlich machen, welche Auswirkungen die politischen 
und gesellschaftlichen Umstände im schwer fassbaren Bereich von Frei-
zeit und privatem Interesse hatten.

Eine zusammenhängende statistische Übersicht über sporthistorische 
Organisations- und Mitgliedszahlen von der Entstehungszeit der ersten 
Turnvereine ab ca. 1840 an bis zur heutigen weitgespannten Turn- und 
Sportlandschaft in Deutschland gab es bisher nicht, weder in der For-
schungsliteratur noch in den Quellen. Die hier dargestellten Zeitreihen 
stützen sich daher auf keinen zusammenhängenden Quellenfundus, son-
dern sind aus unterschiedlichen historischen Quellen- und Literatur-
beständen zusammengesetzt, die von amtlichen Statistiken bis zu statis-
tischen Angaben aus der Eigenliteratur der Turn- und Sportorganisationen 
reichen; gerade Letztere bilden in der Regel nur je eine bestimmte Sport-
organisation innerhalb einer kürzeren Zeitspanne ab. Die Angaben sind 
deshalb lückenhaft und – hinsichtlich der Eigenliteratur – weder überprüfbar 
noch immer unbedingt verlässlich. Eine weiterführende Forschung, die 
systematisch die historischen Quellen und die Literatur recherchiert und 
die Zeit- und Datenlücken füllt, ist daher ein dringendes Desiderat.
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2018 ― 96 000

1995 ― 27 300 000

2002 ― 213 000

2002 ― 12 600

Mitglieder jüdischer  
Religionsgemeinschaften 
im Deutschen Reich 1925  
und in Deutschland 2018:

1925 ― 564 000

Mitglieder der katholischen Kirche 
im Deutschen Reich 1880  
und in Deutschland 1995:

1880 ― 16 200 000

Evangelische Taufen 
im Deutschen Reich 1920 und  
in Deutschland 2002:

1920 ― 915 000

Eintritte in die katholische Kirche 
in der Bundesrepublik 1970  
und in Deutschland 2002:

1970 ― 5 900
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Religion spielt in der Geschichte der Menschheit bis in die Gegen-
wart eine zentrale Rolle. Sie prägt Weltbilder, strukturiert soziales 
Miteinander und beeinflusst Gesellschaft und Politik in vielfacher 
Form, aber auch in wechselnder Intensität. Der Beitrag bietet einen 
knappen Überblick über Stellenwert und Erscheinungsformen  
von Religion in Deutschland in den vergangenen 150 Jahren und 
geht den statistisch messbaren Veränderungen des religiösen 
Feldes nach. 

fokussieren und dies in die Dynamik des religiösen Feldes in 
Deutschland insgesamt einbetten. Es wird damit ein pragmati-
scher Religionsbegriff zugrunde gelegt, indem von einem organi-
sationalen, also auf die Großkirchen konzen trierten Religions-
begriff ausgegangen, zugleich aber auch versucht wird, diese 
Perspektive zu ergänzen. Die Betrachtung berücksichtigt dabei 
die veränderten geografischen Grenzen des heutigen Deutsch-
lands während des Untersuchungszeitraumes (Deutsches 
Reich, Bundesrepublik, DDR, wiedervereinigtes Deutschland). 

Konkret befassen sich nachfolgende Überlegungen mit drei 
Themenfeldern:
1.  Das religiöse Feld in der Gesellschaft: Zunächst werden 

die Veränderungen des religiösen Feldes in Deutschland 
aufgezeigt. Die veränderten Relationen zwischen den 
christlichen Bekenntnissen und anderen Religionen wer-
den ebenso thematisiert wie die regionale Mitgliederver-
teilung der christlichen Konfessionen. 

2.  Veränderungen des Christentums: In der Analyse von 
 Dynamiken und Konjunkturen innerhalb des christ lichen 
Feldes stehen neben Mitgliederzahlen und Ein- und Aus-
trittsbewegungen auch Daten zu Passageriten wie Taufe, 
Eheschließung und Beerdigung im Mittelpunkt. Dies soll 
Aus sagen zur Intensität der Mitgliederbindung ermöglichen. 

3.  Populäre Religion: Die gewonnenen Erkenntnisse gehen als 
Synthese in einen dritten Teil ein. Hier wird trotz schwieri-
ger Datenlage die Frage im Vordergrund stehen, wie sich 
das Interesse an religiösen Themen trotz Bedeutungsverlust 

Die Rolle von Religion wandelte sich im 19. und 20. Jahrhun-
dert erheblich: Während die Rede von „Thron und Altar“ für 
das 19. Jahrhundert einen engen Bezug von Religionsgemein-
schaft, Gesellschaft und Staat anzeigte, so ging dieser Zusam-
menhang im 20. Jahrhundert zwar nicht vollständig, aber 
doch weitgehend verloren. Für die Strukturierung der Gesell-
schaft und ihre Selbstverständigungsdebatten spielt die Reli-
gion eine ungleich geringere Rolle. 

Problematisch ist der Versuch, diese generelle Aussage 
stärker zu spezifizieren. Insbesondere die unscharfen Ränder 
des Feldes werfen die Frage auf, mittels welcher Kriterien sich 
religiöse Phänomene beschreiben lassen. Nimmt man die no-
minelle Mitgliedschaft in einer religiösen Gemeinschaft zum 
Ausgangspunkt, dann lassen sich kaum Aussagen zu Religi-
onsgemeinschaften machen, die nicht als Organisationen 
funktionieren und deswegen nicht über feste Ein- und Aus-
schlusskriterien verfügen. Bei einer funktionalen Betrach-
tungsweise, die individuelle wie kollektive Überzeugungen 
und davon abgeleitete Praktiken in den Mittelpunkt stellt, 
trifft der offenere Begriff der Spiritualität auf den enger defi-
nierten Religionsbegriff, was die Definitions- und Erhebungs-
probleme aber nicht schmälert. 

Ansatzpunkt der folgenden Betrachtung ist die gesamt-
gesellschaftliche Relevanz von Religion. Da in Deutschland 
immer noch die christliche Religionstradition dominiert, 
muss eine Untersuchung religiösen Wandels auf Prozesse der 
Dechristianisierung bzw. Rechristianisierung und die Ent-
wicklung der inneren Gestalt und der Bindekraft der Kirchen 
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und sinkender Bindungskraft der 
Großkirchen entwickelt. Zur Annähe-
rung werden Daten über Publikatio-
nen religiöser Literatur sowie zur Po-
pularität des Theologiestudiums her-
angezogen. 

Das religiöse Feld schrumpft
Prägender Faktor des religiösen Lebens 
waren traditionell die christlichen Kon-
fessionen, in Form der katholischen und 
evangelischen Kirchen. Bis zum Ersten 
Weltkrieg waren knapp 99 Prozent der 

Bevölkerung evangelisch oder katholisch. 
Noch in den 1960er Jahren lag der Anteil 
beider Bekenntnisse zusammen bei etwa 
95 Prozent, die kirchliche Prägekraft war 
also zumindest äußerlich noch stark. Eine 
Erosion dieser Bindung lässt sich seit den 
1970er Jahren konstatieren. 1987 umfasste 
der Anteil der christlichen Großkonfessio-
nen noch ca. 85 Prozent, nach der Wieder-
vereinigung sank dieser Anteil auf etwa 
67  Prozent im Jahr 2001 und auf rund 
60 Prozent im Jahr 2011. Auch wenn die 
christlichen Kirchen damit formal immer 

u Tab 1 Religionszugehörigkeit

katholische  
Christen

evangelische  
Christen Judentum Sonstige ohne Angabe Islam

1 000

x0550 x0551 x0552 x0553 x0554 x0555

Deutsches Reich

1871 14 869 25 582 512 82 14 –

1880 16 229 28 319 562 94 31 –

1890 17 675 31 027 568 146 13 –

1900 20 328 35 231 587 204 18 –

1910 23 822 39 991 615 284 214 –

1925 20 193 40 015 564 88 1551 –

1933 21 172 40 865 500 35 2 647 –

Bundesrepublik

1950 21 576 24 431 17 1 529 143

1961 25 262 28 726 23 223 1 942 16 *

1970 27 061 29 697 32 3 862 – 250 **

1981 26 707 25 898 28 – – 1 700

1987 26 232 25 413 28 1 203 4 912 1 651

DDR

1950 2 021 15 587 3 130 1 432 –

1960 – 13 006 – – – –

1971 – 9 545 – – – –

1978 – 7 293 – – – –

1989 – 4 619 2 – – –

Deutschland

1995 27 347 27 922 54 – – 2 700

2000 26 817 26 614 88 – – 3 000

2010 24 651 23 896 104 – – 4 100 ***

2018 23 002 21 141 96 – – 5 100****

* 1962 
** 1971 
*** 2008 
**** 2017
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noch die größte Gruppe von Gläubigen 
repräsentieren, ist der Bedeutungsverlust 
offensichtlich. u Tab 1

Momentaufnahme: Asymmetrischer 
Pluralismus im Jahr 2011
Der Bedeutungsverslust der Kirchen in ei-
nem sich verändernden religiösen Feld 
 resultierte einerseits aus den Austritten 
der Mitglieder, andererseits aber auch aus 
Migrationsprozessen. Beides führte dazu, 
dass die Zahl der (formal) keiner Glau-
bensgemeinschaft Zugehörigen wuchs, 
parallel aber auch die Anzahl der Religio-
nen anstieg.

In einer Momentaufnahme lässt sich 
die religiöse Signatur Deutschlands für 
das Jahr 2011 auf Grundlage des Zensus 
und anderer Quellen folgendermaßen cha-
rakterisieren: Formal spielt das Christen-
tum immer noch eine dominante Rolle – 
knapp zwei Drittel der Bevölkerung las-
sen sich den beiden großen Konfessionen 
bzw. Freikirchen zuordnen. Rund 10 Pro-
zent der Bevölkerung bezeichnen sich ex-
plizit als „nicht gläubig“ bzw. folgen expli-

zit keiner spezifischen Religion oder 
 Weltanschauung. Rund 5 Prozent der Be-
völkerung werden dem Islam zugerechnet, 
wobei ähnliche Probleme wie bei den 
christlichen Kirchen existieren: Auch hier 
lässt sich wenig über praktizierte Religio-
sität aussagen, da die Erfassung von Mus-
limen vor allem über nationale oder ethni-
sche Kriterien erfolgt. Weitere 5 Prozent 
der Bevölkerung entfallen auf andere Re-
ligionen. Bemerkenswert ist, dass im 
Zensus 2011 rund ein Sechstel der Befrag-
ten keine Angaben zu ihrer Religion ma-
chen wollten. In der Summe lässt sich ne-
ben der immer noch starken Position des 
Christentums eine zunehmende Plurali-
sierung von Religiosität konstatieren. u Abb 1

Politik und Gesellschaft: Wechsel-
wirkungen auf die Mitgliederstruktur
Als stärkste Anbieter von religiöser Welt-
anschauung und einer darauf ausgerichte-
ten Praxis stechen in Deutschland trotz 
vielfältiger Erosionsprozesse nach wie vor 
die christlichen Religionsgemeinschaften 
hervor. Deshalb gilt ein erster Zugriff der 

Frage, wie sich die evangelische und die 
katholische Kirche als Organisationen im 
religiösen Feld entwickelten. Grundlegen-
des Kriterium für eine statistisch messbare 
Entwicklung ist die Kirchenzugehörigkeit 
durch formale Mitgliedschaft. Kirchenein- 
und -austritte stellen wichtige individuelle 
Entscheidungen dar, wenn auch in unter-
schiedlichem Ausmaß: In Deutschland 
wird der Eintritt gewöhnlich mit dem Sak-
rament der Säuglings- oder Kindertaufe 
vollzogen. Die Entscheidung dazu treffen 
meist die Eltern und  religiösen Paten des 
noch religionsunmündigen Kindes. Der 
Austritt im Jugend- oder Erwachsenenalter 
hingegen oder der (Wieder-)Eintritt sind 
eine bewusste Hin- oder Abwendung von 
der religiösen Organisation. Natürlich ist 
mit der Zugehörigkeit allein noch wenig 
über die individuelle Religiosität derjeni-
gen gesagt, die den Kirchen durch die 
Taufe und den Kirchen steuereinzug zuge-
rechnet werden. Doch stellen die absolu-
ten Zahlen eine wichtige Referenz größe 
für die Bedeutung der Kirchen als gesell-
schaftliche Gruppen dar und vermitteln 

u Abb 1 Zensus 2011 — Religionszughörigkeit in Deutschland in Prozent
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Kirche, doch waren hier die Ausschläge – 
seltener Gewinne, öfter Verluste an Mit-
gliedern – nicht so ausgeprägt wie bei den 
evangelischen Kirchen. Die Gründe dafür 
sind wohl in der strafferen Kirchenzucht 
der Katholiken, wie zum Beispiel der sonn-
täglichen Kommunion und der Ohren-
beichte, aber auch in der dichteren Struk-
tur von Vereinen und Verbänden zu su-
chen, die für eine stärkere lebensweltliche 
Einbindung der Mitglieder sorgten. Erst 
nach der Jahrtausendwende ändert sich 
diese Konstellation vor dem Hintergrund 
verschiedener Skandale, die die katholi-
sche Kirche Mitglieder kosteten. 

Ein genauerer Blick auf die Perioden 
hoher innerer Dynamik mit großer 
Schwan kung der Mitgliederzahlen lenkt 
die Aufmerksamkeit auf einige besonders 
auffallende Zeiträume. Bemerkenswert 
waren zum Beispiel die 1920er Jahre, die 

rund 30 000 sank. Es handelte sich hierbei 
allerdings nur um einen zwischenzeitli-
chen Rückgang. Ab 1937 verließen bis 
1939 pro Jahr mehr als 300 000 Personen 
ihre Kirche, dieser Wert ging erst im Lau-
fe des Krieges wieder zurück. Eine ver-
gleichbare Negativdynamik ist für die Zeit 
nach der Wiedervereinigung festzustellen. 
Hier stiegen die Austritte auf über 350 000 
und erreichten damit ein ähnliches Niveau 
wie zum Ende der 1930er Jahre. Nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs bis in die 
1960er Jahre folgte für Protestanten wie 
Katholiken eine recht stabile Phase, die 
erst mit den 1970er Jahren endete. Nun 
verloren beide Konfessionen wieder mehr 
Mitglieder als hinzukamen, wobei bis zur 
Jahrtausendwende wiederum die Protes-
tanten besonders betroffen waren. u Tab 2

Die skizzierten Phasen der Erosion 
finden sich zwar auch für die katholische 

eine Vorstellung von der Attraktivität der 
Kirche zum jeweiligen Zeitpunkt. u Abb 2

Sowohl die Entwicklung der Ein- und 
Austritte wie auch der Saldo beider Größen 
lassen erkennen, dass die kirchlichen Mit-
gliederverhältnisse über lange Zeiträume 
stabil waren. Diese Stabilität wurde indes 
durch zwei Phasen der Instabilität unter-
brochen, die die Kirchen erheblich verän-
derten. Erstens war dies die Zeit zwischen 
Erstem und Zweitem Weltkrieg und betraf 
da vor allem die Protestanten. Während 
dieser 20 Jahre traten 3,6 Millionen Pro-
testanten aus ihrer Kirche aus (gegenüber 
ca. 900 000 Katholiken) bei nur etwa 
1,15  Millionen Eintritten (gegenüber ca. 
250 000 Katholiken). In dieser Zeit konn-
ten die protestantischen Kirchen nur in 
wenigen Jahren eine Abmilderung dieser 
Tendenz verzeichnen, etwa zwischen 1933 
und 1936, als die Zahl der Austritte auf 

u Abb 2 Kirchenein- und -austritte — in 1 000
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Zeit um 1970 und ab 1990, als viele Men-
schen aus den Kirchen austraten, das Jahr 
1946 mit vielen Eintritten, oder als sich – 
so in den Jahren 1932 bis 1939 – hohe 
 Eintritts- und Austrittszahlen gegenüber-
standen. Diese Entwicklungen fielen mit 
politischen Ereignissen, aber auch organi-
satorischen und gesetzlichen Einschnitten 
zusammen. 

Die Austrittswelle der frühen 1920er 
Jahre resultierte fraglos aus verschiedenen 
lang- und mittelfristigen Faktoren. Erin-
nert sei hier an den Bruch des „Bündnis-
ses von Thron und Altar“ in der Weimarer 
Republik oder das Scheitern der kirchli-
chen Kriegstheologie im Ersten Weltkrieg. 
Vor allem aber war eine juristische Ände-
rung ausschlaggebend: Der kirchenkriti-
sche preußische Kultusminister Adolph 
Hoffmann erleichterte 1920 den Kirchen-
austritt erheblich, indem er das Verfahren 
vereinfachte und Gebühren strich. Infol-
gedessen stiegen die Zahlen zunächst ra-
sant und etablierten sich dann auf einem 
vergleichsweise hohen Niveau. 

Auch die hohen Eintrittszahlen im Jahr 
1933 lassen sich mit der politischen Ent-
wicklung in Verbindung bringen. So 
schnellte mit dem Antritt der Regierung 
Hitler die Zahl der Eintritte in die protes-
tantische Kirche auf über 325 000 in die 
Höhe, weil sich die Nationalsozialisten – 
um Akzeptanz zu gewinnen – zunächst auf 
ein „positives Christentum“ beriefen und 
demonstrativ die Nähe insbesondere zur 
protestantischen Kirche suchten. Nach dem 
Scheitern dieser Kirchenpolitik spätestens 
1934 verfolgten die Nationalsozialisten zu-
nehmend eine antikirchliche Politik, was 
bis 1939 zu einem Höchststand an Kirchen-
austritten führte. Während die Entwick-
lung bei den Evangelischen äußerst dyna-
misch war, entwickelten sich die Zahlen 
der Katholiken gemäßigt. Um den Preis 
des weitgehenden Rückzugs aus der Gesell-
schaft war es der katholischen Kirche ge-
lungen, sich stärker gegen den Nationalso-
zialismus abzuschotten. Während des Krie-
ges gingen die Austrittszahlen in beiden 
Konfessionen markant zurück, war doch 
das geistige Angebot der Kirchen in Zeiten 
der Not und Bedrängnis stärker gefragt.

Im Jahr 1946 gab es einen kurzen reli-
giösen „Frühling“: In der „Zusammen-
bruchgesellschaft“ der unmittelbaren 
Nachkriegsjahre kamen den Kirchen 
wichtige Funktionen für das öffentliche 
Leben und insbesondere bei den Entnazi-
fizierungsverfahren zu, sodass sie für vie-
le Menschen an Attraktivität gewannen.1 
Allerdings glichen die Eintritte in dieser 
Zeit die Verluste während des sogenann-
ten „Kirchenkampfes“ mit den National-
sozialisten nicht aus. Zudem stieg die 
Zahl der Austritte mit der Verbesserung 
der Lebensumstände wieder an und eta-
blierte sich zwischen 1950 und 1967 auf 
einem vergleichsweise niedrigen Niveau 
(0,05 Prozent der Kirchenmitglieder tra-
ten jährlich aus im Vergleich zu 0,9 Pro-
zent im Jahr 1939). Einen wichtigen Ein-
schnitt markiert dann die „religious cri-
sis“2 zum Ende der 1960er Jahre: Im 
öffentlichen Diskurs und im Zusammen-
hang mit der Protest- und Studentenbe-
wegung („1968“) wurden beide Kirchen 
zunehmend kritisch „hinterfragt“, insbe-
sondere ihr Autoritäts- und Familienver-
ständnis sowie ihre Sexualmoral. Eine 
Kirchenmitgliedschaft galt nicht mehr als 
selbstverständlich, sondern musste ge-
rechtfertigt werden. Der damit verbunde-
ne Wertewandel, die Zuwanderung von 
Menschen muslimischen Glaubens nach 
Deutschland wie auch die allgemeine de-
mografische Entwicklung (weniger Ge-
burten, zunehmende Zahl der Sterbefälle) 
sorgten dafür, dass die christlichen Kir-
chen in der Gesellschaft als moralische, 
aber auch das Leben strukturierende In-
stanzen an Bedeutung verloren. 

Besonders einschneidend verlief die 
Entwicklung für die Protestanten in der 
DDR mit dem Wandel „von der Mehr-
heits- zur Minderheitenkirche“.3 Ursäch-
lich waren verschiedene Modernisie-
rungsprozesse mit den damit verbunde-
nen sozialen Umschichtungen, die auch 
in anderen europäischen Gesellschaften 
zu beobachten waren. Als entscheidender 
Unterschied zur Bundesrepublik aber sind 
die politischen Repressionen zu nennen, 
denen Christen in der DDR ausgesetzt 
waren. In einem prinzipiell kirchen- und 

0,9
Prozent der Mit-
glieder traten 1939 
aus der Kirche aus.

0,05
Prozent waren es  
jährlich zwischen 
1950 und 1967.
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religionsfeindlichen Staat sahen sich bei-
de christliche Kirchen existenziellen Her-
ausforderungen ausgesetzt. Gehörten vor 
der Gründung der DDR etwas über 80 
Prozent der Bevölkerung der evangeli-
schen und 10  Prozent der katholischen 
Kirche an, so sank ihr Anteil auf 27 Pro-
zent bzw. 6 Prozent im Jahr 1991. Insbe-
sondere die Einführung der Jugendweihe 
als SED-Konkurrenz zur kirchlichen 
Konfirmation bzw. Firmung in der zwei-
ten Hälfte der 1950er Jahre ließ viele 

Gläubige aus ihrer Kirche austreten bzw. 
die Bereitschaft der Kirchenmitglieder 
sinken, ihre Kinder taufen zu lassen. 

Auf diese Weise etablierte sich eine 
„Kultur der Konfessionslosigkeit“, die 
über das Ende des Regimes hinaus prä-
gend blieb für das religiöse Feld in Ost-
deutschland.4 Einen entscheidenden Ein-
schnitt markierte schließlich auch die 
Wiedervereinigung der beiden deutschen 
Staaten: Nach dem Ende der Diktatur 
und der Entspannung des Staat-Kir-

che-Verhältnisses verloren die Kirchen 
erneut an Boden. Zwei Gründe sind dafür 
zu nennen: Zum einen zeigte die deut-
sche Binnenmigration Wirkung, da viele, 
die sich zu DDR- Zeiten in den verbliebe-
nen Kerngemeinden engagiert hatten, 
nach der Öffnung der Grenzen in die al-
ten Bundesländer übersiedelten. Zudem 
schlug hier auch in den neuen Bundes-
ländern durch, was in der gesamten Bun-
desrepublik zu beobachten war: Allge-
meine Steuererhöhungen führten dazu, 

evangelisch

Taufen Trauungen Kirchen- 
eintritte

Kirchen- 
austritte Bestattungen Konfirmation Abendmahl- 

gäste

rechtlich  
selbstständige 

Kirchen- 
gemeinden

1 000 Mio. 1 000

x0564 x0565 x0566 x0567 x0568 x0569 x0570 x0571

Deutsches Reich

1884 – – 3,4 2,1 – – 12,2 –

1900 1 139,0 – 7,7 3,8 – – 14,0 –

1910 1 044,4 – 9,9 17,8 – 789,1 13,6 –

1920 915,0 – 19,4 314,0 – 808,9 11,5 –

1930 632,3 401,9 37,3 226,3 – 447,7 10,2 –

1940 648,9 173,6 14,9 152,6 437,0 535,7 – –

Bundesrepublik

1949 – – 41,8 83,7 – – – –

1960 425,1 203,5 36,0 32,1 296,2 266,7 6,7 9,7

1970 315,0 142,5 17,5 189,1 334,7 341,2 6,1 10,7

1981 227,0 91,5 31,5 116,0 350,4 – 9,3 10,7

1987 239,1 97,3 40,4 140,6 323,8 256,7 – 10,7

DDR

1950 233,6 123,3 15,6 77,4 162,7 97,9 – –

1960 105,3 44,4 4,6 108,0 146,3 33,1 – –

1970 55,4 21,6 1,9 26,7 129,9 51,6 – –

1980 33,0 10,7 2,3 17,2 100,0 16,3 – –

1989 34,5 7,3 5,1 7,2 75,2 15,2 – –

Deutschland

1995 253,6 86,9 57,5 296,8 364,3 264,0 – 18,2

2002 213,3 59,4 58,9 174,2 322,6 272,3 – 16,4

2010 174,2 51,9 56,9 145,3 292,6 231,9 – 15,1

2017 158,8 43,0 43,7 197,2 271,2 174,1 – 13,9

u Tab 2 Religiöse Kennzahlen und Handlungen

katholisch

Taufen Trauungen Kirchen- 
eintritte

Kirchen- 
austritte Bestattungen Kommunion Kirchen- 

besuche Pfarreien

1 000 Mio. 1 000

x0556 x0557 x0558 x0559 x0560 x0561 x0562 x0563

Deutsches Reich

1884 – – – – – – – –

1900 – – – – – – – –

1910 – – – – – – – –

1920 598,9 265,8 – 44,8 323,4 – – 9,6

1930 433,8 168,9 – 52,6 230,8 – – 9,8

1940 495,5 159,1 – 52,1 276,6 – – 10,0

Bundesrepublik

1949 426,2 199,3 – 30,8 247,1 – – 9,1

1960 473,1 213,8 19,6 23,3 259,3 322,4 11,8 9,3

1970 368,5 163,6 5,9 69,5 295,8 376,7 10,2 10,3

1981 257,6 125,3 7,7 66,4 290,0 – 7,5 –

1987 270,2 114,2 9,3 81,6 278,4 241,6 6,4 12,4

DDR

1950 – – – – – – – –

1960 – – – – – – – –

1970 – – – – – – – –

1980 – – – – – – – –

1989 – – – – – – – –

Deutschland

1995 259,8 86,5 10,1 168,2 284,0 281,6 5,2 13,3

2002 213,4 53,9 12,6 119,4 267,4 282,1 4,0 13,1

2010 170,3 48,5 11,0 181,2 253,0 224,9 3,1 11,5

2017 169,8 42,5 9,3 167,5 243,8 178 2,3 10,2
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dass ein kleiner Prozentsatz von nomi-
nellen Kirchenangehörigen auf seine Mit-
gliedschaft verzichtete, um die steigenden 
Abgaben mit dem Wegfall der Kirchen-
steuer zu kompensieren.5

Im weiteren Verlauf der 1990er Jahre 
entwickelten sich die gesamtdeutschen 
Austrittszahlen etwas oberhalb des alten 
westdeutschen Niveaus. Insbesondere mit 
Blick auf die Kirchenverbundenheit der 
jüngeren Generationen hat die jüngste 
Mitgliedschaftsuntersuchung der Evange-

lischen Kirche in Deutschland (EKD) die-
sen Trend als „Stabilität im Abbruch“ in-
terpretiert.6 In ähnlicher Weise trifft dies 
auch für die katholische Kirche zu. Die 
seit 1995 diskutierten und ab 2010 ver-
stärkt aufgedeckten Skandale um den 
Missbrauch von minderjährigen Schutz-
befohlenen in kirchlichen Einrichtungen 
verstärkten die Austrittsneigung erneut, 
ohne dass sich deren mittel- oder lang-
fristigen Auswirkungen für die Zukunft 
bislang absehen lassen. 

evangelisch

Taufen Trauungen Kirchen- 
eintritte

Kirchen- 
austritte Bestattungen Konfirmation Abendmahl- 

gäste

rechtlich  
selbstständige 

Kirchen- 
gemeinden

1 000 Mio. 1 000

x0564 x0565 x0566 x0567 x0568 x0569 x0570 x0571

Deutsches Reich

1884 – – 3,4 2,1 – – 12,2 –

1900 1 139,0 – 7,7 3,8 – – 14,0 –

1910 1 044,4 – 9,9 17,8 – 789,1 13,6 –

1920 915,0 – 19,4 314,0 – 808,9 11,5 –

1930 632,3 401,9 37,3 226,3 – 447,7 10,2 –

1940 648,9 173,6 14,9 152,6 437,0 535,7 – –

Bundesrepublik

1949 – – 41,8 83,7 – – – –

1960 425,1 203,5 36,0 32,1 296,2 266,7 6,7 9,7

1970 315,0 142,5 17,5 189,1 334,7 341,2 6,1 10,7

1981 227,0 91,5 31,5 116,0 350,4 – 9,3 10,7

1987 239,1 97,3 40,4 140,6 323,8 256,7 – 10,7

DDR

1950 233,6 123,3 15,6 77,4 162,7 97,9 – –

1960 105,3 44,4 4,6 108,0 146,3 33,1 – –

1970 55,4 21,6 1,9 26,7 129,9 51,6 – –

1980 33,0 10,7 2,3 17,2 100,0 16,3 – –

1989 34,5 7,3 5,1 7,2 75,2 15,2 – –

Deutschland

1995 253,6 86,9 57,5 296,8 364,3 264,0 – 18,2

2002 213,3 59,4 58,9 174,2 322,6 272,3 – 16,4

2010 174,2 51,9 56,9 145,3 292,6 231,9 – 15,1

2017 158,8 43,0 43,7 197,2 271,2 174,1 – 13,9
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Abb 3: Partizipation am Gottesdienst - Abendmahlbeteiligung (evangelisch) und Gottesdienstbesuch (katholisch) - in Millionen

Abb 4: Abnehmende Verbindlichkeit kirchlicher Passageriten - in Prozent
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Sinkende Partizipations- 
bereitschaft bei den Passageriten
Da die formale Zugehörigkeit noch recht 
wenig über die Religionsausübung und die 
individuelle Verbundenheit aussagt, soll 
im Folgenden der Blick auf religiöse Prak-
tiken gerichtet sein, wie sie im Deutschen 
Reich, in der Bundesrepublik und später 
dann im wiedervereinigten Deutschland 
zu beobachten sind. Das Ausmaß, mit 
dem Mitglieder der christ lichen Kirchen 
an den religiösen Aktivitäten und Riten 
teilnahmen, gibt einen Eindruck von dem 
Engagement und der Partizipationsbereit-
schaft der Gläubigen bzw. der Gesellschaft: 
die Taufe der eigenen Kinder; die Teilnah-
me an Kommunion oder Konfirmation als 
Voraussetzung für den Empfang der Eu-
charistie bzw. des Abendmahls; die nicht 
nur staatliche, sondern auch kirchliche 
Eheschließung wie auch letztlich das 
kirchliche Begräbnis – all diese Sakramente 
und/oder kirchlichen Rituale sind einer-
seits traditionell verankert wie auch den 
Gläubigen von ihren Kirchen vorgeschrie-
ben, andererseits bilden sie weit in die Ge-
sellschaft hineinreichende Übergangsriten, 

die – durchaus unabhängig von der religiö-
sen Bedeutung – kulturell mit Prestige auf-
geladen sind. In der Gesamtschau erlau-
ben sie uns Aussagen darüber, wie „dicht“ 
der christliche Glaube und seine Anforde-
rungen in die Lebenswelt und Praxis des 
Einzelnen eingebunden waren. u Abb 3

Dabei deuten alle Indikatoren auf ei-
nen wichtigen Trendwechsel zum Ende der 
1960er Jahre hin. In dieser Zeitperiode tra-
ten die vorher eng verbundenen kirch-
lichen Traditionen und die lebens welt-
lichen Praktiken von Einzelnen und Grup-
pen signifikant auseinander, wie das 
Bei spiel der kirchlichen Taufen exempla-
risch zeigt: Die Zahl der kon fessionell- 
kirchlichen Taufen war in der Bundesrepu-
blik bis zum Ende der 1960er Jahre stark 
mit den absoluten Geburtenzahlen gekop-
pelt, das heißt, Veränderungen bei den ab-
soluten Taufzahlen waren zumeist auf Ver-
änderungen bei der Gesamtzahl der Ge-
burten zurückzuführen. Erst zum Ende 
der 1960er Jahre und verstärkt nach 1990 
wurden immer mehr Kinder nicht getauft. 
Wurden 1960 noch knapp 95 Prozent der 
Kinder getauft, sank der Anteil auf rund 

80 Prozent im Jahr 1973, 70 Prozent 1992 
und schließlich unter 60 Prozent seit dem 
Jahr 2000. Für die Reproduktion volks-
kirchlicher Strukturen war das ein erheb-
licher Einschnitt, weil sich auf diese Weise 
das Niveau der Tradierung der Glaubens-
welten in die jeweils nachfolgende Genera-
tion erheblich verringerte.

Ein Blick auf die Veränderungen in 
der kirchlich geprägten Glaubenspraxis, 
wie sie sich in den Statistiken zeigen, lässt 
das Ende der 1960er Jahre als Zeitraum 
massiver Veränderungen und daher un-
übersehbar als Zäsur erscheinen. Hugh 
McLeod hat diesen Einschnitt als eine ge-
samteuropäische „religious crisis“ be-
zeichnet, die in ihrer Bedeutung für die 
Kirchengeschichte allenfalls zu verglei-
chen sei mit der Reformation und der Kir-
chenspaltung des 16. Jahrhunderts.7 Die 
vorliegenden Daten zur Entwicklung des 
religiösen Feldes in Deutschland stützen 
diese Analysen. Auch die Zahlen zum 
Heiratsverhalten lassen sich als Beleg für 
diesen Trend heranziehen. u Abb 4

Die Bereitschaft zur kirchlichen Trau-
ung ging seit den 1970er Jahren immer 

u Abb 3 Partizipation am Gottesdienstt: Abendmahlbeteiligung (evangelisch) und  
Gottesdienstbesuch (katholisch) — in Millionen
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Abb 3: Partizipation am Gottesdienst - Abendmahlbeteiligung (evangelisch) und Gottesdienstbesuch (katholisch) - in Millionen

Abb 4: Abnehmende Verbindlichkeit kirchlicher Passageriten - in Prozent
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stärker zurück, wobei ein weiterer signifi-
kanter Einschnitt für die frühen 1990er 
Jahre zu verzeichnen ist, als die weitge-
hend entkirchlichten neuen Bundesländer 
mit der zwar abgeschwächten, aber durch-
aus noch konfessionell geprägten Kultur 
der alten Bundesländer vereint wurden. 
Kamen 1960 auf zehn zivilrechtliche Ehe-
schließungen noch acht kirchliche, so 
sank dieses Verhältnis auf fünf (1990) und 
nach dem Jahr 2000 gar auf unter drei zu 
zehn. Insgesamt zeigen die Eheschließun-
gen die Erosion kirchlicher Bindung noch 
stärker auf als die Taufen: Seit den späten 
1960er Jahren nahm der Anteil kirchlicher 
Trauungen an der Gesamtzahl der Ehe-
schließungen in Deutschland kontinuier-
lich ab, Erholungsphasen sind – anders als 
bei den zivilrechtlichen Eheschließungen – 
nicht erkennbar, sondern lediglich Phasen 
der Stabilität, in denen es zu keinem wei-
teren Rückgang kam. 

Ein wenig anders stellt sich die Lage 
bei kirchlichen Bestattungen dar. Hier 
bilden nicht die 1960er Jahre die sonst 
charakteristische Zäsur; ein nachlassen-
des Interesse ist erst mit einigem zeitli-

chen Abstand seit den 1990er Jahren er-
kennbar. Wurden bis dahin etwa 90 Pro-
zent der in einem Jahr Verstorbenen auch 
kirchlich bestattet, so sank dieser Anteil 
auf unter 70 Prozent im Jahr 2002. Auch 
wenn hier Effekte der deutschen Vereini-
gung eine Rolle spielen, nimmt die Bin-
dung an kirchliche Institutionen auch 
hier ab. Gleichwohl scheint für viele Kir-
chenmitglieder trotz einer geringen eige-
nen Verbundenheit die kirchliche Beerdi-
gung bis heute ein wichtiges Moment zu 
sein, nicht auszutreten.

Seit den 1960er Jahren, so lässt sich re-
sümieren, lösen sich viele soziale Prakti-
ken der Kirchen auf, die sich in Auseinan-
dersetzung mit der Moderne seit Beginn 
des 19. Jahrhunderts entwickelt hatten. 
Die Auslöser, Gründe und Begleitum-
stände dafür sind vielfältig und reichen 
von innerkirchlichen Entwicklungen 
(u Zweites Vatikanisches Konzil, Neuauf-
brüche in Seelsorge und Theologie) bis 
hin zu gesamtgesellschaftlichen Liberali-
sierungs- und Aufbruchbewegungen, die 
unter anderem mit der Chiffre „1968“ be-
zeichnet sind. 

u Abb 4 Abnehmende Verbindlichkeit kirchlicher Passageriten — in Prozent

u Zweites Vatikanisches Konzil
Die Zusammenkunft von Verantwort-
lichen der katholischen Kirche vom 
11. Oktober 1962 bis zum 8. Dezem-
ber 1965. Bedeutung erlangte das 
Konzil durch die Aktualisierung katho-
lischer Positionen.
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1968=100

Unterschiede festzustellen (indexbasierte 
Betrachtung mit 1968 als Vergleichsjahr). 
Die allgemeine wie auch die religiöse 
Buchproduktion versechsfachten sich seit 
dem Zweiten Weltkrieg. Dabei war die 
Ausgangslage für beide Felder durchaus 
verschieden. Die Zahl jährlich veröffent-
lichter Bücher zu religiösen Themen war 
in der Zwischenkriegszeit im Vergleich 
zur Situation um 1950 mehr als doppelt 
so hoch, wobei die Gesamtzahl der ver-
öffentlichen Bücher zu allen Themen-
bereichen vergleichsweise niedrig war. 
Anders dagegen verlief die Entwicklung 
des religiösen Buchmarkts zwischen 1970 
und 2000 unterdurchschnittlich, das 
heißt, die Zahl der „produzierten“ Bücher 
mit „religiösem“ Inhalt stieg weniger stark 
als die der veröffentlichten Bücher insge-
samt. Diese Daten scheinen nahezulegen, 
dass das Interesse an Religion bis zum 
Zweiten Weltkrieg als eher überdurch-
schnittlich zu bezeichnen ist, da der 
Marktanteil für religiöse Literatur ver-
gleichsweise stärker war. Für die Zeit da-
nach ist, trotz unterschiedlicher Entwick-
lungen im Detail, das Interesse an religiö-
sen Themen insgesamt nicht geringer als 
an Büchern allgemein. 

Hingewiesen sei allerdings auf die 
Rolle von Einzelereignissen wie dem 

Populäre Religion? 
Nachdem die Betrachtungen bis hierher 
den Rückgang von Mitgliederzahlen sowie 
die rückläufige Teilnahme an kirch licher 
Praxis beider Konfessionen deutlich mach-
ten, bleibt nun zu fragen, welches Interesse 
die Gesellschaft insgesamt an religiösen 
Themen hat. Im Folgenden wird versucht, 
die bisherigen Befunde im Lichte zweier 
weiterer Parameter zu untersuchen, näm-
lich des Buch marktes und des Interesses 
am Studium der Theologie. Für beide Be-
reiche lässt sich ver muten, dass deren Ent-
wicklung durch steigendes bzw. sinkendes 
gesamtgesellschaftliches Interesse – also 
die Mechanismen von Angebot und Nach-
frage – unmittelbar beeinflusst wird. 

Unter der Annahme, dass jegliche 
Buchproduktion mit der Aussicht auf Ab-
satz erfolgt, also auf einen Interessenten-
kreis ausgerichtet ist, verweist die Anzahl 
produzierter Bücher zu einem bestimm-
ten Thema auf ein vorhandenes gesell-
schaftliches Interesse. Wird die allgemei-
ne Buchproduktion mit der Produktion 
von Büchern zum Thema Religion vergli-
chen – darunter sind religionswissen-
schaftliche Bücher im engeren Sinne 
ebenso subsumiert wie Ratgeberliteratur 
oder Sachbücher im weiteren Sinne –, so 
sind in der Entwicklung Parallelen und 

u Abb 5 Buchproduktion — Index (1968 =100)

330
erschienen in  diesem 
Jahr in der DDR.

3 845
Bücher zu Theologie 
und Religion erschie-
nen 1980 in der Bun-
desrepublik.
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Erstauflagen Neuauflagen gesamte theologische 
Buchproduktion 

Zahl der Titel

x0572 x0573 x0574
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1851 – – 1 351

1865 – – 1 411

1880 – – 1 390

1900 – – 2 218

1919 1 023 458 1 481

1929 1 642 436 2 078

1938 1 908 446 2 354

Bundesrepublik

1951 747 295 1 042

1960 1 170 343 1 513

1970 2 314 517 2 831

1980 3 035 810 3 845

1989 2 567 1 142 3 709

DDR

1956 – 349 403

1959 – – 266

1970 – – 292

1980 – – 330

1989 – – 334

Deutschland

1995 2 609 1 028 3 637

2003 3 512 – –

2012 4 746 – –

2018 4 769 – –

11. September 2001, wodurch die Nachfra-
ge zum Thema Religion massiv anstieg, 
etwa weil der Islam, aber auch Themen 
wie religiöser Extremismus verstärkt in 
den Blick kamen. Auch wenn die Entwick-
lung des religiösen Buchmarktes nur im 
Kontext des Gesamtbuchmarktes möglich 
ist und daher Vorsicht angeraten scheint, 
lassen sich doch einige Erkenntnisse ge-
winnen: Absolut betrachtet, hat religiöses 
Wissen seit dem 19. Jahrhundert einen bei-
nahe stetigen Zuwachs erfahren, in Relati-
on zu anderen Wissensfeldern aber an Be-
deutung verloren. u Tab 3, Abb 5

Ein bedeutender Faktor für die religiö-
se Kommunikation ist das Internet, das 
dem Buchmarkt starke Konkurrenz macht – 
vor diesem Hintergrund erscheint die Ent-
wicklung des Buchmarktes für religiöse 
 Literatur seit 1990 umso eindrucksvoller. 
Als Anbieter religiöser Themen kann das 
Internet zumindest nicht ignoriert werden. 
Fachbeiträge auf offiziellen Seiten werden 
ebenso konsultiert wie Informationen zu 
individuellen Fragen der Lebensführung 
in Foren- und Chatcommunitys. In der 
Tendenz bringt diese neue Form der religi-
ösen Kommunikation einen weiteren 
Schub zur Auflösung des traditionellen re-
ligiösen Feldes, da sich im Netz neue reli-
giöse Zugänge und Praktiken einfacher 
und direkter an das eigene Publikum wen-
den können. Das Internet wird die religiö-
se Kommunikation weitreichend verän-
dern, ohne dass bisher absehbar ist, in 
welcher Intensität und Dichte der Wandel 
erfolgen wird.8

Ähnlich wie die Präsenz religiöser Lite-
ratur auf dem Buchmarkt lässt sich auch 
die Zahl der Studierenden in den christ-
lichen Theologien als Indikator für die ge-
sellschaftliche Relevanz nicht nur des 
akademischen Faches, sondern auch der 
damit verbundenen Religionsgemein-
schaften deuten. Zwar schlagen bei der 
Wahl eines Studienfaches auch Überle-
gungen zur jeweiligen Arbeitsmarktsitua-
tion wie auch zum gesellschaftlichen 
Prestige der Stellung eines Geistlichen 
durch. Für diejenigen aber, die durch ihre 
Studienwahl ein persönliches Interesse an 
Religion und Glaube bekunden, kann 

wohl eine gewisse Affinität zum Thema 
Religion vorausgesetzt werden, zumal 
dann, wenn Studierende nicht zwangsläu-
fig eine Tätigkeit als Pfarrer oder Priester 
anstreben.

Die Entwicklung der Studierenden-
zahlen im Bereich Theologie weist zwi-
schen den 1830er und 1960er Jahren ein 
stabiles bzw. stabil steigendes Niveau auf. 
Ein markanter Bruch in den 1970er Jah-
ren ist zu konstatieren, als es im Zuge der 
allgemeinen Bildungsexpansion auch im 
Bereich der Theologie zu einer massiven 
Ausweitung der Studierendenzahlen kam, 
die seit den 1980er Jahren gegen den 
Trend der allgemeinen positiven Entwick-
lung der Studierendenzahlen aber auch 

wieder massiv abnahmen. Als „klassisches“ 
Studienfach hatte das Theologiestudium 
im 19. Jahrhundert einen hohen Anteil an 
der Zahl der Studierenden insgesamt. 
Trotz zwischenzeitlicher Schwankungen 
sank dieser Anteil aber von fast 38 Pro-
zent im Jahr 1830 auf unter 1 Prozent im 
Jahr 2004. Ein Grund dafür ist zweifels-
ohne in der Ausweitung des Universitäts-
systems zu suchen. Während die absolute 
Zahl der Theologiestudierenden eher 
gleich blieb, stieg die Gesamtzahl der Stu-
dierenden immens. Das Theologiestudi-
um verlor also relativ an Bedeutung, be-
setzt aber bis heute recht stabil eine Ni-
sche. Auch hier ist von einem relativen 
Bedeutungsverlust der Religion auszuge-

u Tab 3 Buchproduktion Theologie und Religion
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hen, der allerdings weniger aus einer Ab-
wendung von Religion als Berufsfeld re-
sultierte, als vielmehr aus einer Expansi-
on und gleichzeitigen Pluralisierung des 
akademischen Bereichs. u Abb 6, Abb 7

Schluss 
Die Zahlenreihen zeigen insgesamt eine 
deutliche Zäsur: Im 19. Jahrhundert und 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
prägte das Christentum in seiner groß-
kirchlich-konfessionellen Variante das re-

ligiöse Feld in Deutschland maßgeblich. 
In relativ geschlossenen konfessionellen 
Lebensräumen waren die Partizipations-
formen und insbesondere die Passageriten 
wichtige Elemente, die das individuelle 
Leben stark beeinf lussen konnten. Das 
Aufbrechen dieses Feldes hatte vielfältige, 
in der Gewichtung im deutsch-deutschen 
Vergleich unterschiedliche Gründe: In der 
DDR war es die Auseinandersetzung um 
die Jugendweihe in der zweiten Hälfte der 
1950er Jahre, in der Bundesrepublik vor 

allem die Lebensstilrevolution zum Ende 
der 1960er Jahre, die eine starke Auf lö-
sung der volkskirchlichen Strukturen von 
Katholizismus und Protestantismus mit 
sich brachte. Die Wiedervereinigung des 
weitgehend konfessionsfreien Ostens mit 
dem relativ volkskirchlich geprägten 
Westen brachte zu Beginn der 1990er Jahre 
eine weitere Dynamisierung der Ent-
wicklung im Sinne einer fortgesetzten 
Erosion des institutionell-christlichen 
Feldes. 

u Abb 7 Anteil der Theologiestudierenden an der Gesamtzahl der Studierenden — in Prozent

u Abb 6 Relative Entwicklung der Theologiestudierenden und der Studierenden insgesamt — Index (1968 =100)
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Inwieweit der Auf lösung der volks-
kirchlichen Strukturen die Entstehung ei-
nes neureligiösen Feldes entsprach, ist 
statistisch schwer festzustellen. Die ver-
fügbaren Daten deuten darauf hin, dass 
die Abnahme der Integration in die 
christlichen Kirchen einhergeht mit einer 
Abnahme religiösen Interesses überhaupt. 
Außerhalb der religiösen Großorganisati-
onen ist eine alternative Beschäftigung 
mit Fragen der Transzendenz schwer 
nachweisbar und in seriellen Daten kaum 

aufzufinden. Die Entwicklungen auf dem 
Markt für religiöse Literatur lassen ein ge-
wisses allgemeines Interesse vermuten, 
das aber quantitativ schwer greifbar ist. 
Es steht aber  außer Frage, dass neue Kom-
munikationsformen und insbesondere 
das Internet das religiöse Feld und die da-
rin geübte religi öse Kommunikation wei-
terhin tiefgreifend verändern werden.

Datengrundlage

Religion ist statistisch schwer greifbar, da keine allseits akzeptierte Er hebung 
oder Erhebungsmethode zur Erfassung religiöser Zugehörigkeiten, Über-
zeugungen und Praktiken existiert. Die Quellenlage ist dementsprechend 
disparat. Am ehesten ist die Mitgliedschaft in religiösen Organi sationen 
greifbar, wie sie von staatlicher Seite erhoben wurde. So sind für die bei-
den großen christlichen Konfessionen seit dem Kaiserreich die  Daten der 
staatlichen Verwaltung eine wichtige Quelle. 

Für Fragen des kirchlichen Lebens sind darüber hinaus – ohne zu verken-
nen, dass es sich um interessengeleitete Daten handelt, und dies quellen-
kritisch zu würdigen9 – die Selbstauskünfte der Religionsgemeinschaften 
unerlässlich (das „Kirchliche Jahrbuch“ für die evangelische und das 

„Kirchliche Handbuch“ für die katholische Seite, aber auch andere offizielle 
Publikationen).10 Ergänzend wurden auch weitere, von verschiedenen 
kirchlichen Stellen betriebene Datensammlungen hinzugezogen.11 Hinsicht-
lich der Studierendenzahlen wurde neben den Statistischen Jahrbüchern 
auch das Datenhandbuch zur deutschen Bildungsgeschichte genutzt.12  
Daten zur Produktion religiöser Literatur lieferten die Erhebungen des Bör-
senvereins der Deutschen Buchhändler bzw. des Deutschen Buchhandels. 

Für nicht christliche Religionen wie den Islam, den Hinduismus und den 
Buddhismus, kleinere christliche Religionsgemeinschaften, alternative 
Formen von Religiosität oder auch Gruppen mit dezidiert atheistischer 
oder agnostischer Orientierung liegen oftmals keine oder nur unzureichende 
Zahlen vor. Um mittels einer Momentaufnahme wenigstens punktuell die 
religiöse Struktur auszuloten, wurde auf Daten des Zensus 2011, des Reli-
gionswissenschaftlichen Medien- und Informations dienstes (REMID) in 
Marburg und eine im Auftrag des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge herausgegebene Studie zur Zahl der Muslime in Deutschland 
zurückgegriffen.13  
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und in Deutschland 2020: 

1950 ― 50 Prozent

BIP pro Einwohner in  
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1951 ― 1 300 Euro
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1925 ― 75 Prozent

2020 ― 30 Prozent
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Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung ist der Versuch, die 
Leistung der gesamten Volkswirtschaft eines Landes in einer syste-
matischen Art zu messen und in einem einheitlichen Wert system 
auszudrücken. Als grundlegende Statistik bildet sie seit dem 
Beginn der Bundesrepublik die wesentliche Grundlage für wirt-
schaftspolitische Entscheidungen. Im Rahmen der Wirtschafts-
geschichte werden die Reihen auch für die DDR und das Deutsche 
Reich bis weit zurück in das 19. Jahrhundert rekonstruiert.

lungsseite.5 Auf der Entstehungsseite wird berechnet, wie das 
Sozialprodukt produziert wurde. Dabei werden mehrere 
Sektoren von der Land-, Forstwirtschaft und Fischerei bis 
hin zu öffentlichen und privaten Dienstleistern unterschie-
den. Rechnet man zu dieser Bruttowertschöpfung noch die 
Gütersteuern hinzu und zieht die Gütersubventionen ab, so 
erhält man das Bruttoinlandsprodukt. Von der Verwen-
dungsseite her erhält man das Bruttoinlandsprodukt als 
Summe der Konsumausgaben der privaten Haushalte und 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck, der Konsum-
ausgaben des Staates, der Investitionen und dem Außenbei-
trag (den Exporten abzüglich der Importe). Von der Vertei-
lungsseite her gesehen setzt sich das Bruttoinlandsprodukt 
zusammen aus dem Volkseinkommen, das wiederum aus 
den beiden Komponenten Arbeitnehmerentgelt sowie Un-
ternehmens- und Vermögenseinkommen besteht, den Pro-
duktions- und Importabgaben abzüglich der Subventionen, 
den Abschreibungen und schließlich dem Saldo der Primä-
reinkommen aus der übrigen Welt. Ohne diese letzte Kom-
ponente bezeichnet man das Bruttoinlandsprodukt als 
Bruttosozialprodukt (bzw. Bruttonationaleinkommen), 
ohne Abschreibungen als Nettosozialprodukt (bzw. Netto-
nationaleinkommen) zu Marktpreisen. Das Volkseinkom-
men schließlich wird dann als Nettosozialprodukt (bzw. 
Nettonationaleinkommen) zu Faktorkosten bezeichnet. Die 
Übersicht auf der folgenden Seite verdeutlicht die genann-
ten Komponenten schematisch. u Übersicht

Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR) gehört si-
cher zu den kompliziertesten Statistiken.1 Anders als bei vie-
len anderen Statistiken, bei denen einfach „gezählt“ wird 
(Geburten, Obstbäume, abgegebene Stimmen usw.) müssen 
hier umfangreiche und komplexe Kontensysteme gebildet 
und in aufsummierbare Mengen- und Werteinheiten umge-
rechnet werden, um am Ende zu der „einen Zahl“2, dem Na-
tional- oder Sozialprodukt zu gelangen, das, so die Theorie, 
die Leistung einer Volkswirtschaft abbildet. Dieser Versuch 
ist mittlerweile selbst Gegenstand historischer Untersuchun-
gen geworden, seitens der Fachwissenschaft3 wie auch der 
amtlichen Statistik,4 wobei allerdings die organisatorischen 
Entwicklungen und Diskurse im Vordergrund standen und 
weniger die Zahlen an sich. Eine systematische Aufarbeitung 
der VGR als historische Statistik liegt bislang nicht vor. Im 
Rahmen ihrer aktuellen Systematik kann sie unter Berück-
sichtigung einiger Einschränkungen seit 1950 dargestellt 
werden. Seit diesem Zeitpunkt liefert die amtliche Statistik 
hierfür offizielle Daten für die Bundesrepublik. Für die DDR 
ebenso wie für die Zeit des Deutschen Reiches müssen ent-
sprechende Daten rekonstruiert werden. 

Begriffe	und	Definitionen
Was ist die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung nun ge-
nau? In ihrer aktuellen Form wird die in einem Sozialpro-
dukt ausgedrückte Größe von drei Seiten her betrachtet: ei-
ner Entstehungs-, einer Verwendungs- und einer Vertei-
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Abb 1: Reales Sozialprodukt pro Kopf – Index (1936 und 1950 = 100)

Die Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung als amtliche Statistik
Das heutige System der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung hat eine lange Vor-
geschichte. In Deutschland beginnt sie 
kurz nach dem Ende des Ersten Weltkriegs. 
Deutschland musste Reparationszahlungen 
als Teil des „Dawes-Plans“ leisten, deren 
Höhe sich nach einem sogenannten Prospe-
ritätsindex richten sollte. Es mag nicht ver-
wundern, dass dessen Konstruktion höchst 
umstritten war. Das Statistische Reichsamt 
suchte daher nach alternativen Berechnun-
gen. 1926 wurde ein Enquete-Ausschuss ins 
Leben gerufen, dessen Aufgabe es sein soll-
te, die Höhe des Nationaleinkommens der 
Vorkriegszeit zu ermitteln. 1932 konnte der 
Ausschuss ein erstes Ergebnis vorlegen: 
eine Schätzung des Nationaleinkommens 
von 1891 bis 1913 und von 1925 bis 1931 auf 
Basis der Länder Preußen, Sachsen, Baden, 
Württemberg, Bayern, Hessen und Ham-

burg. Eine Berechnung nach der Entste-
hungs- oder Verwendungsseite war mit 
dem vorhandenen Material nicht möglich. 
Lediglich eine Berechnung nach der Ein-
kommens-/Verteilungsseite konnte durch-
geführt werden, indem man Einkommens-
steuerstatistiken zugrunde legte.6

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 
erstmals 1957 eine konsistente Entste-
hungs-, Verwendungs- und Verteilungs-
rechnung eingeführt, drei Jahre später 
dann zum ersten Mal ein Gesamtrech-
nungssystem veröffentlicht. Seither wurde 
das System kontinuierlich ausgebaut, ver-
feinert, konsolidiert und immer wieder im 
Rahmen von Revisionen angepasst. Seit 
den 1990er Jahren orientieren sich die 
 Änderungen ganz wesentlich an den Be-
dürfnissen einer internationalen Standar-
disierung.7 Die genannten Revisionen er-
schweren zwar einerseits eine zeitliche Ver-
gleichbarkeit der VGR, andererseits sind 

sie notwendig, wenn zum Beispiel mehr-
jährig durchgeführte Großzählungen zwi-
schenzeitlich zur Verfügung stehen, weil 
sich die Methoden der Datenerhebung ver-
ändert oder verbessert haben, oder weil 
sich in dem großen und komplexen System 
der VGR konzeptionelle Veränderungen 
ergeben haben, die eine Umorganisation 
einzelner oder eine Hinzunahme neuer 
Bestandteile erforderlich machen. Im Rah-
men solcher Revisionen werden mehr oder 
weniger regelmäßig auch umfangreiche 
Korrekturen an den zurückliegenden Jah-
ren und Jahrzehnten vorgenommen. Zwi-
schen 1953 und 2019 hat es in Deutschland 
allein 16 solche als Generalrevisionen be-
zeichnete Überarbeitungen gegeben,8 die 
unter Überschriften wie „Warum Sie mor-
gen früh um 1 000 Euro reicher sind“ oder 

„Statistisch ist Deutschland jetzt um 
42 Milliarden Euro ärmer“ auch Eingang 
in die Tagespresse fanden.9

u Übersicht Inlands- und Sozialprodukt: Berechnungsmethoden



Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung / Kap 13

195

in jeweiligen Preisen in Preisen von 1913 / 1991

Bruttoinlands-
produkt

Bruttosozial -
produkt

Nettosozial - 
produkt zu 

Marktpreisen

Nettosozial- 
produkt zu 

Faktorkosten
Bruttoinlands-

produkt
Bruttosozial- 

produkt
Nettosozial- 
produkt zu 

Marktpreisen

Mrd. Euro

x0575 x0576 x0577 x0578 x0579 x0580 x0581

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1851 – – 3,7 3,5 – – 5,8

1871 – – 7,0 6,8 – – 8,6

1895 – – 12,7 12,2 – – 16,4

1913 – 28,9 28,4 26,9 – 28,9 28,4

1925 36,4 36,4 33,1 29,3 25,8 25,8 –

1933 29,6 29,2 26,9 22,5 23,6 23,3 –

1938 50,7 50,5 47,2 40,8 39,6 39,4 –

Bundesrepublik

1950 49,7 50,4 46,4 40,1 218,2 223,4 204,4

1960 154,8 154,9 142,8 122,8 511,3 511,3 471,4

1971 400,2 400,8 354,5 311,4 829,7 842,9 734,8

1980 788,5 790,0 685,9 609,3 1 070,1 1 055,6 930,8

1990 1 306,7 1 317,9 1 136,5 1 017,9 1 347,0 1 365,8 1 171,6

Deutschland

1991 1 585,8 1 601,4 1 355,5 1 231,9 1 585,8 1 601,4 1 355,5

2000 2 109,1 2 097,2 1 741,0 1 547,2 1 826,5 1 826,9 1 507,7

2010 2 564,4 2 615,8 2 153,8 1 905,1 1 989,2 2 037,9 1 670,8

2020 3 367,6 3 461,3 2 802,8 2 528,2 2 203,8 2 308,0 1 866,4

Grundzüge der Entwicklung
Eine langfristige Betrachtung seit der Mitte 
des 19. Jahrhunderts ist aufgrund der zahl-
reichen Konzeptänderungen und Daten-
probleme nur eingeschränkt möglich. Das 
gilt selbst für die „eine Zahl“: Bis Anfang 
der 1990er Jahre wurde in Deutschland das 
Bruttosozialprodukt als die zentrale Größe 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung angesehen, dann wurde es, so wie in-
ternational seither üblich, durch das 
Bruttoinlands produkt abgelöst. Weder das 
eine noch das andere liegt für die vergange-
nen 170 Jahre durchgehend vor. Das heute 
vorherrschende Bruttoinlandsprodukt kann 
zurück bis 1925 berechnet werden, für die 
Zeit von 1901 bis 1913 in Ermangelung von 
Angaben zum Saldo der Primäreinkommen 
aus der übrigen Welt nur das Bruttosozial-
produkt. Da für das 19. Jahrhundert weder 

u Tab 1 Inlandsprodukt und Sozialprodukt

direkte Angaben noch belastbare Schätzun-
gen über Abschreibungen existieren, muss 
für diese Periode ersatzweise das Nettosozi-
alprodukt zu Marktpreisen herangezogen 
werden, für das Schätzungen von 1851 bis 
1913 vorhanden sind. Allerdings kann das 
Nettosozialprodukt auch nicht durchgehend 
bis zur Gegenwart als Maßstab verwendet 
werden, da sich der Anteil der Abschreibun-
gen im Lauf der vergangenen Jahrzehnte er-
heblich verändert hat (siehe unten).

Trotz dieser Einschränkungen lassen 
sich langfristige Tendenzen festhalten. Um 
Gebietsveränderungen, Bevölkerungswachs-
tum sowie Geldentwertungen auszuschlie-
ßen, wird dabei der „reale“, also inflations- 
bzw. preisbereinigte Wert pro Kopf ver-
wendet. Das Inlands- / Sozialprodukt pro 
Kopf nach heutigem Stand der Forschung 
und der amtlichen Statistik:

·  hat sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts – mit großen Unsicherheitsfak-
toren – ungefähr verdoppelt,

·  befand sich 1950 bereits wieder auf dem 
Niveau von 1936, 

·  hat sich in der Bundesrepublik in den rund 
40 Jahren von 1950 bis 1989 etwas mehr 
als vervierfacht, 

·  in der DDR im gleichen Zeitraum von 
knapp 50 auf etwa 55 Prozent des Niveaus 
der Bundesrepublik erhöht,

·  ist durch die Wiedervereinigung um über 
10 Prozent gesunken, 

·  in Gesamtdeutschland in den 30 Jahren 
nach der Wiedervereinigung um 40 Pro-
zent und

·  vom Beginn bis zum Ende des 20. Jahr-
hunderts etwa um das Sechsfache gestie-
gen. u Tab 1, Abb 1



u Abb 1 Reales Sozialprodukt pro Kopf — Index (1936 und 1950 = 100)
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Diese Entwicklung geschah vor dem Hin-
tergrund einer insgesamt deutlich gesun-
kenen Arbeitszeit, steigender Teilzeitan-
teile und eines erheblich gesunkenen An-
teils von Personen im erwerbsfähigen 
Alter (siehe auch Kapitel 2 und 10). Da-
hinter verbergen sich auch konjunkturel-
le Auf- und Abschwünge, die bei einem 
Blick auf die jährlichen Wachstumsraten 
sichtbar werden. Für die zweite Hälfte 
des 19. Jahrhunderts ergaben sich bei ei-
ner durchschnittlichen Wachstumsrate 
von 1,6 Prozent Boomphasen, in denen 
das Wachstum mehrere Jahre lang erheb-
lich über diesem Durchschnitt lag, aber 
auch ein gutes Dutzend „Rezessionsjah-
re“, in denen es deutlich negativ war. 
Hierbei muss bedacht werden, dass große 
Anteile der Produktion erst seit der Mitte 
des 19. Jahrhunderts „marktgängig“ wur-
den, also vom nicht messbaren hauswirt-
schaftlichen Bereich zunehmend in den 
messbaren gewerblichen Bereich wechsel-
ten. Diese Transformation, die statistisch 
praktisch nicht gemessen werden kann, 
führt zu einer gewissen Überschätzung 
des Wachstums in dieser Zeit, weil die 

frühe Phase hinsichtlich ihrer in einem 
zu geringen Anteil in offiziellen Statisti-
ken gemessenen Leistung unterschätzt 
wird. Im Lauf der Industrialisierung ver-
liert der Agrarsektor allmählich seine 
quantitative Bedeutung, die Dynamik der 
wirtschaftlichen Auf- und Abschwünge 
wird zunehmend von Agarkrisen und 
-konjunkturen unabhängig.10 Das ab den 
1880er Jahren raschere Wachstum, das 
größenmäßig dem der 1980er Jahre ent-
sprach, führte auch zu einer spürbaren 
Verbesserung des Lebensstandards, aller-
dings einhergehend mit einer extremen 
Einkommens- und Vermögensungleich-
heit (siehe Kapitel 23).11 u Tab 2, Abb 2

Die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts 
war dagegen von außerordentlich starken 
Ausschlägen geprägt. Die mit dem Ersten 
Weltkrieg einsetzenden mehrjährigen star-
ken Rückgänge wandelten sich 1920 in 
ebenso starke Zuwächse, die im Inflations-
jahr 1923 mit dem stärksten jemals gemes-
senen Einbruch jäh endeten. Einer weite-
ren Wachstumsphase folgte die heftigste 
Krise der vergangenen 170 Jahre von 1929 
bis 1932. In diesen Jahren ging das Sozial-

produkt insgesamt um etwa 30 Prozent zu-
rück, stieg aber in den Folgejahren umso 
stärker wieder an. Bei gleicher durch-
schnittlicher Wachstumsrate wie in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ergab 
sich hier also eine völlig andere Dynamik. 

Die alte Bundesrepublik, deren Wirt-
schaft im Durchschnitt ihrer vier Jahr-
zehnte um rund vier Prozent pro Jahr 
gewachsen ist, erlebte nach dem „Wirt-
schaftswunder“ der 1950er Jahre ledig-
lich vier – vergleichsweise geringfügige – 
Rezessionsjahre. Während in den 1950er 
Jahren die jährlichen Wachstumsraten 
im Durchschnitt über 7 Prozent betru-
gen, sanken sie in der folgenden Dekade, 
der Zeit der Vollbeschäftigung, auf etwa 
3,5 Prozent, in den 1970er Jahren, dem 
Jahrzehnt der Ölkrise und erster struk-
tureller Probleme, auf unter 3 Prozent 
und in den 1980er Jahren auf unter 1,5  
Prozent. Die einzelnen Faktoren des 
Wachstums können hier nur angerissen 
werden: Ein hohes Erwerbstätigenpoten-
zial, hoher Kapitalstock, starke Nachfra-
ge aus dem In- und Ausland sowie eine 
erheblich steigende Arbeitsproduktivität 
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Abb 1: Reales Sozialprodukt pro Kopf – Index (1936 und 1950 = 100)
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in jeweiligen Preisen in Preisen von 1991

Wachstums-
rate Index pro Kopf Wachstums-

rate pro Kopf
Index pro 

Kopf
Wachstums-

rate Index pro Kopf Wachstums-
rate pro Kopf

Index pro 
Kopf

% 1950=100 1 000 Euro % 1950=100 % 1950=100 1 000 Euro % 1950=100

x0583 x0584 x0585 x0586 x0587 x0588 x0589 x0590 x0591 x0592

Bundesrepublik

1951 22,8 122,8 1,3 18,2 118,2 9,7 109,7 5,0 6,4 107,5

1960 12,1 311,5 2,8 12,0 254,5 8,6 234,3 9,2 7,0 197,8

1970 13,1 725,7 5,9 15,7 536,4 7,1 368,7 13,3 6,1 285,2

1980 6,9 1 586,9 12,8 6,7 1 163,6 1,4 490,4 17,4 1,1 373,7

1990 8,8 2 629,8 20,7 7,3 1 881,8 5,3 617,3 21,3 3,3 457,9

Deutschland

1992 7,3 3 425,6 21,1 6,6 1 918,2 1,9 740,7 20,1 1,3 431,7

2000 2,4 4 244,7 25,9 2,4 2 354,5 2,9 837,1 22,4 2,9 482,1

2010 4,9 5 161,1 31,9 4,9 2 900,0 4,2 911,6 24,8 4,4 532,7

2020 -3,0 6 775,7 40,5 -3,1 3 681,0 -4,6 1 009,9 26,5 -4,6 563,8

u Tab 2  Inlandsprodukt: Wachstumsraten, Indizes und Pro-Kopf-Angaben
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Abb 2: Jährliche Wachstumsrate des realen Sozialprodukts pro Kopf
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in jeweiligen Preisen in Preisen von 1991

Brutto- 
inlands-
produkt

Bruttowertschöpfung

Brutto- 
inlands-
produkt

Bruttowertschöpfung

Land- und 
Forstwirt-

schaft; 
Fischerei

produzie-
rendes 

Gewerbe

Handel 
und 

Verkehr

Dienstleistungs-
unternehmen, 
Staat, private 
Haushalte und 
private Organi-
sationen ohne 
Erwerbszweck

Güter-
steuern 

abzüglich 
Gütersub-
ventionen

Land- und 
Forstwirt-

schaft; 
Fischerei

produzie-
rendes 

Gewerbe

Handel  
und 

Verkehr

Dienstleistungs-
unternehmen, 
Staat, private 
Haushalte und 
private Organi-
sationen ohne 
Erwerbszweck

Güter-
steuern 

abzüglich 
Gütersub-
ventionen

Mrd. Euro

x0575 x0593 x0594 x0595 x0596 x0597 x0579 x0598 x0599 x0600 x0601 x0602

Bundesrepublik

1950 49,7 5,3 24,7 9,9 9,8  0 218,2 7,9 85,4 29,7 82,9 12,3

1960 154,8 9,0 82,2 28,6 34,7 0,3 511,3 11,1 231,9 65,5 175,5 27,3

1970 360,6 10,8 157,4 61,9 95,6 34,9 804,5 12,0 342,4 124,8 244,2 81,0

1980 788,5 15,5 295,4 129,9 275,0 72,7 1 070,1 13,6 403,3 164,3 386,8 102,2

1990 1 306,7 16,0 447,1 205,6 519,7 118,3 1 347,0 16,2 459,6 210,4 535,8 125,0

Deutschland

1991 1 585,8 17,5 531,6 232,1 661,8 142,8 1 585,8 17,5 531,6 232,1 661,8 142,8

2000 2 109,1 21,0 584,5 302,5 993,9 207,2 1 826,5 12,4 529,0 256,7 874,4 154,0

2010 2 564,4 20,6 688,5 364,3 1 232,2 258,8 1 989,2 13,7 570,6 298,4 961,6 144,7

2020 3 367,6 24,8 893,5 479,6 1 652,5 317,2 2 203,8 11,2 618,2 341,2 1 066,3 166,9

waren die wesentlichen, sich teilweise 
gegenseitig begünstigenden Faktoren, 
die zum „Boom“ führten. Eine erste 
Del le erhielt die Entwicklung 1967 mit 
einem erstmals seit dem Krieg stagnie-
renden Sozialprodukt, das Anlass für 
das bis heute gültige „Gesetz zur Förde-
rung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft“ war. Das Gesetz ver-
pf lichtete die öffentlichen Haushalte zu 
den vier Zielen Preisniveaustabilität, ho-
her Beschäftigungsstand, außenwirt-
schaftliches Gleichgewicht und stetiges 
und angemessenes Wirtschaftswachs-
tum. Mit Blick auf die Statistik kann 
man sagen, dass diese Ziele in den 
1960er Jahren mit Ausnahme des Jahres 
der Einführung des Gesetzes durchaus 
erfüllt waren. Schon 1975 gab es jedoch 
erstmalig ein nominal wie preisbereinigt 
sinkenden Sozialprodukt; gleichzeitig 

kletterten die Preise und Arbeitslosen-
zahlen in bis dahin seit dem Krieg unge-
kannte Höhen. 1982 kam es zu einer 
weiteren Rezession, wie 1975 ausgelöst 
durch einen „Ölpreisschock“. 

Zehn Jahre später, mit der Wieder-
vereinigung, wurden 16 Millionen Deut-
sche in die Bundesrepublik integriert, 
deren Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
optimistisch geschätzt die Hälfte des 
westdeutschen betrug. Die mit der Wie-
dervereinigung und Reintegration Ost-
deutschlands verbundene Herausforde-
rung hinterlässt in den VGR-Statistiken 
langjährige Spuren. Erst zum Beginn des 
21. Jahrhunderts überstieg das reale 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf wieder 
den Wert, den es im Jahr vor der Wieder-
vereinigung in der Bundesrepublik er-
reicht hatte – wobei es aktuell in den 
neuen Bundesländern immer noch erst 

bei etwa 75 Prozent des Westwertes liegt. 
Allerdings war in dieser Zeit auch die Fi-
nanzkrise von 2008 zu verarbeiten, die 
mit einem über 5-prozentigen Rückgang 
des Sozialprodukts in der Nachkriegsge-
schichte bis dahin einmalig war. Das 
durchschnittliche Wachstum des wieder-
vereinigten Deutschlands bewegt sich 
wieder auf dem Niveau von 1850 bis 1950, 
wobei der Rückgang der bislang stärks-
ten Krisenjahre 2009 (Finanzkrise) und 
2020 (Pandemie) mit 5,4 und 4,8 Prozent 
im langfristigen Vergleich eher moderat 
ausfiel.

Im Folgenden soll der Blick auf die 
einzelnen Seiten der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung gerichtet werden, 
wobei bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts 
Lücken in Kauf genommen und zum Teil 
große Unsicherheitsfaktoren bedacht wer-
den müssen.

u Tab 3 Entstehungsseite
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Entstehung
Bei der Wertschöpfung fällt ein grundle-
gender struktureller Wandel der Wirt-
schaftssektoren auf. Am deutlichsten ist 
der Rückgang des landwirtschaftlichen 
Sektors. Sein Antei l, der Mitte des 
19. Jahrhunderts sicher die Hälfte der 
Wertschöpfung ausmachte, betrug nach 
dem Zweiten Weltkrieg nur noch etwa 
10 Prozent und sank kontinuierlich bis 
Anfang der 1990er Jahre auf 1 Prozent. 
Auf diesem Niveau hält er sich seither. 
Nicht ganz so eindeutig lassen sich die An-
teile der anderen drei Sektoren beschrei-
ben. Hier zeigen sich starke Unterschiede 
in der realen gegenüber der nominalen 
Entwicklung. Nominal wie preisbereinigt 
überholte der Dienstleistungs- den produ-
zierenden Sektor Anfang der 1980er Jahre, 
hat seither den größten Anteil an der 
Wertschöpfung und macht seit Mitte der 

1990er Jahre über die Hälfte der gesamten 
Wertschöpfung aus. Das produzierende 
Gewerbe blieb bis Anfang der 1970er Jahre 
auf einem hohen Niveau. Zwar war schon 
vorher ein hohes Versorgungsniveau der 
Bevölkerung erreicht, doch zeigt sich hier 
bereits die beginnende Exportausrichtung 
der Bundesrepublik. u Tab 3, Abb 3

Die preisbereinigte Entwicklung zwi-
schen 1950 und 1980 verläuft anders: No-
minal hatten sowohl der Dienstleistungs- 
als auch der Handelssektor einen Anteil 
von 20 Prozent, während das produzieren-
de Gewerbe die Hälfte der Wertschöpfung 
ausmachte.12 In Preisen von 1991 lagen da-
gegen 1950 der Dienstleistungsbereich 
und das produzierende Gewerbe gleichauf 
mit einem Anteil von jeweils etwa 40 Pro-
zent. Bis etwa 1970 sank dann jedoch der 
Anteil des Dienstleistungsbereiches zu-
nächst, während der Anteil des Handels 

seit 1950 kontinuierlich steigt, aber nomi-
nal rückläufig ist. Der Grund liegt in der 
unterschiedlichen Preisentwicklung der 
einzelnen Sektoren: Von dem insbesonde-
re durch den technischen Fortschritt be-
wirkten Sinken der Produktionskosten 
konnte der Dienstleistungssektor weit we-
niger profitieren als die produzierenden 
Bereiche. Im Vergleich stiegen also die 
Dienstleistungspreise überproportional. 
Seit der Jahrtausendwende verlaufen die 
Anteile der einzelnen Sektoren weitgehend 
stabil. Hier nicht berücksichtigt ist die da-
mit einhergehende und in Teilen noch 
gravierendere Verschiebung der Arbeits-
kräfte. So ist etwa der Anteil der Beschäf-
tigten im produzierenden Gewerbe deut-
lich stärker zurückgegangen als der ent-
sprechende Wertschöpfungsanteil (siehe 
Kapitel 10, Abbildung 4). Damit zeigen 
sich die ebenso dynamische wie unter-

u Abb 3 Wertschöpfungsanteile — in Prozent
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in jeweiligen Preisen in Preisen von 1913 / 1991

Brutto- 
inlands-
produkt

privater 
Verbrauch 

Staats- 
verbrauch

Brutto- 
investiti-

onen
Ausfuhr Einfuhr

Brutto- 
inlands-
produkt

privater 
Verbrauch 

Staats- 
verbrauch

Brutto- 
investiti-

onen
Ausfuhr Einfuhr

Mrd. Euro

x0575 x0603 x0604 x0605 x0606 x0607 x0580 x0608 x0609 x0610 x0611 x0612

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1925 36,4 27,3 4,1 5,3 5,6 6,6 25,8 38,8 5,7 7,9 8,2 9,7

1933 29,6 22,1 4,1 2,6 3,0 2,8 23,6 26,1 4,7 3,0 2,8 1,7

1938 50,7 28,9 11,2 9,7 4,0 4,8 39,6 36,3 12,9 12,1 3,9 3,3

Bundesrepublik

1950 49,7 32,3 5,2 11,7 6,8 6,3 218,2 109,3 41,6 62,0 18,0 12,8

1960 154,8 87,8 20,7 42,3 29,4 25,5 511,3 249,5 96,9 148,6 70,0 53,7

1970 360,6 195,2 55,1 102,6 77,1 69,4 804,5 429,4 146,9 213,1 155,3 144,2

1980 788,5 452,1 154,9 186,6 207,5 212,6 1 070,1 599,8 224,4 234,4 255,9 242,0

1990 1 306,7 717,2 234,8 282,1 421,7 349,1 1 347,0 738,3 243,8 296,5 427,6 359,0

Deutschland

1991 1 585,8 888,7 296,2 408,7 375,3 383,0 1 585,8 888,7 296,2 408,7 375,3 383,0

2000 2 109,1 1 187,4 401,7 516,5 650,6 647,0 1 826,5 1 020,7 363,2 450,4 620,5 639,5

2010 2 564,4 1 413,2 501,7 514,6 1 091,5 956,6 1 989,2 1 058,8 415,5 420,7 1 012,7 933,2

2020 3 367,6 1 708,0 754,6 712,2 1 462,1 1 269,3 2 308,0 1 141,9 512,9 464,8 1 266,7 1 210,0

u Tab 4 Verwendungsseite

In den 1930er Jahren verdoppelte sich dieser 
innerhalb weniger Jahre bis 1938 von etwa 
10 auf 20 Prozent; nach zwischenzeitlichem 
Absinken wiederholte sich diese Entwick-
lung in der Bundesrepublik zwischen 1950 
und 1975; seither blieb der Anteil konstant 
auf diesem Niveau. Andere Größenordnun-
gen zeigt auch hier die preisbereinigte Seite: 
Hier stieg der private Verbrauch von 50 auf 
55 Prozent, während der Anteil des Staates 
bereits ab 1950 sich auf dem Niveau von 20 
Prozent bewegte und damit schon ab den 
ersten Jahren der Bundesrepublik über den 
Anteilen der Ein- und Ausfuhr lag. Der 
Grund liegt wiederum in einer Verände-
rung der Preisstruktur: Während der ersten 
drei Jahrzehnte der Bundesrepublik stiegen 
die Preise im Bereich des privaten Ver-
brauchs jährlich im Durchschnitt um 
3,4 Prozent, die des – im Wesentlichen 
durch die Löhne und Gehälter der Staatsbe-
diensteten festgelegten – Staatsverbrauchs 
dagegen um 5,7 Prozent.13 u Tab 4, Abb 4

Hinsichtlich des Außenbeitrags stellte 
sich schon im 19. Jahrhundert ein erster 

„Globalisierungsschock“ ein.14 So erlebten 
die Exporte wie auch die Importe ab Mit-
te der 1860er Jahre innerhalb weniger 
Jahre einen vorher nicht gekannten 
Schub. Der Saldo beider Größen blieb je-
doch über viele Jahre weitgehend kons-
tant. Nach dem Zweiten Weltkrieg stie-
gen sowohl Ein- als auch Ausfuhr konti-
nuierl ich an, nach einem Einbruch 
Anfang der 1990er Jahre anschließend 
umso rasanter, sodass sowohl der Wert 
des Imports wie auch des Exports mitt-
lerweile jeweils über 40 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts ausmacht.15 Daran 
wird die außerordentlich starke Außen-
handelsabhängigkeit der deutschen Wirt-
schaft deutlich (siehe Kapitel 20).

Die Investitionen schließlich, über die 
wir für das 19. Jahrhundert nicht allzu 
viel wissen, lagen bis Anfang der 1970er 
Jahre im zeitlichen Vergleich auf recht ho-

schiedliche Entwicklung der Arbeitspro-
duktivität und die Auswirkung des tech-
nischen Fortschritts.

Verwendung
Im Vergleich zur Wertschöpfung fallen bei 
der Verwendung die strukturellen Verschie-
bungen geringer aus; für einzelne Bereiche 
zeigt sich ein grundlegender Wandel aber 
auch hier. Der Anteil des privaten Ver-
brauchs betrug in den 1920er Jahren rund 
7 Prozent, ein Anteil, den man vermutlich 
auch für die zweite Hälfte des 19. Jahrhun-
derts sowie das beginnende 20. Jahrhundert 
annehmen kann. Auch während der ver-
gangenen 70 Jahre bildete der private Ver-
brauch den mit Abstand größten Anteil am 
Sozialprodukt, wobei er im Lauf der Jahr-
zehnte von über 60 Prozent auf zunächst 
etwa 56 Prozent und seit 2010 nochmals auf 
nunmehr etwa 52 Prozent sank. Der Staats-
verbrauch machte über den gesamten Zeit-
raum einen weitaus geringeren Anteil aus. 
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Verteilung
Aufgrund der vorhandenen Daten lassen 
sich auf der Verteilungsseite a) ab 1851 
Anteile des Arbeitnehmerentgelts, der Un-
ternehmens- und Vermögenseinkommen 
sowie der Produktions- und Importabga-
ben abzüglich der Subventionen am Net-
tosozialprodukt angeben, b) ab 1901 die 
Anteile dieser drei Größen sowie der Ab-
schreibungen am Bruttosozialprodukt 
und c) ab 1925 die Anteile dieser vier Grö-
ßen sowie dem Saldo der Primäreinkom-
men am Bruttoinlandsprodukt. In der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts be-
trug der Anteil der Bruttoeinkommen aus 
unselbstständiger Arbeit am Nettosozial-
produkt durchgehend zwischen 60 und 
knapp 70 Prozent, der entsprechende An-
teil aus Unternehmertätigkeit und Ver-
mögen zwischen 30 und 40 Prozent. Zwi-
schen 1950 und 1980 haben die Anteile 
der Bruttoeinkommen aus unselbststän-
diger Arbeit deutlich zu- und die entspre-
chenden Anteile aus Unternehmertätig-
keit und Vermögen ebenso deutlich abge-
nommen. Seither blieben ihre Anteile 
weitgehend konstant bis etwa 2004, dann 
sank der Anteil des Einkommens aus un-

selbstständiger Arbeit anschließend bis 
2007 auf das Niveau von 1970 und steigt 
seither wieder deutlich an. Der Einbruch 
2004, der mit einem entsprechenden An-
stieg auf der Unternehmenseinkommens- 
und Vermögensseite einherging, folgte 
auf eine Zeit, in der das Bruttoinlands-
produkt von Deutschland die stärkste 
Stagnation in der Nachkriegszeit aufwies 
(2001 – 2005).18 Insgesamt gesehen kann 
Deutschland im internationalen Vergleich 
eine vergleichsweise stabile Lohnquote 
vorweisen – was allerdings nichts über die 
Verteilung der Einkommen aussagt (siehe 
Kapitel 23). u Tab 5, Abb 5

Die Abschreibungen, deren Höhe im 
19. Jahrhundert unbekannt ist, betrugen in 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts etwa 
7 bis 8 Prozent des Bruttosozialprodukts, 
stiegen allerdings nach dem Zweiten Welt-
krieg kontinuierlich an und liegen mittler-
weile bei fast 20 Prozent. Aktuell ist der Un-
terschied zwischen Brutto- und Nettosozial-
produkt damit erheblich. Der Abgabenanteil 
blieb auf niedrigem Niveau und stieg von 
2 bis zur Wende zum 20. Jahrhundert auf 
etwa 5 Prozent des Nettosozialprodukts 
an. Bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 

hem Niveau. Hier zeigen sich die in gro-
ßem Ausmaß getätigten Bildungs- und 
Infrastrukturinvestitionen, für die nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs noch 
lange Bedarf bestand. Im weiteren Verlauf 
sieht man Rückgänge, in den 1980er Jah-
ren lange Jahre des Tiefststands, zur Wie-
dervereinigung und für die kommenden 
zehn Jahre wiederum ein deutlich höhe-
res Niveau und schließlich seit Anfang 
des 21. Jahrhunderts ein Rückfall auf das 
niedrige Niveau der 1980er Jahre. Aber 
auch hier machen sich einmal mehr die 
Tücken der Statistik bemerkbar. Die Zah-
len vor 1991 berücksichtigen nicht die 
Umstellung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen im Rahmen der Revi-
sion der ESVG 2010, nach der Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung sowie für 
militärische Waffensysteme noch dem 
Staatsverbrauch zugerechnet wurden und 
nicht wie aktuell den Investitionen.16 

Nach dieser neuen Definition dürften die 
Investitionen vor 1991 also höher gewesen 
sein als hier ausgewiesen, bzw. sind sie in 
der jüngsten Vergangenheit im Vergleich 
zu den zurückliegenden Jahrzehnten 
niedriger als je zuvor.17

u Abb 4 Verwendung des Bruttoinlandsprodukts — in Prozent

staatlicher Verbrauch

privater Verbrauch

Außenbeitrag

Investitionen
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Abb 4: Verwendung des Bruttoinlandsprodukts – in Prozent 
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in jeweiligen Preisen

Nettosozialprodukt 
zu Faktorkosten 

(Volkseinkommen)

Bruttoeinkommen 
aus unselbststän-

diger Arbeit

Bruttoeinkommen 
aus Unterneh-

mertätigkeit und 
Vermögen

Produktions- 
und Importab-

gaben abzüglich 
Subventionen

Abschreibungen
Saldo der 

Primäreinkommen 
aus der übrigen 

Welt

verfügbares 
Einkommen 

Mrd. Euro

x0578 x0614 x0615 x0616 x0617 x0618 x0619

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1851 3,5 2,3 1,2 0,1 – – –

1871 6,8 4,2 2,6 0,2 – – –

1895 12,2 8,3 3,9 0,5 – – –

1913 26,9 17,4 9,5 1,5 2,2 – –

1925 29,3 17,6 11,8 3,8 2,9 0,0 –

1933 22,5 13,5 9,1 4,3 3,0 0,4 –

1938 40,8 22,4 18,4 6,4 4,0 0,2 –

Bundesrepublik

1950 40,1 23,4 16,8 6,3 4,0 – 0,7 44,1

1960 122,8 73,8 48,9 20,0 12,1 – 0,1 141,2

1970 282,1 185,1 97,1 39,0 40,5 – 1,0 316,3

1980 609,3 445,9 163,4 76,6 104,1 – 1,5 675,2

1990 1 017,9 690,0 328,0 118,6 181,4 – 11,2 1 101,6

Deutschland

1991 1 231,9 855,8 376,1 123,6 245,9 – 15,6 1 324,7

2000 1 547,2 1 117,4 429,8 193,8 356,2 11,9 1 712,2

2010 1 905,1 1 295,4 609,7 248,7 462,0 – 51,4 2 118,0

2020 2 528,2 1 852,1 676,1 274,6 658,5 -93,7 2 754,6

u Tab 5  Verteilungsseite

stieg der Anteil in den 1930er Jahren auf 
knapp 15 Prozent und pendelte sich in den 
vergangenen Jahrzehnten bei etwa 10 Pro-
zent ein. Der Saldo der Primäreinkom-
men schließlich hat sich in den vergange-
nen Jahrzehnten weitgehend ausgeglichen. 
Während damit der Unterschied zwischen 
Bruttosozialprodukt und Bruttoinland-
sprodukt eher gering ausfiel, zeigte sich in 
den vergangenen 20 Jahren ein insbeson-
dere durch Auslandsinvestitionen deut-
scher Anleger vergleichsweise stark anstei-
gender Saldo, sodass das Bruttosozialpro-
dukt mittlerweile rund 2 Prozent über 
dem Bruttoinlandsprodukt liegt, mithin 
also kontinuierlich stärker steigt.19

SBZ / DDR (1945 – 1990)
Es ist allgemein bekannt, dass das Brutto-
inlandsprodukt pro Kopf in der DDR 
niedriger war als in der Bundesrepublik. 
Nun wäre es aber allzu leicht, dies ledig-
lich einem überlegenen kapitalistischen 
Wirtschaftssystem des Westens zuzu-
schreiben. In der historischen Realität 
sind die Dinge oftmals komplexer. Bevor 
man die Ursachen in einem Systemver-
gleich sucht, muss zunächst bedacht wer-
den, dass in den beiden Staaten auch regi-
onale strukturelle Unterschiede zum Tra-
gen kamen. Dies sind zum einen schlicht 
geografische Voraussetzungen, zum ande-
ren die – teilweise daraus resultierenden – 

langfristigen Entwicklungen, die solche 
Strukturen über lange Zeiträume geprägt 
haben. Auch in den alten Bundesländern 
war und ist das Bruttosozialprodukt un-
terschiedlich. So beträgt zum Beispiel das 
Niveau in Schleswig-Holstein derzeit etwa 
80 Prozent des Niveaus von Bayern oder 
Baden-Württemberg.20 So wie Schles-
wig-Holstein und die Gebiete des heuti-
gen Mecklenburg-Vorpommern landwirt-
schaftlich geprägt waren und sind, so wa-
ren das Ruhrgebiet und Sachsen über 
viele Jahrzehnte und Systemgrenzen hin-
weg industrielle Kernzonen. Dies galt 
auch für die Zeit der DDR. Betrachtet 
man deren Startvoraussetzungen, so war 
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u Abb 5a Anteile am Nettosozialprodukt zu Marktpreisen

u Abb 5b Anteile am Bruttosozialprodukt / Bruttonationaleinkommen

u Abb 5c Anteile am Bruttoinlandsprodukt
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Bruttoinlandsprodukt Entstehung Verwendung

insgesamt je 
Einwohner

Land- und 
Forstwirt-

schaft, 
Fischerei

produzie-
rendes 

Gewerbe und 
Baugewerbe

Handel, Gast-
gewerbe, Repa-
ratur von Kfz und 

Gebrauchsgütern, 
Verkehr und Nach-

richtenübermittlung

Finanzierung, 
Vermietung, 
öffentliche 
und private 

Dienstleister

Konsum-
ausgaben: 

private Haus-
halte und 

Organisati-
onen o.E.

Konsum-
ausgaben: 

Staat

Brutto-
investitionen: 

Brutto- 
anlagen-

investitionen

Exporte Importe

Mio. Euro* % %

c0020 c0021 c0022 c0023 c0024 c0025 c0026 c0027 c0028 c0029 c0030

1950 37,3 2,0 6,5 33,7 13,3 46,6 57,9 29,5 8,9 4,5 5,4

1960 72,9 4,2 4,3 45,7 13,2 36,9 59,2 21,6 16,9 8,8 12,8

1970 113,0 6,6 3,3 49,9 12,5 34,2 53,6 21,3 22,5 12,6 16,9

1980 164,0 9,8 2,4 48,1 13,2 36,4 54,9 21,1 21,6 18,9 21,5

1989 207,9 12,5 2,1 49,3 13,4 35,2 57,1 19,6 21,7 23,3 20,4

das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf auf 
dem Gebiet der heutigen DDR 1938 höher 
als dasjenige auf dem Gebiet der heutigen 
Bundesrepublik.21 Allerdings hatte die 
DDR nach dem Krieg weitaus stärker als 
die Bundesrepublik unter Demontagen 
und Reparationslieferungen zu leiden, so-
dass das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
um 1950, also noch vor der Etablierung 
eines sozialistischen Wirtschaftssystems, 
nur noch auf etwa der Hälfte des Westni-
veaus lag.22 u Tab 6

Ein Blick auf die folgenden Jahrzehnte 
zeigt, dass das Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf bis auf etwa 55 Prozent des Westni-
veaus anstieg. Nach diesen Zahlen konnte 
die DDR also ihre relative Position bis 
zum Ende hin sogar verbessern. Ein mög-
licher Grund unter mehreren für diese zu-
nächst überraschende Entwicklung ist si-
cher die weitaus dynamischere Einbin-
dung weiblicher Arbeitskräfte in die 
Wirtschaft. Deren Erwerbsquote übertraf 
diejenige der Bundesrepublik bei Weitem 
(siehe Kapitel 24). Die Entwicklung der 
Wertschöpfungsanteile zeigt allerdings, 
dass auch die strukturelle Entwicklung 
völlig anders verlief als in der Bundesrepu-
blik. Während dort ab den 1970er Jahren 
der Dienstleistungssektor anteilsmäßig 

die Führung übernahm, dominierte in der 
DDR ab 1955 und bis zum Ende der Be-
reich des produzierenden Gewerbes, der 
ab etwa 1970 statistisch die Hälfte der 
Wertschöpfung ausmachte.23 Zwar ergibt 
sich rein rechnerisch eine im Lauf der Zeit 
steigende Investitionsquote, doch die real-
wirtschaftliche Situation, die sich hinter 
diesen Zahlen verbirgt, ist eindeutig: Die 
gesteuerte Ausrichtung auf den industriel-
len Bereich, verbunden mit einer geringen 
Integration in den Weltmarkt, führte zu 
einer zunehmenden technologischen 
Rückständigkeit und Pfadabhängigkeit, in 
der mit immer weniger und immer größe-
ren Betrieben hartnäckig an einem kom-
munistischen Industrialisierungsmodell 
festgehalten wurde. Die Folge war ein im-
mer schwerfälliger agierender Wirtschafts-
prozess, bei dem sich die fehlende Dyna-
mik einer mittelständischen Unterneh-
mensstruktur von Jahr zu Jahr stärker 
bemerkbar machte.24

Nach 1989 brach das Bruttoinlands-
produkt pro Kopf der neuen Länder auf 
etwa 43 Prozent des Werts der alten Bun-
desrepublik ein. In den folgenden vier 
Jahren konnte es stark, auf etwa 67 Pro-
zent, seither jedoch nur noch sehr lang-
sam auf aktuell rund 73 Prozent „aufho-

len“.25 Wie intensiv hier Erbschaften aus 
DDR-Zeiten nachwirken, wirtschaftspoli-
tische Fehlentscheidungen seit der Wie-
dervereinigung oder systemunabhängige 
regionalstrukturelle Gründe eine Rolle 
spielen und mit welcher Gewichtung die-
se jeweiligen Faktoren zu berücksichtig-
ten sind, ist in der Forschung umstritten.

Resümee
Die Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung kann ein umfassendes Bild der wirt-
schaftlichen Entwicklung eines Landes 
liefern. Einer ihrer großen Vorteile be-
steht darin, dass sie in einem geschlosse-
nen System Daten für zentrale Größen der 
ökonomischen Theorie bereitstellt und 
damit sehr weitreichende Aussagen auch 
im intertemporalen wie internationalen 
Vergleich ermöglicht. Sie ist aber gleich-
zeitig auch eine äußerst schwierige Kons-
truktion. Einige grundsätzliche konzepti-
onelle Probleme seien hier nur kurz ange-
deutet: Weite Teile der wirtschaftlichen 
Tätigkeit, etwa Hausarbeit, werden „jen-
seits des Marktes“ erbracht. Gleichzeitig 
fließen in die „Wertschöpfung“ auch Din-
ge ein, die nach dem allgemeinen Ver-
ständnis die Wirtschaftsleistung eines 
Landes eher negativ beeinf lussen, etwa 

u Tab 6 VGR der DDR

* Preisbasis 1995
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die Beseitigungen von Umweltverschmut-
zungen oder seit einigen Jahren auch der 
Drogenhandel.26 Einige dieser Aspekte 
werden im Rahmen der VGR durch exter-
ne Ergänzungen berücksichtigt, etwa in-
dem man zusätzlich eine umweltökono-
mische Gesamtrechnung erstellt oder die 
unentgeltlich erbrachten Leistungen in 
privaten Haushalten durch eine sozioöko-
nomische Berichterstattung erfasst. Diese 
Ergänzungen bleiben bislang nur soge-
nannte Satellitensysteme. Aber auch die 
VGR selbst ist in einer sich weiter entwi-
ckelnden Welt ständigen Erweiterungen 
unterworfen, die langfristige historische 
Vergleiche erschweren.

Schließlich gibt es umfangreiche Dis-
kussionen, inwieweit selbst die „eine 
Zahl“, das Brutto- oder Nettosozial- bzw. 

Inlandsprodukt als Maßstab für eine Be-
urteilung des Wohlstands und sozialen 
Fortschritts taugt. Für langfristige histo-
rische Vergleiche bietet das Nettosozial- 
bzw. -inlandsprodukt eine Reihe von Vor-
teilen.27 Aber auch diese Größe ist ledig-
lich ein Mittelwert, der nichts darüber 
aussagt, wie die Einkommen verteilt sind 
(siehe Kapitel 23). Eine auch aus histori-
scher Sicht realisierbare Alternative ist der 
von den Vereinten Nationen verwendete 
Human Development Index, der in seiner 
einfachsten Variante neben dem Brutto-
inlandsprodukt die Lebenserwartung und 
den Zugang zur Bildung erfasst (siehe Ka-
pitel 10). Schließlich muss bei dieser Sta-
tistik mehr noch als bei den meisten an-
deren gelten, dass den ermittelten Zahlen 
keine naturwissenschaftliche Genauigkeit 

unterstellt werden darf. Schon vor Jahr-
zehnten hat Oskar Morgenstern in seinem 
berühmten Buch Über die Genauigkeit 
wirtschaftlicher Beobachtungen gerade der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
aufgrund ihrer komplexen Konstrukti-
onsprozesse Fehlermargen nachgewiesen, 
die weit über denjenigen anderer Be-
richtssysteme liegen.28 Zweifellos sind die 
Messtechniken mittlerweile genauer, bei 
einem Vergleich über 170 Jahre sollten 
aber die Schlussfolgerungen, die aus sol-
chen Zahlen gezogen werden, wohl be-
dacht sein.

Datengrundlage

Die jeweils aktuellen Daten zu den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
werden vom Statistischen Bundesamt in einem sogenannten Nationalen 
Veröffentlichungsprogramm in umfangreicher Form und mehrmals pro 
Jahr publiziert. Aufgrund der Problematik der zahlreichen Generalrevisionen, 
die ausführlich in der diesen Textband begleitenden Dokumentation be-
schrieben wird, sollte für historische Vergleiche so weit wie möglich auf die 
vom Statistischen Bundesamt publizierten „Langen Reihen“ zurückge-
griffen werden, da diese zumindest abschnittweise konsistente Reihen 
darstellen. Daten für die DDR wurden in einem Projekt des Statistischen 
Bundesamtes gemeinsam mit dem Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung in Berlin und dem Institut für Wirtschaftsforschung Halle zusam-

mengestellt. Darauf aufbauend hat Gerhard Heske eine Volkswirtschaftli-
che Gesamtrechnung der DDR für 1950 bis 1989 erstellt, die Tabelle 6 
zugrunde liegt. Für lange Reihen zur ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
kann auf die Rekonstruktion von Albrecht Ritschl und Mark Spoerer 
zurückge griffen werden. Für das Jahr 1936 liegt mittlerweile eine von Rai-
ner Fremdling und Reiner Staeglin aufbereitete Input-Output-Tabelle vor, 
die sich auf neu ausgewertetes Archivmaterial stützt. Für die zweite Hälfte 
des 19. Jahrhunderts haben Carsten Burhop und Guntram B. Wolff sowie 
Ulrich Pfister ausgewählte Neuberechnungen in kritischer Auseinander-
setzung mit Walther G. Hoffmann präsentiert.29
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2000 ― 58 Cent

1995 ― 30 Cent

2000 ― 17 Euro

1980 ― 66 Cent

Preis für einen halben Liter Flaschenbier 
im Deutschen Reich 1871  
und in Deutschland 2000:

1871 ― 7 Cent

Preis für ein Schulheft 
in der Bundesrepublik 1954  
und in Deutschland 1995:

1954 ― 10 Cent

Preis für einen Herrenhaarschnitt  
in der Bundesrepublik 1948 und in  
Deutschland 2000

1948 ― 41 Cent 

Preis für ein Kilogramm Weizenmehl 
im Deutschen Reich 1895  
und in der Bundesrepublik 1980:

1895 ― 20 Cent

14
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Der Beitrag behandelt Preisentwicklung, Preisstruktur und Kauf-
kraft des Geldes anhand langer, für diesen Beitrag rekonstruierter 
Preis- und Preisindexreihen. Alle Preisreihen zeigen langfristig 
einen Anstieg, allerdings in unterschiedlichem Ausmaß. Dies gilt 
auch für die Preisindexreihen. Im gesamten Zeitraum beträgt  
die durchschnittliche Inflationsrate etwa 2 Prozent. Die Zeit nach 
1950 ist von einem permanenten Preisanstieg gekennzeichnet,  
der sich in den letzten Jahren aber verlangsamt hat.

schiedenen Epochen der deutschen Wirtschaftsgeschichte 
thematisiert. Die verwendeten Preisreihen wurden eigens für 
diesen Beitrag aufbereitet, wofür sowohl amtliche Daten als 
auch Forschungsdaten verwendet wurden. Die Gliederung ist 
wie folgt: Zunächst wird ganz allgemein auf Preise, die Preis-
statistik und Preisindizes eingegangen. Daran anschließend 
werden die für diesen Beitrag aufbereiteten Preise bzw. Preis-
indizes kurz erläutert, um dann anhand dessen auf Preisent-
wicklung, Preisstruktur und die Kaufkraft des Geldes ausführ-
licher einzugehen.

Preise, Preisstatistik und Preisindizes
„Preis“ hat die Dimension „Geldeinheiten pro Mengeneinheit“, 
wobei die Benennung der Geldeinheiten vom jeweiligen Wäh-
rungssystem abhängt und sich mit diesem verändert.1 Ange-
sichts des nicht überschaubaren Preiskosmos einer Volks-
wirtschaft mit Hunderttausenden von Waren und Dienst-
leistungen kommt die Preisstatistik nicht umhin, Preise nur 
für ausgewählte Güter kontinuierlich zu erheben und aus 
diesen Durchschnitte, Messzahlen und Indizes zu berechnen. 
Wichtige Aufgaben der Preisstatistik sind die Darstellung des 
Preisstandes, der Preisstruktur, der Preisentwicklung sowie 
die Messung der Kaufkraft des Geldes. Die Ermittlung der 
Kaufkraft des Geldes und ihrer Veränderung ist heute eine 
der wichtigsten Aufgaben der Preisstatistik. Hierbei spielen 
Preisindizes eine zentrale Rolle. 

Preisindizes haben den Zweck, Durchschnittspreise aus-
gewählter Güter bzw. Gütergruppen zeitlich und regional 

Preise sind für marktwirtschaftlich organisierte Volkswirt-
schaften von zentraler Bedeutung. Die realisierten Markt-
preise bilden sich aus dem Zusammenspiel von Angebot und 
Nachfrage und liefern die Informationen, nach denen die 
Marktteilnehmer ihre wirtschaftlichen Aktivitäten ausrich-
ten. Mit dieser Informationsfunktion ist eine Lenkungs- und 
Koordinationsfunktion für die Produktion, die Verteilung 
und den Verbrauch von Gütern und Dienstleistungen ver-
bunden. Darüber hinaus informieren Preise über den Tausch-
wert des Geldes und seine Veränderungen, also über Inflati-
on und Deflation.

Die Preisstatistik ist, neben der Bevölkerungsstatistik, ei-
ner der ältesten Teile der Wirtschaftsstatistik. Bereits die 
mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Städte haben zum 
Beispiel die Getreidepreise sehr genau beobachtet, um ihre 
Versorgungspolitik danach auszurichten. Mit der im 19. Jahr-
hundert einsetzenden Industrialisierung und der damit ver-
bundenen Ausbildung der Marktwirtschaft gewannen Preise 
eine immer größere Bedeutung für Wirtschaft und Gesell-
schaft. In der heutigen Zeit sind Preise ein zentraler Bestand-
teil der amtlichen Statistik, der von den statistischen Ämtern 
meist in Form von Preisindizes publiziert wird.

Das vorliegende Kapitel beschäftigt sich mit der Kons-
truktion, Beschreibung und Analyse ausgewählter Preisrei-
hen für Deutschland im Zeitraum von 1834 bis zur Gegen-
wart. Dabei wird sowohl auf die Preisstruktur wie auch auf 
die Preisentwicklung eingegangen. Ausführlich werden auch 
die Veränderungen des Tauschwertes des Geldes in den ver-
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Abb 1: Preise ausgewählter Konsumgüter - in Einheit?

vergleichbar zu machen. Grob vereinfa-
chend kann man sagen, dass ein Preis-
index eine Messzahl ist für den Durch-
schnittspreis eines Bündels von Gütern zu 
einem bestimmten Zeitpunkt im Verhält-
nis zum Durchschnittspreis dieses Güter-
bündels zu einem anderen Zeitpunkt. 
Wichtig ist zu beachten, dass die in den 
Index aufgenommenen Güterpreise ge-
wichtet werden.2 Bei der Berechnung eines 
Preisindex ist also zu klären, für welche 
Güter Preise erfasst und zu welchen Güter-
gruppen die Preise zusammengefasst wer-
den, mit welchem Gewicht die Durch-
schnittspreise in den Index eingehen und 
welcher Zeitpunkt der Basiszeitpunkt sein 
soll.

Konstruktion von langen Preis reihen 
und Preisindizes der Lebenshaltung
Die für dieses Kapitel konstruierten lan-
gen Reihen beschränken sich auf Konsum-
güter, lassen also große Teile der amtli-
chen Preisstatistik unberücksichtigt. Die 

Beschränkung auf Konsumgüterpreise 
lässt sich mit dem großen Arbeitsaufwand 
rechtfertigen, der mit der Konstruktion 
solch langer Reihen verbunden ist, aber 
auch mit dem eingeschränkten Umfang, 
der hier zur Verfügung steht. Für das Ka-
pitel wurden Durchschnittspreise ausge-
wählter Konsumgüter, Indizes ausgewähl-
ter Produktgruppen von Konsumgütern 
sowie ein Preis index für die Lebenshal-
tungskosten privater Haushalte für die 
Zeit von 1834 bis 2013 zusammengestellt. 
Ziel war es, ausgewählte Reihen der aktu-
ellen Preisstatistik möglichst weit in die 
Geschichte zurück zu verlängern, ohne 
dass größere Lücken auftreten und ohne 
die zeitliche Vergleichbarkeit der Werte 
allzu sehr ein zuschränken. Generell wird 
man sagen müssen, dass die einzelnen 
Werte gerade über längere Zeitspannen 
nicht voll vergleichbar sind, dass sie sich 
aber sehr wohl dafür eignen, langfristige 
Entwicklungstendenzen und damit einher-
gehende Strukturveränderungen quantita-

u Abb 1 Preise ausgewählter Konsumgüter — in Euro
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10,76
Euro betrug der  
Preis für 500 Gramm 
Bohnenkaffee 1948.

1,23
Euro kostete ein Kilo-
gramm Rindfleisch  
im selben Jahr.

ablauf, also etwa die Entwicklung der Prei-
se für Nahrungsmittel, Bekleidung oder 
Wohnung. Da der Index der Verbraucher-
preise (VPI) die gewichtete durchschnitt-
liche Entwicklung aller Konsumgüter-
preise darstellt, gibt er Auskunft über die 
Kaufkraft eines Haushaltseinkommens 
und damit auch über die Kaufkraft des 
Geldes. Setzt man Preise einzelner Kon-
sumgüter in Relation zueinander, erhält 
man relative Preise, die über das Wertver-
hältnis der jeweiligen Konsum güter Aus-
kunft geben. Der Vergleich von Preisen 
bzw. Preisindizes im Zeitablauf dagegen 
gibt Auskunft über historisch unter-
schiedliche Preistendenzen. Dem Preisan-
stieg bestimmter Güter bzw. Gütergrup-
pen steht unter Umständen der Preisver-
fall anderer Güter gegenüber.

Betrachtet werden zunächst die Preise 
von acht ausgewählten Konsumgütern für 
die Zeit von 1834 bzw. 1850 bis 2002 in 
Abbildung 1 (alle Angaben in Euro).3 Lang-
fristig weisen alle Reihen einen Anstieg 

tiv abzubilden und damit deren historische, 
theoretische und statistische Interpretation 
und Analyse zu ermöglichen.

Preisentwicklung und Preisstruktur
Obwohl die hier zusammengestellten Prei-
se und Preisindizes ein breites Bündel von 
Konsumgütern repräsentieren, geben sie 
selbstverständlich kein umfassendes Bild 
der Preislandschaft in ihrer historischen 
Entwicklung. Auch geben sie keine Aus-
kunft über die Preise auf den verschiede-
nen Wirtschaftsstufen Erzeugung, Handel 
und Außenhandel, da diese explizit aus 
der Analyse ausgeklammert wurden. Trotz-
dem erlauben die hier konstruierten 
 Reihen wichtige Einblicke in die histori-
sche Preisentwicklung und die damit ver-
bundene Preisstruktur für Konsum güter: 
So geben die Durchschnittspreise Aus-
kunft darüber, was ein bestimmtes Kon-
sumgut im jeweiligen Jahr gekostet hat. 
Preisin dizes verdeutlichen die Entwick-
lung der jeweiligen Gütergruppen im Zeit-
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Weizen- 
mehl  

Typ 405 
 1 kg

orts- 
übliches 
Roggen- 

brot 
1 kg

Speise- 
kartoffeln 

2,5 kg

Rind - 
fleisch  

zum  
Kochen 

1 kg

Schweine-
fleisch, 
Kotelett 

 1 kg

Zucker 
1 kg

Vollmilch, 
frisch 

1 l

deutsche Eier,  
Güteklasse 2, 

Gewichts- 
klasse L 
10 Stück

Flaschen-
bier 
0,5 l

Wein- 
brand 
 0,7 l

Bohnen-
kaffee, 

gemahlen 
500 g

Euro

x0620 x0621 x0622 x0623 x0624 x0625 x0626 x0627 x0628 x0629 x0630

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 0,15 0,11 0,04 0,39 0,31 0,66 0,03 0,14 0,07 0,41 0,57

1871 0,24 0,18 0,08 0,60 0,56 0,65 0,06 0,26 0,07 0,51 0,70

1895 0,20 0,16 0,07 0,67 0,65 0,30 0,06 0,31 0,08 0,49 0,93

1913 0,26 0,19 0,09 0,93 0,88 0,26 0,08 0,46 0,09 0,71 0,81

1925 0,31 0,28 0,14 1,16 1,27 0,36 0,13 0,79 0,19 1,36 1,83

1933 0,28 0,23 0,09 0,73 0,78 0,39 0,08 0,52 0,19 1,27 1,41

1937 0,27 0,22 0,11 0,85 0,83 0,39 0,09 0,58 0,19 1,27 1,33

Bundesrepublik

1950 0,29 0,22 0,19 1,66 2,19 0,60 0,18 1,12 0,35 3,58 7,34

1961 0,50 0,43 0,34 2,67 3,50 0,63 0,34 1,07 0,32 3,10 4,46

1970 0,53 0,66 0,66 3,23 4,29 0,60 0,38 0,97 0,33 3,97 4,31

1980 0,66 1,32 1,04 4,70 5,72 0,88 0,58 1,29 0,42 6,28 5,88

Deutschland

1991 0,63 1,82 1,64 5,39 6,31 0,97 0,66 1,41 0,52 7,55 3,95

2000 0,52 2,20 1,62 5,92 6,31 0,96 0,62 1,45 0,58 7,44 4,12

Blumenkohl 
 1 kg

deutsche  
Markenbutter 

250 g

Edamer  
oder Gouda 

 1 kg

Vollmilch- 
schokolade 

 100 g

Herrenschnür- 
halbschuhe 

1 Paar
Toilettenseife 

 150 g
Herren- 

haarschnitt

Euro

x0631 x0632 x0633 x0634 x0635 x0636 x0637
Bundesrepublik

1948 – – – – 16,46 0,51 0,41

1950 0,38 0,70 1,60 0,66 16,36 0,47 0,43

1954 0,57 0,81 1,53 0,68 16,82 0,29 0,61

1961 0,61 0,87 2,37 0,65 20,35 0,34 0,98

1970 0,67 0,96 3,41 0,47 26,64 0,70 1,85

1975 1,02 1,07 4,90 0,51 40,95 0,96 2,97

1980 1,23 1,20 5,65 0,61 57,78 0,83 4,36

1983 1,30 1,36 6,18 0,63 64,93 0,88 5,35

1987 1,51 1,11 6,07 0,65 72,60 0,87 6,18

Deutschland

1991 1,55 1,06 6,54 0,58 77,72 0,90 7,68

1995 1,39 1,02 6,54 0,52 83,34 0,96 15,29

2000 1,29 1,0 5,82 0,55 86,92 0,72 17,38

u Tab 1 Durchschnittspreise verschiedener Konsumgüter (1)

u Tab 2 Durchschnittspreise verschiedener Konsumgüter (2)
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Tageszeitung, 
regional, im 

Abonnement, 
Monatsbezug

Schulheft 
1 Stück

Kino- 
eintrittskarte 

1 Platz

Normalbenzin, 
Markenware,  

Selbstbedienung 
10 l

extra leichtes 
Heizöl 
100 l

Jahresdurchschnitte 
ausgewählter  
OPEC-Rohöle,  

Durchschnittspreis  
pro Barrel

Braunkohle- 
briketts bei  
Abnahme  

von 1000 kg 
100 kg

Euro

x0638 x0639 x0640 x0641 x0642 x0643 x0644

Bundesrepublik

1948 1,11 0,09 0,60 2,05 – 1,56 2,48

1950 1,48 0,09 0,61 2,86 – 1,29 2,62

1954 1,75 0,10 0,65 3,27 – 1,50 3,39

1961 2,26 0,10 0,84 2,97 11,81 1,57 4,70

1970 3,29 0,11 1,55 2,86 8,18 1,21 7,08

1975 5,35 0,21 2,48 4,25 14,67 10,43 11,15

1980 7,26 0,20 3,31 5,79 31,71 35,52 15,25

1983 8,81 0,21 3,81 6,71 36,62 29,04 19,06

1987 10,38 0,25 4,12 4,87 19,28 17,73 21,01

1991 12,12 0,29 4,57 6,52 26,38 18,62 22,39

1995 14,62 0,30 5,28 7,68 21,94 16,86 26,28

2000 17,33 0,49 5,92 9,93 40,81 27,60 28,53

Deutschland

2005 – – – 12,00 53,20 50,64 –

2010 – – – 14,15 65,00 77,45 –

2012 – – – 16,46 88,10 109,45 –

u Tab 3 Durchschnittspreise verschiedener Konsumgüter (3)

auf. Die Konsumgüter sind also im be-
trachteten Zeitraum teurer geworden. So 
kostete beispielsweise ein Kilogramm 
Rindfleisch im Jahr 1834 0,33 Euro, wäh-
rend es 2002 6,30 Euro waren. Allerdings 
ist die Preisentwicklung innerhalb dieses 
Zeitraumes nicht bei allen Gütern gleich 
verlaufen. Der Preis für ein Kilogramm 
Zucker zum Beispiel ist von 1850 bis 1913 
von 0,66 Euro auf 0,26 Euro gefallen und 
erst danach wieder angestiegen. Beim 
Bohnenkaffee zeigt sich dagegen bis 1913 
ein Preisanstieg und nach 1950 ein Preis-
rückgang. Offensichtlich verläuft der 
Preisanstieg bei den einzelnen Konsum-
gütern ganz unterschiedlich. Es gibt län-
gere Phasen des Preisanstiegs, aber auch 
des Preisrückgangs, und es gibt ganz of-
fensichtlich auch Phasen mit größeren 
und kleineren Preisveränderungen. Bei 

vielen Konsumgütern ist die Zeit nach 
1950 mit einem verstärkten Preisanstieg 
verbunden. u Abb 1, Tab 1, Tab 2, Tab 3

In einem nächsten Schritt wird die 
Preisbewegung für verschiedene Konsum-
gütergruppen analysiert. Dazu rücken 
aus den hier auf bereiteten Indizes zu-
nächst diejenigen für Nahrungsmittel, 
Wohnung, Bekleidung und Verkehr in 
den Fokus.4  Zusätzlich werden die Durch-
schnittspreise für Roggenmehl bzw. -brot 
sowie der Verbraucherpreisindex (VPI) 
betrachtet. Die Reihen, die in Abbildung 2 
eingezeichnet sind (1850 = 100), zeigen 
ganz unterschiedliche Entwicklungslini-
en. Die Preise für Nahrungsmittel sind 
am stärksten angestiegen. Bis zur Mitte 
der 1870er Jahre korrespondieren deren 
Schwankungen gut mit dem VPI.5 Aus-
schlaggebend für diese Schwankungen sind 

3
Cent kostete umge-
rechnet 1850 ein Liter 
frische  Vollmilch.
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Abb 2: Ausgewählte Preisindizes von 1850 bis 1950
u Abb 2 Ausgewählte Preisindizes von 1850 bis 1950 — 1850 = 100

primär die Getreidepreise, wofür hier stell-
vertretend die Preise für Roggen(-brot) 
 stehen, die noch bis 1913 starken Schwan-
kungen unterlagen. Der Index für Woh-
nung weist nur einen leichten Anstieg auf, 
der Index für Bekleidung stagniert und 
der für Verkehr geht deutlich zurück. 
Auffallend ist der Rückgang der Indizes 
für Wohnung und Bekleidung im Zeit-
raum von etwa 1875 bis 1895. Diese Jahre 
markieren eine Epoche tendenziell fallen-
der Preise und daher deflationäre Tenden-
zen. Allerdings kommen diese im Ver-
braucherpreisindex nicht zum Ausdruck, 
und auch bei den Nahrungsmittelpreisen 
ist der Rückgang nicht so deutlich aus-
geprägt wie beispielsweise bei der Beklei-
dung oder beim Verkehr. Man kann bei 
Nahrungsmitteln wie auch beim Verbrau-
cherpreisindex für die Zeit von etwa 1870 
bis 1890 eher von einer Stagnation als von 
einem Preisrückgang sprechen. u Abb 2

Insgesamt zeigt sich, dass die Zeit von 
1850 bis 1913 sowohl von steigenden wie 
auch fallenden Preisindizes gekennzeich-
net ist, weshalb der säkulare Anstieg des 
Verbraucherpreisindex insgesamt moderat 
ausfällt. Zudem ist der Verbraucherpreis-

index zumindest bis zur Mitte der 1870er 
Jahre stark von den Getreidepreisen domi-
niert, was Ausdruck dafür ist, dass wir es 
mit einer agrarisch dominierten Volks-
wirtschaft zu tun haben. Überdies sind 
bei zahlreichen Konsumgütern die Jahre 
von 1875 bis 1895 von fallenden Preisen 
gekennzeichnet, weshalb diese Epoche in 
der Literatur auch als „Große Depression“ 
bezeichnet wird. Darüber hinaus ist der 
Preisrückgang bei Gütern des Verkehrs 
sowie der Bekleidung auf ein zunehmen-
des Angebot an diesen Waren, verbunden 
mit einem sich immer stärker etablieren-
den technischen Fortschritt (Verbilligung 
der Produktion) zurückzuführen.

Ergänzend sind in Abbildung 2 die In-
dexwerte bis 1948 verlängert, wobei Werte 
für den Ersten Weltkrieg und die nach-
folgende Inflationszeit hier nicht einge-
zeichnet sind. Auffallend ist der starke 
Anstieg in den 1920er Jahren, der tiefe 
Fall in der Weltwirtschaftskrise (grau hin-
terlegt) von 1929 bis 1933, ein erneuter, 
insgesamt aber moderater Anstieg in den 
Jahren des Nationalsozialismus, ein starker 
Einbruch nach 1945 sowie ein erneuter 
Anstieg, der mit der Währungsreform am 

1929
bis 1933 brachen die 
Preise in der Welt-
wirtschaftskrise ein.
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Abb 3: Ausgewählte Preisindizes von 1850 bis 2012
u Abb 3 Ausgewählte Preisindizes von 1850 bis 2012

20. Juni 1948 verbunden ist. Diese hier 
ganz grob beschriebenen generellen Ent-
wicklungstendenzen sollten nicht verges-
sen lassen, dass es sich bei diesem Zeit-
raum um eine in jeder Hinsicht außer-
gewöhnliche Epoche handelt, die sich 
hinsichtlich der Preisentwicklung nur 
sehr eingeschränkt mit den Jahren davor 
und danach vergleichen lässt.

Obwohl mit der Einführung der 
D-Mark eine Zeit stabiler Währungsver-
hältnisse begann, schwingen sich die hier 
konstruierten Indizes in den gut 60 Jahren 
von 1950 bis 2013 in ungeahnte Höhen 
auf und realisieren damit einen Preis-
anstieg, der langfristig alles in den Schat-
ten stellt, was bis dahin zu beobachten 
war, sieht man einmal von den Jahren der 
Hyperinf lation nach dem Ersten Welt-
krieg ab. Die acht Indizes sind zusammen 
mit dem Verbraucherpreisindex in Abbil-
dung 3 rechts eingezeichnet (1950 =100). 
Zum Vergleich sind dort links die bisher 
besprochenen Indexwerte für die Zeit bis 
1948 dargestellt (1850 =100). Nach 1950 
haben sich alle Indexwerte erhöht, am ge-
ringsten für Hausrat, am stärksten für 
Wohnung, gefolgt von Heizung und Be-

leuchtung. Bei diesen beiden Gütergrup-
pen beträgt der Anstieg gegenüber 1950 
etwa das Zehnfache. u Abb 3

Auch der Verbraucherpreisindex ist in 
diesem Zeitraum gegenüber 1950 um etwa 
das Fünffache gestiegen. Vergleicht man 
damit die Entwicklung im gleich langen 
Zeitraum von 1850 bis 1913, so sind die 
Unterschiede offensichtlich. Den stärksten 
Anstieg verzeichneten dort die Nahrungs-
mittel. Sie sind gegenüber 1850 um etwas 
mehr als das Zweifache gestiegen. Nach 
1950 steigen die Nahrungsmittelpreise 
zwar weiter an, aber nur um etwas mehr 
als das Vierfache, während die Preise für 
Wohnung, Heizung und Beleuchtung, wie 
bereits erwähnt, um mehr als das Zehn-
fache ansteigen. Damit ist ganz offen-
sichtlich, dass heutzutage die Haushalts-
einkommen nicht, wie noch im 19. Jahr-
hundert, vornehmlich durch steigende 
Nahrungsmittelpreise belastet sind, son-
dern in einem noch nie dagewesenen Aus-
maß durch Ausgaben für die Wohnung 
(Miete, Strom, Wasser usw.). Berücksich-
tigt man zudem, dass auch die Preise für 
Verkehr seit 1950 übermäßig stark ange-
stiegen sind, dann erkennt man, dass heut-

zutage die Ausgaben für Wohnung und 
für die meist beruflich bedingte  Mobilität 
jene existenzbestimmende Rolle spielen, 
die über viele Jahrhunderte die Nahrungs-
mittelpreise, insbesondere die Getreide-
preise, innehatten.

Zusammenfassend kann man sagen, 
dass die Jahre nach 1950 von einem histo-
risch nie dagewesenen säkularen Preisan-
stieg gekennzeichnet sind, in dessen Ver-
lauf sich auch die Struktur der Preise 
nachhaltig verändert hat. Betrachtet man 
die acht hier konstruierten Indexreihen, 
dann sind vor allem Wohnung, Heizung 
und Beleuchtung sowie Verkehr die größ-
ten Preistreiber, wobei sich hinter Heizung, 
Beleuchtung und Verkehr vor allem die 
steigenden Energiepreise verbergen. Be-
merkenswert in diesem Zusammenhang 
ist, dass die Preise gerade dieser Pro-
duktgruppen vor 1950 lange nicht bezie-
hungsweise nicht nennenswert angestie-
gen sind. u Tab 4

Bislang wurden hier Preisentwicklun-
gen und Preisstrukturen anhand von 
Durch schnittspreisen ausgewählter Kon-
sumgüter sowie anhand von Preisindizes 
bestimmter Konsumgütergruppen darge-
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Nahrungs-
mittel

Woh- 
nung

Heizung 
und 

Beleuch-
tung

Haus- 
rat

Beklei- 
dung

Körper-
pflege

Bildung 
und 

Erholung
Verkehr

Verbraucherpreisindex für private Haushalte

Index Wachstums-
rate Index Index

2010 = 100 % 1834=100 1950=100

x0645 x0646 x0647 x0648 x0649 x0650 x0651 x0652 x0653 x0654 x0655 x0656

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 7,53 7,25 4,70 10,19 18,34 8,24 9,13 18,05 3,92 2,27 97,83 19,11

1871 12,84 8,51 6,89 12,68 16,57 9,27 10,90 15,77 6,98 15,94 173,91 34,03

1895 12,50 7,89 5,54 16,58 12,09 10,88 10,11 12,79 7,96 – 1,30 198,46 38,81

1913 16,34 9,88 8,40 24,86 16,72 12,03 12,66 10,67 10,48 – 1,96 261,13 51,10

1925 24,34 8,10 10,92 37,29 28,96 15,16 17,24 12,61 14,85 8,41 370,28 72,40

1933 18,46 11,96 10,66 22,77 17,91 14,31 15,64 11,05 12,36 – 2,16 308,14 60,26

1937 19,93 11,96 10,50 23,52 21,09 14,27 15,90 8,83 13,10 0,48 326,68 63,87

Bundesrepublik

1950 26,47 10,38 11,25 39,65 30,63 22,97 20,85 15,59 20,51 -6,38 511,36 100,00

1961 33,92 14,81 16,50 43,74 33,12 27,16 27,04 21,20 25,33 2,52 631,45 123,50

1970 40,97 25,06 20,09 47,08 40,10 35,23 37,77 25,48 31,94 3,58 796,35 155,73

1980 63,63 41,38 43,30 68,98 68,93 53,58 61,56 44,16 52,37 5,40 1 305,63 255,34

1987 73,01 53,11 47,68 80,28 84,89 68,55 79,50 52,08 63,34 0,25 1 578,94 308,82

Deutschland

1991 79,40 60,40 52,70 85,60 90,70 75,70 88,60 59,60 70,20 3,73 1 750,01 342,27

2000 84,10 89,10 62,20 94,40 99,30 91,60 100,10 78,50 85,70 1,42 2 136,41 417,84

2010 100 100 100 100 100 100 100 100 100 1,11 2 492,9 487,57

u Tab 4 Preisindizes verschiedener Bedarfsgruppen und Verbraucherpreisindex

stellt. Die Entwicklung der Verbraucher-
preise insgesamt wurden dabei zwar im-
mer wieder zum Vergleich herangezogen, 
der Index selbst aber wurde bislang noch 
nicht eingehend analysiert. Das soll im 
Folgenden geschehen, wobei dieser Index 
vor allem als Maß für die Kaufkraft des 
Geldes angesehen wird und damit als 
Maß für Inflation und Deflation.

Verbraucherpreisindex und die 
Kaufkraft des Geldes
Betrachtet wird zunächst die Entwicklung 
des Index von 1834 bis 2013 in Abbildung 4 
(1834 =100), ohne die Jahre 1922 und 1923. 
Bis zum Jahr 2013 steigt der Index auf 
2 600 an. Gegenüber 1834 (=100) hat er 
sich also auf das 26-Fache erhöht, wobei 

allerdings das Ausmaß dieses Anstiegs 
nicht gleichmäßig auf die 179 Jahre ver-
teilt war. Es dauerte nämlich bis 1980, also 
147 Jahre, bis der Index die erste Hälfte 
des Anstiegs zurückgelegt hatte, wogegen 
er für die zweite Hälfte nur noch 33 Jahre 
benötigte. u Abb 4

Die epochenspezifische Dynamik des 
Preisanstiegs zeigt sich deutlicher, wenn 
man anstelle der Absolutwerte deren 
Wachstumsraten, also die jährlichen Infla-
tionsraten betrachtet, die in Abbildung 5 
(wieder ohne die Jahre 1922 und 1923) dar-
gestellt sind. Für den Gesamtzeitraum er-
gibt sich eine durchschnittliche jährliche 
Inflationsrate von knapp 2 Prozent (exakt: 
1,95 Prozent, Median = 1,8 Prozent), ein 
Wert also, der nicht weit von dem entfernt 

ist, was die meisten Zentralbanken heute 
gerade noch als Preisstabilität akzeptie-
ren. Bei einer genaueren Betrachtung 
zeigt sich aber, dass die jährlichen Werte 
teilweise nicht nur erheblich von diesem 
Mittelwert  abweichen, deutlich zeigen 
sich auch unterschiedliche Epochen mit 
spezieller Inflationsdynamik, die neben 
zahlreichen anderen Einflüssen wohl auch 
den verschiedenen Währungen6 und den 
unterschiedlichen Index berechnungen 
geschuldet sind. u Abb 5

Eine erste Epochengrenze ergibt sich 
1876 mit der Einführung der Reichswäh-
rung beziehungsweise 1881 mit dem Be-
ginn des amtlichen vom Statistischen 
Bundesamt berechneten Ernährungs-
index.7 Von 1834 bis 1880 ist der Index 
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Abb 4: Verbraucherpreisindex und seine jährlichen Veränderungsraten von 1834 bis 2013 – in Tausend
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Abb 4: Verbraucherpreisindex und seine jährlichen Veränderungsraten von 1834 bis 2013 – in Tausend

u Abb 5 Jährliche Veränderungsraten des Verbraucherpreisindex 1834 bis 2013 — in Prozent

u Abb 4 Verbraucherpreisindex 1834 bis 2013 — 1834 =100
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Wert

1922 (Dez) 68 506

1923 (Jan) 112 027

1923 (Feb) 264 300

1923 (Mär) 285 400

1923 (Apr) 295 400

1923 (Mai) 381 600

1923 (Jun) 765 000

1923 (Jul) 3 765 100

1923 (Aug) 58 604 500

1923 (Sep) 1 500 000 000

1923 (Okt) 365 700 000 000

1923 (Nov)
65 700 000 000 000  

(657 Milliarden mal 100 =  
65,7 Billionen)

1923 (Dez)

124 700 000 000 000  
(1 247 Milliarden mal 100 =  

124,7 Billionen)
100 Billionen = 

100 000 000 000 000

durch sehr starke sowohl positive wie 
auch negative jährliche Veränderungen 
gekennzeichnet. Ursache sind vor allem 
die starken, meist witterungsbedingten 
Schwankungen der Agrarpreise, die sich 
bei dem hohen Anteil der Ausgaben für 
Ernährung besonders stark im Preisindex 
niederschlagen. Insgesamt ist der Anstieg 
in diesen 47 Jahren jedoch moderat. Der 
Index steigt von 100 im Jahr 1834 auf  
191 im Jahr 1880, was einer durchschnitt-
lichen jährlichen Preissteigerungsrate von 
1,8 Prozent entspricht.8

Ab 1881 stabilisiert sich das Preisni-
veau, die großen Ausschläge gehören der 
Vergangenheit an. Es ist die Phase, die als 
Eintritt Deutschlands in den Hochkapi-
talismus angesehen wird und in der die 
Währung auf dem Goldstandard basiert. 
Von 1900 bis 1912 dauert die erste längere 
Phase, in der die Preisveränderungen aus-
schließlich positiv sind. In den 33 Jahren 
von 1881 bis 1913 steigt der Index von 100 
auf 135, wobei die jährliche Inflationsrate 
lediglich 0,9 Prozent beträgt.9

Der Beginn des Ersten Weltkriegs 
stellt eine weitere Epochengrenze dar. Mit 
der Aufhebung der u Goldeinlösepflicht 
macht sich im Verlauf des Ersten Welt-
kriegs ein immer schnellerer Preisanstieg 
bemerkbar. Bis zum Kriegsende am 11. No-
vember 1918 (Waffenstillstand) ist der In-
dex gegenüber 1913 um mehr als das Drei-
fache angestiegen (1834 =100, 1913 = 261, 
1918 = 810; vgl. VPI für private Haushalte: 
1834 =100, Tabelle 4). Auch nach Beendi-
gung der Kriegshandlungen steigen die 
Preise weiter. Anfang 1922 beschleunigt 
sich der Preisanstieg dramatisch. Aus der 
galoppierenden Inflation wird 1923 eine 
Hyperinflation. Im Dezember 1923 hat 
der Index gegenüber 1913 (=100) einen 
Wert von 124,7 Billionen (in Ziffern: 
124 700 000 000 000) erreicht. Reichsbank-
noten mit astronomischen Nennwerten 
zeugen nicht nur vom Kaufkraftverfall 

der deutschen Währung, sondern vom 
Funktionsverlust des Geldes schlechthin. 
So sind die Jahre 1918 bis 1923 als „große 
Inflation“ in die deutsche Geschichte ein-
gegangen. Sie entziehen sich einer norma-
len Interpretation des Preisverlaufs und 
haben auch deshalb im kollektiven Ge-
dächtnis der Deutschen tiefe Spuren hin-
terlassen, die die Angst vor Inflation und 
Geld entwertung bis heute bestimmen.

Die Entwicklung des Index in der Peri-
ode von 1924 bis zur Währungsreform im 
Jahr 1948 ist uneinheitlich. Von 1924 bis 
zum Beginn der Weltwirtschaftskrise 
(Börsencrash am 24. Oktober 1929 in den 
USA) verzeichnet der Index einen Anstieg, 
der allerdings eher moderat ist. Von 1930 
bis 1933 sinkt der Lebenshaltungskosten-
index in vier aufeinanderfolgenden Jah-
ren, weshalb hier die Preisveränderungs-
raten negativ sind. Der Preisverfall ist 
eine Folge der Weltwirtschaftskrise. Ab 
1933 führte die nationalsozialistische 
Preispolitik vielfach zu einem Übergang 
von freien Marktpreisen zu staatlich fest-
gesetzten Preisen. Von 1934 bis zum Ende 
des Zweiten Weltkriegs erfolgte daher ein 
sehr moderater Preisanstieg, trotz der gi-
gantischen Ausgaben des Reiches für Auf-
rüstung und Krieg, was primär auf die rigo-
rose Preis- und Bewirtschaftungspolitik 
zurückzuführen ist. Man spricht hier 
auch von zurückgestauter Inflation. Mit 
Kriegsende war die Reichsmark praktisch 
wertlos, weshalb sich eine Naturaltausch-
wirtschaft (Schwarzmarkt) entwickelte. 
Die Veränderungsraten des Index bewegen 
sich von 1946 bis zur ersten Jahreshälfte 
von 1948 zwischen etwa 10 und 5 Prozent 
mit rückläufiger Tendenz. Nach Ein-
führung der D-Mark am 20. Juni 1948  
in den west lichen Besatzungszonen steigt 
der Index in der zweiten Jahreshälfte um 
25 Prozent an. In den beiden Jahren nach 
der Währungsreform, also 1949 und 1950, 
geht der Index zurück.10

Preisindex für die Lebenshaltung von 
Dezember 1922 bis Dezember 1923 
(1913 = 100)

u	Goldeinlösepflicht 
Die Zentralbank muss jede Banknote 
bei Vorlage in eine bestimmte Menge 
Gold umtauschen. Am 31. Juli 1914 
stellte die Reichsbank die Einlösung 
ihrer Banknoten in Gold ein.
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Datengrundlage

Grundlage der hier dargestellten Konsumgüterpreise ist eine Zusammen-
stellung des Statistischen Bundesamtes für 24 verschiedene Konsum-
güter im Zeitraum von 1948 bis 2002.12 Für fünf Konsumgüter konnten die 
Preise bis 1834 und für weitere sechs bis 1850 zurück verlängert werden. 
Für Normalbenzin und extra leichtes Heizöl gelang die Fortschreibung der 
Preise bis 2013. Ergänzend wurde der Jahresdurchschnittspreis für 
OPEC-Rohöl von 1948 bis 2013 in die Tabelle aufgenommen. Der Zeit-
raum der anderen Konsumgüter entspricht der Tabelle des Bundesamtes. 
Alle Preise sind in Euro angegeben. Neben diesen Preisen für einzelne 
Konsumgüter wurden auch Preisindizes für Bedarfsgruppen von Konsum-
gütern konstruiert. Grundlage sind zurück bis 1950 Preisindizes des 
 Statistischen Bundesamtes, davor, also von 1850 bis 1949, die Preisindizes 
aus dem Werk von Walther G. Hoffmann.13 Damit liegen für den Zeitraum 
von 1850 bis 2013 für acht Bedarfsgruppen Preisindizes vor.  Zusätzlich zu 
den Durchschnittspreisen einzelner Konsumgüter und den Preisindizes 
ausgewählter Bedarfsgruppen wurde auch ein Preis index für die Lebenshal-

tung für die Zeit von 1834 bis 2013 zusammen gestellt. Für die Jahre von 
1834 bis 1870 basiert der Index auf Berechnungen von Gömmel14 und für 
die Jahre von 1871 bis 1880 auf Kuczynski.15 Beide  Autoren haben ver-
sucht, repräsentative Indizes der Lebenshaltungskosten für das 19. Jahr-
hundert zu ermitteln. Ab 1881 basiert der Index auf  Zahlen der amtlichen 
Statistik, die so verknüpft wurden, dass die Werte unseres Index von  
1991 bis 2013 den offiziellen Werten des Statistischen Bundesamtes für 
den Verbraucherpreisindex (VPI) entsprechen. Dabei ist zu beachten, 
dass es sich um die Verknüpfung ganz unterschiedlich berechneter Lebens-
haltungskostenindizes handelt.
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u	Stagflation 
Das Wort setzt sich aus Stagnation 
und Inflation zusammen und meint 
eine Entwicklung mit niedrigem Wirt-
schaftswachstum und hoher Inflation.

Auch die Periode nach 1948 lässt sich 
in mehrere Epochen aufteilen. Betrachtet 
man die Entwicklung des Index und seine 
Veränderungsraten, dann fällt zunächst 
auf, dass es in der Zeit von 1951 bis 2013 
nur zweimal, nämlich 1953 und 1986, zu 
einem Rückgang des Index gekommen ist. 
Ein dauerhafter Anstieg der Preise scheint 
dagegen zur Normalität geworden zu sein. 
Besonders dramatisch war der Preisanstieg 
nach 1970 bis zu Beginn der 1980er Jahre, 
mit Inflationsraten von etwa 7 Prozent. Da 
in dieser Zeit auch das Wirtschaftswachs-
tum zurückging und die Arbeitslosigkeit 
zunahm, spricht man in diesem Zusam-
menhang auch von u „Stagf lation“. Die 
Wiedervereinigung der beiden deutschen 
Staaten hat den Preisauftrieb allenfalls 

kurzfristig beeinflusst. Die Inflationsraten 
sind nach 1993 stark rückläufig und be-
wegen sich seit 1994 zwischen 2,6 und 
0,6 Prozent. Wenn neuerdings der Rück-
gang der Preissteigerungen von vielen mit 
dem Gespenst der Def lation in Verbin-
dung gebracht wird, so sollte man dabei 
nicht übersehen, dass die Preissteigerun-
gen der Gegenwart viel eher mit dem sä-
kularen Mittelwert von etwa 2 Prozent 
und damit der langfristigen „Normalität“ 
übereinstimmen, als es die Jahre mit ho-
her Infla tion tun.11



1987 ― 1 917 000 000 000 Euro

2012 ― 5 154 000 000 000 Euro

2012 ― 0,12 Prozent

1987 ― 1,80 DM

Aktiva der deutschen Banken  
in der Bundesrepublik 1970 und 1987:

1970 ― 418 000 000 000 Euro

Einlagen der deutschen Banken 
in Deutschland 1991 und 2012:

1991 ― 2 014 000 000 000 Euro Diskontsatz der Zentralnotenbank 
in Deutschland 1991 und 2012:

1991 ― 6,84 Prozent

Wechselkurs von der D-Mark  
zum Dollar 1950 und 1987:

1950 ― 4,20 DM

15
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Geld und Kredit sind schon für die Antike nachweisbar. Doch  
erst mit der Verbreitung marktwirtschaftlicher Tauschbeziehungen 
in der Frühen Neuzeit wurden sie zu einem bestimmenden Faktor 
der Wirtschaft, und erst seit dem 19. Jahrhundert werden sie sy ste-
matisch empirisch-statistisch erfasst. Das Kapitel stellt „Geld und 
Kredit“ unter ver schiedenen Gesichtspunkten als wichtige quanti-
tative Dimension für die langfristige Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft vor.

zu kommt noch die Tatsache, dass für den Zeitraum bis 1950 
die meisten Zeitreihen auf Stichproben bzw. Schätzungen be-
ruhen. Gleichwohl dürften mit den hier rekonstruierten Rei-
hen langfristige Tendenzen und Strukturverände rungen im 
deutschen Geld- und Kreditsystem besser erkannt werden, als 
dies mit bisherigen Datensammlungen möglich gewesen ist. 
Die folgende Präsentation thematisiert diese Tendenzen und 
Veränderungen. Auf besondere Probleme der benutzten Rei-
hen soll aber auch hingewiesen werden.

Ganz allgemein gesehen ist die Aufgabe der hier erfassten 
Institutionen des Finanzsektors die Vermittlung zwischen 
Ersparnisbildung und Investitionsmöglichkeiten. In der wer-
denden Marktwirtschaft Deutschlands fielen Spar- und Inves-
titionswünsche häufig nicht zusammen. Finanzinstitutionen 
entstanden, um Wirtschaftssubjekten Anlagemöglichkeiten 
für ihr Geldvermögen einerseits und anderen Wirtschafts-
subjekten Kredit zur Finanzierung von Investitionsvorhaben 
andererseits bereitzustellen.1

Die Begriffe „Geld“ und „Kredit“ sind fast – aber nicht 
ganz – identisch. Beide umfassen „Finanzinstrumente“.  

„Geld“ bezeichnet Finanzinstrumente, die allgemein als Zah-
lungsmittel und Wertmaßstab akzeptiert werden, „Kredit“ 
ist das verbriefte Recht auf Geld zu einem zukünftigen Zeit-
punkt. Beide setzen Vertrauen voraus. Vertrauen zum Geld 
(als allgemeines Zahlungsmittel) hing von dessen Wertbe-
ständigkeit ab. Weil spätestens seit dem Beginn des 19. Jahr-
hunderts in Deutschland der Staat die Geldversorgung der 
Wirtschaft steuerte, bewirkten der Bekanntheitsgrad, die 

„Geld und Kredit“ bezeichnet den Komplex von Institutionen 
und Beziehungen, der dem modernen „Finanzsektor“ – ohne 
die öffentlichen Finanzen – entspricht. Dieser „moderne“ 
Komplex steht am Ende einer sehr langen Geschichte, denn 
Geld und Kredit sind schon für die Antike nachweisbar. In 
der Frühen Neuzeit wurden sie mit der Verbreitung markt-
wirtschaftlicher Tauschbeziehungen zu einem bestimmen-
den Faktor der Wirtschaft; im 19. Jahrhundert entwickelten 
sie schließlich eine Form und Struktur, die sich empirisch- 
statistisch erfassen und bis zur Gegenwart verfolgen lässt. 
Für den Zweck dieses Bandes erscheint es sinnvoll, das The-
ma „Geld und Kredit“ in fünf Teile zu gliedern: Geldmenge 
und ihre Komponenten, Banken, Zentralnotenbankpolitik, 
Kapitalmarkt und Internationale Beziehungen. Dabei dürfen 
freilich die Interdependenzen zwischen diesen Unterberei-
chen nicht außer Acht gelassen werden. 

Das übergreifende Ziel dieses Beitrages ist, „Geld und Kredit“ 
als wichtige quantitative Dimension der langfristigen Ent-
wicklung der deutschen Wirtschaft herauszuarbeiten. Die Aus-
wahl bzw. Rekonstruktion der hierfür nötigen Zeitreihen soll 
diese historische Beziehung erhellen. Einige dieser Zeitreihen 
decken eine sehr lange Periode ab – 1835 bis 2012 – und sind 
nicht vollkommen homogen, zum einen weil die Verwen-
dung des Euros als Maßstab den Wertschwankungen der in 
Deutschland jeweils geltenden Währungen nicht ganz gerecht 
sein kann, zum anderen weil die gewählten (modernen) Be-
griffe (zum Beispiel Zentralnotenbank, Geldmenge M1, M2 
etc.) für die frühere Zeit zum Teil anachronistisch sind. Hin-
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den breitete sich deshalb erst langsam  
aus. Schließlich ist erwähnenswert, dass 
Geld und Kredit in einer Hinsicht iden-
tisch sind: Bankeinlagen („Buchgeld“), 
also Guthaben bei einer Bank, waren  
und sind ebenfalls eine Form des Kredits: 
Sie stellen Kredite der Einleger an die 
Banken dar. 

Vertrauen zu Schuldnern ab. Die Kredit-
versorgung blieb aber weitgehend eine 
 private Angelegenheit, und die Kosten der 
Informationsbeschaffung über Anlage-
möglichkeiten und die Kreditwürdigkeit 
potenzieller Schuldner blieben dement-
sprechend lange relativ hoch. Vertrauen 
der Wirtschaftssubjekte zu privaten Schul-

Sanktionsmacht und vor allem die stabili-
tätsbewusste Politik des Staates ein Sinken 
der Informationskosten und die Stärkung 
des Vertrauens der Wirtschaftssubjekte in 
die Wertbeständigkeit des Geldes und 
stützten somit die Nachfrage der Wirt-
schaftssubjekte nach Geld (Ausnahme: die 
Inflationszeit). Kreditvergabe hing vom 

u Abb 1 Jährliche Zuwachsraten der u Geldmenge (M1) und des Bruttoinlandsprodukts (BIP) — in Prozent

u Abb 2 Umlaufgeschwindigkeit (V) — BIP/ M1, M2 und M3
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dem Einkommen steigende Bereitschaft, 
Geld zu halten. Indirekt lässt sich an Abbil-
dung 2 eine weitere langfristige Tendenz er-
kennen: der Wandel der Zusammensetzung 
der Geldmenge. Das Buchgeld nimmt zu 
und umfasst sogar ein wachsendes Spekt-
rum von Finanzinstrumenten von Sichtein-
lagen u (M1) über Sicht- und Spareinlagen 
(M2) zu Sicht-, Spar- und Geldfondseinla-
gen (M3). Nicht weniger wichtig im 19. Jahr-
hundert war allerdings die Schrumpfung 
des Anteils des Metall- und Bargeldes an der 
Gesamtgeldmenge (M1). Abbildung 3 zeigt 
diese Entwicklung auf. u Abb 3

Die Eindeutigkeit des Strukturwandels 
der Geldmenge lässt einige Ungenauigkei-
ten der Geldmengeschätzung (besonders 
für das Metallgeld im frühen 19. Jahrhun-
dert) relativieren. Dieser Wandel hat auch 
eine weitere Konsequenz: Die wachsende 
Bedeutung des Buchgeldes im deutschen 
Geldumlauf reflektiert die wachsende Prä-
senz der Banken in der Geldwirtschaft. Es 
lohnt sich daher, die Entwicklung dieser 
Präsenz näher zu beschreiben. u Tab 1

Die Geldmenge und ihre 
 Kom ponenten
Die hier beschriebenen Zeitreihen sollen 
die langfristige Entwicklung des Finanz-
sektors in Zusammenhang mit der Wirt-
schaftsentwicklung veranschaulichen. 
 Abbildung 1 zeigt die Reihen zur Entwick-
lung der Geldmenge (M1), Abbildung 2 
zeigt die Umlaufgeschwindigkeit des Gel-
des, also die Geldmenge im Verhältnis zur 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP). Die Umlaufgeschwindigkeit gibt  
an, wie oft eine Geldeinheit pro Periode 
durchschnittlich zur Bezahlung von Gü-
tern eingesetzt wird. u Abb 1, Abb 2

Offensichtlich tendierte die Geldmenge 
dazu, langfristig stärker zu wachsen als das 
Bruttoinlandsprodukt. Dahinter verbirgt 
sich allerdings Verschiedenes: zum einen 
eine mit dem langfristigen Wachstum 
einherge hende Verlängerung der Wert-
schöpfungskette – eine wachsende Zahl von 
Markttransaktionen, die Geldeinsatz vor-
aussetzten, aber von der Größe BIP nicht er-
fasst werden – und zum anderen eine mit 

u Geldmengen 
Zur Geldmenge M1 (M von engl. 
„money“) gehören der Bargeldumlauf 
sowie die täglich fälligen Guthaben 
der Privatpersonen und Unternehmen 
auf Girokonten bei Banken (Sichtein-
lagen). Die Geldmenge M2 umfasst 
die Geldmenge M1 und zusätzlich 
Termineinlagen mit einer Laufzeit bis 
zu zwei Jahren und Spareinlagen 
mit einer Kündigungsfrist bis zu drei 
Monaten. Die Geldmenge M3 setzt 
sich aus der Geldmenge M2 sowie 
bestimmten Geldmarktpapieren und 
Schuldverschreibungen mit kurzen 
Laufzeiten von zwei Jahren zusammen.

u Abb 3 Anteile des Bargeldes und des Metallgeldes an M1 — in Prozent
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Geld- 
menge  

M1

Geld- 
menge  

M2

Geld- 
menge  

M3 Bargeld- 
umlauf  

der Nicht- 
banken

Bargeld  
als Bank- 
reserven

Sicht- 
einlagen  

der Nicht-
banken  
(für M1)

Sicht- und 
Termin- 
einlagen  

der Nicht-
banken  
(für M2)

Einlagen  
zur Geld-

menge  
M3

Bank- 
noten- 
umlauf 

(Zentral- 
noten-

bank und 
Privatbanken)

Staats- 
papier- 

geldSicht- 
einlagen  

der Nicht- 
banken

M1 plus 
Termin- 
einlagen  

der Nicht- 
banken

M2 plus 
Termin- 
einlagen 
m / k – f

Mrd. Euro
x0657 x0658 x0659 x0660 x0661 x0662 x0663 x0664 x0665 x0666

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 0,84 0,90 – 0,71 0,03 0,14 0,19 – 0,05 0,08

1871 1,94 2,31 – 1,21 0,36 0,73 1,10 – 0,54 0,13

1895 4,00 6,43 – 1,50 0,63 2,50 4,93 – 0,78 0,06

1913 12,26 20,31 – 2,68 1,11 9,58 17,63 – 1,41 0,10

1925 7,89 11,66 – 2,29 0,36 5,60 9,37 – 1,60 –

1929 11,98 21,76 – 2,86 0,52 9,12 18,90 – 2,66 –

1933 7,91 18,02 – 2,55 0,37 5,36 15,47 – 1,95 –

1937 10,36 24,76 – 3,19 0,64 7,17 21,57 – 2,81 –

Bundesrepublik

1950 9,00 15,66 – 4,14 0,16 4,86 11,52 – – –

1961 29,89 53,88 74,76 11,86 0,66 18,03 42,01 20,88 – –

1970 55,12 107,51 167,91 18,86 1,33 36,26 88,65 60,40 – –

1980 131,27 268,21 420,99 42,93 3,70 88,34 225,28 152,78 – –

1987 196,53 393,56 632,32 63,45 6,04 133,08 330,11 238,67 – –

Deutschland

1991 308,37 642,34 904,70 87,83 11,68 220,54 554,51 262,36 – –

2012 1 477,00 1 833,10 2 231,50 – – 1 149,40 1 505,50 398,40 – –

u Tab 1 Geldmenge und deren Komponenten

Geldvermögens, dargestellt an der Ent-
wicklung ihrer Aktiva im Verhältnis zum 
BIP in Abbildung 4. u Abb 4

Hier sieht man das bei allen Markt-
wirtschaften typische Wachstumsmuster: 
Langfristig wächst der Bankensektor – bis 
auf die zwei kriegsbedingten Einbrüche – 
schneller als die Gesamtwirtschaft. Die 
Relation ist keineswegs belanglos und 
kann zum internationalen Vergleich sowie 
zur Beurteilung der potenziellen Fragilität 
von Bankensystemen dienen.3

Bereits oben wurde auf die Bedeutung 
der Banken als Verwalter des Zahlungs-
verkehrs der Wirtschaft hingewiesen. Mit 

Banken 
Am Anfang des 19. Jahrhunderts gab es 
ganz wenige Banken im heutigen Sinne; 
bis 1913 stieg die Zahl der Banken und 
bank ähnlichen Institute nach Schätzungen 
auf über 5 000 (eine genaue Dokumentati-
on ist nicht möglich).2 In der Bundesrepu-
blik stagnierte die Zahl der selbstständi-
gen Institute, aber mit ca. 40 000 Zweig-
stellen war das deutsche Bankensystem 
f lächendeckend geworden und die über-
wiegende Mehrzahl der privaten Haus-
halte und Firmen in das System eingebun-
den. Ein gutes Maß des ökonomischen 
Gewichts der Banken ist der Wert ihres 

den mobilisierten Ersparnissen der Wirt-
schaftssubjekte – ihre (zum Teil durch 
Kreditschöpfung geschaffenen) Einlagen – 
haben sie einen Großteil der Kreditbedürf-
nisse der Wirtschaft befriedigt. In Abbil-
dung 5 wird das Gewicht dieser Kreditgabe 
deutlich. u Abb 5

Man sieht hier nicht nur das bedeuten-
de Gewicht des Volumens der Bankenkre-
dite, sondern auch die für Friedenszeiten 
typische überproportionale Steigerung 
derselben Größe, schließlich auch noch die 
Auswirkung der großen Einbrüche durch 
die Weltkriege und die Schrumpfung des 
BIP in der Weltwirtschaftskrise. u Tab 2
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Abb 5: . Bankenkredite an Nichtbanken in Prozent des BIP, 1850–2012

160

120

80

40

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401820

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

400

300

200 

100

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401820

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

1810

1810

Abb 5: . Bankenkredite an Nichtbanken in Prozent des BIP, 1850–2012

Die deutschen Banken haben sich im 
Lauf der Zeit zu sogenannten „Universal-
banken“ entwickelt, die eine aktive Rolle 
im Kapitalmarkt spielten: die Kreditban-
ken (und Privatbankiers) vor allem an der 
Börse und die Sparkassen am Markt für 
Grundkredite.4 Dass die Banken ihren 
Kunden Zugang zur Börse vermitteln und 
sie sich auch an der Börse refinanzieren 
konnten, stützte ihre Bedeutung als Kredit-

geber in der Wirtschaft. Die Bedeutung 
der Kapitalmarktentwicklung beschränk-
te sich jedoch keineswegs allein auf die 
Banken. Langfristige Industrieinvestitio-
nen, Städtewachstum sowie die öffent-
lichen Investitionen des Staates in der 
Infra struktur setzten einen gut funktio-
nierenden Kapitalmarkt voraus. Dass die-
ser Markt auch zeitweise Schwierigkeiten 
durchmachte und Probleme bereitete, ist 

u Abb 4 Aktiva der Banken — in Prozent des BIP

u Abb 5 Bankenkredite an Nichtbanken — in Prozent des BIP
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Abb 6: Umlauf inländischer u Schuldverschreibungen und Aktien — in Prozent des BIP

bekannt, aber in den langen Friedenszei-
ten vor 1913 und nach 1945 nahmen seine 
Bedeutung und sein Gewicht in der deut-
schen Finanzwirtschaft tendenziell zu.

In den beiden längeren Friedenszeiten 
stieg, wie zu erwarten, die Bedeutung der 
verbrieften, also der durch Wertpapiere 
dokumentierten Verschuldung. Die gro-
ßen Einbrüche nach den zwei Kriegen 
sind auch plausibel, da in beiden Fällen 
Währungsreformen das deutsche Geld-
vermögen im großen Stil vernichteten. 
Allerdings könnten auch fragliche Bewer-
tungsarbeiten der Grund für den extrem 
niedrigen Wert für 1950 sein. Bei der 
Währungsreform von 1948 gab es Spiel-
raum bei der Umstellung der Reichs-
mark-Schulden auf die D-Mark, der zu ei-

ner möglicherweise zu geringen Bewer-
tung führte. Dennoch lässt sich beim 
Vergleich zu Krediten und Einlagen der 
Banken feststellen, dass im deutschen 
Geld- und Kreditsystem im Betrachtungs-
zeitraum der Kapitalmarkt als Finanzie-
rungsquelle anscheinend ein geringeres 
Gewicht besaß als in vergleichbaren ande-
ren Ländern (wie in den USA oder Groß-
britannien). Das gilt vor allem für den 
Aktienmarkt.5 u Abb 6

Zentralnotenbankpolitik
Seit Jahrzehnten haben in vielen Ländern 
die Zentralnotenbanken eine bedeutsame 
Rolle als Regulator und Stabilisator des 
Geld- und Kreditsystems gespielt. Im 
19. Jahrhundert waren diese Institutionen 

in nur wenigen Ländern präsent. Für 
Deutschland werden erst in den 1860er 
Jahren bei der Preußischen Bank Ansätze 
eines Zentralbankverhaltens erkennbar, 
dann gegen Ende des Jahrhunderts bei der 
Reichsbank deutlicher – als Hüter der 
Gold- und Devisenreserven des Landes, 
Kontrolleur des Geldmarktes und Not-
helfer in Krisenzeiten (Lender of Last Re-
sort). An dieser Stelle kann allerdings der 
schwierige Nachweis dieses Zusammen-
hangs nicht versucht werden. Hier müs-
sen die folgenden Hinweise genügen: In 
den beiden Kriegszeiten wurde die 
Reichsbank zum Diener der Staatsfinan-
zen umfunktioniert, was zweimal zur 
Entwertung der Währung führte. Im 
langfristigen Trend jedoch entwickelte 

Gesamtaktiva deutscher Banken Einlagen deutscher Banken 
 (Sicht-, Termin- und Spareinlagen) Kredite deutscher Banken an Nichtbanken

insgesamt
darunter:

insgesamt
darunter:

insgesamt
darunter:

Kreditbanken Sparkassen Kreditbanken Sparkassen Kreditbanken Sparkassen

Mrd. Euro

x0667 x0668 x0669 x0670 x0671 x0672 x0673 x0674 x0675
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 – – 0,12 0,25 – 0,11 – – 0,08

1871 – 0,40 0,56 1,26 0,13 0,53 2,01 0,28 0,40

1895 – 2,01 3,72 5,97 0,90 3,47 9,15 1,91 2,52

1913 33,95 8,30 10,55 19,64 4,93 10,07 24,82 7,60 7,94

1925 11,73 3,81 1,47 8,04 2,89 1,36 6,10 4,08 0,95

1929 30,75 8,05 6,21 18,43 10,52 5,56 19,89 11,32 4,08

1933 29,16 4,51 7,44 15,48 7,04 6,42 19,13 9,76 4,79

1937 35,89 4,84 10,29 22,01 9,57 9,57 19,06 8,80 5,31

Bundesrepublik

1950 20,00 6,48 4,10 14,20 6,52 3,72 14,44 5,74 3,29

1961 149,63 35,10 32,45 112,15 30,82 30,40 97,92 25,02 21,58

1970 418,17 94,31 92,11 310,70 91,58 90,16 262,33 66,32 63,18

1980 1 202,18 266,82 250,80 876,18 236,41 248,20 747,50 176,22 181,05

1987 1 916,73 429,47 400,41 1 362,12 355,80 377,41 1 124,98 283,01 269,14

Deutschland

1991 2 849,68 724,30 562,69 2 013,86 592,97 523,76 1 609,01 497,76 371,05

2012 8 314,60 3 359,01 1 095,44 5 154,35 1 959,52 960,03 3 220,36 1 085,14 811,49

u Tab 2 Banken



Geld und Kredit / Kap 15

225

140

60

100

20

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401820

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Aktien

Schuldver-
schreibungen

5

3

0

–2

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401820

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Zentralbankgeld
Geldmenge M1

1810

1810

Abb 7: M1 und Zentralbankgeld in Deutschland

Abb 6: Umlauf inländischer u Schuldverschreibungen und Aktien — in Prozent des BIP
140

60

100

20

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401820

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Aktien

Schuldver-
schreibungen

5

3

0

–2

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401820

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Zentralbankgeld
Geldmenge M1

1810

1810

Abb 7: M1 und Zentralbankgeld in Deutschland

Abb 6: Umlauf inländischer u Schuldverschreibungen und Aktien — in Prozent des BIP

u Abb 6 Umlauf inländischer u Schuldverschreibungen und Aktien — in Prozent des BIP

sich das Zentralbankgeld im Gleichschritt 
mit der Geldschöpfung im Bankensystem 
insgesamt. Die Abbildung 7 zeigt beide 
Aspekte auf. u Abb 7

In „normalen“ Friedenszeiten (im 
19. Jahrhundert und bis zur Wirtschaftskri-
se der 1930er Jahre) bestand Zentralbank-
politik aus Veränderungen des u Diskont-
satzes im Geldmarkt, wobei als Kriterien 
sowohl die Lage der Zahlungsbilanz als 
auch die Binnenwirtschaftskonjunktur 
dienten. Nach 1945 kamen weitere Instru-
mente hinzu, aber das Ziel, die Bankenkre-
ditgabe je nach Konjunkturlage zu bremsen 

u Schuldverschreibungen 
Sammelbezeichnung für eine Urkunde, 
in der sich der Aussteller (Schuldner) 
dem Gläubiger gegenüber verpflichtet, 
eine bestimmte geliehene Geldsumme 
nach Ende der Laufzeit zurückzu-
zahlen und während der Laufzeit in 
Form einer laufenden Verzinsung eine 
Leistung zu erbringen. Zu den Schuld-
verschreibungen zählen Anleihen, 
Industrieobligationen sowie als zahlen-
mäßig wichtigste Gruppe Bankschuld-
verschreibungen, zu denen auch die 
Pfandbriefe gerechnet werden.

u Abb 7 Geldmenge M1 und Zentralbankgeld — in Milliarden Euro

u Diskontsatz 
Der Diskontsatz entspricht in der 
Regel dem von der Zentralnotenbank 
festgesetzten Zinssatz für kurzfristi-
gen Kredit.
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Noten- 
umlauf der 

ZNB

Bargeld- 
und andere 
Reserven  
der ZNB

Einlagen 
inländischer 
Banken bei 

der ZNB

Kredite der 
ZNB an 

inländische 
Banken

Kredite und  
sonstige Auslands- 

forderungen der ZNB

auslän- 
dische 

Einlagen  
der ZNB

Diskont- 
satz  

der ZNB

Lombard- 
satz  

der ZNB

Auslands- 
aktiva  

der ZNB

Auslands- 
passiva  
der ZNB

Mrd. Euro % Mrd. Euro
x0676 x0677 x0678 x0679 x0680 x0681 x0682 x0683 x0684 x0685

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 0,03 – – – – – 4,0 – – –

1871 0,37 0,21 0,03 0,18 – – 4,17 – – –

1895 0,67 0,44 0,20 0,50 – – 3,14 4,14 – –

1913 1,33 0,74 0,31 0,81 – – 5,89 6,89 0,11 –

1925 1,51 0,86 0,24 0,98 – – 9,15 11,15 0,52 –

1929 2,58 1,42 0,33 1,59 – – 7,11 8,11 0,42 –

1933 1,86 0,29 0,29 1,74 – – 4,0 5,0 0,14 0,05

1937 2,81 0,10 0,50 3,17 – – 4,0 5,0 0,10 0,17

Bundesrepublik

1950 4,21 0,37 0,97 2,85 0,18 0,93 4,36 5,36 0,55 0,93

1961 11,76 14,52 5,94 0,87 1,28 0,17 3,20 4,2 16,36 0,38

1970 18,65 24,03 13,42 9,58 2,21 0,18 6,89 9,02 26,45 1,81

1980 42,81 40,38 27,53 29,43 2,06 3,92 7,17 8,78 42,45 9,20

1987 64,22 61,45 30,93 42,11 1,25 8,73 2,99 4,96 62,74 11,73

Deutschland

1991 92,70 48,45 37,04 115,20 1,33 20,13 6,84 9,06 49,77 22,95

2012 – 188,63 299,96 – – – 0,12 1,63 921,00 106,50

u Tab 3 Zentralnotenbank (ZNB) 

Umlauf  
Inlandsanleihen

Umlauf 
Industrie- 

obliga- 
tionen 

Umlauf  
Inlands-Inhaber- 
schuldverschrei-

bungen der 
Kreditinstitute 

Umlauf 
Inlands-Inha-
berschuldver-
schreibungen

Aktienum-
lauf inlän-

discher 
Emittenten 

Aktienkurs

Aktien- 
rendite 

Rendite 
festver- 

zinslicher 
Wert- 

papiere

Börsen- 
um- 

sätzeLänder Ge- 
meinden 

Reich/ 
Bund 

(R= Divid./
Kurs)

Mrd. Euro %
Index: bis 1937: 

1913=100;  
ab 1950: 1987=1000

% Mrd.  
Euro

x0686 x0687 x0688 x0689 x0690 x0691 x0692 x0693 x0694 x0695 x0696
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 0,73 0,07 – – 0,25 – – 84 – – –
1871 1,74 0,16 0,35 – 0,60 – – 65 8,7 4,44 –
1895 5,28 0,73 1,09 0,37 3,93 – 3,03 89 4,7 3,40 40,48
1913 8,57 2,56 2,51 1,84 8,77 – 8,16 100 5,4 4,10 31,0
1925 0,53 0,75 – 9,78 93 9,50 –
1929 0,43 1,08 3,46 2,08 4,89 – 12,13 134 6,6 7,40 –
1933 0,53 1,46 3,55 1,75 5,56 – 10,55 67 4,2 7,20 –
1937 0,50 1,71 6,50 1,46 7,11 – 9,56 112 4,2 4,50 –

Bundesrepublik
1950 – – – 0,08 0,34 0,75 – – – – –
1961 0,90 0,19 1,25 2,98 17,56 24,74 17,94 521 2,5 5,90 5,48
1970 3,17 0,36 6,22 4,71 60,23 80,79 28,43 505 4,4 8,20 10,09
1980 6,22 0,17 48,21 1,84 211,34 280,52 46,60 502 – 8,60 42,53
1987 18,87 0,08 153,87 1,29 366,02 567,88 60,21 1 000 – 5,80 –

Deutschland
1991 24,32 0,08 252,41 1,62 531,93 862,43 77,52 1 585 – 8,70 534,43

2012 – – – 220,46 1 414,35 3 285,42 178,62 4 161 – 1,38 –

u Tab 4 Kapitalmarkt



Geld und Kredit / Kap 15

227

40

30

20

10

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 204018201810

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Diskontsatz in 
Deutschland
Geldmarktzins 
Berlin
Geldmarktzins 
London

10

6

2

– 6

– 2

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401820

*Kapitalimporte: negatives Vorzeichen, Kapitalexporte: positives Vorzeichen

Abb. 9: Deutsche Kapitalexporte* und -importe - in Prozent des BIP

Abb 8: Ausgewählte Zinssätze, Deutschland und Großbritannien, 1835–2000 

sche Zinssätze; seit etwa 1950 ist es umge-
kehrt. Die langfristige Entwicklung des 

„effektiven Zinses“ (Rendite) festverzins-
licher Papiere in Deutschland (hier nicht 
abgebildet) zeigt dasselbe zeitliche Muster 
auf. u Tab 4

Internationale Beziehungen
Wer die Entwicklung des deutschen Geld- 
und Kreditsystems im gewählten Zeit-
raum einschätzen will, kann die interna-
tio nalen Dimensionen des Systems nicht 
außer Acht lassen. Tendenziell nahm ihre 
Bedeutung zu, zum guten Teil als Folge 
des zunehmenden Gewichtes des deut-
schen Außenhandels, aber auch wegen 
zeitweise attraktiveren Anlagemöglichkei-
ten. Zeitreihen hierzu, die den ganzen 
Zeitraum vom frühen 19. bis zum frühen 
21. Jahrhundert abdecken, konnten nicht 
ermittelt werden. Eine Größe kann die 
 periodenweise wechselnde Bedeutung der 
internationalen Finanzverf lechtung je-
doch illustrieren: die Kapitalbilanz der 

Zahlungsbilanz (vgl. hierzu Kapitel 21). 
Trotz deren beschränkter Reichweite lässt 
diese die drei verschiedenen Perioden der 
deutschen Wirtschaftsgeschichte im Zeit-
raum gut erkennen. Die Abbildung 9 zeigt, 
was hiermit gemeint ist.7 u Abb 9

Im Kaiserreich bis 1914 war Deutsch-
land eines der bedeutendsten Kapitalex-
portländer der Welt (vielleicht an dritter 
Stelle nach Großbritannien und Frank-
reich). In der Zwischenkriegszeit war es 
hingegen eines der bedeutendsten Schuld-
nerländer und schließlich in der Zeit nach 
1945 abwechselnd Exporteur und Impor-
teur von Kapital, wobei hier die Dimensio-
nen durch Veränderung des Geldwertes 
 etwas verzerrt wiedergegeben werden. u Tab 5

bzw. zu fördern, blieb dasselbe. Die relative 
Stabilität der deutschen Währung seit den 
1950er Jahren ist unter anderem ein Erfolg 
der deutschen Zentralbankpolitik.6 u Tab 3

Kapitalmarkt
Zur Würdigung der Funktionsfähigkeit ei-
nes Geld- und Kreditsystems gehört auch 
die Berücksichtigung der Entwicklung des 
Zinses, also der Preisdimension des Sys-
tems. Abbildung 8 zeigt drei lange Reihen: 
die Diskont- und Geldmarktzinssätze für 
Deutschland und den Geldmarktsatz für 
London. Der Geldmarktzins ergibt sich 
durch das Zusammenspiel zwischen Nach-
frage und Angebot im Geldmarkt. u Abb 8

Nur der deutsche Diskontsatz deckt 
den ganzen Zeitraum ab, aber die bekann-
ten drei „Phasen“ der deutschen Wirt-
schaftsgeschichte sind deutlich erkennbar, 
wie auch der Rollenwechsel bei den deut-
schen und britischen Geldmarktsätzen 
nach 1950. Im 19. Jahrhundert waren 
deutsche Zinssätze immer höher als briti-

u Abb 8 Ausgewählte Zinssätze, Deutschland und Großbritannien — in Prozent
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*Kapitalimporte: negatives Vorzeichen, Kapitalexporte: positives Vorzeichen

Abb. 9: Deutsche Kapitalexporte* und -importe - in Prozent des BIP

Abb 8: Ausgewählte Zinssätze, Deutschland und Großbritannien, 1835–2000 

u Abb 9 Deutsche Kapitalexporte und -importe* — in Prozent des BIP

* Kapitalexporte: positives Vorzeichen, Kapitalimporte: negatives Vorzeichen

Ausgabe 
auslän discher  
Wertpapiere in 

Deutsch- 
land

Ausgabe 
ausländischer  

Aktien in 
Deutsch- 

land

Rendite 
deutscher 
Auslands-
portfolio- 

investitionen

Kapitalexport 
in Prozent des 
Bruttoinlands-

produktes

Geldmarktzinssätze Devisen/ 
Wechselkurs Auslands- 

aktiva  
deutscher 

Kredit- 
institute

Auslands-
passiva 

deutscher 
Kredit- 

instituteBerlin London New York
M / £  

(ab 1999 
€ / £)

M / $  
(ab 1999  

€ / $)

Mrd. Euro % Wechselkurs Mrd. Euro

x0697 x0698 x0699 x0700 x0701 x0702 x0703 x0704 x0705 x0706 x0707

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 – – – – – – – 20,40 – – –

1871 – – 6,9 – – – – 20,19 – – –

1895 0,16 0,01 4,7 1,12 2,01 0,85 2,83 20,55 4,18 – –

1913 0,31 0,02 4,8 1,04 4,98 4,39 5,58 20,22 4,20 – –

1925 – – – – 1,97 9,18 3,39 3,99 20,27 – – –

1929 0,01 – – – 1,56 7,69 4,36 5,78 20,40 – – –

1933 – – – 1,37 5,50 0,45 1,66 13,83 – – –

1937 – – – – 2,78 0,50 12,31 – – –

Bundesrepublik

1950 – – – 0,64 – 0,67 1,45 11,76 4,20 0,20 –

1961 0,01 – – 1,48 3,59 5,44 2,97 11,27 4,02 3,74 3,41

1970 0,53 1,36 – – 2,10 9,41 8,19 7,72 8,74 3,65 26,99 17,10

1980 3,68 1,82 – – 1,75 9,54 15,84 12,29 4,23 1,82 87,50 72,21

1987 12,32 2,02 – – 3,77 3,99 9,36 6,85 2,94 1,80 193,69 106,23

Deutschland

1991 6,45 10,31 – – 0,64 9,25 – – 2,93 1,66 323,25 179,12

2012 – – – 8,88 0,57 – – 0,81 1,28 1 861,46 933,71

u Tab 5 Internationale Finanzbeziehungen
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Datengrundlage

Für den Zeitabschnitt des Deutschen Reiches waren generell (und für alle 
fünf Tabellen bzw. Unterthemen) die zwei wichtigsten Quellen die Publi-
kation der Deutschen Bundesbank 8 und von Walther G. Hoffmann.9 Für 
die Zeit der Bundesrepublik stellten zwei Publikationen der Deutschen 
Bundesbank die wichtigsten Quellen dar.10 Der zweite Band dieses Werkes 
enthält die Statistiken und ist online verfügbar in „histat“ („Geld“). Um die 
Zeit danach bis 2012 abzudecken, wurde für viele Zeitreihen auf die On-
line-Datenbank der Deutschen Bundesbank zurückgegriffen.

Zum Thema Geldmenge vor 1914 bot die Arbeit von Bernd Sprenger eine 
wertvolle Grundlage.11 Zur Rolle der Preußischen Bank als Zentralbank vor 
1875 waren die Arbeiten von Friedrich Thorwart12 und Curt Schauer13 
 hilfreich. Spezielle Fragen ließen sich unter anderem durch die folgenden 
Quellen beantworten: Die Deutsche Reichsbank war für die Ermittlung der 
Geldmarktzinsätze im In- und Ausland vor 1913 hilfreich;14 Ernst Wage-
mann15 lieferte Informationen zum Diskontsatz bis 1929. Daten zur Entwick-
lung der Wechselkurse bis 1914 (Tabelle 5) stammen aus dem Buch von 
Jürgen Schneider und Oscar Schwarzer16 und zur Entwicklung der Zins-
sätze (Tabelle 5) aus dem Buch von Sidney Homer und Richard Sylla.17 
Die Kapitalrendite (Tabelle 4) lieferte Otto Donner,18 die Gesamtaktiva 
 stammen von Carl-Ludwig Holtfrerich19 und die Börsenumsätze sind bei 
Christoph Wetzel entnommen.20

In diesem kurzen Beitrag konnten allenfalls beispielhaft einige Fragen   
und Fragestellungen angedeutet werden, denen man mit den hier zusam-
mengetragenen Langzeitreihen nachgehen kann. Dabei werden Benutzer 
auf gewisse Unvollkommenheiten Acht geben müssen, etwa bei den Geld-
mengeschätzungen (Tabelle 1) oder Bankdaten (Tabelle 2) auf das Fehlen 
von Angaben für Privatbankiers – die bis in die 1870er Jahren wohl wich-
tigste Bankinstitution. Ungereimtheiten in den Daten sind stellenweise an-
gemerkt, aber mögliche Veränderungen der Datenbasis waren nicht immer 
verifizierbar. Anspruchsvolle Ansätze, die diese Daten heranziehen, werden 
sicherlich auf zusätzliche Quellen und Daten zurückgreifen müssen. Hier - 
mit wird für geld- und finanzhistorische Forschungsansätze eine erste Basis 
mitgeliefert.

Zum Weiterlesen empfohlen 

Karl-Erich Born: Geld und Banken im 19. und 20. Jahrhundert,  
Stuttgart 1977.

Carsten Burhop: Die Kreditbanken in der Gründerzeit, Stuttgart 2004.

Lothar Gall u. a.: Die Deutsche Bank 1870 –1995, München 1995.

Carl-Ludwig Holtfrerich: Der Finanzplatz Frankfurt, München 1999.

Sidney Homer / Richard Sylla: A History of Interest Rates, 3. Aufl.,  
New Brunswick (USA) 1996. 

Jörg Lichter: Preußische Notenbankpolitik in der Formationsphase  
des Zentralbanksystems 1844 bis 1857, Berlin 1999.

Michael North: Das Geld und seine Geschichte, München 1994.

Bernd Sprenger: Geldmengenänderungen in Deutschland im Zeitalter  
der Industrialisierung (1835 –1913), Köln 1982. 

Richard Tilly: Geld und Kredit in der Wirtschaftsgeschichte, Stuttgart 2003.

Christoph Wetzel: Die Auswirkungen des Reichsbörsengesetzes von 1896 
auf die Effektenbörsen im Deutschen Reich, insbesondere auf die Berliner 
Fondsbörse, Münster 1996.
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Die Geschichte des 19. und des 20. Jahrhunderts ist eine Ge- 
 schichte der Transportrevolution. Durch den Bau eines landes-
weiten Eisenbahnnetzes vervielfachten sich die Transportmengen 
und Transportentfernungen. Menschen erhielten Mobilitätsmög-
lichkeiten, die vor dem Eisenbahnzeitalter undenkbar waren. Nach 
1945 hob die individuelle Massenmotorisierung die Gegensätze 
zwischen verkehrsnahen und verkehrsfernen Räumen auf und 
reduzierte den Raumwiderstand nochmals erheblich.

der Güterverkehr mit der Bahn stieg in Tonnenkilometern 
(tkm) gerechnet sogar um das 25-Fache. u Tab 1, Abb 1

Die Transportrevolution im Landverkehr beschleunigte 
neben der privaten Kommunikation per Brief auch die medi-
ale Massenkommunikation durch Zeitungen, die immer häu-
figer noch am gleichen Tag den Zeitschriftenhandel und die 
Abonnenten erreichten. Obwohl das Landstraßennetz in 
Preußen und den anderen Staaten des Deutschen Bundes sys-
tematisch gepflastert und für schwerere Fuhrwerke ausgebaut 
wurde,2 konnten weder der Güterverkehr noch der Personen-
verkehr auf längeren Strecken hinsichtlich der Transportkosten 
und Fahrzeiten mit der Eisenbahn konkurrieren. Die Land-
straßenmaut, die in Preußen erst 1875 abgeschafft wurde, 
war ein weiterer Anreiz, Güter auf längeren Strecken mit der 
Bahn zu versenden.

Die fälschlicherweise als „Große Depression“ bezeichnete 
Gründerkrise von 1873 bis 1878 schlug sich neben dem spek-
takulären Konkurs des Eisenbahnkonzerns von Bethel 
Strousberg in einer zeitweisen Verlangsamung des Ver-
kehrswachstums auf der Schiene nieder. In diesen fünf Jahren 
wuchs der Güterverkehr (in Tonnenkilometern) lediglich um 
14 Prozent, was aber nicht als Zeichen einer Rezession zu wer-
ten ist. Zur gleichen Zeit scheiterte Reichskanzler Otto von 
Bismarck mit seinem Versuch, die Staatsbahngesellschaften der 
Länder auf das Deutsche Reich zu überführen. Angesichts der 
erheblichen Ertragsüberschüsse der Länderbahnen stieß sein 
Versuch, die Macht des Reiches zulasten der Bundes staaten zu 
steigern, auf den unüberwindlichen Widerstand der Bundes-

Der Beginn des modernen Massentransports
Die Eröffnung der ersten deutschen Eisenbahnlinie von Nürn-
berg nach Fürth im Jahr 1835 markierte noch nicht den 
Durchbruch, aber den Anfang der Transportrevolution im 
19. Jahrhundert. Erst die Erfindung eines maschinengetriebe-
nen Verkehrsmittels mit einer niedrigen Gleitreibung ermög-
lichte den kostengünstigen Transport schwerer Massengüter 
wie Kohle und Erz abseits der Flüsse und der noch kaum vor-
handenen Kanäle. Obwohl die Eisenbahn als schnelles Trans-
portmittel für Menschen, Briefe und Zeitungen bereits in der 
Revolution von 1848/49 eine Rolle spielte, war das deutsche 
Eisenbahnnetz 1850 mit einer Länge von 4 800 Kilometern 
jedoch noch weitmaschig. 

Der Durchbruch der Eisenbahn zum Leitsektor der In-
dustriellen Revolution in Deutschland lässt sich auf die 
1850er Jahre datieren. In diesem Jahrzehnt führten die noch 
überwiegend privatwirtschaftlichen Eisenbahngesellschaften 
den „Pfennigtarif “ ein, bei dem der Transport von einer 
Tonne Kohle über einen Kilometer nicht mehr als einen 
Pfennig kostete. Neben dem positiven Angebotseffekt des 
preiswerten Gütertransports erzeugten die Eisenbahn und 
der Eisenbahnbau einen nachhaltigen Nachfrageeffekt für 
Bauleistungen und Erzeugnisse des Maschinen- und Fahr-
zeugbaus, der den Take-off der deutschen Wirtschaft im 
Zeitalter der Industrialisierung beschleunigte.1 Das durch 
die Eisenbahn induzierte Verkehrswachstum war gewaltig: 
Von 1850 bis 1870 stieg der Personenverkehr auf der Bahn – 
in Personenkilometern (pkm) gerechnet – auf das 16-Fache; 
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Streckenlänge Lokomotiven beförderte  
Personen

geleistete 
Personenkilometer

beförderte  
Güter

geleistete 
Tonnenkilometer

1 000 km 1 000 Mio. Mio. t Mrd. 

x0708 x0709 x0710 x0711 x0712 x0713

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 4,8 0,8 13 – 2,8 –

1870 18,3 5,5 113 4,4 69,8 5,3

1880 33,7 10,9 215 6,5 165,2 14,1

1890 41,9 14,2 426 11,2 217,8 22,4

1900 49,9 19,1 857 20,1 360,2 36,9

1913 60,8 29,5 1 798 41,2 676,6 67,5

1925 56,0 28,1 2 168 49,9 442,6 60,2

1929 56,6 24,6 2 041 48,0 528,5 77,0

1937 59,1 21,1 1 874 51,1 496,3 73,0

Bundesrepublik

1950 36,9 13,9 1 472 30,3 233,7 48,1

1960 36,3 10,1 1 399 38,4 327,2 64,9

1970 33,7 8,5 1 054 38,1 392,1 86,2

1980 31,5 7,5 1 165 38,9 364,3 66,8

1989 29,8 6,4 1 134 42,0 315,4 63,3

DDR

1950 12,9 – 954 18,6 128,5 15,1

1960 16,2 – 943 21,3 237,8 32,9

1970 14,7 5,3 626 17,7 262,9 41,5

1980 14,3 5,7 607 22,0 311,6 56,4

1989 14,0 6,1 592 23,8 339,3 59,0

Deutschland

2000 44,7 7,8 2 002 75,0 294,4 76,1

men, sondern eine unselbstständige Be-
triebsverwaltung innerhalb des Staatsmi-
nisteriums für öffentliche Arbeiten. Das 
Preußische Ministerium für öffent liche 
Arbeiten nutzte seinen finanziellen Spiel-
raum aus, um mit den Betriebsüberschüs-
sen der KPEV den Bau von Nebenbahnen 
zu finanzieren und andere Gebiets-
körperschaften, wie die Provinzialverwal-
tungen und die Landkreise, bei der Finan-
zierung von eigenen Nebenbahn- und 
Kleinbahnprojekten zu unterstützen.4 Vor 
allem durch den Bau von Neben bahnen 
verdoppelte sich die Länge des deutschen 

staaten im Reichsrat.3 Die Staats bahnen 
entwickelten sich zu einer wichtigen Ein-
nahmequelle der Bundesstaaten und 
 wurden deshalb unmittelbar in das Fis-
kalvermögen eingegliedert.

Aus haushaltspolitischen Gründen 
machten die Regierungen in Preußen und 
den anderen deutschen Ländern in den 
späten 1870er Jahren von ihrem Recht Ge-
brauch, die Aktien der größeren privaten 
Eisenbahngesellschaften aufzukaufen. Die 
Königlich Preußische Eisenbahnverwal-
tung (KPEV) war, wie der Name sagte, 
kein selbstständiges öffentliches Unterneh-

60 800
Kilometer lang war 
das Eisenbahnnetz 
1913. 44 700 Kilo-
meter sind es noch 
im Jahr 2000.

u Tab 1 Eisenbahnen



Verkehr und Kommunikation / Kap 16

233

Straßen 

100

20

80

60

40

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 204018201810

D.R.

D.R.

DEBRD/DDR1.WK 2.WKWR

DDR
Deutschland

Bundesrepublik
Deutsches Reich

2050 2060

Eisenbahn 
Deutsches Reich

Eisenbahn

Bundesrepublik  und DDR

Deutschland

Eisenbahn
Straßen 

40

60

80

20

1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401830 1840

DEBRD/DDR1.WK 2.WKWR

Abb 1: Güterverkehr der Bahn – in Milliarden Tonnenkilometern

 Abb 3 Straßen vs. Schienen — Streckenlänge — in 1000 Kilometer

eine Schifffahrtsverbindung zwischen dem 
Nordseehafen Emden und dem Ruhrgebiet 
dar, durch den vor allem die Hochöfen des 
Ruhrgebiets mit Eisenerz aus Schweden 
versorgt wurden. In der gleichen Zeit wur-
de durch den Oder-Spree-Kanal (1891) und 
den Oder-Havel-Kanal (1914) eine direkte 
Schiffverbindung zwischen dem oberschle-
sischen Industrie revier und der Reichs-
hauptstadt Berlin geschaffen, die bis 1945 
Deutschlands größte Industrie stadt bleiben 
sollte. u Tab 2, Tab 3

Während bis 1900 die Berliner Häfen 
die größte Umschlagmenge verzeichneten, 
standen danach die Häfen von Duisburg 
und Berlin bis in die 1920er Jahre auf ver-
gleichbarer Höhe. Duisburg profitierte 
besonders von seiner Lage am Rhein, der 
weitaus verkehrsreichsten Binnenwasser-
straße in Deutschland und Europa. Die 
Schifffahrt auf dem Rhein wuchs auch 
dank der Mannheimer Rheinschifffahrts-
akte von 1868, die den Schiffen aller An-
rainerstaaten die abgabenfreie Benutzung 
und den freien Marktzugang zusicherte. 
Aus der Sicht der Landeseisenbahnver-
waltungen war das Wachstum des Binnen-
schiffverkehrs nicht problematisch, solan-
ge die Bahnen im Güterverkehr Gewinne 

erwirtschafteten. Spezielle Umschlagtarife 
der Eisenbahnverwaltungen für den „ge-
brochenen“ Verkehr mit Bahn und Binnen-
schiff ermutigten eine funktional und 
verkehrsgeografisch begründete Arbeits-
teilung im Massengutverkehr. Die Beden-
ken der ostelbischen Agrarlobby verhin-
derten jedoch bis in die 1920er Jahre den 
Weiterbau des Mittellandkanals von Han-
nover in Richtung Elbe und damit eine 
Verbindung zwischen den Stromgebieten 
von Rhein, Weser, Elbe und Oder.

Die	allmähliche	Auflösung	 
des Bahnmonopols
Bereits Jahre vor dem Kriegsbeginn im 
 August 1914 hatte der preußische General-
stab in Zusammenarbeit mit der KPEV ge-
heime Fahrpläne für den Mobilisierungs-
fall ausgearbeitet, um die Truppen so 
schnell wie möglich an die westliche und 
an die östliche Reichsgrenze zu transpor-
tieren. Während die Mobilmachungstrans-
porte im August 1914 mit sprichwörtlicher 
generalstabsmäßiger Präzision funktio-
nierten, stießen die Länderbahnen 1917 an 
ihre personellen und materiellen Grenzen. 
Der Mangel an Zug- und Streckenpersonal, 
an Lokomotiven und Waggons sowie an 

Eisenbahnnetzes von 1878 (30 000 km) bis 
1914 (62 000 km). Sieht man von kleineren 
Staaten wie Belgien und der Schweiz ab, 
besaß das Deutsche Reich das dichteste 
Eisenbahnnetz auf dem europäischen 
Kontinent. Auch die Kommunikation per 
Brief hatte sich nicht zuletzt durch die 
 Synergieeffekte zwischen dem Ausbau des 
Bahnnetzes und der beschleunigten Post-
beförderung sehr verdichtet. Während 
1870 334 Millionen Briefsendungen ver-
schickt wurden, waren es 1913 6 822 Mil-
lionen. Der Postverkehr erreichte damit 
ein Niveau, das in den 1920er und 1930er 
Jahren nur noch unwesentlich übertroffen 
wurde. u Tab 6

Obwohl der Binnenschiffverkehr auf 
Flüssen und Kanälen ab den 1880er Jahren 
signifikant wuchs, verzeichnete der Güter-
verkehr auf der Eisenbahn von 1878 bis 
1914 nochmals eine Versechsfachung sei-
nes Volumens in Tonnenkilometern. Der 
Wachstumsschub des Binnenschiffver-
kehrs war unter anderem eine Folge des 
Kanalbaus, der viele Steinkohlezechen des 
schnell wachsenden Ruhrgebiets durch 
den Rhein-Herne-Kanal (Eröffnung 1914) 
mit dem Rheinhafen Duisburg verband. 
Seit 1899 stellte der Dortmund-Ems-Kanal 

u Abb 1 Güterverkehr der Bahn — in Milliarden Tonnenkilometern
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Länge schiffbarer 
Wasserstraßen

Güterschiffe mit  
eigener Triebkraft beförderte 

Güter
geleistete  

Tonnen kilometer auf  
allen Wasserstraßen 

Güterumschlag Binnenhäfen

Anzahl
Tragfähigkeit Duisburg Mannheim Magdeburg Berlin

1 000 km 1 000 t Mio. t  1 000 tkm Mio. t

x0714 x0715 x0716 x0717 x0718 x0719 x0720 x0721 x0722
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 – – – – – – – – 1,22

1870 – – – – – – – – 2,37

1880 – – – – 3,6 – – – 3,49

1890 – – – – 6,6 6,60 0,80 1,56 4,67

1900 14,17 – – – 11,5 – – – 5,45

1913 14,73 4 218 254 96 21,5 28,91 0,79 0,55 3,93

1925 11,04 – – 86 18,9 – – – 6,87

1929 10,79 2 285 283 111 23,2 – – – 10,70

1937 7,65 3 060 495 133 29,2 23,08 5,59 – 8,38

Bundesrepublik

1950 4,50 1 780 567 72 16,8 14,53 3,34 – –

1960 4,44 4 560 2 381 171 40,4 34,19 6,94 – 4,04

1970 4,38 5 190 3 448 240 48,8 41,19 9,40 – 7,35

1980 4,47 3 190 2 825 241 51,4 57,37 7,86 – 7,89

1989 4,51 2 439 2 519 235 54,0 53,50 7,50 – 7,14

DDR

1950 – – – 10 1,6 – – – –

1960 – – – 12 2,3 – – 3,02 2,40

1970 – 1 544 703 13 2,4 – – 3,32 2,38

1980 – 1 349 665 16 2,2 – – 3,62 2,41

1989 – 1 228 658 20 2,3 – – 4,11 4,31

Deutschland

2000 7,47 – – 242 66,5 50,15 7,92 2,78 4,14

2010 7,71 1 336 1 926 230 62,3 49,30 7,59 2,35 3,77

bahn in eine wirtschaftlich selbstständige 
Aktiengesellschaft mit dem Namen Deut-
sche Reichsbahn-Gesellschaft (DRG) um-
zuwandeln. Von 1924 bis 1929 war ein 
großer Teil ihrer Gewinne zweckgebun-
den, um die Reparationsschulden des Rei-
ches zu finanzieren. Dank ihrer hohen 
Modernisierungsinvestitionen während 
der Inflationszeit und in der zweiten Hälfte 
der 1920er Jahre gehörte die DRG zu den 
modernsten und profitabelsten Eisenbahn-
betrieben Europas.

Am Ende der 1920er Jahre wurde die 
positive Ertragslage der DRG zum ersten 

verantwortlich, dass die neu gegründete  
Reichsbahn 1922 mit 68,1 Milliarden 
Tonnenkilometern die Transportleistung 
des letzten Vorkriegsjahrs 1913 (57,3 Mil-
liarden Tonnenkilometer) trotz des um 
10  Prozent verkleinerten Reichsgebiets 
deutlich übertraf.5 Erst auf dem Höhe-
punkt der Hyperinf lation im Sommer 
1923 ging die Reichsbahn dazu über, ihre 
Tarife an die allgemeine Preis entwicklung 
zu indexieren. 

Als Folge der hohen Betriebsdefizite 
entschloss sich die Reichsregierung, die un-
selbstständige Hoheitsverwaltung Reichs-

 Arbeitskräften in den Ausbesserungs-
werken führte ab 1917 zu einer Transport-
krise, die vor allem die Versorgung der 
Zivilbevölkerung, aber auch die mili-
tärische Logistik betraf. Zudem erzielten 
die Länderbahnen ab 1917 zunehmend 
höhere Defizite, weshalb die Länderre-
gierungen bei den Verhandlungen zur 
 Weimarer Verfassung 1919 zustimmten, 
die Länderbahnen in Reichsbesitz zu 
überführen. 

Die konjunkturelle Scheinblüte der In-
flationszeit und die zunehmend durch die 
Inflation entwerteten Tarife waren dafür 

u Tab 2	 Binnenschifffahrt



Verkehr und Kommunikation / Kap 16

235

Seeschiffe Anteil an  
Welthandels- 

tonnage

Güterumschlag Seehäfen

Bestand 
insgesamt

Tragfähigkeit 
insgesamt Hamburg Bremische 

Häfen Emden Rostock Wismar Stralsund

Anzahl 1 000 t % Mio. t

x0723 x0724 x0725 x0726 x0727 x0728 x0729 x0730 x0731

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 1 984 240 – – – – – – –

1870 1 602 183 – – – – – – –

1880 3 173 20 – – – – – – –

1890 2 472 25 – – – – – – –

1900 2 623 19 9,7 – – – – – –

1913 3 520 – 11,0 – – – – – –

1925 3 199 – 4,8 22,50 4,07 2,98 0,33 0,12 –

1929 3 155 – 6,1 28,57 6,47 3,94 0,48 0,20 0,19

1937 2 865 – 6,0 25,26 8,15 8,01 0,45 0,22 0,19

Bundesrepublik

1950 1 665 770 0,5 11,00 5,95 4,95 – – –

1960 1 843 4 762 3,5 30,75 15,14 10,29 – – –

1970 1 638 8 441 3,5 46,95 23,38 15,24 – – –

1980 1 177 7 604 – 60,69 25,43 7,14 – – –

1989 627 4 002 – 53,90 29,90 3,00 – – –

DDR

1960 47 197 – – – – 1,41 2,24 0,70

1970 175 940 – – – – 10,14 1,77 0,81

1980 192 1 305 – – – – 15,28 3,29 0,72

1989 163 1 293 – – – – 20,78 3,35 1,00

Deutschland

2000 674 6 499 – 76,95 39,22 3,42 18,63 2,69 0,68

2010 – – – 104,50 59,11 4,32 19,49 3,46 0,81

Mal vom Wachstum des Straßengüterver-
kehrs bedroht. Obwohl der Straßengüter-
verkehr 1930 nur ein Transportvolumen 
von 3,5 Milliarden Tonnenkilometern be-
saß,6 während die Eisenbahn 55,3 Milliar-
den Tonnenkilometer transportierte, be-
gann der Lkw-Verkehr das Geschäftsmo-
dell der Bahn infrage zu stellen. Der 
gewerbliche Lkw-Fernverkehr und der 
Werkverkehr begannen ihren Markt-
durchbruch bei den Fertigwaren mit den 
höchsten Transporttarifen. Während die 
Tarifpolitik der DRG auf soziale und regi-
onalpolitische Interessen Rücksicht neh-

men und alle Kunden gleich behandeln 
musste, operierte der gewerbliche Lkw- 
Verkehr ohne jede staatliche Tarif aufsicht 
und Marktregulierung. Die DRG sah ihr 
Geschäftsmodell bedroht, bei dem sie den 
gemeinwirtschaftlichen Personennahver-
kehr und einige Ausnahmetarife im Mas-
sengutverkehr durch Gewinne bei Fertig-
waren quersubventionierte. Um die DRG 
vor Verlusten durch den unregulierten 
Wettbewerb mit dem Güterfernverkehr auf 
der Straße zu schützen, erließ die Reichsre-
gierung unter Heinrich Brüning im Okto-
ber 1931 eine Notverordnung zur Tarif-

u Tab 3	 Seeschifffahrt

1930
hatten Lkw ein  
Transportvolumen 
von 3,5 Milliarden,  
die Bahn von  
55,3 Milliarden  
Tonnenkilometern. 
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gleichheit im Fernverkehr auf Straße und 
Schiene.7 1935 beschränkte das Reichsver-
kehrsministerium auch die Zahl der Lkw, 
die für den gewerblichen Güterfernverkehr 
(ab 50 Kilometer) zugelassen waren, um 
die Kapazitäten der Konkurrenz auf der 
Straße zu regulieren.

Während die nationalsozialistische 
Verkehrspolitik das Wachstum des Lkw- 
Verkehrs begrenzte, förderte sie den Kauf 
von Pkw mit dem Mittel der Steuerpolitik. 
Die Zahl der Pkw stieg nicht zuletzt dank 
der Steuerfreiheit für Neufahrzeuge von 
1933 bis 1938 von 0,5 bis auf 1,3 Millionen 
Fahrzeuge. Ungeachtet aller Motorisie-
rungspropaganda war Deutschland vor 
dem Krieg von der Massenmotorisierung 
noch weit entfernt. Auf 1 000 Einwohner 
kamen 1938 lediglich 19 Pkw. Dies hätte 
sich auch dann nicht geändert, wenn der 
Krieg nicht die Massenproduktion des 
Volkswagens verhindert hätte. Der anvi-
sierte Kaufpreis von 990 Reichsmark wäre 
weit überschritten worden und hätte den 
Durchbruch des Autos zum Massenkon-
sumgut verhindert.8 Das am meisten ver-
breitete motorisierte Verkehrsmittel war 
noch immer das preiswertere Motorrad, 
von dem 1938 1,5 Millionen Fahrzeuge 
zugelassen waren. Die Motorradwelle 
ging erst in den späten 1950er Jahren zu 
Ende, als die Zahl der zugelassenen Pkw 
die Zahl der Motorräder überholte. u Tab 4

Leider fehlen für die Zeit des Zweiten 
Weltkriegs zuverlässige Zahlen über die 
Transportleistungen von Bahn, Binnen-
schifffahrt und Kraftverkehr. In der For-
schung herrscht jedoch Übereinstim-
mung, dass die Reichsbahn bis zum Som-
mer 1944 die Transportanforderungen der 
Wehrmacht, der Rüstungsproduktion und 
der Zivilbevölkerung erfüllen konnte. Erst 
der Strategiewechsel der alliierten Luft-
kriegsführung zu einer gezielten Bombar-
dierung von Bahnanlagen führte zu einer 
zunehmenden Lähmung der  Eisenbahn.9

Der Durchbruch des motorisierten 
Straßenverkehrs
Die Verkehrsinfrastruktur war nach dem 
Krieg durch gesprengte Brücken und zer-
störte Gleisanlagen zunächst nur sehr 

eingeschränkt nutzbar. Die arbeitsinten-
sive Rekonstruktion des Schienennetzes 
sowie der Lokomotiven und Waggons in 
den Jahren von 1945 bis 1948 schuf die 
Voraussetzung dafür, dass die Bahn nach 
der Währungsreform dem Transportbe-
darf der Wirtschaft und der Transport-
nachfrage der Bevölkerung gerecht wer-
den konnte. Gegenüber dem Lkw-Verkehr 
geriet die neu gegründete Deutsche Bun-
desbahn (DB) jedoch in einen Wettbe-
werbsnachteil. Zum einen musste die DB 
die Kosten für die Beseitigung der Kriegs-
schäden selbst tragen, während das Stra-
ßennetz auf Staatskosten instandgesetzt 
wurde. Zum anderen endeten mit dem 
Deutschen Reich auch die Institutionen 
zur Regulierung des Wettbewerbs zwi-
schen Straße und Schiene. Erst ab 1952 
konnte die Bundesregierung die Einhal-
tung der Tarifparität wieder überwachen. 
Darüber hinaus musste die DB erhebliche 
Mehraufwendungen für die Wiederein-
stellung von 45 000 Flüchtlingen und Ent-
nazifizierten tragen, die nach betriebs-
wirtschaftlichen Kriterien überzählig wa-
ren.10 Dies hatte zur Folge, dass die DB 
 lediglich 1951 auf dem Höhepunkt des 
Nachkriegsbooms einen Gewinn aus-
weisen konnte und ab 1952 zunehmend 
 höhere Defizite hinnehmen musste. Wegen 
der zunehmenden Konkurrenz des Lkw 
beim Transport von Kaufmannsgütern 
verlor die DB die Möglichkeit, den defizitä-
ren Personennahverkehr mit den Gewin-
nen des Güterverkehrs zu subventionieren.

Der Lkw-Verkehr wuchs unter ande-
rem wegen der großzügigen steuerlichen 
Abschreibungen für Investitionsgüter, die 
Industrie und Handel einen finanziellen 
Anreiz boten, Transporte in eigener Regie 
durchzuführen. Während die Zahl der 
Pkw im Bundesgebiet erst 1952 den Stand 
von 1939 überschritt, gab es bereits Ende 
1948 mehr Lkw als vor dem Krieg. Ob-
wohl der Bundestag 1955 eine hohe Abga-
be für Gütertransporte im Werkfernver-
kehr beschloss, ließ sich die wachsende 
Konkurrenz des Lkw nicht einhegen. Die 
Transportleistungen des Werkverkehrs 
gingen nur kurzzeitig und lediglich bei 
Massengütern zurück, während sich der 

25
Milliarden Tonnen- 
kilometer betrug die 
Transportleistung 
des Lkw-Güterver-
kehrs 1955.

6,7
Milliarden 
Tonnen kilometer 
betrug sie 1938.
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Länge  
der Fern- 
straßen

Länge  
der Auto- 
bahnen

Kraft- 
fahrzeuge 
insgesamt

Personen-
kraftwagen

Personen-
kraftwagen

Lastkraft-
wagen Motorräder Unfälle Getötete Verletzte

1 000 km Mio. auf 1 000 
Einwohner Mio. 10 000

x0732 x0733 x0734 x0735 x0736 x0737 x0738 x0739 x0740 x0741
Deutsches Reich

1906 – – 0,02 – – – – 2,3 0,1 1,5

1913 – – 0,08 0,05 0,7 0,01 0,02 11,8 0,5 6,3

1920 – – 0,06 0,03 0,5 0,02 0,01 – – –

1930 – – 1,42 0,49 7,5 0,16 0,73 – – –

1938 – 3,07 3,24 1,27 18,6 0,37 1,51 2,7 0,7 1,8

Bundesrepublik

1950 – – 2,02 0,54 10,8 0,39 0,93 26,1 0,6 15,7

1960 26,90 2,50 8,00 4,49 80,8 0,68 1,89 99,0 1,4 45,5

1970 36,30 4,10 16,97 13,94 229,9 1,03 0,38 139,2 1,9 53,2

1980 39,59 7,29 27,12 23,19 376,7 1,28 0,74 168,5 1,3 50,1

1989 39,82 8,72 34,70 29,76 479,4 1,35 1,38 199,8 0,8 44,9

DDR

1950 – – 0,38 0,08 4,1 0,10 1,13 – 0,1 1,2

1960 12,34 1,38 1,43 0,31 18,2 0,13 2,77 – 0,2 4,7

1970 12,42 1,41 2,98 1,17 68,3 0,23 1,75 5,2 0,2 4,6

1980 13,11 1,69 4,61 2,68 160,0 0,35 2,04 5,1 0,2 4,1

1989 13,17 1,85 5,96 3,90 234,7 0,41 2,71 4,8 0,2 4,1

Deutschland

2000 53,01 11,71 51,36 42,84 521,3 2,53 3,34 235,0 0,8 50,4

2010 – – 52,29 41,39 506,0 2,39 3,76 241,1 0,4 37,1

Siegeszug des Lkw bei Kaufmannsgütern 
fortsetzte. u Tab 4

Während sich der Strukturwandel des 
Verkehrs durch die Motorisierung des Gü-
ter-  und Personenverkehrs bis 1939 erst in 
Ansätzen gezeigt hatte, hatte sich die 
Transportleistung des Lkw-Güterverkehrs 
bis 1955 (25 Milliarden Tonnenkilometer) 
gegenüber 1938 (6,7 Milliarden Tonnen-
kilometer) fast vervierfacht.11 Die Bundes-
deutschen wurden durch das unerwartet 
schnelle Wachstum des Straßenverkehrs 
im wahrsten Sinne des Wortes überrollt. 
Mit 12 800 Toten im Straßenverkehr (1955) 
hatte sich die Zahl der Unfallopfer im Ver-
kehr gegenüber der Vorkriegszeit mehr als 

verdoppelt. Der Preis des automobilen 
Fortschritts war im öffentlichen Bewusst-
sein so hoch gestiegen, dass die Bundesre-
gierung 1957 innerhalb geschlossener 
Ortschaften die erste allgemeingültige 
Geschwindigkeits begrenzung auf 50 Kilo-
meter pro Stunde einführen musste.

Da Geschwindigkeitsbegrenzungen 
im verkehrspolitischen Diskurs der Öffent-
lichkeit als ein Element der kriegsbeding-
ten Benzinrationierung in den Jahren von 
1939 bis 1949 angesehen wurden, ließen 
sich weitere Geschwindigkeitsbegrenzun-
gen nicht durchsetzen. Dies änderte sich 
erst, als die Öffentlichkeit Anfang der 
1970er Jahre durch die Rekordzahl von 

19 000 Toten im Straßenverkehr (1970) 
alarmiert wurde und eine Konsenslösung 
mit 100 Kilometern pro Stunde auf Land-
straßen politisch durchsetzbar war.

Die 1950er Jahre waren das Jahrzehnt 
der beginnenden Massenmotorisierung. 
Bis 1960 hatte die bundesdeutsche Gesell-
schaft den Motorisierungsrückstand ge-
genüber Großbritannien und Frankreich 
aufgeholt. Das Jahr 1960 markierte auch in 
anderer Hinsicht einen Wendepunkt in der 
Verbreitung des Autos: Zum ersten Mal 
machten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer mehr als 50 Prozent der Pkw-Hal-
ter aus.12 Für den steilen Anstieg des 
Pkw-Bestandes von 0,4 auf 4,5 Millionen 

*  Bis 2007 wurden alle Kraftfahrzeuge gezählt, die in Deutschland vorhanden waren.  
Ab 2008 werden nur die gezählt, die zum Stichtag zugelassen sind. 

u Tab 4 Straßenverkehr *
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Abb 1: Güterverkehr der Bahn – in Milliarden Tonnenkilometern

 Abb 3 Straßen vs. Schienen — Streckenlänge — in 1000 Kilometer
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Abb 4: Telefongespräche – in Milliarden

Abb 2: Personenkraftwagen (Pkw) – in Millionen
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steller Volkswagen konnte seine Stückkos-
ten auch dank der Absatz erfolge auf den 
ausländischen Märkten senken, auf denen 
er 50 Prozent seiner gesamten Produktion 
verkaufte.13 Dagegen war der Beitrag der 
Verkehrspolitik zur Förderung des Pkw 
eher gering. 1955 senkte die Bundesregie-
rung die hohe Kraftfahrzeugsteuer um 

während der 1950er Jahre waren neben 
den stetig steigenden Realeinkommen die 
stabilen und zeitweise sogar sinkenden 
Preise für neue und gebrauchte Autos ver-
antwortlich. Die deutsche Autoindustrie 
holte die Entwicklung zur fordistischen 
Massenproduktion in den 1950er Jahren 
nach. Der weitaus größte deutsche Her-

20 Prozent, erhöhte aber im Gegenzug die 
Mineralölsteuer. Da der Ausbau des Auto-
bahnnetzes in den 1950er Jahren zu-
nächst nur langsam anlief, profitierte die 
Bundesrepublik in starkem Maße von den 
Investitionen des NS-Regimes. u Abb 2

Die 1960er und frühen 1970er Jahre 
werden in der Geschichtsschreibung zu 
Recht als eine Zeit der Planungseuphorie 
bezeichnet. Die Erwartung in stetig stei-
gende Haushaltsmittel für Infrastruktur-
investitionen schlug sich im intensiven 
 Ausbau der städtischen und der überört-
lichen Straßennetze und in umfassenden 
langfristigen Planungen für S-Bahn- und 
U-Bahn-Netze in großstädtischen Bal-
lungsräumen nieder. Durch den Einsatz 
von  Düsenflugzeugen wurden erstmals 
Flug reisen für einen breiteren Personen-
kreis erschwinglich. u Tab 5

Während die wirtschaftliche Hochkon-
junktur bis Anfang der 1970er Jahre für 
ein hohes Wachstum der eisenbahn affinen 
Grundstoffindustrie sorgte, führten das 
Ende des steilen Wachstumspfades nach 
der Ersten Ölpreiskrise (1973 /74) und die 
Strukturkrise der Eisen- und Stahlindus-
trie zu einem deutlichen Rückgang des 
Güter verkehrs auf der Schiene. Auch das 
zuvor sehr stetige Wachstum des Pkw- 
Besitzes verlangsamte sich in den Jahren 

u Abb 3 Straßen vs. Schienen — Streckenlänge — in 1000 Kilometer

u Abb 2 Personenkraftwagen (Pkw) — in Millionen



Verkehr und Kommunikation / Kap 16

239

deutsche Fluggesellschaften deutsche Flughäfen

beförderte Personen beförderte Luftfracht beförderte  
Personen

beförderte  
Luftfracht Anzahl Personenkilometer Gewicht Tonnenkilometer

Mio. Mrd. 1 000 t Mrd. Mio. 1 000 t

x0742 x07403 x0744 x0745 x0746 x0747

Deutsches Reich

1925 0,06 0,01 0,5 – – –

1929 0,10 0,02 2,1 0,001 0,18 3,4

1939 0,28 0,11 4,3 0,002 0,54 7,8

Bundesrepublik

1950 – – – – 0,70 13,0

1960 1,29 1,45 20,0 45 7,80 114,0

1970 9,45 14,61 210,0 550 32,10 527,0

1980 19,54 35,75 479,0 1 730 49,00 854,0

1989 32,02 65,60 1 021,0 4 310 73,00 1 473,0

DDR

1960 0,26 0,17 4,6 – – –

1970 0,84 0,95 17,3 0,03 – –

1980 1,22 2,05 27,7 0,07 – –

1989 1,62 3,32 31,0 0,09 – –

Deutschland

2000 67,06 144,40 1 840,0 7 670 143,60 2 337,0

2010 – – – – 190,70 4 366,0

u Tab 5 Luftverkehr

Bahn ihre Verkehrsleistungen – gemessen 
in Personenkilometern – im Personenver-
kehr dank schnellerer und häufigerer 
Zugverbindungen noch steigern konnte, 
war sie in ihrer quantitativen Bedeutung 
hinter dem Pkw weit zurückge fallen. 
Hierzu trug auch die Stilllegung des Per-
sonenverkehrs auf schlecht ausgelasteten 
Nebenstrecken bei. Da die Statistik nur 
die Strecken erfasst, die auch für den 
Güter verkehr stillgelegt wurden, spiegeln 
die Zahlen den vollen Umfang des „Rück-
zugs aus der Fläche“ nicht in seiner gan-
zen  Dimension wider. u Tab 1, Abb 3

Durch die Bundesbahnreform von 
1993 wurde die DB von ihrer drückenden 
Altschuldenlast befreit und erhielt ausrei-

chende öffentliche Leistungsvergütungen 
für den Personennahverkehr. Die Öff-
nung des Schienenverkehrsmarktes für 
Konkurrenten im Güterverkehr und die 
Ausschreibung von Nahverkehrsleistun-
gen trugen zu qualitativen Leistungsver-
besserungen bei und schufen Anreize, 
technische und organisatorische Produk-
tivitätsreserven zu erschließen.

Die Vollendung des offenen und freien 
europäischen Binnenmarktes bis 1992 soll-
te den Trend zum Lkw weiter verstärken. 
Mit dem europäischen Binnenmarkt ent-
fielen neben der quantitativen Beschrän-
kung von Fernverkehrslizenzen auch die 
Zugangsbarrieren für ausländische Trans-
portunternehmer im grenzüberschreiten-

von 1973 bis 1975 erheblich, was die deut-
sche Autoindustrie vor erhebliche Anpas-
sungsprobleme stellte. Während die Zweite 
Ölpreiskrise 1979 und die weltweite kon-
junkturelle Rezession Anfang der 1980er 
Jahre für einen vergleichbaren Rückgang 
des Gütertransports auf der Schiene ver-
antwortlich waren, verlangsamte sich das 
Wachstum des Straßen verkehrs trotz ge-
stiegener Benzinpreise nicht. 

Der Prozess des Strukturwandels im 
Verkehr war schon vor der Wiedervereini-
gung im Jahr 1990 weitgehend abge-
schlossen. Von den 1960er bis in die 
1980er Jahre hatte der Güterverkehr auf 
der Straße die Bahn als das wichtigste 
Landverkehrsmittel abgelöst. Obwohl die 
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für eine Verdoppelung des Autobestands 
auf 1 000 Einwohner. Doch auch 20 Jahre 
nach dem Fall der Mauer lagen die Zahlen 
bei einem wichtigen Wohlstandsindikator, 
der Zahl der Pkw auf 1 000 Einwohner, in 
Westdeutschland um 35 Prozent höher als 
in Ostdeutschland. u Tab 1, Tab 4

In der Nachkriegszeit verdichtete sich 
die virtuelle Kommunikation dank des 
Durchbruchs des Telefons von einem Mit-
tel der geschäftlichen Kommunikation zu 
einem fast überall vorhandenen Ausstat-
tungsgegenstand. Während es 1950 in der 
Bundesrepublik nur 2,4 Millionen Telefon-
anschlüsse gab, waren 1989 43,1 Millio-
nen Anschlüsse vorhanden. Seit Anfang 

der 1990er Jahre beschleunigte sich der 
technologische und ökonomische Wandel 
auf dem Gebiet der Telekommunikation. 
Durch den Übergang von analoger zu di-
gitaler Telekommunikationstechnologie 
wurde neben der Massenverbreitung des 
Mobiltelefons auch die Mehrfachnutzung 
der Leistungsnetze für Telefon, Fax und 
Internet möglich. Der dramatische Fall 
der Telefongebühren war jedoch nicht al-
lein eine Folge des Durchbruchs der digi-
talen Technologie, sondern auch der Libe-
ralisierung des Telekommunikations-
marktes. u Tab 6, Abb 4

den Verkehr und im deutschen Inlands-
markt. Eine wichtige Rolle spielte auch 
die logistische Revolution, die durch zeit-
nahe Güteranlieferung (just in time) die 
Nachfrage nach Verkehrsleistungen zu-
sätzlich verstärkte. 

In der ehemaligen DDR brach mit der 
Planwirtschaft auch die strikte Lenkung 
des Gütertransports mit Transportnorma-
tiven zusammen, die einen großen Teil des 
Güterverkehrs über 50 Kilometer auf die 
stark belastete Deutsche Reichsbahn gelei-
tet hatte. Die Marktwirtschaft beendete 
Wartezeiten von mehr als zehn Jahren für 
einen neuen Pkw und sorgte innerhalb 
von nur acht Jahren (von 1988 bis 1996) 

beförderte Post Telefon Rundfunkgenehmigungen

Brief- 
sendungen

Paket- und 
Wertsendungen Luftpost Sprechstellen Ortsgespräche Ferngespräche Radio (Ton- 

Rundfunk)
TV (Fernseh- 

Rundfunk)

Mrd. Mio. 1 000 t Mio. Mrd. Mio.

x0748 x0749 x0750 x0751 x0752 x0753 x0754 x0755
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1870 0,33 41 – – – – – –

1880 0,81 70 – – – – – –

1890 1,58 113 – 0,05 0,18 0,008 – –

1900 3,18 180 – 0,25 0,54 0,04 – –

1913 6,82 299 – 1,22 1,87 0,21 – –

1925 6,67 285 – 2,59 1,76 0,28 – –

1929 7,66 278 0,7 3,20 2,30 0,30 – –

1937 6,82 312 4,7 3,62 2,42 0,31 – –

Bundesrepublik

1950 4,18 143 4,3 2,39 1,53 0,30 – –

1960 8,50 287 25,2 5,99 3,47 1,09 15,89 4,64

1970 10,68 324 109,4 13,84 6,88 3,34 19,62 16,68

1980 12,24 268 157,2 28,55 14,15 7,76 23,32 21,19

1989 13,89 249 252,8 43,10 18,44 13,27 27,43 24,14

DDR

1950 1,18 31 – 0,36 0,62 0,10 3,45 –

1960 1,35 66 – 0,60 0,82 0,17 5,57 1,04

1970 1,38 68 – 0,95 0,92 0,38 5,98 4,50

1980 1,26 55 – 1,36 1,28 0,68 6,41 5,73

1989 – 51 – 1,83 1,45 0,89 6,73 6,20

Deutschland

2000 22,60 – 268,7 – – – 39,73 35,13

2010 19,97 793 – 38,23 – – 42,67 36,53

u Tab 6 Post und Kommunikation
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Abb 4: Telefongespräche – in Milliarden

Abb 2: Personenkraftwagen (Pkw) – in Millionen

Ortsgespräche 
Deutsches Reich

Ferngespräche 

Ortsgespräche 
Bundesrepublik

Ferngespräche

DDR
Ortsgespräche 
Ferngespräche

Datengrundlage

In den Bänden des Statistischen Jahrbuchs für das Deutsche Reich, 
 herausgegeben vom Statistischen Reichsamt, befinden sich die wichtigsten 
Zahlenreihen zur Entwicklung des Schienen-, Straßen- und Binnen-
schiffverkehrs bis 1945. Für die Geschichte nach 1945 liegen diese Zahlen-
reihen im Statistischen Jahrbuch für die Bundesrepublik des Statistischen 
Bundesamtes und in den entsprechenden Fachserien des Statistischen 
Bundesamtes vor.14 Die entsprechenden Daten zur Verkehrsgeschichte 
der DDR befinden sich in den Statistischen Jahrbüchern der DDR, heraus-
gegeben vom Statistischen Amt der Deutschen Demokratischen Republik  
und in einer übersichtlichen Sonderveröffentlichung des Statistischen 
Bundesamtes.15 Zusätzliche Daten zur Verkehrsentwicklung findet man in 
der jährlich erscheinenden Datensammlung „Verkehr in Zahlen“ des Bundes-
verkehrsministeriums. Über die Entwicklung der Zivilluftfahrt gibt die 
 Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen Auskunft.16 Bereits 1957 
veröffentlichte das damalige Bundespostministerium eine historische 
 Datensammlung zum Post- und Fernmeldewesen.17

Die ausführlichste Datensammlung über den Eisenbahnverkehr von 
 seinen Anfängen bis zur Wiedervereinigung ist in Rainer Fremdlings Daten-
kompilation  publiziert.18 Vom Mainzer Historiker Andreas Kunz stammen 
die qualitativ vergleichbaren Datensammlungen über die historische 
 Entwicklung des Binnenschiffverkehrs und die Seeschifffahrt in Deutsch-
land.19 Zahlen über die Zulassungen und den Bestand von Kraftfahr-
zeugen in den Jahren bis 1933 sind in der Monografie von Rainer Flik 
veröffentlicht.20

Zum Weiterlesen empfohlen 

Lothar Gall/Manfred Pohl (Hrsg.): Die Eisenbahn in Deutschland.  
Von den Anfängen bis zur Gegenwart, München 1999.

Dietmar Klenke: „Freier Stau für freie Bürger“. Die Geschichte  
der bundesdeutschen Verkehrspolitik 1949 –1994, Darmstadt 1995.

Christopher Kopper: Handel und Verkehr im 20. Jahrhundert 
(Oldenbourg-Enzyklopädie deutscher Geschichte, Bd. 63),  
München 2002.

u Abb 4 Telefongespräche — in Milliarden



2017 ― 4 200 000

Anzahl der Milchkühe 
im Deutschen Reich 1913 und  
in Deutschland 2017:

1913 ― 11 300 000

Produktion an Roggen 
im Deutschen Reich 1873 und  
in Deutschland 2014:

1873 ― 5 600 000 Tonnen

1989 ― 4 640 000 Tonnen

2014 ― 16 700 000 Hektar

Fleischproduktion  
in der Bundesrepublik  
1950 und 1989:

1950 ― 1 560 000 Tonnen

Landwirtschaftliche Nutzfläche 
im Deutschen Reich 1893 
und in Deutschland 2014:

1893 ― 35 200 000 Hektar

2014 ― 3 900 000 Tonnen

17
Landwirtschaft

Michael Kopsidis



243

Der Durchbruch zu einem von Produktivitätssteigerungen ge  -
tragenen modernen Wachstum erfolgte in der deutschen Land-
wirtschaft während der Industrialisierung. Entscheidend waren 
hierbei nicht wissenschaftsbasierte industrielle Inputs, die  
erst nach dem Zweiten Weltkrieg das Agrarwachstum trugen, 
sondern der durch die boomende Lebensmittelnachfrage urban- 
industrieller Schichten ausgelöste Übergang zu intensiven 
Betriebssystemen, die nach heutigen Begriffen unter die öko - 
logische Landwirtschaft fallen.

schaft, der das Agrarwachstum trug. Mit expandierender 
städtischer Industriebevölkerung und den nach 1870 zuneh-
menden Realeinkommen kam es zu einer über Jahrzehnte 
beständig steigenden Nachfrage nach Lebensmitteln. Insbe-
sondere die Preise für wertschöpfungsintensive tierische Er-
zeugnisse wie Molkereiprodukte und Fleisch entwickelten 
sich nachfragebedingt über Jahrzehnte nur in eine Richtung, 
nämlich nach oben.2 Die über immer besser funktionierende 
Märkte vermittelten Nachfrageeffekte machten für die Masse 
der Agrarproduzenten erstmals den mit erheblichen Risiken 
und Kosten verbundenen Übergang zu neuen, produktiveren 
und intensiveren Betriebssystemen lohnend.

Am Anfang des 19. Jahrhunderts stellte der Mangel an 
Stickstoff die entscheidende Beschränkung für Ertragssteige-
rungen dar. Eine Agrarrevolution beinhaltete unter diesen 
Umständen mehr als alles andere die Überwindung der Stick-
stoffbarriere. Erreicht wurde dies durch in langwierigen 
Suchprozessen von der landwirtschaftlichen Praxis selbst ent-
wickelte Betriebssysteme, die sich vereinfachend unter den 
Stichworten Fruchtwechselwirtschaft und intensivierte Stall-
haltung zusammenfassen lassen. Erhebliche agrarische Pro-
duktivitätszuwächse resultierten dabei vornehmlich aus dem 
Übergang zu neuen, arbeitsintensiven, Brache reduzierenden, 
vielfältigen Fruchtfolgen mit vermehrtem Futteranbau. Erst-
mals gelang es, gleichzeitig die pflanzliche und tierische Er-
zeugung zu steigern. Beide Komponenten wurden innerhalb 
des Betriebs in einem Kreislauf so miteinander verbunden, 
dass sich die Nährstoffversorgung des Bodens – insbesondere 

Durchbruch zum modernen Agrarwachstum
In Deutschland vollzog sich der Übergang zum modernen 
Wachstum in der Landwirtschaft parallel zur Industriellen Re-
volution. Erstmals gelang es, die engen Grenzen des landwirt-
schaftlichen Wachstums zu überwinden, denen vorindustrielle 
Ökonomien unterworfen waren. Produktivitätssteigerungen 
wurden zur wichtigsten Triebkraft der agrarischen Entwick-
lung. Die Ausdehnung der Nutzfläche und des Arbeitseinsat-
zes verloren ihre bis dahin überragende Bedeutung für die 
Erhöhung der Agrarerzeugung. Über die vergangenen 160 Jah-
re ist die reale landwirtschaftliche Wertschöpfung im langfris-
tigen Durchschnitt um jährlich 1,6 Prozent gewachsen.1 

Der Übergang zum modernen Agrarwachstum setzte be-
reits im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts in immer mehr 
Regionen ein, um sich dann im Kaiserreich flächendeckend 
zu vollziehen. Bereits im Zuge der Industrialisierung begann 
das agrarische Produktivitätswachstum sich dauerhaft zu ver-
vielfachen. Nur so ist zu erklären, dass es gelang, eine bestän-
dig wachsende Bevölkerung bei sinkendem Anteil der agra-
risch Beschäftigten immer besser zu ernähren. Während der 
deutschen Industrialisierung ermöglichten die Leistungs-
steigerungen der Landwirtschaft eine alle vormodernen Er-
fahrungen übertreffende demografische Expansion und eine 
forcierte Urbanisierung (vgl. das Kapitel 2 in diesem Band).

In den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg war es da-
bei nicht die Übertragung industrieller Technologien auf die 
landwirtschaftliche Erzeugung, sondern der Übergang von 
einer stark subsistenz- zu einer marktorientierten Landwirt-
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mit Stickstoff – nachhaltig verbesserte. 
Vermehrter Futteranbau und Stallhaltung 
erhöhten den betrieblichen Viehbesatz. So 
vervielfachte sich die im Betrieb verfügba-
re Menge an organischem Dünger. Gleich-
zeitig führten die neuen Futterpflanzen, 
an erster Stelle ist hier Klee zu nennen, 
dem Boden Stickstoff zu. Vermehrte 
Gründüngung durch den Anbau von Zwi-
schenfrüchten trug ebenfalls zu Boden-
verbesserungen bei. Gleiches galt für u Me-
liorationen. Neue tierische und pflanzli-
che Zuchtlinien erhöhten ebenfalls die 
Erträge. Zur Erklärung des beschleunig-
ten Agrarwachstums bis zum Ersten Welt-
krieg spielte Kunstdünger dagegen noch 
eine eher untergeordnete Rolle. 

Während der Industrialisierung war es 
somit der marktinduzierte Übergang zu 
hochintensiven Formen der ökologischen 
bzw. integrierten Landwirtschaft, der das 
sich entfaltende moderne Agrarwachstum 
trug. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg lag 
ausschließlich der massiv erhöhte Einsatz 
wissenschaftsbasierter, industriell gefertig-
ter Inputs wie Kunstdünger, Pf lanzen-
schutzmittel und Maschinen aller Art dem 
Agrarwachstum zugrunde.

Technischer Fortschritt in der  
Landwirtschaft
Der technische Fortschritt weist dabei ins-
besondere in historischer Perspektive aus-
geprägte sektorale Besonderheiten auf. 
Eine häufig vollzogene simple Übertra-
gung von Entwicklungsmustern der in-
dustriellen Produktion auf die Landwirt-
schaft führt daher in die Irre. Sogenannte 
Economies of Scale bzw. Größenvorteile der 
Erzeugung, die für die Entstehung indus-
trieller Großbetriebe seit dem 19. Jahr-
hundert maßgeblich waren, lagen in der 
Landwirtschaft bis lange nach dem Zwei-
ten Weltkrieg nur in sehr abgeschwächtem 
Maße vor. Vielmehr überwiegen bis in die 
unmittelbare Gegenwart die gravierenden 
Nachteile großbetrieblicher Einheiten. Die-
se resultieren aus den im Unterschied zur 
Industrie sehr hohen Management- und 
Kontrollkosten und der in dieser Form nur 
in der Landwirtschaft gegebenen Überle-
genheit eigenmotivierter Familienarbeits-

u Meliorationen
Meliorationen (Bodenverbesserun-
gen) umfassen alle Maßnahmen zur 
Verbesserung des Pflanzenstandor-
tes (Be- und Entwässerung, Drainie-
rung, Eindeichung, Flurbereinigung, 
Urbarmachung, Erosionsschutz 
usw.). Meliorationen steigern dauer-
haft den Ertrag, vereinfachen die 
 Bewirtschaftung und schützen die 
 Bodenfrucht vor Zerstörung.

kräfte gegenüber Lohnarbeitern. Hinzu 
kommt die höhere Flexibilität kleinerer Be-
triebseinheiten. Der landwirtschaftliche 
Familienbetrieb stellt somit kein vormo-
dernes Relikt dar, sondern auch unter kapi-
talistischen Wettbewerbsbedingungen eine 
optimale Anpassung an die landwirtschaft-
lichen Produktionsbedingungen.3 

Was die Landwirtschaft ebenfalls 
grundsätzlich von der Industrie unter-
scheidet, ist die bedeutende Rolle des so-
genannten biologisch-technischen Fort-
schritts, der für alle agrarischen Ertrags-
steigerungen verantwortlich ist. Dieser 
umfasst alle Formen der verbesserten 
 Effizienz biologischer Prozesse. Biologisch- 
technischer Fortschritt umfasst neue Kul-
turpflanzen und Fruchtfolgen, neue Saaten 
und Rassen, aber auch die Einführung in-
dustrieller Inputs wie Kunstdünger und 
Pflanzenschutzmittel. Das Besondere am 
biologisch-technischen Fortschritt ist, dass 
seine Inputs beliebig teilbar sind und er so-
mit nicht an bestimmte Mindestbetriebs-
größen gebunden ist. Allgemein gilt, dass 
vom biologisch-technischen Fortschritt 
kein Druck auf bestehende landwirtschaft-
liche Betriebsstrukturen ausgeht. Brache 
reduzierende, mit vermehrter Stallhaltung 
einhergehende, arbeitsintensive Formen 
des biologisch-technischen Fortschritts 
ohne industrielle Inputs ließen sich dabei 
gerade in (kleinen) Vollerwerbsfamilienbe-
trieben effektiv realisieren. 

Nach bisheriger Erfahrung haben erst 
fortgeschrittene Formen eines forcierten 
mechanisch-technischen Fortschritts das 
Potenzial, die Wettbewerbsfähigkeit von 
Kleinbetrieben drastisch zu verschlech-
tern und kleinteilige Agrarstrukturen un-
ter Druck zu setzen. Nur eine konsequen-
te Maschinisierung geht einher mit einer 
Änderung der landwirtschaftlichen Basis-
technologie, indem tierische und mensch-
liche Muskelkraft als wichtigste Energie-
lieferanten durch elektrische und kraft-
stoffgetriebene Motoren abgelöst werden. 
Hierzu ist es in Deutschland erst nach dem 
Zweiten Weltkrieg gekommen. Wachsende 
betriebliche Durchschnittsgrößen ließen 
sich dabei aber noch im Rahmen der Fa-
milienwirtschaft realisieren.
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Abb 1: Landnutzung in Deutschland, 1850–2010

Phasen der Agrarentwicklung  
1850 bis 2010
Wie bereits erwähnt, basierte der entschei-
dende Durchbruch hin zum modernen 
 agrarischen Wachstum vornehmlich auf 
 arbeitsintensiven Formen eines marktin-
duzierten biologisch-technischen Fort-
schritts, wobei industriellen Inputs bes-
tenfalls eine marginale Rolle zukam. Neu-
ere Forschungen belegen dabei eindeutig 
den hohen Grad an Marktorientierung 
und die Flexibilität bäuerlicher Produzen-
ten. Dies ermöglichte, dass die landwirt-
schaftliche Produktivitätsentwicklung seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts parallel zur In-
dustrialisierung auf immer breiterer Front 
an Fahrt gewann. So konnte sich in der 
langen agrarischen Boomphase bis zum 
Ersten Weltkrieg in Deutschland einer der 

wichtigsten Modernisierungsprozesse voll-
ziehen, die sogenannte „strukturelle Trans-
formation“ bzw. der Übergang vom Agrar- 
zum Industriestaat. Die Landwirtschaft 
hörte auf, den größten volkswirtschaft-
lichen Sektor zu bilden.

Die Zwischenkriegszeit bedeutete aus 
vielfältigen Gründen im besten Fall eine 
Stagnation des agrarischen Wachstums. 
Schwere globale Agrarkrisen bis hin zum 
Zusammenbruch des Weltagrarhandels im 
Zuge der Weltwirtschaftskrise verhinder-
ten eine Fortsetzung des Agrarbooms. Be-
merkenswert ist, dass es trotz eines massiv 
ansteigenden Einsatzes an Kunstdünger, 
der Elektrifizierung der Hofwirtschaft und 
einer immer stärker industriegebundenen, 
beschleunigten Verwissenschaftlichung 
der Wissensgenerierung im Agrarsektor 

gerade gelang, wieder das Vorkriegsniveau 
der Flächenerträge zu erreichen. Das agra-
rische Produktivitätswachstum erlahmte. 
Massiv gestörte Agrarmärkte waren für 
diese Wachstumsschwäche verantwortlich. 
Hinzu kam, dass die neuen Formen einer 
mehr industrialisierten Landwirtschaft 
sich noch im Versuchs- und Übergangssta-
dium befanden. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es 
dann zu einer zweiten, lang anhaltenden 
Phase beschleunigten agrarischen Produk-
tivitätswachstums. Mechanisch-techni-
scher und biologisch-technischer Fort-
schritt, der erstmalig ausschließlich auf 
wissenschaftsbasierten industriellen In-
puts beruhte, bildeten in Kombination 
die Hauptantriebskräfte. Binnen zweier 
Jahrzehnte vollzog sich die fast vollständige 

u Abb 1 Landnutzung in Deutschland, 1883 – 2010 — in Prozent
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Maschinisierung der Agrarproduk tion. 
Die Maschinisierung war dabei verbun-
den mit einer massiven Erhöhung der 
Kapital intensität. Die Abhängigkeit der 
landwirtschaftlichen Produktion von 
Vorleistungen aus anderen Sektoren der 
Volkswirtschaft erreichte nach 1950 ganz 
neue Dimensionen. Dabei hatten der 
technische Fortschritt und der steigende 
landwirtschaftliche Kapitaleinsatz eine 
eher defensive Funktion. Sie waren not-
wendig, um das durch steigende industri-
elle Reallöhne in Gang gesetzte rapide 
Abschmelzen des noch in der Zwischen-
kriegszeit mehr oder weniger konstanten 
Einsatzes von Arbeitskräften in der Land-
wirtschaft zu kompensieren. Die Anteile 
der Landwirtschaft an den Beschäftigten 
und am Volkseinkommen sind nach 1950 
auf volkswirtschaftlich vernachlässigbare 
Größen abgesunken (vgl. die Kapitel 10 
und 13 in diesem Band). 

Indikatoren der Agrarentwicklung
Der langfristige Verlauf des agrarischen 
Wachstumsprozesses schlägt sich in  seinen 
unterschiedlichen Phasen deutlich in den 
im Folgenden dargelegten Zeitreihen zu 
landwirtschaftlichen Schlüsselindikatoren 
nieder. Diese beinhalten die Landnutzung, 
die landwirtschaftlichen  Arbeitskräfte, 
den Viehbestand, die  wichtigsten Flächen-
erträge, den Kunstdüngereinsatz und die 
agrarische Betriebsstruktur.

Zwischen 1883 und 1913 umfasste die 
landwirtschaftliche Nutzfläche fast unver-
ändert durchgehend um die 35 Millionen 
Hektar. In den neuen Grenzen nach dem 
Ersten Weltkrieg stieg sie zwischen 1925 
und 1930 leicht an von 28,5 auf 29,4 Milli-
onen Hektar. Der gesamte Flächenzu-
wachs vollzog sich während der Weimarer 
Republik. Zwischen 1938 und 1997 beweg-
te sich die landwirtschaftliche Nutz fläche 
der alten Bundesländer zwischen 13 und 
14 Millionen Hektar, um erst danach auf 
11,2 Millionen Hektar (2010) abzusinken. 
Auf dem Gebiet der früheren DDR sank 
die Nutzfläche zwischen 1950 und 2010 
ebenfalls nur langsam ab von 6,5 auf  
5,6 Millionen Hektar. Eine gewisse Kon-
stanz weisen dabei auch die Anteile des 

Acker- und des Grünlandes an der ge-
samten landwirtschaftlichen Nutzfläche 
auf.4 u Tab 1, Abb 1

Soweit Nutzflächenverluste eintraten, 
lag dies weniger an einer Ausdehnung der 
Forstflächen. Die durchschnittliche jähr-
liche Zunahme der Waldflächen war über 
den ganzen Zeitraum vernachlässigbar ge-
ring mit einer jährlichen Rate von 0,05 Pro-
zent zwischen 1883 und 1938 und 0,15 Pro-
zent für beide deutschen Staaten von 1950 
bis 1989. Danach kam es zu einem leicht 
beschleunigten Zuwachs von 0,19 Prozent 
für die alten und 0,17 Prozent für die neuen 
Bundesländer. Entscheidend für landwirt-
schaftliche Flächenverluste war vielmehr 
die enorme Beschleunigung der Flächenbe-
bauung für Infrastruktur- und Siedlungs-
zwecke.5 Verglichen mit dem Kaiserreich 
verdoppelte sich schon während des Na-
tional sozialismus das jährliche Wachstum 
der  bebauten Fläche von 0,2 Prozent 
(1883 –1918) auf 0,4 Prozent (1932  –1938). 
Die enorme wirtschaftliche Dynamik der 
Bundesrepublik äußerte sich dann in einer 
Verdreifachung der jährlichen Zunahme 
der bebauten Fläche (1,3 Prozent) zwischen 
1950 und 1989, während dieser Wert für die 
DDR nur knapp halb so hoch bei 0,6 Pro-
zent lag. Nach 1989 hat sich dann die Ge-
schwindigkeit der Flächenversiegelung 
deutlich reduziert auf jährlich 0,69 Prozent 
in den alten und 0,41 Prozent in den neuen 
Bundesländern.

Die Ausbreitung sehr arbeitsintensiver 
Betriebssysteme der integrierten Land-
wirtschaft führte dazu, dass die Zahl der 
landwirtschaftlichen Arbeitskräfte zwi-
schen 1895 und 1907 weiter kräftig 
 anstieg von 8,3 auf 9,9 Millionen. Erst in 
den 1920er Jahren begann die Zahl der in 
der Landwirtschaft Tätigen langsam ab-
zunehmen. Nach 1950 erreichte der 
Schrumpfungsprozess in der Landwirt-
schaft dann eine ganz neue Dynamik. 
Gegenüber dem Zeitraum von 1925 bis 
1939 vervielfachten sich die jährlichen Ab-
nahmeraten von 1950 bis 1989 von 
– 0,6 Prozent auf – 3,7 Prozent in den alten 
Bundesländern. Danach schwächte sich 
die Abwärtsdynamik ab auf –2,6 Prozent 
(1989 – 2010). In der ehemaligen DDR ver-

17
Millionen Hektar 
 umfasste die land-
wirtschaftliche 
 Nutzfläche in 
Deutschland 2010.

35
Millionen Hektar 
waren es zwischen 
1883 und 1913.
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u Tab 1 Landnutzung

Wirtschaftsflächen nach Nutzungsartbilanz Anbauflächen nach Pflanzen

landwirtschaftlich  
genutzte Fläche

Forsten 
und 

Holzungen

Bebau-
ungs- u. 

Verkehrs-
flächen

Getreide Hackfrüchte

Futter-
pflanzenins- 

gesamt

darunter:
Roggen Weizen Gerste Hafer Kartoffeln Zucker-

rübenAcker- 
land

Dauer- 
grünland

Mio. ha

x0756 x0757 x0758 x0759 x0760 x0761 x0762 x0763 x0764 x0765 x0766 x0767
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 – – – – – 5,14 1,77 1,75 3,38 1,60 – –

1883 35,64 26,18 9,33 13,91 4,48 5,81 2,29 1,75 3,76 2,91 0,34 2,91

1893 35,16 26,24 8,79 13,96 4,93 6,01 2,39 1,59 3,91 3,04 0,40 2,86

1903 – – – – – 6,01 2,11 1,70 4,29 3,24 0,48 –

1913 34,81 26,06 8,58 14,22 5,07 6,41 2,25 1,65 4,44 3,41 0,55 2,95

1919 – – – – – 4,40 1,43 1,13 2,99 2,18 – –

1930 29,38 20,53 8,13 12,77 4,72 4,71 1,90 1,52 3,32 2,75 0,48 2,61

1937 28,72 19,41 8,52 12,91 5,39 4,16 2,04 1,71 2,85 2,89 0,46 2,40

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 14,19 7,98 5,63 7,02 2,26 1,38 1,02 0,62 1,17 1,15 0,19 1,25

1960 14,27 7,93 5,71 7,11 2,47 1,32 1,40 0,98 0,75 1,04 0,29 0,95

1970 13,58 7,54 5,50 7,17 3,19 0,86 1,49 1,48 0,83 0,60 0,30 0,84

1980 – – – – – 0,55 1,67 2,00 0,69 0,26 0,40 1,00

1989 13,49 7,27 4,41 7,40 3,74 0,38 1,78 1,75 0,42 0,20 0,38 1,20

2000 – – – – – 0,32 1,81 1,42 0,18 0,25 0,33 1,16

2010 11,16 7,40 3,58 7,69 3,80 0,24 1,99 1,12 0,10 0,21 0,36 1,77

DDR / Neue Bundesländer

1950 6,53 5,02 1,29 2,81 1,11 1,29 0,48 0,26 0,53 0,81 0,22 –

1960 6,42 4,85 1,36 2,96 1,18 0,95 0,42 0,39 0,36 0,77 0,24 –

1970 6,29 4,62 1,47 2,95 1,29 0,68 0,60 0,64 0,21 0,67 0,19 –

1980 6,27 4,76 1,24 2,95 1,31 0,68 0,71 0,97 0,16 0,51 0,25 –

1989 6,17 4,68 1,26 2,98 1,39 0,62 0,78 0,89 0,14 0,43 0,22 –

2000 – – – – – 0,52 1,15 0,65 0,05 0,06 0,12 0,47

2010 5,55 4,45 1,08 3,08 1,17 0,40 1,31 0,52 0,04 0,04 0,10 0,80

Deutschland

2000 – – – – – 0,84 2,97 2,07 0,24 0,30 0,45 1,62

2010 16,70 11,85 4,65 10,77 5,82 0,63 3,30 1,64 0,14 0,25 0,36 2,57

2014 16,72 11,87 4,65 – – 0,63 3,22 1,57 0,12 0,24 0,37 –

schärfte sich dagegen der Arbeitskräf-
teabbau nach 1989 von jährlich –2,7 Pro-
zent auf –3,9 Prozent. Diese Entwicklung 
spiegelt die zügige  Restrukturierung der 
landwirtschaftlichen Betriebe in den neu-
en Bundesländern nach der Wiederverei-
nigung wider, bei der hochproduktive 
Agrarbetriebe entstanden. u Abb 2

Festzuhalten bleibt noch, dass sich von 
1925 bis 1939 die Zahl der Familienarbeits-
kräfte kaum verminderte (– 0,2 Prozent 
pro Jahr), während die der familienfrem-
den  bereits deutlich abzunehmen begann 
(– 1,7 Prozent). Zwischen 1950 und 1989 
setzte dann auch in der Bundesrepublik 
bei den Familienarbeitskräften der Abbau 
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Abb 2: Arbeitskräfte in der deutschen Landwirtschaft, 1882–2010

Abb 3 :  Tierbestand (Index 1873=100)

(1950 –1959). Maschinen und Geräte ver-
doppelten ihren Anteil am landwirt-
schaftlichen Kapitalstock zwischen 1850 
und 1959 von ca. 11,5 Prozent auf 
22,6 Prozent, während der Anteil aller an-
deren Arten von Kapitalgütern abnahm. 
Die Erhöhung des Kapitaleinsatzes pro 
Arbeitskraft trug mit zu den enormen 
Steigerungen der agrarischen Arbeitspro-
duktivität bei. u Tab 4

Vieh stellt einen wichtigen Bestandteil 
des landwirtschaftlichen Kapitalstocks 
dar mit einem Anteil von durchgehend ca. 
25 Prozent zwischen 1850 und 1938 und 
noch 18 Prozent um 1960. Bei enormen 
Steigerungen der Leistung pro Tier entwi-
ckelte sich auch der Viehbestand positiv.7 
Getragen von der beständig wachsenden 
Fleischnachfrage der urbanen Industrie-
arbeiterschaft und des Mittelstandes ver-
dreieinhalbfachte sich der deutsche 
Schweinebestand im Kaiserreich. Die 
jährlichen Wachstumsraten von 3,2 Prozent 

ein (– 3,5 Prozent), wobei die jährlichen 
Abnahmeraten bei den familienfremden 
mit – 4,8 Prozent aber immer noch deut-
lich höher lagen. Der Übergang zu einer 
voll maschinisierten Landwirtschaft war 
demnach mit einer ausgeprägten Familia-
risierung der landwirtschaftlichen Arbeit 
verbunden. Nur so ließ sich die Abwande-
rung der Arbeitskräfte in die Industrie 
kompensieren.

Von den drei Produktionsfaktoren Ar-
beit, Boden und Kapital wuchs nur der 
landwirtschaftliche Kapitalstock beste-
hend aus Gebäuden, Maschinen und Ge-
räten, Vieh und Vorräten beständig mit 
jährlich 1,25 Prozent vor dem Zweiten 
Weltkrieg und 1,54 Prozent in der jungen 
Bundesrepublik.6 Auffallend ist die Be-
schleunigung des Wachstums des Kapital-
bestandes an landwirtschaftlichen Ma-
schinen und Geräten von ca. 1,5 Prozent 
vor dem Ersten Weltkrieg (1850 –1913) auf 
3,2 Prozent nach dem Zweiten Weltkrieg 

zwischen 1873 und 1913 wurden in 
Deutschland weder vorher noch nachher 
jemals wieder erreicht. Sie lagen aber auch 
nach dem Zweiten Weltkrieg noch über 
1,5 Prozent. Die Rinder- und Geflügelbe-
stände entwickelten sich ebenfalls bis 
1989 in ganz Deutschland positiv. Deutli-
che Einbußen verzeichneten dagegen 
Schafe, die schon während des Kaiser-
reichs bis zum Vorabend des Ersten Welt-
kriegs auf knapp ein Viertel ihres Aus-
gangsbestandes von 1873 herabsanken. 
Dieser Trend setzte sich bis 1989 fort. Die 
Pferdebestände begannen sich erst nach 
dem Zweiten Weltkrieg mit der forcierten 
Maschinisierung der Landwirtschaft zu 
verringern. Sie sanken bis 1989 auf ein 
Viertel (Bundesrepublik) bzw. fast ein 
Siebtel (DDR) ihres Ausgangsbestandes 
von 1950. Seit Ende der 1980er Jahre hat 
sich die Geschwindigkeit der Bestands-
entwicklung aller Nutztiere in den alten 
und neuen Bundesländern deutlich ver-

u Abb 2 Arbeitskräfte in der deutschen Landwirtschaft — in 1 000
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Abb 2: Arbeitskräfte in der deutschen Landwirtschaft, 1882–2010

Abb 3 :  Tierbestand (Index 1873=100)u Abb 3 Tierbestand — Index (1873 =100)

mindert bzw. die Bestände nahmen, wie 
bei Rindern, sogar ab. In den neuen 
 Bundesländern kam es mit der Wende 
 sogar zu einem regelrechten Einbruch. 
Rinder-, Schweine- und Schaf bestände 
sanken bis 2007 auf 40 bis 25 Prozent ih-
rer Werte von 1989. u Tab 3, Abb 3

Der Viehbestand liefert den größten 
Teil der landwirtschaftlichen Wertschöp-
fung, vornehmlich bestehend aus Molke-
rei- und Fleischprodukten. Der Anteil der 
tierischen an der gesamten landwirt-
schaftlichen Erzeugung stieg dabei schon 
vor dem Ersten Weltkrieg von 48 Prozent 
um 1850 auf knapp 70 Prozent um 1913. 
Bis heute hat er eher noch weiter zuge-
nommen.8 Wuchs die deutsche Fleisch-
produktion seit Mitte des 19. Jahrhunderts 
bis zum Zweiten Weltkrieg um jährlich  
2,4 Prozent, so stieg diese Rate für den 
Zeitraum von 1949 bis 1989 gesamtdeutsch 
auf 3,2 Prozent an. Seitdem stagniert die 
Fleisch erzeugung. Die deutsche Landwirt-

schaft wird somit seit mehr als 100 Jahren 
von der Tierproduktion geprägt.

Das anhaltende Wachstum der pflanz-
lichen Produktion beruht seit Ende der 
1870er Jahre fast ausschließlich auf stei-
genden Flächenerträgen. Diese wuchsen 
zwischen 1850 und 1913 bei stark nachge-
fragten Getreiden wie Weizen und Gerste 
pro Jahr um durchschnittlich 1,1 Prozent 
und bei Kartoffeln um 1,2 Prozent an. In 
der Zwischenkriegszeit gelang es meistens 
nur, das Vorkriegsertragsniveau wieder zu 
erreichen. In den vier Jahrzehnten nach 
1950 stiegen die jährlichen Ertragszuwäch-
se in der ehemaligen Bundesrepublik bei 
Weizen und Gerste auf Werte zwischen 1,9 
und 2,4 Prozent an. Ähnliche Zuwächse 
erreichten Runkelrüben (2,9 Prozent), 
während die Erträge für Kartoffeln und 
Zuckerrüben um 1,3 Prozent zunahmen. 
Weniger dynamisch, aber immer noch 
kräftiger als im Kaiserreich verlief die Er-
tragsentwicklung in der DDR. Nach 1990 

3,2
Prozent betrug die 
jährliche Steige-
rungsrate bei der 
Fleischproduktion  
für Gesamtdeutsch-
land 1950 bis 1989.
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Gesamtproduktion Ernteertrag

Getreide Hackfrüchte Wein- 
ernte Getreide Hackfrüchte

Roggen Weizen Gerste Hafer Kar- 
toffeln

Zucker-
rüben

Runkel-
rüben

Weinmost- 
erntemenge Weizen Gerste Kar- 

toffeln
Zucker-
rüben

Runkel-
rüben

Mio. t Mio. hl 100 kg (=dz/dt) je ha

x0768 x0769 x0770 x0771 x0772 x0773 x0774 x0775 x0776 x0777 x0778 x0779 x0780
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 4,50 1,85 1,87 3,10 10,94 0,63 – – 11,6 10,7 71,1 – –

1873 5,64 2,72 2,14 4,33 20,16 3,18 – – 13,2 12,8 100,0 – –

1893 8,94 3,93 2,36 4,18 40,72 9,79 – 3,82 16,5 14,3 111,7 251,7 –

1903 9,90 3,56 3,32 7,87 42,90 15,20 – 3,79 19,7 19,5 132,5 – –

1913 12,22 4,66 3,67 9,74 54,12 13,99 – 1,00 23,6 22,2 158,6 299,7 –

1919 6,10 2,17 1,67 4,49 21,48 5,82 – – 16,7 14,8 98,5 193,2 –

1930 7,68 3,79 2,86 5,66 47,10 14,92 30,40 2,81 21,3 18,8 167,9 308,9 411,8

1937 6,92 4,47 3,64 5,92 55,31 15,70 40,54 2,52 22,6 21,2 191,5 244,7 475,0

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 3,05 2,63 1,48 2,57 28,19 6,98 26,65 3,25 25,7 24,0 244,1 361,6 463,9

1960 3,80 4,96 3,22 2,18 24,56 12,32 25,29 7,43 35,6 32,9 235,8 419,9 566,6

1970 2,66 5,66 4,75 2,48 16,25 13,33 29,69 9,89 37,9 32,2 272,3 440,1 929,3

1980 2,10 8,16 8,83 2,66 6,69 19,12 14,15 4,64 48,9 44,1 259,4 483,7 930,1

1989 1,80 11,03 9,72 1,53 7,45 20,77 6,57 13,23 62,1 55,7 371,3 541,6 1021,7

2000 1,82 13,90 8,33 0,90 11,11 21,66 0,85 10,02 76,6 58,6 452,0 652,5 –

2010 1,22 14,71 6,80 0,45 8,38 16,75 – 7,01 74,5 60,9 399,0 – –

DDR / Neue Bundesländer

1950 2,42 1,21 0,59 1,13 14,71 5,75 – – – – – – –

1960 2,13 1,46 1,27 1,01 14,82 6,90 9,76 – 34,8 32,6 192,4 287,8 566,2

1970 1,48 2,13 1,93 0,56 13,05 6,13 7,08 – 35,6 30,1 195,7 320,1 616,0

1980 1,92 3,10 3,98 0,58 9,21 7,03 1,24 – 43,8 41,1 179,7 281,0 483,9

1989 2,10 3,48 4,68 0,48 9,17 6,22 2,39 – 44,8 52,3 212,5 286,5 500,2

2000 2,34 7,72 3,78 0,18 2,09 6,21 0,11 0,07 – – – – –

2010 1,68 8,98 3,52 0,14 1,59 5,70 – 0,04 – – – – –

Deutschland

1989 3,90 14,51 14,40 2,01 16,62 26,99 8,96 – 56,8 54,5 263,0 449,4 799,5

2000 4,15 21,62 12,11 1,09 13,19 27,87 0,96 10,08 72,8 58,6 433,4 616,6 1 026,1

2010 2,90 23,78 10,33 0,60 10,14 23,43 – 7,06 72,1 62,9 398,8 643,5 –

2014 3,85 27,78 11,56 0,63 11,61 29,75 – 9,21 86,3 73,5 474,2 798,6 –

u Tab 2	 Pflanzenproduktion	der	Landwirtschaft

verlangsamte sich das Flächenertrags-
wachstum deutlich. Hier scheint die ver-
änderte Agrarförderung der EU, weg von 
produktionsgebundenen Beihilfen, Wir-
kung gezeigt zu haben.9 u Tab 2, Abb 4

Seit Mitte des 19. Jahrhunderts haben 
sich die Flächenerträge bei Getreide und 
Hackfrüchten je nach Anbaupflanze ver-
fünf- bis verachtfacht. Über die Hälfte bis 

zwei Drittel dieser Ertragszuwächse voll-
zogen sich nach 1950. Eine maßgebliche 
Rolle hat hierbei seit dem Ersten Weltkrieg 
Kunstdünger gespielt. Allein die Ausbrin-
gung an Stickstoff (Reinnährstoff) pro 
Hektar Nutzfläche hat sich von 1921/23 bis 
1987/89 verdreizehnfacht, bei Phosphat 
versechs-, bei Kali verdrei- und bei Kalk 
vervierfacht. Knapp über 80 Prozent des 
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Nutztierbestand Produktion
Selbstver- 
sorgungs- 

gradPferde
Rinder

Schweine Schafe Geflügel Milch Fleisch Fisch
insgesamt darunter: 

Milchkühe

Mio. Mio. l Mio. t 1 000 t %

x0781 x0782 x0783 x0784 x0785 x0786 x0787 x0788 x0789 x0790
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 – – – – – – – 0,84 – –

1873 3,35 15,78 8,96 7,12 25,00 – – 1,32 – –

1893 – – – – – – – 2,04 – –

1903 – – – – – – – 2,70 – –

1913 4,56 20,99 11,32 25,66 5,52 – 23,43 3,18 181,40 –

1919 3,50 16,52 8,77 11,59 5,37 – – – 106,90 –

1930 3,52 18,47 10,44 23,44 3,50 98,23 19,34 3,34 320,41 –

1937 3,43 20,50 11,39 23,85 4,69 93,26 22,93 3,73 697,51 –

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 1,57 11,15 5,73 11,89 1,64 51,80 13,86 1,56 252,48 76

1960 0,71 12,87 5,80 15,79 1,04 63,99 19,26 2,79 592,96 77

1970 0,25 14,03 5,56 20,97 0,84 101,55 21,86 3,89 591,41 83

1980 0,38 15,07 5,47 22,55 1,18 87,14 24,78 4,59 286,86 89

1989 – 14,56 4,93 22,17 1,53 – 24,24 4,64 166,50 –

2000 – 12,02 3,69 22,23 1,95 – 22,04 4,61 – –

2010 – 10,39 3,43 22,74 1,50 90,71 – – – –

DDR /   Neue Bundesländer

1950 0,72 3,62 – 5,71 1,09 22,73 – 0,38 – –

1960 0,45 4,68 – 8,32 2,02 36,91 – 1,09 – –

1970 0,13 5,16 – 9,68 1,60 83,66 – 1,65 – –

1980 0,07 5,72 – 12,69 2,04 51,61 – 2,36 – –

1989 0,11 5,72 – 12,01 2,60 49,27 – 2,72 – –

2000 – 2,55 0,87 3,54 0,80 – 6,29 0,65 – –

2010 – – – – – 32,33 – – – –

Deutschland

1989 – 20,29 – 34,18 4,14 – – – – –

2000 – 14,57 4,56 25,77 2,74 – 28,33 5,25 80,31 95

2010 – 12,71 4,18 26,90 – 128,90 29,67 6,72 51,70 87

2017 – 12,37 4,21 27,18 1,58 – – 6,67 – –

u Tab 3 Tierproduktion der Landwirtschaft 

Zuwachses haben sich bei Stickstoff und 
Kalk nach 1950 vollzogen, während die 
entsprechenden Werte für Phosphat und 
Kali bei 65 Prozent bzw. 37 Prozent liegen. 
Seinen Höhepunkt erreichte der mit er-
heblichen Umweltfolgen verbundene Ein-
satz von Kunstdünger Ende der 1980er 
Jahre. Seitdem ist der Einsatz an Stickstoff 
pro Hektar um ein Fünftel, von Phosphat 

und Kali um ca. zwei Drittel und von Kalk 
um ein Viertel zurückgegangen. Die öko-
logisch motivierten Extensivierungsmaß-
nahmen der deutschen und europäischen 
Agrarpolitik haben somit neben anderen 
Maßnahmen einen Effekt.10 u Tab 4, Abb 5

Die Art des technischen Fortschritts 
hatte einen starken Einfluss auf die Ent-
wicklung der Betriebsgrößen bzw. die Ag-

rarstruktur. Da während der Industriali-
sierungsphase der landwirtschaftliche 
Fortschritt mit zunehmendem Arbeitsein-
satz pro Flächeneinheit verbunden war, 
sanken bis kurz nach dem Ersten Welt-
krieg tendenziell die durchschnittlichen 
Betriebsgrößen. Der schon hohe Anteil der 
Betriebe unter 20 Hektar an der gesamten 
Nutzfläche nahm zwischen 1882 und 1925 
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Abb. 5b: Düngemitteleinsatz - in Kilogramm je Hektar - Kali und Kalk
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Abb 5a: Düngemitteleinsatz - in Kilogramm je Hektar - Stickstoff und Phosphat

Abb. 5b: Düngemitteleinsatz - in Kilogramm je Hektar - Kali und Kalk

u Abb 4	 Flächenertrag	für	Getreide	und	Kartoffeln	pro	Hektar	—	Index	(1850	=100)

u Abb 5a	 Düngemitteleinsatz:	Stickstoff	und	Phosphat	—	in	Kilogramm	je	Hektar

u Abb 5b Düngemitteleinsatz: Kali und Kalk — in Kilogramm je Hektar
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turen führte. Erst nach dem Zweiten Welt-
krieg begann der technische Fortschritt 
spürbar Druck auf Klein- und später Mit-
telbetriebe auszuüben. Nach 1970 gewann 
der Strukturwandel in der Bundesrepub-
lik deutlich an Fahrt und beschleunigte 
sich nach 1990 noch einmal vor allem zu-
gunsten der Betriebe über 100 Hektar. In 
den alten Bundesländern bearbeiteten 2007 
Betriebe über 50 Hektar fast 64 Prozent der 

Nutzfläche, während dies 1970 nur 12,5 
Prozent gewesen waren. Der Anteil der 
Betriebe von unter 20 Hektar sank im 
gleichen Zeitraum von 51,4 Prozent auf 
13,2 Prozent. In den neuen Bundeslän-
dern haben sich die großbetrieblichen Ag-
rarstrukturen nach der Wende im Wett-
bewerb halten können und Betriebe über 
100 Hektar kontrollieren gegenwärtig 
93 Prozent der Nutzfläche. u Tab 5, Abb 6

sogar noch zu, von 58,3 Prozent auf 
65,7 Prozent (alte Bundesländer), während 
alle anderen Betriebsgrößen Anteile ver-
loren. Zwischen 1925 und 1939 stagnierte 
der Agrarstrukturwandel bei minimalen 
Flächenzugewinnen der Betriebe zwischen 
10 und 50 Hektar. Nach 1949 verstärkte 
sich diese Tendenz in der Bundesrepublik, 
während in der DDR die Zwangskollekti-
vierung zu großbetrieb lichen Agrarstruk-

Erwerbstätige Maschinen Düngemittel

insgesamt
davon:

Schlepper Mähdrescher Stickstoff (N) Phosphat 
(P2O2) Kali (K2O) Kalk (CaO)Familien-

arbeitskräfte
familienfremde 
Arbeitskräfte

Mio. 1 000 kg Reinnährstoff je ha

x0791 x0792 x0793 x0794 x0795 x0796 x0797 x0798 x0799

Deutscher Bund / Deutsches Reich

1882 8,24 – – – – – – – –

1907 9,88 – – – – – – – –

1930 – – – – – 12,1 16,1 23,4 40,0

1937 – – – – – – 24,0 40,1 71,5

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 6,78 5,56 1,22 120 – 25,6 29,6 46,7 47,5

1960 4,88 4,27 0,61 820 46 43,4 46,4 70,6 37,5

1970 2,98 2,77 0,21 1 360 168 83,3 67,2 87,2 49,5

1980 2,30 2,12 0,18 1 470 – 126,6 68,4 93,4 92,9

1989 1,62 1,43 0,18 1 410 – 125,1 49,9 66,5 119,8

2000 1,24 0,88 0,37 – – – – – –

2010 0,93 0,53 0,40 –  – – – – –

DDR / Neue Bundesländer

1950 1,08 – – 11 – 29,5 11,6 55,9 86,3

1960 0,60 – – 71 6 38,5 35,1 82,3 117,1

1970 0,46 – – 149 18 83,7 64,3 99,1 197,7

1980 0,37 – – 145 14 119,3 64,4 86,7 189,6

1989 0,35 – – 171 18 110,3 47,0 84,5 232,7

2000 0,17 0,04 0,13 – – – – – –

2010 0,15 0,03 0,12 – – – – – –

Deutschland

1989 – – – – – 120,0 50,1 66,7 170,4

2000 1,41 0,91 0,50 990 – 108,4 20,6 31,9 117,4

2010 1,08 0,56 0,52 660 – 106,9 17,1 26,0 130,7

2016 0,94 0,45 0,49 – – 99,5 13,9 25,8 156,6

u Tab 4 Arbeitskräfte-, Maschinen- und Düngereinsatz in der Landwirtschaft
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Unterschieden nach Betriebsgrößen

2 – 5 ha 5 –10 ha 10 – 20 ha 20 – 50 ha 50 –100 ha 100 ha und mehr

eigenes und gepachtetes Land zusammen

Mio. ha

x0800 x0801 x0802 x0803 x0804 x0805
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1882 3,19 3,91 5,25 7,18 2,73 7,79

1907 3,30 4,61 5,81 6,82 2,50 7,06

1925 2,92 4,18 4,98 5,08 1,69 5,16

1933 2,71 4,41 5,81 5,84 2,02 4,86

1939 2,61 4,48 6,37 6,18 2,04 4,61

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1960 1,29 2,48 3,99 3,50 0,88 0,45

1970 0,84 1,69 3,85 4,49 1,05 0,50

1980 0,51 1,09 2,64 5,34 1,74 0,71

1989 0,38 0,80 1,99 4,97 2,54 1,00

2010 0,05 0,32 0,89 2,41 3,45 3,82

Neue Bundesländer

2010 0,00  0,02  0,05  0,12  – 5,18

Deutschland

2010 0,05  0,34  0,95  2,54  3,63  9,20

2017 0,04 0,32 0,83 2,17 3,32 10,00

600

200

400

1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 2040

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

2–5 ha
5–10 ha
10–20 ha
20 –50 ha
50 –100 ha

100 ha
und mehr

Abb. 6:  Landwirtschaftliche Nutzfläche nach Betriebsgrößen

u Abb 6	 Landwirtschaftliche	Nutzfläche	nach	Betriebsgrößen	(Gebiet:	Bundesrepublik/Alte	Bundesländer)	—	in	Hektar

u Tab 5	 Landwirtschaftliche	Nutzfläche	nach	Betriebsgrößen	
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Datengrundlage

Schon im 18. Jahrhundert begannen deutsche Staaten, erste Statistiken 
zur Landwirtschaft zu erstellen. Führend war hierbei Sachsen, dass als 
einziger deutscher Staat schon für die Jahre 1791 bis 1812 und 1815 bis 
1830 über eine jährlich erhobene, kleinräumig gegliederte Erntestatistik 
verfügte. Bis zur Gründung des Deutschen Reiches sind nur die nach 
1815 in regelmäßigen Abständen durchgeführten Viehzählungen deutscher 
Staaten als halbwegs vollständig anzusehen, während die Erntestatistiken 
sich meistens auf Überschlagsschätzungen der Flächenerträge durch 
landwirtschaftliche Vereine beschränkten. Detaillierte Daten zur Boden-
nutzung einschließlich der landwirtschaftlichen Nutzfläche finden sich  
für einzelne deutsche Staaten und Jahre schon ab 1820 je nach Zeitpunkt 
der Erstellung eines Katasters zur Grundsteuerermittlung. 

Eine systematische deutsche Erntestatistik, die jährlich Anbauflächen, 
Hektarerträge und die Erntemengen für fast alle Kulturpflanzen erfasst, 
existiert erst seit 1878 für das gesamte Deutsche Reich. Eine in größeren 
Abständen erhobene Betriebsstatistik, die neben der Zahl der Agrar-
betriebe auch die Betriebsflächen und landwirtschaftlichen Arbeitskräfte 
erhebt, liegt seit 1882 vor. Angaben zur Bodennutzung gibt es in mehr-
jährigen Abständen seit 1878. Nach dem Zweiten Weltkrieg hat sich mit 
Gründung der Bundesrepublik und der DDR die agrarstatistische Er-
hebungsdichte erheblich verbessert. Mit der Wiedervereinigung liegt auch 
wieder eine gesamtdeutsche Agrarstatistik vor. 

Ausführliche aktuelle Statistiken finden sich nicht nur im vom Statistischen 
Bundesamt herausgegebenen Statistischen Jahrbuch für Deutschland, 
sondern mehr noch im Statistischen Jahrbuch über Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten der Bundesrepublik Deutschland, herausgegeben   
vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft. Beide Publi-
kationen sind online zugänglich.

Zu allen quantitativen Aspekten der historischen Agrarentwicklung bietet 
für den Zeitraum 1850 bis 1959 den besten Überblick immer noch Walther 
G. Hoffmann.11 In international vergleichender Perspektive zu nennen ist 
das Werk von Brian R. Mitchell.12 Neuere historische Forschungen präsen-
tieren für einzelne deutsche Provinzen einen Überblick fast aller verfüg-
baren agrarstatistischen Daten im Zeitraum 1750 bis 1880.13 Die meisten 
Zeit reihen der genannten Werke mit Ausnahme von Mitchell sind online 
über GESIS verfügbar.14

Zum Weiterlesen empfohlen 

Giovanni Federico: Feeding the World. An Economic History of  
Agriculture. 1800 – 2000, Princeton 2005.
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ment in Europe since 1870, Abingdon 2009, S. 178 – 209.

Michael Kopsidis: Agrarentwicklung. Historische Agrarrevolutionen und 
Entwicklungsökonomie, Stuttgart 2006.

Michael Kopsidis: North-West Germany 1750 – 2000, in: Leen van Molle 
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Consumption, Rural Economy and Society in North-western Europe. 
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1981 ― 101 000 000 000 Kilowattstunden

1998 ― 5 468
1961 ― 144 000 000 Tonnen

1977 ― 494 000

Stromproduktion 
in der DDR 1950 und 1981:

1950 ― 20 000 000 000 Kilowattstunden

Anzahl der Aktiengesellschaften 
im Deutschen Reich 1925  
und in Deutschland 1998:

1925 ― 15 171

Förderung von Steinkohle 
im Deutschen Reich 1886 und  
in der Bundesrepublik 1961:

1886 ― 58 000 000 Tonnen

Anzahl der Handwerksbetriebe 
im Deutschen Reich 1926  
und in der Bundesrepublik 1977:

1926 ― 1 304 000

18
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Alfred Reckendrees
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Heute hat Deutschland so viele Unternehmen wie Berlin Einwohner. 
Sie beschäftigen knapp die Hälfte aller 16- bis 65-Jährigen. 
Industrie unternehmen produzieren weniger Eisen und Stahl als 
vor  50 Jahren, aber fünfmal so viele Pkw. Welche Dimensionen 
hat der industrielle Strukturwandel? Seit wann wächst der Export 
schneller als der Umsatz im Inland? Stimmt es, dass das Hand-
werk stirbt? Diese und viele andere Fragen lassen sich mit den 
vorgestellten Daten diskutieren.

Doch was ist die „richtige“ Zahl? Diese Frage wird vermut-
lich niemand genau beantworten können; es kommt darauf an, 
was wir als „Unternehmen“ auffassen und was das Ziel der je-
weiligen Erhebung ist. Die Interpretationsprobleme vervielfa-
chen sich, wenn man an langfristigen Entwicklungen interes-
siert ist. Unternehmen und ihre vielfältigen wirtschaftlichen 
Tätigkeiten verändern sich mit den Jahren so grundlegend, 
dass bisherige statistische Kategorien nicht mehr zutreffen 
oder unbedeutend werden. Dann werden neue Zuordnungen 
vorgenommen, die die Vergleichbarkeit mit Daten aus der 
Vergangenheit erschweren. Zugleich ändern sich die wirt-
schaftspolitischen Ziele und die „Fakten“, an denen die amt-
liche Statistik Interesse zeigt. Denn sie dient vorwiegend der 
Information der öffentlichen Verwaltungen und der politi-
schen Entscheidungsträger.

Unternehmen stellen die Statistik vor große Herausforde-
rungen. Zunächst einmal handelt es sich um sehr viele Einzel-
fälle und um eine sehr heterogene Untersuchungseinheit, die 
vom selbstständigen Schuster bis zu einem multinationalen 
Konzern reicht. Sie haben oft wenig gemeinsam, außer dass 
sie gewerbliche Produkte oder Dienstleistungen hervorbrin-
gen und diese auf den Märkten anbieten. Wie soll die Statis-
tik ihre Beobachtungen strukturieren? Welche Angaben sollen 
erhoben werden? Unternehmen wollen wirtschaftlich überle-
ben und Gewinne erzielen; und sie sind nicht unbedingt dar-
an interessiert, umfassend über sich Auskunft zu geben. Die 
Statistik strukturiert ihre Beobachtungen durch Gewerbe- 
oder Wirtschaftsgruppen, durch Größenklassen oder hinsicht-

Im Jahr 2010 gingen in Deutschland mehr als 25 Millionen 
Menschen einer Erwerbstätigkeit in Industrie, Handwerk 
oder privaten Dienstleistungen nach; sie arbeiteten für fast 
2,1 Millionen Unternehmen der privaten Wirtschaft.1 Dabei 
haben wir meist große Firmen im Sinn, in denen viele Men-
schen arbeiten und die im Zentrum der Aufmerksamkeit 
von Medien und politischen Entscheidungsträgern stehen. 
Diese erfasst die Statistik in der Kategorie „Großunterneh-
men“ (Unternehmen mit 250 oder mehr Beschäftigten und 
mit einem Jahresumsatz von über 50 Millionen Euro). Dort 
arbeiteten 2010 fast 40 Prozent der Erwerbstätigen und er-
zeugten zwei Drittel des Gesamtumsatzes der deutschen 
Wirtschaft (5,3 Milliarden Euro). Doch 2010 fiel weniger als 
1 Prozent aller Unternehmen in diese Kategorie, während 
Kleinst- oder Kleinunternehmen mit weniger als zehn bzw. 
weniger als 50 Beschäftigten 96 Prozent der Unternehmen 
ausmachten.2

Solche Angaben präsentiert das Statistische Jahrbuch als 
„Fakten“. Doch ein tieferer Blick in die Statistik liefert ein 
wider sprüchliches Bild. So weist das „Unternehmensregister“, 
das Unternehmen mit steuerpflichtigen Umsätzen und sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten erfasst, für das gleiche 
Jahr 2010 statt den oben genannten 2,1 Millionen Unterneh-
men 3,6 Millionen aus und statt der 25 Millionen Beschäftig-
ten 29,6 Millionen.3 Die Differenzen sind nicht allein durch 
die Einbeziehung des Gesundheits- und Sozialwesens zu er-
klären, denn das Unternehmensregister macht für fast alle 
Wirtschaftsbereiche weitaus höhere Angaben. 
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Betriebe Beschäftigte Betriebe mit 5  
oder mehr Beschäftigten

Unternehmen Unternehmen mit 10  
oder mehr Beschäftigten

Anzahl
Beschäftigte

Anzahl Beschäftigte insgesamt davon: 
SV-Pflichtige Anzahl Beschäftigte

1 000

x0806 x0807 x0808 x0809 x0810 x0811 x0812 x0813 x0814

Deutsches Reich

1875 3 230 6471 84 2 311 – – – – –

1882 3 005 7341 123 3 005 – – – – –

1895 3 145 10 269 210 5 499 – – – – –

1907 3 424 14 348 299 8 994 – – – – –

1925 3 389 18 243 367 13 046 – – – – –

1933 3 542 14 575 287 8791 – – – – –

1939 3 934 22 357 – – – – – – –

Bundesrepublik

1950 2 379 14 963 – – 1 924 – – – –

1961 2 431 20 708 – – 2 186 20 696 – 214 15 661

1970 2 136 21 250 – – 1 905 21 254 – 220 16 577

1987 2 392 22 055 – – 2 098 21 917 – 268 16 472

Deutschland

2002 – – – – 3 169 – 22 616 288 –

2006 – – – – 3 527 29 179 24 236 298 –

2010 – – – – 3 621 29 579 25 715 319 –

baugewerbe. Vergleichbare Probleme er-
geben sich bei der Betriebs- und Unter-
nehmensgröße. So wurden bis zum Ersten 
Weltkrieg „Fabriken und ähnliche Anla-
gen“ hervorgehoben; in der Zwischen-
kriegszeit wurden Betriebe mit „in der 
Regel“ fünf oder mehr Beschäftigten als 
Mittel- oder Großbetrieb aufgeführt, um 
nach dem Zweiten Weltkrieg nur noch 
Arbeitsstätten und Unternehmen mit „in 
der Regel“ zehn oder mehr Beschäftigten 
gesondert aus zuweisen; seit 1978 ist diese 
Gruppe auf Arbeitsstätten und Unterneh-
men mit „in der Regel“ 20 oder mehr Be-
schäftigten  reduziert. u Tab 1

Eine knappe Darstellung der langfris-
tigen Entwicklung in drei so diversen Be-

lich bestimmter Unternehmensformen. 
Doch viele Kategorien verlieren im Lauf 
der Zeit ihre Aussagekraft. So bestand am 
Ende des 19. Jahrhunderts die Gewerbe-
gruppe „Industrie der Maschinen, Instru-
mente und Apparate“, nach dem Ersten 
Weltkrieg wurde sie um den Fahrzeugbau 
ergänzt und die „Elektrotechnische Indus-
trie, Feinmechanik und Optik“ als beson-
dere Gruppe herausgelöst. „Industrie der 
Maschinen, Instrumente und Apparate“ 
bezeichnete nun also eine ganz andere 
Gruppe von Gewerben. Ähnliche Verände-
rungen fanden in vielen Gruppen statt. So 
wurden Elektriker zeitweilig dem „metall-
verarbeitenden Gewerbe“ zugeordnet und 
später (vorwiegend) dem Bau- und Aus-

reichen „Unternehmen“, „Industrie“ und 
„Handwerk“ benötigt solch einen „Disclai-
mer“. Denn die Daten und Reihen können 
nicht aus ihrem jeweiligen Kontext heraus-
gelöst werden, um beispielsweise festzu-
stellen: „Im Jahr 2010 gab es 1 722 Unter-
nehmen der Energieversorgung.“ Diese 
Zahl erscheint in der Übersicht „Produzie-
rendes Gewerbe und Dienstleistungen. 
Strukturdaten der Unter nehmen 2010“, das 
Unternehmens register weist für das glei-
che Jahr immerhin 38 825 Unternehmen 
der Energieversorgung aus.4

Dieses Kapitel beschäftigt sich zu-
nächst mit den Unternehmensformen, ins-
besondere mit den Aktiengesellschaften 
und den Gesellschaften mit beschränkter 

u Tab 1 Unternehmen und Beschäftigte nach den Gewerbe- und Arbeitsstättenzählungen bzw. dem Unternehmensregister



Unternehmen, Industrie und Handwerk / Kap 18

259

Haftung. Anschließend werden die lang-
fristigen Entwicklungen im produzieren-
den Gewerbe skizziert und zum Abschluss 
die im Handwerk. Die DDR ist nur sehr 
schwer in eine Übersicht über Unterneh-
men, Industrie und Handwerk einzubezie-
hen; dort dominierten zentrale Planung 
und Verwaltung die Wirtschaft und die 
wichtigsten wirtschaftlichen Organisati-
onsformen waren „Volkseigene Betriebe“ 
und Produktionsgenossenschaften, die 
kaum mit privaten Unternehmen vergli-
chen werden können. Die DDR wird aber 
bei den industriellen Gütern und im Be-
reich des Handwerks berücksichtigt.5

Unternehmen
Unternehmen haben vielfältige (Rechts-) 
Formen, die meisten sind Einzelunterneh-
men oder offene Handelsgesellschaften 
bzw. Gesellschaften bürgerlichen Rechts, 
in denen sich natürliche Personen zusam-
menschließen. Doch nur Kapitalgesell-
schaften (und in der Zwischenkriegszeit 
auch Genossenschaften) fanden in der 
Statistik größere Beachtung. Denn Aktien-
gesellschaften (AG), Kommanditgesell-
schaften auf Aktien (KGaA) und Gesell-
schaf ten mit beschränkter Haftung 
(GmbH) sind meist größere Unternehmen, 
für die leichter Daten zu erheben sind. 
Daher spielen sie auch in der Volkswirt-
schaft eine wichtigere Rolle. In Kapitalge-
sellschaften finden sich mehrere Eigentü-
mer (Aktionäre oder Gesellschafter) zu-
sammen, wenn die er forderl ichen 
Investitionen für Einzelne zu hoch sind, 
oder wenn einzelne Personen das mit sol-
chen Investitionen verbundene Risiko 
nicht allein tragen wollen. Zudem ist die 
Haftung der Beteiligten auf den Anteil am 
Stammkapital bzw. die Erwerbskosten der 
Aktien begrenzt.6 Kapital gesellschaften 
sind darüber hinaus theo retisch „unsterb-
lich“; weder das Ausscheiden noch der 
Tod eines Gesellschafters betrifft ein sol-
ches Unternehmen juristisch, denn Akti-
en oder Anteile können vererbt oder ver-
kauft werden. Zudem müssen sich die Ei-
gentümer nicht am Geschäft beteiligen, 
sondern sie können Angestellte mit der 
Geschäftsführung beauftragen.

Die Institution der Kapitalgesellschaft 
hat sich in Deutschland sehr langsam 
während des 19. Jahrhunderts durchge-
setzt. Zunächst wurden AGs gegründet 
(allerdings in sehr viel geringerer Zahl als 
in England oder den USA). Vor allem für 
Versicherungen, Eisenbahn- oder Schiff-
fahrtsgesellschaften war die begrenzte 
Haftung interessant. Preußen erlebte in 
der Mitte des 19. Jahrhunderts eine erste 

„Gründungswelle“ von AGs im Kohleberg-
bau und in der Eisen- und Stahlindustrie, 
dennoch erreichte die Gesamtzahl nur 
wenige Hundert Gesellschaften. Denn für 
die Gründung war in den deutschen Staa-
ten eine Genehmigung oder Konzession 
der Regierung erforderlich (in Preußen 
des Königs), und die Vorbehalte gegen 
AGs waren lange Zeit groß, da sie das ur-
sprüngliche Gewerbe gefährden und den 

„Spekulationsgeist“ regen würden.
In gewisser Weise war diese Skepsis 

berechtigt, denn nachdem der Konzessi-
onszwang 1870 aufgehoben worden war, 
herrschte Euphorie an den Börsen, und in 
nur drei Jahren wurden 928 AGs gegrün-
det.7 Doch bald zerplatzte die Aktienblase, 
worauf die „Gründerkrise“ folgte. Auf-
grund dieser Erfahrung wurde das Aktien-
recht novelliert; unter anderem sollten 
höhere Kapitaleinzahlungen der Gründer 
die Wiederholung hochspekulativer Grün-
dungen verhindern. 1892 wurde die Grün-
dung von Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (GmbH) gesetzlich ermöglicht, in 
denen, wie bei Aktiengesellschaften, die 
Haftung auf die Höhe der Kapital-
beteiligung begrenzt war. Jedoch konnten 
die Anteile an einer GmbH nicht an der 
Börse gehandelt werden, zugleich bestan-
den für GmbHs geringere Veröffent-
lichungspflichten. In kurzer Zeit wurden 
Tausende neuer GmbHs gegründet, sodass 
1913 fast fünfmal so viele GmbHs wie AGs 
bestanden.

Die deutsche Statistik berücksichtigt 
AGs erst seit 1906 und GmbHs seit 1909. 
Sie berichtet nicht nur über die Zahl der 
Gründungen, sondern auch über Ge-
schäftseinstellungen und erlaubt daher 
für etwa 90 Jahre, bis deren Erfassung 
1994 eingestellt wurde, einen Überblick 

1892
wurde die Grün-
dung von GmbHs 
ermöglicht.

1913
bestanden fünf - 
mal so viele  
GmbHs wie AGs.
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AG und KGaA GmbH

Anzahl
Grundkapital

Anzahl
Stammkapital

Mio. Euro Durchschnitt in  
1 000 Euro Mio. Euro Durchschnitt in  

1 000 Euro

x0815 x0816 x0817 x0818 x0819 x0820

Deutsches Reich

1886 2 143 2 493 1 163 – – –

1896 3 712 3 500 943 – – –

1906 5 060 7 081 1 399 – – –

1913 5 486 8 874 1 618 26 790 2 422 90

1919 5 345 10 371 1 940 32 670 2 931 90

1925 15 171 9 913 653 64 398 – –

1929 11 545 12 307 1 066 43 600 – –

1933 9 292 10 811 1 163 41 076 – –

1939 5 357 10 399 1 941 23 505 2 381 101

Bundesrepublik /Alte Bundesländer

1952 2 733 8 498 3 109 26 808 3 104 116

1956 2 899 14 255 4 917 34 617 4 555 132

1961 2 582 18 452 7 147 41 392 9 112 220

1966 2 442 25 158 10 302 58 093 15 212 262

1971 2 310 31 448 13 614 88 543 24 598 278

1976 2 177 40 510 18 608 147 233 37 507 255

1981 2 148 48 962 22 794 280 506 54 498 194

1986 2 190 59 513 27 175 346 371 75 376 218

1991 2 806 78 793 28 080 465 660 106 624 229

Deutschland

1992 3 219 88 870 27 608 549 659 125 836 229

1998 5 468 – – – – –

2004 16 002 – – – – –

2010 12 962 – – – – –

schaften zusammen, diesmal wegen der 
Stabilisierung der Währung. Zahlreiche 
Unternehmenszusammenschlüsse taten 
ein Übriges.

Selbst in dieser historischen Hoch-
phase war die Zahl der AGs in Deutsch-
land im Vergleich zu anderen Staaten noch 
immer gering.8 Über die Gründe besteht in 
der Forschung keine Einigkeit. Viele Auto-
ren sind der Ansicht, dass das Aktienrecht 
Kleinaktionäre benachteiligte. Die Zahl 
der Aktionäre sei in Deutschland gering 

über die bestehenden Gesellschaften. Seit-
her berichtete nur noch das Deutsche Ak-
tieninstitut zusammenfassend über die 
deutschen AGs. u Tab 2

Einen neuen Aufschwung erlebten die 
Kapitalgesellschaften in den Anfangs-
jahren der Weimarer Republik. Dazu trug 
auch die Inflation bei, da die Aktie einen 
Sachwert darstellte, während der Kauf-
preis durch den Wertverlust der Mark 
schnell bedeutungslos wurde. Doch er-
neut brachen bald viele der neuen Gesell-

u Tab 2 Aktiengesellschaften (inkl. Kommanditgesellschaften auf Aktien) und Gesellschaften mit beschränkter Haftung
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ausgewertete  
Bilanzen Bilanzsumme Grundkapital Reserven bzw. 

Rücklagen Eigenkapital* Dividenden

Anzahl Mio. Euro % der Bilanzsumme % des Eigenkapitals

x0821 x0822 x0823 x0824 x0825 x0826

Deutsches Reich

1909 4 579 – 6 648 1 462 – 6,05

1913 4 773 13 581 7 796 1 937 71,66 7,00

1919 4 553 – 8 375 2 379 – 6,29

1925 9 685 – 8 093 1 042 – 3,31

1929 2 562 18 000 8 337 1 144 52,88 5,42

1933 2 493 15 358 7 000 1 403 54,90 2,17

1939 2 516 18 951 7 264 1 586 46,70 4,37

Bundesrepublik /Alte Bundesländer

1951 1 935 17 079 5 583 3 070 50,67 1,57

1956 2 000 41 771 9 526 5 627 36,28 3,57

1961 1 933 66 472 14 981 7 755 34,20 6,47

1966 1 826 96 159 20 303 11 997 33,59 5,51

1971 1 648 148 050 26 776 19 269 31,10 5,28

1976 1 563 224 013 34 713 27 465 27,76 6,49

1981 1 516 296 510 40 707 38 017 26,55 4,30

1986 1 371 350 496 46 565 58 191 29,89 6,16

1991 1 368 492 785 56 290 60 286 23,66 5,12

gewesen, weil der Nominalwert  einer Ak-
tie im Kaiserreich mindestens 1 000 Mark 
betrug. Die Minderheitenrechte kleiner 
Aktionäre reichten gegenüber Großaktio-
nären und Banken (wegen des u Depot-
stimmrechts) nicht aus. Zudem bevorzugte 
das Konkursrecht die Kreditgeber gegen-
über Kapitaleigentümern. So blieb der Ak-
tienmarkt für viele uninteressant und ge-
genüber den USA oder Großbritannien re-
lativ klein, und Unternehmen nahmen 
eher Kredite auf, als Aktien auszugeben. 
Ein ebenso wich tiger Faktor war die große 
Zahl von Familienunternehmen und die 
Möglichkeit der Haftungsbeschränkung 
durch die Gründung einer GmbH. In je-
dem Fall hat der Nationalsozialismus sich 
sehr negativ auf Kapitalgesellschaften aus-
gewirkt, nicht nur wegen der Kriegsverlus-
te. In nur sechs Jahren zwischen 1933 und 

1939 wurden 43 Prozent der AGs und der 
 GmbHs aufgelöst oder wieder in Personen-
gesellschaften umgewandelt. Dazu trug 
auch die Beschränkung der möglichen Ge-
winnausschüttung einer AG auf 4 Prozent 
Dividende bei.

Leider sagt die Statistik nur wenig über 
die Erträge und die Gewinnausschüttun-
gen der AGs aus. Der Anteil der ausgewer-
teten Bilanzen schwankte von Jahr zu Jahr 
und lag zwischen 22 (1929) und 88 Pro-
zent (1908); in der Bundes republik wur-
den 40 bis 65 Prozent der Bilanzen aus-
gewertet. Es handelte sich jedoch nicht 
immer um dieselben Unternehmen. Die 
präsentierten Daten haben daher nur ein-
geschränkte Aussagekraft, doch sie ent-
sprechen der wirtschaftshistorischen For-
schung zur Dividendenrendite der Aktien-
gesellschaften9 weitgehend. Gemessen am 

u Depotstimmrecht
Das deutsche Aktienrecht erlaubte es 
Banken, auf General- oder Hauptver-
sammlungen von Aktiengesellschaften 
das Stimmrecht für die in einem Wert-
papierdepot verwahrten Aktien ihrer 
Kunden auszuüben, sofern diese nicht 
selbst bei der Versammlung vertreten 
waren oder eine Vollmacht ausgestellt 
hatten. Das Depotstimmrecht wurde 
1998 eingeschränkt und erfordert seit 
2009 eine schriftliche Vollmacht.

u Tab 3 Bilanzen der Aktiengesellschaften

* Eigenkapital = Grund- bzw. Stammkapital + Reserven bzw. Rücklagen
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Abb 1: Eigenkapitalquote und Dividenden der Aktiengesellschaften

Abb 2: Steinkohle- und Braunkohleerzeugung – in Millionen Tonnen

Eigenkapital (das Grundkapital plus Re-
serven oder Rücklagen des Unterneh-
mens) bewegte sich die durchschnittlich 
ausgezahlte Dividende der erfassten Ge-
sellschaften vor dem Ersten Weltkrieg 
zwischen 6 und 7 Prozent. Demgegenüber 
war die Zwischenkriegszeit weniger 
freundlich zu den Aktionären. In der jun-
gen Bundesrepublik hielten sich die Un-
ternehmen zunächst mit der Ausschüt-
tung von Dividenden zurück, Gewinne 
wurden stattdessen in einem hohen Maß 
reinvestiert und im Gegenzug hielten sich 
die Gewerkschaften mit Lohnforderungen 
zurück. In der ersten Hälfte der 1960er 
Jahre erreichten die Dividenden wieder 
das Niveau des Kaiserreichs, doch seither 
schwanken die Ausschüttungen erheblich. 
In den 1970er Jahren lagen sie sogar unter 
der Inflationsrate. u Tab 3

Die alte Bundesrepublik erlebte keine 
neue Aktienwelle, allerdings wählten im-
mer mehr Unternehmen die Rechtsform 
der GmbH oder der GmbH & Co. KG (eine 
Personengesellschaft mit einer GmbH als 
haftendem Gesellschafter). Vor allem Han-
del und Dienstleistungen, aber auch Fa-
milienunternehmen nutzen diese Form, 

die keine Veröffentlichung von Bilanzen 
und Geschäftsberichten erfordert. Die Fi-
nanzierung über den Aktienmarkt war 
für die meisten Unternehmen in dieser 
Zeit nicht notwendig, da Banken bereit-
willig langfristige Kredite bereitstellten, 
was sich auch an der seit 1949 schrump-
fenden Eigenkapitalquote der Aktienge-
sellschaften zeigt. Allerdings erschien 
möglichen Investoren wohl auch die Ge-
winnausschüttung in der Regel wenig in-
teressant. u Abb 1

Vor dem Hintergrund der Globalisie-
rung und der u Shareholder-Value-Orien-
tierung spielt der Aktienmarkt allerdings 
seit Ende des 20. Jahrhunderts eine grö-
ßere Rolle. Doch das Statistische Bundes-
amt hat Anfang der 1990er Jahre die Be-
richterstattung über Kapitalgesellschaften 
grundlegend revidiert. Daten, die es er-
mög lichen verschiedene Unternehmensfor-
men zu beobachten, liefert nun nur noch 
die Umsatzsteuerstatistik. Sie weist eine 
deutlich geringere Anzahl von Kapitalge-
sellschaften aus, bestätigt aber die skiz-
zierte Tendenz. Zwar machen noch immer 
natürliche Personen und Einzelunterneh-
men den größten Teil der Umsatzsteuer-
pflichtigen aus (2012: 2,2 Millionen Perso-
nen). Doch seit der deutschen Einigung 
vervierfachte sich die Zahl der AGs fast, 
die Zahl der GmbH & Co. KGs verdoppel-
te sich. Die Statistik zeigt auch, dass Ge-
sellschaften ohne Veröffentlichungspflicht 
wichtiger für die deutsche Wirtschafts-
leistung sind als Aktiengesellschaften. 
GmbHs und Kommanditgesellschaften 
führen zusammen 60  Prozent der Um-
satzsteuer ab (bezahlt wird sie ja von den 
Kunden der Unternehmen), AGs sind nur 
mit knapp 18 Prozent beteiligt.

Angaben zur Eigenkapitalausstattung 
oder zu den ausgeschütteten Dividenden 
werden seit 1994 nicht mehr in der Statis-
tik ausgewiesen. Allerdings spielt die Di-
vidende seit dieser Zeit eine immer gerin-
gere Rolle für die Entscheidung, Aktien 
zu kaufen. Viel wichtiger ist heute die Er-
wartung eines steigenden Unternehmens-
wertes und damit des Erlöses, der beim 
Verkauf einer Aktie erzielt werden kann 
(Shareholder-Value).

u Abb 1 Eigenkapitalquote und Dividenden der Aktiengesellschaften

u Shareholder-Value
Der Marktwert des Eigenkapitals 
 eines Unternehmens, an dem Aktio-
näre Anteile halten. „Shareholder- 
Value“ setzt sich seit den 1980er 
Jahren als Bewertungskriterium von 
Aktiengesellschaften durch; dieser 
Maßstab setzt das Management 
 eines börsennotierten Unternehmens 
unter Druck, dessen Marktwert zu 
steigern und damit den Erlös der 
 Aktionäre beim Verkauf ihrer Beteili-
gung. Viele Unternehmen haben ent-
sprechende Anreize wie Bonuszah-
lungen für Topmanager geschaffen, 
um dieses Ziel zu erreichen. 



Unternehmen, Industrie und Handwerk / Kap 18

263

Steinkohle Braunkohle Roheisen Rohstahl Elektrizität Pkw Bier

Mio. t Mrd. kWh 1 000 1 000 hl

x0827 x0828 x0829 x0830 x0831 x0832 x0833
Deutsches Reich

1886 58,1 15,6 3,5 2,7 – – 45,1

1895 79,2 24,8 5,5 5,0 – – 60,7

1913 190,1 87,2 19,3 17,7 2,5 12 69,2

1919 116,7 93,6 5,7 6,9 5,1 – 29,5

1925 145,6 138,7 9,7 12,1 9,9 39 47,6

1929 177,0 174,0 13,2 16,1 16,4 92 58,1

1933 120,3 125,6 5,2 7,5 14,5 92 34,1

1937 184,5 183,5 16,0 19,5 27,4 269 43,6

Bundesrepublik

1950 111,1 75,0 9,5 12,1 44,5 216 –

1961 143,6 97,3 25,4 33,5 124,6 1 752 51,5

1970 111,4 107,8 33,6 45,0 242,8 3 132 81,6

1980 87,1 129,9 33,9 43,8 368,8 3 250 89,6

1987 76,3 109,0 28,5 36,2 418,3 4 008 87,8

DDR

1950 – 137,1 – 1,3 19,5 7 3,8

1964 – 256,9 – 4,3 51,0 93 13,8

1971 – 262,8 – 5,4 69,4 134 18,1

1981 – 266,7 – 7,5 100,7 180 24,1

1989 – 301,1 – 7,8 119,0 217 24,8

Deutschland

1993 60,3 221,8 27,0 37,6 525,7 3 284 114,4

2000 33,6 167,6 30,8 46,4 564,5 5 248 106,9

2009 13,8 174,7 20,1 32,7 524,6 5 386 88,0

Industrie
Mit der Durchsetzung der industriellen 
Produktion vervielfachte sich die Menge 
der gewerblichen Erzeugnisse. Zunächst 
betraf dies industrielle Rohstoffe, Stein-
kohle, Roheisen und Stahl, doch am Ende 
des 19. Jahrhunderts wurde auch die in-
dustrielle Herstellung von Konsumgütern 
immer wichtiger (zum Beispiel Beklei-
dung, Lebensmittel, Haushaltswaren, Mö-
bel). Diese Entwicklung ging einher mit 
einem gesteigerten Bedarf an Maschinen 
und industrieller Ausrüstung und einem 
schnell steigenden Energiebedarf. Seit 
den 1860er Jahren entstanden daher 

„neue Industrien“ wie die Elektrotechnische 

Industrie oder die Chemieindustrie. An-
dere Industrien, wie die Automobilindus-
trie, brauchten in Deutschland sehr viel 
länger, um sich zu entwickeln. u Tab 4

Die deutsche Industrie erlebte ein-
schneidende Strukturwandlungsprozesse, 
in denen die Bedeutung einzelner Indus-
trien zu- oder auch abnahm. Kaum eine 
Branche illustriert diesen Prozess so gut 
wie der Kohlebergbau, der in den Jahren 
vor dem Ersten Weltkrieg eine Schlüssel-
industrie war, die einen wichtigen Roh-
stoff und die Energiequelle der Hoch-
industrialisierung lieferte. Langfristig 
überholte die Braunkohle die Steinkohle 
als wichtigste Energiequelle. Dieser Pro-

zess begann in den 1930er Jahren und 
setzte sich nach dem Zweiten Weltkrieg 
insbesondere in der DDR fort, die auf 
Braunkohle als heimische Energieres-
source setzen musste, um nicht von im-
portierter Energie abhängig zu sein. Die 
Steinkohle befindet sich hingegen seit 
dem Ende der 1950er Jahre in der Krise. 
Wenngleich 10,8 Millionen Tonnen geför-
derte Steinkohle (2012) eine riesige Men-
ge sind, und obgleich die fördernden Ze-
chen heute so produktiv sind wie nie zu-
vor, sind die Fördermengen kaum größer 
als vor 160 Jahren, als die Steinkohleför-
derung im industriellen Maßstab gerade 
begonnen hatte. u Abb 2

u Tab 4 Produktion von ausgewählten industriellen Erzeugnissen
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u Abb 4 Roheisen und Rohstahl — in Millionen Tonnen

u Abb 3 Pkw-Produktion — in 1 000 Stück

u Abb 2 Steinkohle- und Braunkohleerzeugung — in Millionen Tonnen
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Die andere Seite des industriellen 
Strukturwandels wird am Beispiel der Au-
tomobilindustrie deutlich. Sie erreichte 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg eine be-
sondere volkswirtschaftliche Bedeutung, 
in etwa zu der Zeit, als der Steinkohleberg-
bau in die Krise geriet. Das im Dezember 
2014 stillgelegte Opel-Werk in Bochum 
wurde genau aus diesem Grund errichtet. 
Seither ist die deutsche Automobilproduk-
tion relativ kontinuierlich gestiegen.10 Zu-
erst bediente sie vorwiegend den heimi-
schen Markt, doch bereits Anfang der 
1960er Jahre war die jährliche Produktions-
leistung über die Aufnahmefähigkeit des 
deutschen Marktes hinausgewachsen. Seit-
her trägt die Automobilindustrie erheblich 
zum deutschen Exportüberschuss bei. Die 
Produktionsleistungen zentraler Branchen 
der Volkswirtschaft, wie der Automobil-
industrie, lassen in der Regel auch die grö-
ßeren wirtschaftlichen Krisen erkennen. In 
der Produktionskurve für die Pkw-Pro-
duktion lassen sich beispielsweise die Kon-
junkturkrise der Jahre 1966/67, die beiden 
Ölpreiskrisen von 1973/74 und 1979/81, 
die langsame Anpassung an die Bedingun-
gen des freizügigen europäischen Binnen-
marktes (1992/95) sowie der Absatzein-
bruch durch die Finanzkrise 2008/09 gut 
erkennen. Einen ähnlichen Indikator für 
die wirtschaft liche Entwicklung liefert die 

Automobilindustrie der DDR nicht. Zum 
einen erreichte sie nur einen Bruchteil der 
bundesdeutschen Produktionsleistung, der 
nur während der ersten Ölpreiskrise 
1973/74 über 5  Prozent der bundesdeut-
schen Automobilproduktion lag. Zum an-
deren ist sie als Konjunkturindikator un-
geeignet, weil die Nachfrage in der DDR 
die Produktion dauerhaft um ein Vielfa-
ches überstieg und die Käufer jahrelang auf 
einen bestellten Pkw warten mussten. u Abb 3

In der Gegenwart liefert die Konsum-
güterproduktion ein besseres Abbild der 
wirt schaftlichen Entwicklung, als es die 
Produktion industrieller Grundstoffe ver-
mag.  Dies war zu früheren Zeiten anders: 
Bis etwa zum Beginn der 1960er Jahre wa-
ren Steinkohle sowie die Eisen- und Stahl-
in dustrie ein verlässlicher Indikator für die 
wirtschaft liche Entwicklung. Beide Pro-
duktionsreihen lassen die wirtschaft lichen 
Einbrüche des Ersten Weltkriegs und der 
Weltwirtschaftskrise (1929 bis 1932) gut er-
kennen und ebenso, dass als Folge des Ers-
ten Weltkriegs wichtige Kohlelagerstätten 
und Standorte der Eisen produktion verlo-
ren gingen. Die zyklischen Schwankungen 
der bundesdeutschen Eisen- und Stahler-
zeugung von etwa drei bis fünf Jahren re-
sultieren vor allem aus den Investitionszy-
klen der Industrie und nicht aus der End-
nachfrage. Gleichwohl zeigen die beiden 

Reihen der Roheisen- und der Rohstahl-
produktion sehr deutlich den Beinahe-Zu-
sammenbruch der Weltwirtschaft infolge 
der  Finanzkrise, als die Erzeugung von 
2007 auf 2009 um über 30 Prozent ein-
brach. u Abb 4

Demgegenüber bildet Bier als eines der 
wichtigsten Massenkonsumgüter bis in 
die 1980er Jahre hinein gut die Entwick-
lung der verfügbaren Einkommen und des 
Lebensstandards ab. Dabei muss natürlich 
die veränderte Gebiets- und Bevölke-
rungsgröße berücksichtigt werden. Seit 
dem Ende der 1990er Jahre nimmt die 
Aussagekraft dieses Indikators aufgrund 
veränderter Konsumbedürfnisse ab. u Abb 5

Anders als Produktionsdaten geben be-
triebs- und unternehmensbezogene Daten 
nur eingeschränkt Auskunft über allge-
meine Trends. Sie müssen sehr viel vor-
sichtiger interpretiert werden, weil die 
 Erhebungsgrundlagen sich, wie oben ange-
deutet, im Zeitverlauf erheblich veränder-
ten. Zudem sind in den Statistiken Indus-
triebetriebe und -unternehmen nicht von 
größeren Handwerksbetrieben unterschie-
den. Unternehmen, also rechtlich selbst-
ständige Einheiten, wurden erst seit den 
1960er Jahren ausgewiesen; bis dahin be-
gnügte sich die Statistik mit der Zahl der 
Betriebe oder Arbeitsstätten, doch viele 
Unternehmen besitzen mehrere Betriebe.

u Abb 5 Bierproduktion — in 1 000 Hektolitern
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Unter- 
nehmen Betriebe

Beschäftigte geleistete 
Arbeiter-
stunden

Löhne und Gehälter Umsatz

insgesamt je Unter- 
nehmen je Betrieb

insgesamt je Beschäf-
tigtem insgesamt davon: 

im Ausland

1 000 Mio. h Mrd. Euro Euro Mrd. Euro

x0834 x0835 x0836 x0837 x0838 x0839 x0840 x0841 x0842 x0843

Deutsches Reich

1902 – 178 936 4 849 – 27 – – – – –

1913 – 324 524 7 386 – 23 – – – – –

1919 – 286 946 6 301 – 22 – – – – –

1926 – 180 566 7 421 – 41 – – – – –

1932 – 131 091 5 062 – 39 – – – – –

1936 – 176 131 8 567 – 49 – – – – –

1938 – 193 950 9 542 – 49 – – – – –

Bundesrepublik

1950 – 50 134 4 935 – 98 9 458 8,0 1,614 42,0 3,4

1961 48 241 57 364 8 316 172 145 13 403 29,0 3,489 146,7 22,0

1970 44 864 56 219 8 887 198 158 12 531 65,4 7,357 300,6 54,7

1980 39 011 48 777 7 660 196 157 9 153 131,5 17,166 611,8 148,5

1987 35 949 44 164 7 055 196 160 7 779 161,6 22,903 755,1 224,2

Deutschland

1991 44 821 54 338 9 274 207 171 9 369 220,2 23,741 1 046,2 274,4

2000 40 798 48 913 6 375 156 130 6 312 221,1 34,688 1 306,7 474,0

2010 37 045 44 687 5 716 154 128 – 231,2 40,450 1 575,6 698,9

800

400

Beschäftigte 
(1000)

Inlands-
umsatz 
(Mrd. Euro)
Auslands-
umsatz 
(Mrd. Euro)

Lohn- und 
Gehalts-
summen 
(Mrd. Euro)

140

100

20

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 204018201810

60

D.R. DEBRD/DDR1.WK 2.WKWR

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 20401820

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Deutsches Reich, 
Bundesrepublik, 
Deutschland
DDR

1 200
Mrd. Euro Beschäftigte in 1 000

8 000

4 000

12 000

Abb 6: Produzierendes Gewerbe – in ??

Abb 5: Bierproduktion – in 1 000 Hektolitern

u Tab 5 Bergbau und verarbeitendes Gewerbe – Unternehmen, Betriebe, Beschäftigung und Umsatz

u Abb 6 Produzierendes Gewerbe
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Gründung von Innungen zur Artikulation 
ihrer gemein samen wirtschaftlichen Inte-
ressen, zur Verständigung über Standards 
und zur Durchführung von Gesellen- und 
Meisterprüfungen. Gewählte Handwerks-
kammern sollten auf bezirklicher Ebene 
die Interessen der Handwerker vertreten. 
1908 wurde der sogenannte kleine Befähi-
gungsnachweis eingeführt. Die Führung 
eines selbstständigen Gewerbebetriebs 
oder die Stellung als Werkmeister in einer 
Fabrik war nun nicht mehr hinreichend, 
um Lehr linge auszubilden; seither ist ein 
von der Handwerkskammer ausgestellter 
Meisterbrief erforderlich. Die Novellen der 
Gewerbeordnung legten auch die Grund-
lage für die duale Berufsausbildung, die 
neben der fach lichen Lehre einen Schul-
besuch vorsieht.

Die Gründe für die Re-Institutionali-
sierung des Handwerks lagen zum Teil in 
der erfolgreichen politischen Arbeit der 
Handwerkervereine, Handwerkskammern 
und Innungen, doch vor allem war es die 
Furcht der politischen und wirtschaft-
lichen Eliten, denen Mittelstandsförderung 
als eine innenpolitische „Rückversiche-
rung“11 gegen die stärker werdende Arbei-
terbewegung und den Sozialismus er-
schien. Doch die amtliche Statistik berich-
tete damals noch nicht gesondert über das 
Handwerk. Dies begann erst Mitte der 
1930er Jahre, nachdem das Handwerk ge-
nauer definiert worden war. In der Hand-
werksordnung von 1935 hatte die national-
sozialistische Regierung den sogenannten 
großen Befähigungsnachweis eingeführt. 
Die Führung eines Handwerksbetriebs 
und die Ausbildung von Lehrlingen setz-
ten nun eine erfolgreich abgelegte Meister-
prüfung und den Eintrag in die Handwer-
kerrolle der jeweiligen Handelskammer 
voraus. Zudem wurde Handwerkern die 
Pflicht zur Buchführung auferlegt.

Diese Regelungen hatten trotz Än-
derungen der Handwerksordnung im 
Grund satz12 bis zum Beginn des 21. Jahr-
hunderts für insgesamt 94 Handwerke be-
stand. 2004 beschloss der Bundestag, den 
Qualifikationsnachweis für 53 Handwerks-
berufe aufzuheben und diese Handwerke 
zulassungsfrei13 zu machen. u Tab 6

Bis zum Ersten Weltkrieg, während 
der Weimarer Republik, nach der Welt-
wirtschaftskrise (1929 bis 1932) und in 
den 1950er und 1960er Jahren wuchs das 
produzierende Gewerbe gemessen an 
 Beschäftigtenzahl, Produktionsausstoß 
und Umsatz (Daten liegen seit 1950 vor). 
Die Umsatzzahlen für die Bundesrepublik 
 zeigen, dass das starke Wachstum bis in 
die 1970er Jahre hinein anhielt. Doch der 
Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft 
machte sich bereits bemerkbar. Die Wachs-
tumsraten der Industrie gingen zurück 
und basierten seit den 1970er Jahren zu-
nehmend auf dem Export. Nur kurzfris-
tig, infolge der deutschen Einigung, ge-
wann das Inland wieder an Bedeutung, 
seither wuchs vor allem die Exportwirt-
schaft. u Tab 5, Abb 6

Handwerk
Mit der Einführung der u Gewerbefreiheit 
in Preußen 1810 und später in anderen 
deutschen Staaten verloren die Zünfte und 
die Handwerksmeister ihre privilegierte 
Stellung. Zwar bildeten Handwerksmeister 
nach wie vor Lehrlinge aus und es gab auch 
weiterhin wandernde Gesellen, doch die 
Gewerbefreiheit ermöglichte es, ein Ge-
werbe anzumelden oder ein Handwerk zu 
betreiben, ohne einen Meisterbrief und die 
Zustimmung einer Handwerkszunft zu be-
sitzen. Die „Gewerbeordnung für den 
Norddeutschen Bund“ von 1869 ermög-
lichte schließlich jedem Bürger der deut-
schen Staaten einen Gewerbebetrieb zu 
gründen, ohne besondere Qualifikationen 
nachweisen zu müssen, und jeder selbst-
ständige Gewerbetreibende erhielt das 
Recht, Lehrlinge auszubilden. Damit wa-
ren die Privilegien der Handwerksmeister 
beseitigt. Diese gaben ihren Protest gegen 
die  liberalen Bestimmungen jedoch nicht 
auf; die Gründerkrise (1873/74) und die 
folgende Preisdeflation führten sie enger 
zusammen und resultierten 1882 in der 
Gründung des Allgemeinen Deutschen 
Handwerkerbundes. Die Handwerker er-
zielten in den folgenden Jahren weitrei-
chende Erfolge. Die Novelle der Gewerbe-
ordnung von 1897 ermöglichte den selbst-
stä nd igen Gewerbet reibenden d ie 

u Gewerbefreiheit
Die allgemeine bürgerliche Freiheit, 
sich gewerblich zu betätigen, das 
heißt ohne Ansicht der Person ein 
Geschäft oder Unternehmen gründen 
zu können und Handel und Gewerbe 
zu betreiben. Vor Einführung der 
 Gewerbefreiheit regulierten Zünfte 
(Handwerkervereinigungen) oder 
auch die Landesfürsten den Zugang 
zur wirtschaftlichen Selbstständigkeit. 
Die seit 1935 bestehende Meister-
pflicht im Handwerk ist beispielsweise 
eine Einschränkung der Gewerbefrei-
heit; Beschränkungen der Gewerbe-
freiheit bestehen heute auch noch für 
viele freie Berufe.
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Handwerk insgesamt Nahrungs- und Genussmittel bzw. Lebensmittelgewerbe

Betriebe Umsatz Betriebe Umsatz

Unter- 
nehmen 

(1949 – 2011)
Beschäf- 

tigte insgesamt je Unter- 
nehmen

je Beschäf-
tigtem

Unter- 
nehmen 

(1949 – 2011)
Beschäf- 

tigte insgesamt je Unter- 
nehmen

je Beschäf-
tigtem

1 000 Mrd. Euro 1 000 Euro 1 000 Mrd. Euro 1 000 Euro

x0844 x0845 x0846 x0847 x0848 x0849 x0850 x0851 x0852 x0853

Deutsches Reich

1926 1 304,0 – – – – – – – – –

1937 1 604,6 – – – – 254,4 – – – –

1939 1 314,3 4 537,9 – – – 227,0 807,8 – – –

Bundesrepublik/Alte Bundesländer

1949 861,2 3 053,0 9,9 11,5 3,2 115,1 402,9 2,9 24,8 7,1

1956 750,9 3 623,6 24,4 32,5 6,7 117,2 498,3 6,9 59,0 13,9

1963 659,1 3 972,9 50,1 76,1 12,6 105,4 490,1 11,7 110,6 23,8

1968 614,9 4 088,3 72,7 118,2 17,8 97,8 503,9 15,0 153,5 29,8

1977 494,2 3 906,5 141,6 286,5 36,3 74,3 476,4 26,5 357,1 55,7

1995 482,7 5 124,8 358,4 742,4 69,9 48,3 560,3 37,1 768,3 66,3

Deutschland

1995 566,9 6 138,5 409,7 722,8 66,7 50,1 594,6 34,4 687,0 57,9

2011 580,4 5 050,2 512,7 883,3 101,5 29,0 568,7 39,5 1 361,5 69,5

Berufstätige Handwerk

insgesamt

davon:
Betriebsart private Betriebe Produktions- 

genossenschaften
Industrie /
produzie-

rendes 
Handwerk

Bauwirt- 
schaft volkseigen genossen-

schaftlich privat Anzahl Beschäftigte Anzahl Beschäftigte

1 000

c0020 c0021 c0022 c0023 c0024 c0025 c0026 c0027 c0028 c0029

1953 7 417 2 978 455 3 934 385 3 098 259,2 795,3 0,0 1,4

1961 7 692 3 177 456 4 892 1 551 1 344 164,1 399,5 4,1 181,0

1970 7 769 3 259 538 5 174 1 451 1 144 116,5 347,5 4,5 260,2

1980 8 225 3 387 583 6 571 1 210 444 83,8 245,3 2,8 156,3

1987 8 571 3 479 569 6 856 1 263 452 81,1 262,0 2,7 165,7

u Tab 6 Handwerk – Unternehmen, Beschäftigte und Umsatz nach Handwerkszweigen

u Tab 7 DDR – Berufstätige nach Wirtschaftszweig und Betriebsart und Struktur des Handwerks
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Abb 7: Beschäftige im Handwerk der DDR – in 1 000

In der DDR war das Handwerk einer 
der wenigen Bereiche, in denen sich Sach-
kapital in privater Hand befinden konnte. 
Doch die Handwerksbetriebe waren in 
die zentrale Planung und Bewirtschaftung 
eingebunden und besaßen daher wenig 
Gestaltungsspielraum. Zudem wurden seit 
1952 Produktionsgenossenschaften gebil-
det, in denen viele Handwerksbetriebe vor 
allem des „Maschinen- und Fahrzeugbaus“, 
der Holzbearbeitung und des Bauhand-
werks aufgingen. Weil ein industrielles Ar-
beitsverhältnis eine sicherere und zum Teil 
einträglichere Existenz als die  eines selbst-
ständigen Handwerkers versprach (sieht 
man von dem ausgedehnten Segment der 
Schwarzarbeit ab) und weil zudem zahlrei-
che Arbeitskräfte in die Bundesrepublik 
abwanderten, nahm die Zahl der im Hand-
werk Tätigen in der zweiten Hälfte der 
1950er Jahre um etwa ein Drittel ab (1955: 
858 000, 1961: 580 000). u Tab 7, Abb 7

Wenngleich der Deutsche Handwerks-
kammertag heute das Handwerk als die 

„Wirtschaftsmacht von nebenan“14 bewirbt, 
so wurde doch seit Einführung der Ge-
werbefreiheit und dem Beginn der Indus-

trialisierung stets der drohende Untergang 
des Handwerks beklagt. So unzureichend 
die statistische Erfassung der handwerk-
lichen Unternehmen auch ist, gibt sie 
 jedoch wenig Anlass für eine pessimisti-
sche Betrachtung. Zwar nahm die Zahl 
der Handwerksunternehmen nicht nur in 
der DDR, sondern auch in der Bundesre-
publik bis zum Ende der 1970er Jahre 
deutlich ab, doch danach stabilisierte sich 
die Lage. Sowohl die Zahl der Unterneh-
men als auch die Zahl der Beschäftigten 
blieb relativ stabil. Auch in den vergange-
nen 15 Jahren hat das Handwerk an Be-
schäftigten verloren, doch verglichen mit 
dem produzierenden Gewerbe (Industrie), 
wo die Zahl der Beschäftigten seit 1991 
um fast 40 Prozent zurückgegangen ist, ist 
die Beschäftigungsquote im Handwerk be-
merkenswert stabil. Es sei daran erinnert, 
dass die Daten für das produzierende Ge-
werbe größere Handwerksbetriebe ein-
schließen und dass diese Daten den Be-
schäftigungsrückgang in der Industrie da-
her noch unterschätzen. 

Die einzelnen Handwerkszweige wa-
ren sehr unterschiedlich von strukturellen 

u Abb 7 Beschäftige im Handwerk der DDR — in 1 000

259 200
private Handwerks-
betriebe gab es 1953  
in der DDR. 

81 100
Handwerksbetriebe 
waren es 1987.
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Bis heute wächst die Zahl der Beschäf-
tigten im Gesundheitsgewerbe, im Lebens-
mittelgewerbe bleibt sie bemerkenswert 
stabil. Seit der deutschen Einigung hat ins-
besondere das Baugewerbe verloren. Hier 
arbeiteten 2010 540 000 Beschäftigte weni-
ger als im Jahr 1995. Dies ist nur zum Teil 
durch Technisierung zu erklären, eine 
wichtige Rolle spielen auch der Europäi-
sche Binnenmarkt und die Tätigkeit aus-
ländischer Unternehmen in Deutschland 
sowie die Folgen der Finanzkrise.

Wandlungsprozessen betroffen. Eine lang-
fristige Tendenz ist kaum zu ermitteln, da 
nach der letzten Handwerkszählung von 
1995 (für das alte Bundesgebiet) die Erfas-
sungskriterien radikal verändert wurden 
und die jüngeren Daten mit den vorheri-
gen mit Ausnahme des Lebensmittelge-
werbes nicht mehr vergleichbar sind. Be-
reits in der alten Bundesrepublik waren 
die verschiedenen Zweige sehr unter-
schiedlich betroffen. Während die Zahl 
der Unternehmen im metallverarbeiten-
den Gewerbe stieg, verlor das Beklei-
dungs-, Textil- und Ledergewerbe über 
90  Prozent der Unternehmen (insbeson-
dere Schneider und Schuster) und das 
Nahrungsmittel- und das Holzgewerbe je-
weils fast 60 Prozent. In der gleichen Zeit 
hat die Gesamtzahl der Beschäftigten um 
mehr als zwei Drittel zugenommen, je-
doch nicht im Bekleidungs-, Textil- und 
Ledergewerbe, wo sie um über 80 Prozent 
zurückgegangen ist.

2010
arbeiteten 540 000 
Beschäftigte weniger 
im Baugewerbe als 
1995.
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Datengrundlage

Die hier präsentierten Übersichten basieren auf der Auswertung der 
 Statistischen Jahrbücher des Deutschen Reiches, der DDR und der 
Bundes republik Deutschland sowie einigen Sonderveröffentlichungen die-
ser  Behörden. Zudem wurden verschiedene Forschungsberichte (bei-
spielsweise zur Sozialpolitik in der DDR und zur Umrechnung der Hand-
werksstatistik) und einige Zeitreihen zur industriellen Produktion (vor allem 
Bergwerks- und Montanstatistiken) hinzugezogen, die bei GESIS15 zu-
gänglich sind. Diese Daten wurden durch Branchenveröffentlichungen 
und Angaben von Interessenverbänden wie der Wirtschaftsvereinigung 
Stahl oder dem Deutschen Aktieninstitut ergänzt, da das Statistische 
Bundesamt die entsprechenden Angaben nicht mehr weiter oder in anderer 
Form veröffentlichte. So werden Kapitalgesellschaften nur noch in der Um-
satzsteuerstatistik ausgewiesen, die aber sehr viel weniger Gesellschaften 
ausweist.

So manche wünschenswerte Zeitreihe lässt sich aufgrund häufig verän-
derter Erhebungskriterien nicht erstellen. So änderte sich die Zuordnung 
einzelner Gewerbe oder Handwerke zu Branchen fortlaufend, einige 
 Beispiele dafür werden im Text vorgestellt. Die präsentierte Auswahl er-
streckt sich auf wichtige Bereiche, für die überhaupt lange Reihen erstellt 
werden können. In vielen Fällen ist dies jedoch nicht ohne Rückgriff auf 
die Originaldaten, sofern diese vorhanden und zugänglich sind, möglich. 
Dies betrifft beispielsweise die Indizes der industriellen Nettoproduktion, 
die aufgrund veränderter Gewichtungen der einzelnen Branchen nicht 
miteinander verkettet werden können.

Doch auch die vorgelegten Zeitreihen sind nicht immer so eindeutig, wie 
sie scheinen, daher sollte bei einer weiteren Verwendung die online 
 zugängliche Dokumentation der Daten berücksichtigt werden. So wurden 

beispielsweise bis 1977 häufig nur Daten für Unternehmen mit mehr als 
10 Beschäftigten erhoben, ab 1978 jedoch nur noch Unternehmen mit 
mehr als 20 Beschäftigten erfasst. Eine andere Einschränkung betrifft den 
jeweiligen Entstehungszusammenhang und den Zweck der Erhebung.  
So stimmen beispielsweise die Angaben über die Zahl der Unternehmen 
und deren Beschäftigte im Statistischen Jahrbuch nicht mit den Angaben 
des Statistischen Bundesamtes im Unternehmensregister oder in der 
 Umsatzsteuerstatistik überein. Solche Probleme können hier nicht aufge-
löst, sondern nur benannt werden. Sie resultieren daraus, dass die amt-
liche Statistik an der Gegenwart interessiert ist und Momentaufnahmen für 
einen Zeitpunkt oder die jüngste Vergangenheit liefert. Sie hat leider nicht 
das Ziel, dazu beizutragen, langfristen Wandel zu verstehen. Doch die 
amtliche Statistik und insbesondere die Politik sollten durchaus ein 
 eigenes Interesse an Forschungsprojekten haben, die es erlauben, den 
wirtschaft lichen Strukturwandel und auch die vielen Veränderungen im 
 Kleinen besser zu erfassen. Allerdings erfordert eine Harmonisierung der 
Daten für einen langen Zeitraum sehr viel Detailarbeit, womöglich auch 
den Zugriff auf die Originaldaten und sehr differenzierte Abschätzungen 
der Auswirkung  veränderter statistischer Erfassungen.
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Umsatz des Bauhauptgewerbes 
in der Bundesrepublik 1970  
und in Deutschland 2000:

1970 ― 29 400 000 000 Euro

Durchschnittliche Bruttokaltmiete 
in der Bundesrepublik 1982  
und in Deutschland 1993:

1982 ― 161 Euro

Anzahl der Erwerbstätigen im Baugewerbe 
im Deutschen Reich 1900 
und in der Bundesrepublik 1970:

1900 ― 1 239 000

Anzahl der Wohngebäude 
im Deutschen Reich 1936 und  
in Deutschland 2010:

1936 ― 8 700 000

2000 ― 98 600 000 000 Euro

1993 ― 293 Euro

1970 ― 2 319 000

2010 ― 18 100 000

19
Bauen und  
Wohnen
Günther Schulz
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Bauen und Wohnen dienen grundlegenden gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Versorgungsfunktionen. Zugleich sind sie durch 
individuelle Wünsche, politische, staatliche Ziele und wirtschaft-
liche Interessen bestimmt. Diese Kräfte wirkten und wirken in  
den jeweiligen Epochen unterschiedlich zusammen. Die Analyse 
dieses Zusammenspiels eröffnet den Blick auf wichtige gesell-
schaftliche, wirtschaftliche und politische Entwicklungen der 
modernen Gesellschaft.

siedlung sein (ein Begriff für ein Wohnhaus mit Landzulage 
und Stall bzw. Wirtschaftsteil), das freistehende sowie das 
Reihen-Einfamilienhaus, die Einliegerwohnung und die 
Wohnung im Mehrfamilienhaus. Bei der Rechtsform unter-
scheidet man zwischen Wohnen im Eigentum, zur Miete 
oder in Sonderformen wie dem Dauer- bzw. dem genossen-
schaftlichen Wohnrecht.

Wohnungspolitik bezeichnet im engeren Sinne die Sum-
me derjenigen meist staatlichen Maßnahmen, die mit Blick 
auf politisch definierte Ziele der quantitativen und qualitati-
ven Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum dienen. Im 
weiteren Sinne wird auch die Siedlungs- und Stadtumwelt ein-
bezogen. Wohnungspolitik gliedert sich in die Bau- und die 
Bestandspolitik. Die erstere umfasst alle Maßnahmen, die 
sich auf den Neubau richten. Ihre Mittel sind weit gespannt. 
Sie umfassen die Bodenpolitik ebenso wie ein vielfältiges Ins-
trumentarium öffentlicher Subventionen: Kapital- bzw. Zins-
subventionen, Abschreibungen bzw. Steuervergünstigungen. 
Die Bestandspolitik richtet sich auf den vorhandenen Wohn-
raum und gliedert sich in die Mietrechts-, Mietpreisrechts-
politik sowie die öffentliche Wohnraumbewirtschaftung (bei-
spielsweise Festlegung des Mietpreises durch die öffentliche 
Hand, Einweisung von Mietern in Wohnungen, die aufgrund 
staatlicher Förderung entsprechende Belegungsbindung ha-
ben, oder nach Kriegen, Umweltkatastrophen etc.).

An die Politik werden vielfältige Ansprüche bezüglich der 
Versorgung mit gutem und preiswertem Wohnraum gestellt, 
und es gibt zahlreiche Wechselwirkungen mit angrenzenden 

Einordnung	und	begriffliche	Klärungen
Wohnen ist ein Grundbedürfnis des Menschen und zugleich 
ein Bereich, um sich gesellschaftlich darzustellen, zu integrie-
ren oder abzugrenzen. Die Bauwirtschaft ist eine „Lokomotive 
der Gesamtwirtschaft“: eine Schlüsselbranche, von der viele 
Wirkungen auf andere Bereiche ausgehen. Bauen und Wohnen 
richten sich auf die Gestaltung von Gegenwart und Zukunft – 
in persönlicher wie gesellschaftlicher, politischer, volks-, einzel-
wirtschaftlicher, kultureller, räumlicher und ästhetischer Hin-
sicht. Sie sind zugleich von den vorhandenen Traditionen und 
Ressourcen auf diesen Feldern geprägt und zum Teil begrenzt.

Das Gut „Wohnung“ besteht aus einem oder mehreren 
Räumen, die für den dauerhaften Aufenthalt von Menschen 
bestimmt und geeignet sind, die dafür erforderlichen Grund-
funktionen gewährleisten, insbesondere eine Küche haben, 
und in der Regel räumlich abgeschlossen sind. Es weist als 
Besonderheiten auf, dass es von jedermann benötigt wird 
und nicht substituierbar ist; es ist immobil, heterogen, seine 
Herstellung zeitraubender und teurer und seine Nutzungs-
dauer im Allgemeinen länger als diejenige fast aller anderen 
Gebrauchsgüter. Ferner orientieren sich Bauherren bzw. Be-
wohner nicht nur an den Kriterien der eigenen wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit, des finanziellen Ertrags, an ihren 
familiären und beruflichen Bedürfnissen, sondern auch an 
Überlegungen bezüglich sozialem Status, Prestige und wirt-
schaftlich-sozialer Sicherheit.

Bei Wohnungen wird zwischen der Wohn- und der 
Rechtsform unterschieden. Die Wohnform kann die Klein-
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Erwerbs-
tätige  

im Bau - 
gewerbe

Bauhauptgewerbe Umsatzanteile am  
öffentlichen Bau

Ein- 
kommen  

im Bauge- 
werbe

Lohn- und 
Gehaltssumme 
im Bauhaupt-

gewerbe
tätige 

Personen 

Umsatz

Hoch- 
bau

Straßen- 
bau

Tief- 
bau

Mrd.  
Euro

darunter:

Wohnungs- 
bau

gewerb-
licher Bau

öffent- 
licher Bau 

1 000 % Mrd. Euro

x0854 x0855 x0856 x0857 x0858 x0859 x0860 x0861 x0862 x0863 x0864
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1855 384 – – – – – – – – 0,1 –

1875 530 – – – – – – – – 0,2 –

1890 1 045 – – – – – – – – 0,5 –

1900 1 239 – – – – – – – – 0,7 –

1910 1 530 – – – – – – – – 1,0 –

1929 2 030 – – – – – – – – 2,8 –

1936 2 086 – – – – – – – – 2,0 –

Bundesrepublik

1950 1 463 913 3,2 – – – – – – 2,7 1,3

1960 2 126 1 406 12,8 38,8 25,6 35,5 25,5 37,3 37,2 – 4,3

1970 2 319 1 529 29,4 34,9 24,0 41,1 23,0 37,5 39,4 – 11,3

1980 2 134 1 263 57,5 37,9 25,5 36,6 24,2 33,8 42,1 – 19,1

1989 1 833 999 63,7 31,2 34,1 34,7 26,3 32,1 41,7 – 19,8

Deutschland

2000 2 920 1 050 98,6 35,2 35,7 29,1 21,9 38,9 39,1 – 26,2

2010 2 371 716 81,9 32,1 36,0 31,8 25,2 42,1 32,7 – 18,8

Seite Wohnungselend, wie es sich insbeson-
dere in überalterten, heruntergekommenen 
Stadtvierteln zeigte, aber auch in der Miets-
kaserne. Beispiele sind der Berliner Wed-
ding und das Hamburger „Gänge viertel“. 
In den Brennpunkten entwickelten sich 
spezifische proletarische Wohnformen 
(u „Schlafgängerwesen“, halboffene Gesell-
schaft). Angesichts fehlender sozialer Si-
cherheit (u „Kahlpfändung“) entzogen sich 
Mieter nicht selten durch raschen Umzug 
der Mietzahlung. An den Problemen ent-
zündete sich Sozialkritik, beispielsweise 
von  Armenärzten, die Untersuchungen 
über die Wohnverhältnisse in sozialen 
Brennpunkten initiierten. Ferner führten 
die Missstände zur Formierung der Boden-
reformbewegung mit dem Ziel, den Boden 
umzuverteilen und „unverdienten“ Boden-
wertgewinn abzuschöpfen, sowie zur Gar-
tenstadt-2 und zur Wohnreformbewegung 3.

sentlichen auf Vorgaben für Bausicherheit 
und Feuerschutz (siehe das preußische 
Fluchtliniengesetz von 1875) und griff so-
zialpolitisch kaum ein. Aufgrund des star-
ken Wachstums der Be völkerung sowie 
ihrer Zusammenballung in gewerblich- 
industriellen Zentren kam es zu einem 
Bauboom, es entstanden Bodenspekulati-
on, Armutsviertel und Elendswohnungen. 
Das führte dazu, dass die Armen- und Ar-
beiterfrage im Gefolge der Industrialisie-
rung zugleich auch zur Wohnungsfrage 
wurde. In den rasch wachsenden Indus-
triezentren kam es zu fortschreitender Se-
gregation: auf der einen Seite adeliges und 
großbürgerliches Wohnen – Stichworte 
sind Stadtpalais und bürgerliche Villa mit 
Vorbildwirkung, auch bezüglich Auftei-
lung und Ausstattung im Inneren mit Re-
präsentationsräumen und „gutbürger-
lichem“ Wohnzimmer –, auf der anderen 

Politikfeldern, wirtschaftlichen, wissen-
schaftlichen und künstlerischen Gebieten, 
zum Beispiel der Boden-, Städtebau-, Sied-
lungs-, Raumordnungs- und Verkehrs-, 
Umwelt- und Energiepolitik, der Steuer-, 
Eigentums-, Vermögens-, Konjunktur- und 
allgemeinen Wirtschaftspolitik sowie dem 
Kapital-, Arbeits-, Baustoffmarkt und nicht 
zuletzt der Architektur.

Mit dem Wohnungsbau konkurrieren 
weitere Bereiche um Ressourcen: der Wirt-
schaftsbau – die Errichtung von gewerb-
lichen Anlagen, Fabriken, Büros, Läden 
usw. – sowie der öffentliche Bau: die Er-
richtung von Schulen, Rat- und Kranken-
häusern, Theatern und Bädern etc. u Tab 1

Historische Entwicklungslinien
Die Wohnverhältnisse im 19. Jahrhundert 
waren weitgehend liberal geprägt.1 Die öf-
fentliche Hand beschränkte sich im We-

u Tab 1  Das deutsche Baugewerbe
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Weimarer Zeit erprobt worden waren, und 
förderte sie besonders, desgleichen den 
Bau von Einfamilienhäusern und Klein-
siedlungen. Er stellte das Wohnungswesen 
in den Dienst agrarromantischer (Klein-
siedlung, Ostsiedlung) und großstadt-
feindlicher Vorstellungen, war aber zwi-
schen Agrarromantik und industriellem 
Massenwohnungsbau gespalten. Im Rah-
men von Kriegsvorbereitung und Ressour-
cenverknappung intensivierte der natio-
nalsozialistische Staat die öffentliche 
Wohnraumbewirtschaftung bzw. Woh-
nungszwangswirtschaft. 1936 fror er die 
Wohnungsmieten ein.6

Nach dem Zweiten Weltkrieg war die 
Wohnungsnot größer als je zuvor. 1950 
gab es in der Bundesrepublik 15,4 Millio-
nen Haushalte, doch nur 10,1 Millionen 
Wohnungen. Die Jahre 1945 bis 1949 wa-
ren ein Schwebezustand: gravierende Un-
terversorgung mit Wohnraum, vor allem 
in den Städten und industriellen Zentren; 
umfangreiche Wanderungen bzw. Bevöl-
kerungsverschiebungen; starke Bewirt-
schaftung; Instandsetzungen, doch noch 
kaum Neubau; Unsicherheit, wie lange 
die Wohnungsnot andauern würde und 
mit welchen Leitbildern und Mitteln sie 
zu überwinden sei.7

Ab 1949 gingen die beiden deutschen 
Staaten getrennte Wege. In der Bundes-
republik setzte die bürgerliche Koalition 
aus CDU/CSU, FDP und DP auf Mobili-
sierung aller Kräfte unter staatlicher Rah-
mengebung und Förderung: Dies umfass-
te erstens den öffentlich geförderten Sozi-
alen Wohnungsbau mit Einsatz staatlicher 
Mittel, Beschränkung der Wohnungsgrö-
ße auf 32 bis 64 Quadratmeter und der 
Miethöhe auf maximal 1,10 D-Mark/Qua-
dratmeter (= 0,56 Euro; in Großstädten) 
sowie der Vergabe an Mieter unterhalb 
bestimmter Einkommensgrenzen. Zwei-
tens den steuerbegünstigten Wohnungs-
bau, der Steuervergünstigungen, aber kei-
ne öffentlichen Förderungsmittel erhielt; 
die Wohnungen durften 80 bis – für Kin-
derreiche – 120 Quadratmeter groß sein; 
es galt die Kostenmiete. Drittens den frei-
finanzierten Wohnungsbau ohne öffent-
liche Mittel und Beschränkungen.8 Man 

Die Situation änderte sich mit dem 
Ende der Monarchie in Deutschland und 
dem Übergang zur demokratischen Mas-
sengesellschaft am Ende des Ersten Welt-
kriegs, als etwa eine Million Wohnungen 
aufgrund von Mangel und Baustillstand 
im Weltkrieg fehlten und die Wohnungs-
frage zu einem kardinalen Thema der Ge-
sellschaftspolitik wurde: für den Staat ein 
Mittel zur gesellschaftlichen Stabilisie-
rung, für die Parteien ein Instrument der 
Klientelbindung.4 Die Weimarer Zeit wur-
de zum Wendepunkt hinsichtlich von In-
terventionen ins Wohnungswesen. Nun 
griff der Staat einerseits in Fortsetzung 
kriegswirtschaftlicher Maßnahmen stark 
lenkend ein, mit verschärftem Mieter-
schutz, massiver Mietpreisbegrenzung 
und fortgeführter, wenngleich gelockerter 
öffentlicher Wohnraumbewirtschaftung. 
Andererseits finanzierte er umfangreich 
den Neubau nach der Währungsreform 
1923 mithilfe einer „Geldentwertungsaus-
gleichssteuer auf die bebauten Grundstü-
cke“ (in Preußen: „Hauszinssteuer“). Die-
se Mittel flossen in erheblichem Umfang 
an gewerkschaftliche, verbandliche und 
kommunale Träger. Der Werkswohnungs-
bau hingegen wurde ausgeschlossen. Mit 
diesen Mitteln kam es zu umfangreicher 
Neubautätigkeit, bei der die jeweiligen 
Träger die ihnen politisch angemessen er-
scheinenden Siedlungsformen realisier-
ten. Beispielsweise errichtete die Linke 
vornehmlich Siedlungen des Neuen Bau-
ens, mit den Merkmalen Einheitlichkeit, 
Gleichheit, Kubus und Flachdach; natio-
nale und konservative Kräfte hingegen 
konzentrierten sich auf konventionelle 
Formen: architektonische Unterschied-
lichkeit, Sattel dach und Sprossenfenster. 
Politische  Programmatik verband sich mit 
kon zeptionell-ästhetischem Ausdruck.

In der Weltwirtschaftskrise brach der 
Wohnungsbau stark ein. Die öffentliche 
Förderung kam zum Erliegen, es domi-
nierten Selbst- und Nachbarschaftshilfe. 
Der Nationalsozialismus benutzte den 
Wohnungsbau für seine Ziele, entwickelte 
freilich keine grundlegend neuen Kon-
zepte. 

5 Er griff Vorstellungen der länd-
lichen Siedlung auf, wie sie schon in der 

u Schlafgänger 
Schlafleute, -burschen mieteten, meist 
im Haushalt bedürftiger Witwen und 
Arbeiterfamilien, nicht einen Raum, 
sondern eine Schlafgelegenheit, eine 
„Schlafstelle“, im Wesentlichen ein 
Bett, im Extremfall nur für die Zeit,  
in der der Wohnungsinhaber es nicht 
selbst benutzte. Dies war den Sozial-
reformern und der Obrigkeit aus 
sitt lichen und hygienischen Gründen 
ein Dorn im Auge. Zur Abhilfe errich-
teten Unternehmen und Kommunen 
Ledigenheime.

u Kahlpfändung 
Die Pfändung und Verwertung aller 
Vermögensgegenstände bei Miet-
schulden. Sie war damals zulässig, 
es gab noch keinen Schutz des 
Lebensnotwendigen. Deshalb ent-
zogen sich zahlungsunfähige Mieter 
bei Mietrückstand nicht selten durch 
rasches Verschwinden mit allen 
Habseligkeiten.
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Bestand
Anteil am  

Wohnungsbestand  
nach Größe

fertiggestellte  
Wohnungen in Wohn-  

und Nichtwohngebäuden

Sozialer 
Wohnungs- 

bau
Preisindex für 
Wohn ge bäude

Wohn- 
gebäude

Woh - 
nungen

Wohnungen 
pro 1 000 

Einwohner

1– 3  
Räume

4 – 6  
Räume

7 und  
mehr 

Räume 1 000
pro  

10 000  
Ein- 

wohner

1 – 2  
Woh- 

nungen
3 und mehr 
Wohnungen

geförderte  
Wohnungen

Bauleistungen am 
Bauwerk, Neubau, 

konventionell
Mio. % % 1 000 Index (2005=100)

x0865 x0866 x0867 x0868 x0869 x0870 x0871 x0872 x0873 x0874 x0875 x0876
Deutsches Reich

1871 5,3 8,7 213 – – – – – – – – –

1880 5,7 9,7 214 – – – – – – – – –

1890 5,8 10,6 216 – – – – – – – – –

1900 6,5 12,3 219 – – – – – – – – –

1910 7,0 14,3 222 – – – – – – – – –

1920 7,2 13,7 222 – – – 103 17 – – – 48,4

1929 8,0 15,5 240 – – – 318 51 – – – 8,1

1936 8,7 17,2 256 – – – 310 47 – – – 6,0

Bundesrepublik

1950 5,4 10,1 214 43,0 57,0 – 372 74 82,5 17,5 319 11,4

1960 7,4 16,1 291 – – – 574 104 – – 327 17,9

1970 9,2 20,8 338 36,1 56,5 7,4 478 79 – – 165 31,0

1980 11,2 25,4 412 34,2 57,8 8,0 389 63 – – 97 59,5

1989 12,3 26,6 424 29,2 59,5 11,3 239 38 83,2 16,8 65 74,4

DDR

1950 1,9 5,1 276 – – – 31 17 72,3 27,8 – –

1960 – – – – – – 80 47 – – – –

1970 – – – – – – 76 45 – – – –

1980 – – – – – – 112 67 – – – –

1989 – 7,0 426 – – – 92 56 – – – –

Deutschland

1990 – 33,9 425 31,0 59,7 9,4 – – – – – –

2000 16,8 38,4 467 30,4 59,6 10,0 423 51 82,2 17,8 44 97,9

2010 18,1 40,3 493 – – – 160 20 83,0 17,0 – 113,9
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Abb 1: Fertiggestellte Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden - auf 10 000 Einwohner

Abb. 2: Wohnungsbestand - je 1000 Einwohner

u Tab 2 Wohnungsbestand, Wohnungsbau

u Abb 1 Fertiggestellte Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden — pro 10 000 Einwohner
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Abb 1: Fertiggestellte Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden - auf 10 000 Einwohner

Abb. 2: Wohnungsbestand - je 1000 Einwohner

setzte auf Objektförderung, bei der sich 
die Subventionierung nur an der Einhal-
tung politischer Vorgaben wie der Be-
schränkung der Wohnf läche und der 
Miethöhe orientierte, nicht aber an der 
 finanziellen Lage der Bauherren. Allmäh-
lich wurde dies ergänzt durch Subjektför-
derung in Form von Mietbeihilfen bzw. 
Wohngeld, um nicht marktfähige Nach-
frage marktfähig zu machen.

In der DDR setzte die sozialistische 
Regierung immer stärker auf den Woh-
nungsbau von Genossenschaften und 
Staatsbetrieben mit niedrigen Mieten und 
öffentlicher Bewirtschaftung sowie auf 
Vergesellschaftung des Wohnraums („Die-
ses Haus gehört dem Volke“). Die einge-
frorenen Mietpreise bestanden von der na-
tionalsozialistischen Zeit bis zum Zusam-
menbruch der DDR fort. Das System nicht 
kostendeckender Mieten erstickte den ge-
werblichen Wohnungsbau und zog den 
Verfall des Wohnungsbestandes nach sich. 
Im Wohnungsbau überlebte, wenn man  es 
typisiert, neben dem staatlichen und genos-
senschaftlichen Wohnungsbau nur derje-
nige für die Selbstversorgung. 

Beide deutsche Staaten erlebten seit ih-
rer Gründung einen Bauboom9 – in der 
DDR staatlich induziert, in der Bundesre-

publik durch die Mobilisierung aller wirt-
schaftlich-gesellschaftlichen Kräfte mit 
Förderung durch die öffentliche Hand. 
Am Höhepunkt des Booms im Jahr 1964 
wurden etwa 624 000 Wohnungen (brut-
to) errichtet und damit mehr als je zuvor 
in der deutschen Geschichte – in den bes-
ten Jahren der Weimarer Republik waren 
es für Gesamtdeutschland etwa 338 802 
gewesen (1929).10 Auch bezogen auf die 
Einwohnerzahl stiegen die Fertigstellun-
gen und erreichten in der Bundesrepublik 
Spitzenwerte. u Tab 2, Abb 1

Parallel zur Überwindung der Unter-
versorgung reduzierte die Bundesrepublik 
die staatlichen Eingriffe ins Wohnungs-
wesen. Das Erste Wohnungsbaugesetz von 
1950 war ein additiver Kompromiss, der, 
um die Wohnungsnot zu überwinden, 
 allen Bauherrengruppen Anreize bzw. Ent-
faltungsmöglichkeit bot. Das Zweite Woh-
nungsbaugesetz von 1956 („Wohnungsbau- 
und Familienheimgesetz“) war der Ver-
such, das Eigen- bzw. Familienheim aus 
politisch-weltanschaulichen Gründen ge-
gen den Mietwohnungsbau stärker durch-
zusetzen. Das „Gesetz über den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über ein 
soziales Miet- und Wohnrecht“ 1960 über-
führte das Wohnungswesen in die Markt-

wirtschaft unter gleichzeitiger Einbindung 
in Sozialrechtsklauseln (Kündigungsschutz; 
Kündigung nur bei Eigenbedarf). Parallel 
zu der frühen, vornehmlich auf privat-
wirtschaftliche Anreize setzenden Politik 
vollzogen sich Entwicklungen wie der Be-
deutungsgewinn der gewerkschaftlichen 

„Neuen Heimat“, die von der Wohnungs-
politik profitierte, ohne dass diese Konzen-
tration von der Regierung intendiert war. 
Die Wohnungsgemeinnützigkeit – und da-
mit der erwünschte Verzicht auf kapitalisti-
sche Rendite bzw. Spekulationsgewinn – 
gewann an Bedeutung, damit zugleich aber 
auch die – unerwünschte – Akkumulation 
von Wohnungsbeständen in Händen ein-
zelner Anbieter. Im Falle der gewerkschaft-
lichen „Neuen Heimat“ wirkten mehrere 
Faktoren zusammen,11 nach ihrem spekta-
kulären Zusammenbruch kam es 1988 zum 
Ende der Wohnungsgemeinnützigkeit.

Eine weitere Entwicklungsphase war 
die verstärkte Einbindung des Wohnungs-
wesens in die Stadtplanung unter den Ge-
sichtspunkten der Gliederung nach Funk-
tionen (wohnen, arbeiten, sich erholen, 
sich bewegen) gemäß dem Leitbild der 

„Charta von Athen“ (1933). Diese wurde in 
Deutschland nach der unmittelbaren Wie-
deraufbauzeit (1945/48 bis etwa 1955) unter 

u Abb 2 Wohnungsbestand — pro 1 000 Einwohner
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Abb. 4: Preisindex für Wohngebäude (Bauleistungen am Bauwerk, Neubau, konventionell) - 2005=100 

Abb. 3: Bewohnte Wohnungen - durschnittliche Fläche pro Person - in Quadratmetern
dem Leitbild der „gegliederten und aufge-
lockerten Stadt“ rezipiert (1955 bis etwa 
1970).12 Es folgten die dezidierte Städte-
bauförderung und die Propagierung der 

„verkehrsgerechten Stadt“. Nach dem Ende 
des Baubooms gewannen die Erhaltung 
und Sanierung des Bestandes immer mehr 
an Bedeutung, ferner Gesichtspunkte der 
Umwelt-, Alters-, Familiengerechtigkeit 
und zuletzt der Energieeinsparung. Der 
Versorgungsgrad der Bevölkerung mit 
Wohnungen ist inzwischen hoch, derjenige 
einkommensschwacher Nachfrager frei-
lich nach wie vor unbefriedigend. u Abb 2

Obwohl die Ausgaben für Miete und 
Nebenkosten gestiegen sind, verfügen die 
Deutschen derzeit über mehr Wohnfläche 
pro Person als je zuvor. Ursachen sind ne-
ben gewachsenen Ansprüchen an die 
Wohnqualität und gestiegenem Wohlstand 
auch der Rückgang der Kinderzahl und 
zunehmende Überalterung. u Tab 3, Abb 3

Eigen- 
tümer- 
quote

durchschnittliche 
Bruttokaltmiete Mietanteil am  

ausgabenfähigen 
Einkommen von 
Arbeitnehmern

Anteil der Hauptmieterhaus- 
halte mit Mietbelastung  

von 20 Prozent und mehr des 
Haushalts nettoeinkommens

bewohnte Wohnungen

pro  
Monat

pro  
Quadratmeter

durchschnitt-
liche Fläche

durchschnitt-
liche Fläche  
pro Person

durchschnitt-
liche Anzahl 

Personen

% Euro % qm Anzahl

x0877 x0878 x0879 x0880 x0881 x0882 x0883 x0884

Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 39,1 19 – 10,1 – – – 4,7

1960 33,8* – 0,6 9,6 8,5 – – –

1972 35,8 95 1,5 13,3 25,3 75,0 26,4 2,9

1982 40,4 161 2,8 13,5 39,1 82,2 33,6 2,5

1993 41,7 333 4,9 16,7 58,2 86,8 36,9 2,4

2002 44,6 432 6,1 – 69,8 92,5 42,8 2,2

2010 48,8 465 6,5 – 72,4 95,8 46,1 2,1

Neue Bundesländer

1993 26,4 170 2,9 10,1 22,9 64,6 29,3 2,2

2002 34,2 324 5,3 – 60,3 76,8 36,2 2,1

2010 34,4 377 6,0 – 69,6 78,8 41,4 1,9

Deutschland

1993 38,8 293 4,4 – 49,1 82,3 35,4 2,3

2002 42,6 408 5,9 – 67,7 89,6 41,6 2,2

2010 45,7 441 6,4 – 71,7 92,1 45,1 2,0

* 1961

u Tab 3 Haushalte und Wohnsituation

u Abb 3 Bewohnte Wohnungen – durchschnittliche Fläche pro Person 
in Quadratmetern
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Abb. 3: Bewohnte Wohnungen - durschnittliche Fläche pro Person - in Quadratmetern

Bestimmungsfaktoren des  
Wohnungswesens
Bauen und Wohnen werden im Wesent-
lichen von den vorgelagerten Bodenmärk-
ten, den Gegebenheiten der Bauwirtschaft, 
den Kapitalverhältnissen und der Beschaf-
fenheit der Nachfrage bestimmt. Da der 
Boden immobil, nicht vermehrbar und 
nicht reproduzierbar ist, ist die Verfüg-
barkeit bzw. der Ausweis von Bauland 
wichtig. Von der Gesamtfläche der alten 
und neuen Bundesländer wurden 1989/90 
rund 11,5 Prozent als Siedlungs- und Ver-
kehrsf läche genutzt, 55  Prozent waren 
landwirtschaftliche, 29  Prozent Wald, 
2 Pro zent Wasser und 2,5 Prozent sonstige 
Fläche. Die Preise für baureifes Land stie-
gen beispielsweise 1980 bis 1992 von 
 umgerechnet 42 auf 64 Euro pro Quadrat-
meter – ein Anstieg um 52 Prozent. Im sel-
ben Zeitraum stieg der Preisindex für 
Wohn gebäude um 50, der Lebenshaltungs-

kostenindex um 39  Pro zent.13 Die Kom-
munen haben vielfältige Möglichkeiten, 
die Menge des verfügbaren Baulandes 
und die Baulandpreise zu beeinf lussen, 
beispielsweise durch Erschließung und 
Vorratspolitik. u Abb 4

Es kennzeichnet die Bauwirtschaft, 
dass sie nicht auf Vorrat baut, sondern als 

„Bereitschaftsindustrie“ Kapazitäten für 
Auft räge vorhalten muss, sodass sie star-
ken Auftragsschwankungen unterliegt 
und individuelle Leistungen erbringt. Ihre 
wichtigsten bestimmenden Faktoren sind 
die Baustoffpreise, die Arbeits- sowie wei-
tere Kosten, zum Beispiel für Ausrüstung, 
in jüngerer Zeit auch für Umweltschutz. 
Versuche zur Rationalisierung und Indus-
trialisierung der Bautätigkeit, zum Bei-
spiel durch Fertigteilbau, gab es schon 
früh, sie waren aber, anders als die techni-
sche Normung, nie sonderlich erfolgreich. 
Dazu trug neben der vielfach individuell 

geprägten Nachfrage insbesondere die 
kleinbetriebliche Struktur bei. Sieht man 
vom Plattenbau in der DDR ab, dominierte 
stets der traditionelle, regional gebundene 
kleinbetriebliche Baubetrieb. In Deutsch-
land gab es 1993 im Hochbau 19 903 traditi-
onelle Handwerks- und Industriebetriebe, 
davon hatten 15 270 maximal 19, nur 113 
mehr als 200 Mitarbeiter. Demgegenüber 
gab es nur 538 Hochbau-Fertigteilbetriebe.14

Auf dem Kapitalmarkt wirken zahlrei-
che Faktoren: neben den vielfältigen Ge-
staltungsmöglichkeiten der Eigenfinanzie-
rung (auch über Bausparen, Arbeitgeber-, 
Verwandten-, Mieterdarlehen etc.), der 
(kurz-, mittel-, langfristige) Zins sowie die 
überaus vielfältigen, differenzierten Mög-
lichkeiten der öffentlichen Hand zur Steu-
erung und Subventionierung. u Tab 4

Die Nachfrage wird in erster Linie 
durch die demografische Entwicklung 
und die Zusammensetzung der Bevölke-

u Abb 4 Preisindex für Wohngebäude (Bauleistungen am Bauwerk,  
Neubau, konventionell) — 2005=100

75
Quadratmeter be- 
trug die durchschnitt- 
liche Fläche einer  
bewohnten Wohnung  
in der Bundes republik  
1972.

92,1
Quadratmeter  
waren es in  
Deutschland 2010. 



Kap 19 / Bauen und Wohnen

280

Bausparkassen Sozialer Wohnungsbau: Finanzierung

Woh nungs- 
bauinves- 
titionen

Auszahlungen Bausparsumme des 
Vertragsbestandes

ins- 
gesamt

davon:

ins- 
gesamt

davon:

ins- 
gesamt

davon:

öffentliche 
Bauspar-
kassen

private 
Bauspar-
kassen

öffentliche 
Bauspar-
kassen

private 
Bauspar-
kassen

Kapital- 
markt

öffentliche 
Haushalte Sonstige

Mio. Euro % Mrd. Euro

x0885 x0886 x0887 x0888 x0889 x0890 x0891 x0892 x0893 x0894 x0895

Deutsches Reich

1928 21 1 20 – – – – – – – 1,4

1936 38 7 32 – – – – – – – 1,1

Bundesrepublik

1950 206 105 101 – – – – – – – 1,9

1960 – – – 25 711 11 019 14 692 5 143 44 25 31 11,4

1970 – – – 120 548 44 549 75 999 5 330 59 12 29 24,0

1980 24 590 8 809 15 781 383 595 118 717 264 877 12 153 51 17 33 53,0

1989 22 170 6 602 15 568 452 956 137 089 315 866 8 605 50 20 30 66,3

Deutschland

2000 38 048 10 649 27 399 658 693 213 877 444 816 – – – – 139,8

2010 30 202 8 569 21 634 780 621 264 570 516 051 – – – – 133,2

down-Effekte“) zu nennen, bei denen bes-
ser verdienende Haushalte in höherwer-
tige Wohnungen ziehen und damit die bis-
her benutzten für einkommensschwache 
Nachfrage frei machen, sowie Arbitrage- 
Prozesse, bei denen Einfluss von Nach-
barschaft, Wohnquartier und Wohnum-
feld ausgeht.

rung bestimmt (u. a. Einheimische/Frem-
de bzw. Migranten; Altersgruppen/Gen-
trifikation, Ein-/Mehrpersonenhaushalte), 
ferner durch den Zustand des Wohnungs-
marktes als inhomogener, unvollkomme-
ner Markt. Ihn prägen unter anderem Al-
ter, Qualität, Lage und Mietpreis der Woh-
nungen und natürlich die Vorgaben der 
öffentlichen Hand. Zwischen den Teil-
märkten bestehen zahlreiche Interdepen-
denzen. Hier sind unter anderem Filte-
ring-Prozesse zu nennen. „Filtering-down“ 
bedeutet, dass bei ausbleibender oder 
 unzulänglicher Sanierung und Moderni-
sierung die Wohnungen an Qualität ver-
lieren und für weniger leistungsfähige 
 Bevölkerungsschichten interessant werden; 
umgekehrt spricht man von „Filtering-up“. 
Außerdem sind Sickerprozesse („Trickle- 

u Tab 4	 Wohnungsbaufinanzierung

781
Milliarden Euro be- 
trug die Bauspar-
summe aller Bauspar-
kassen im Jahr 2010 
insgesamt.
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Datengrundlage

Aufgrund der territorialen Zersplitterung Deutschlands und damit auch der 
nur geringen administrativen Möglichkeiten, Bauen und Wohnen valide  
zu quantifizieren, gibt es für die Zeit seit dem frühen 19. Jahrhundert bislang 
keine konsistenten langen Reihen zu diesem Bereich. Zudem variieren die 
Definition und damit auch die Bestimmung und Erfassung der Objekte, 
 indem Statistiken zum Beispiel Wohnungen mitunter nur in Wohn-, mitunter 
auch in Nichtwohngebäuden erfassen, ferner Neubau ein- bzw. aus-
schließlich von Wiederaufbau, Instandsetzung etc. Zudem ist die Nutzung 
von Räumen zu Wohn- oder zu Gewerbezwecken häufig fließend und 
überhaupt die statistische Erfassung der Wohnung als inhomogenes Gut 
nicht einfach. Ferner wurden im Laufe der Zeit in den Erhebungen bzw. 
von den Statistischen Ämtern Angaben immer wieder neu zugeordnet, 
umbasiert bzw. neu berechnet und nicht zuletzt gelegentlich aus politischen 
Gründen „geschönt“, sodass die überlieferten Daten oft voneinander ab-
weichen. Deshalb sind auf dem Feld von Bauen und Wohnen mehr noch 
als auf vielen anderen Gebieten die sachliche Zuordnung im Detail und die 
definitorische Nuance von großer Bedeutung.

Vor Beginn der zentralen amtlichen Statistik wurden die meisten quantifi-
zierenden Zusammenstellungen von Ärzten, Sozialreformern und anderen 
Privatleuten aus sozialen Motiven und für sozialpolitische Zwecke vor-
genommen. Ferner gibt es schon recht früh umfassendes, aber regional 
 begrenztes Zahlenmaterial über Bau- und Wohnverhältnisse, beispiels-
weise in den Berichten der Landräte an die preußische Regierung Mitte des 
19. Jahrhunderts, ferner in einzelnen Brennpunkten der Wohnungsnot  
in der Hochindustrialisierung. Insgesamt ist das Zahlenmaterial für das  
19. Jahrhundert umfangreich, regional zersplittert und disparat.

Mit Einsetzen der amtlichen Statistik in den deutschen Staaten und vor 
 allem nach Gründung des Deutschen Reiches und des Kaiserlichen Sta-
tistischen Amtes werden die Zählungen umfassender und die Zahlen 

 gesicherter. Je näher man zur Gegenwart kommt, desto elaborierter und 
valider wird das Material. In der Statistik der Bundesrepublik Deutschland 
finden sich regelmäßig Erhebungen über den Wohnungsbestand, ähnlich  
in der Statistik der DDR.

Das Statistische Bundesamt hat auch Überblicksdarstellungen mit Material 
zu Bauen und Wohnen publiziert.15 Ferner publiziert das Wohnungsbau-
ministerium des Bundes (wechselnde Bezeichnungen) seit 1951 Statistiken 
im Bundesbaublatt.16 Seit Gründung der Bundesrepublik gibt das Statisti-
sche Bundesamt die Reihe „Wirtschaft und Statistik“ mit auch für Wohnen 
und Bauen relevanten Daten heraus.17

Daneben gibt es eine reichhaltige Publikationstätigkeit der Verbände, bei-
spielsweise der Landesbausparkassen mit „Markt für Wohnimmobilien“. 
Dort werden wichtige Daten und Fakten zum deutschen Wohnimmobilien-
markt, zur aktuellen Bautätigkeit, zu Wohnungsbestand, Finanzierung und 
Wohneigentumsbildung publiziert. Zudem gibt es die Jahresberichte der 
Bundesgeschäftsstelle Landesbausparkassen.18 Des Weiteren sind zu nen-
nen die Jahresberichte der Geschäftsstelle Öffentliche Bausparkassen.19  

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie publiziert das Baustatisti-
sche Jahrbuch,20 und der Zentralverband Deutsches Baugewerbe gibt die 
Publikation „Baumarkt: Ergebnisse, Entwicklungen, Tendenzen“ heraus.21

Auf der Ebene der amtlichen Statistik der Europäischen Union beinhaltet 
die Online-Datenbank von Eurostat auch Daten zur Entwicklung des Bau-
gewerbes. Die Daten werden jeweils aktuell aufbereitet.22

Zum Weiterlesen empfohlen 
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Wohnungsmangel und Wohnungszwangswirtschaft in Deutschland 
1914 –1960, Stuttgart 1995.

Helmut W. Jenkis (Hrsg.): Kompendium der Wohnungswirtschaft, 4. Aufl., 
München/Wien 2001.
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Günther Schulz: Wiederaufbau in Deutschland. Die Wohnungsbaupolitik 
in den Westzonen und der Bundesrepublik Deutschland von 1945 bis 
1957, Düsseldorf 1994.
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tion, Zerstörung, hrsg. von Gerd Kähler; Band 5: 1945 bis heute – Aufbau, 
Neubau, Umbau, hrsg. von Ingeborg Flagge, Stuttgart 1997, 1996, 1999.



Wert der importierten Waren 
im Deutschen Reich 1900 und  
in der Bundesrepublik 1960:

1900 ― 3 030 000 000 Euro

Gesamte Verkaufsfläche des Einzelhandels 
in der Bundesrepublik 1970  
und in Deutschland 2016:

1970 ― 35 000 000 Quadratmeter

Anteil der Kohle an der Gesamtausfuhr 
im Deutschen Reich 1925 
und in der Bundesrepublik 1980:

1925 ― 7,7 Prozent

Umsatz des Einzelhandels 
in der Bundesrepublik  
1960 und 1980:

1960 ― 44 000 000 000 Euro

1960 ― 21 840 000 000 Euro

1980 ― 190 000 000 000 Euro

2016 ― 124 000 000 Quadratmeter

1980 ― 1,3 Prozent
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Binnenhandel 
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Außenhandel
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Die deutsche Wirtschaft erlebte ab dem Beginn des 19. Jahr-
hunderts eine einschneidende Transformation zur international inte- 
grierten Marktwirtschaft. Mit dem zunehmenden Austausch von 
Gütern stieg auch die wirtschaftliche Bedeutung des Groß- und 
Einzelhandels. Zwei Globalisierungsschübe im späten 19. Jahr- 
hundert und in der Nachkriegszeit führten zu einer stärkeren 
Einbindung Deutschlands in den Welthandel und besonders in 
den Europäischen Binnenmarkt. 

Bäckereien und Restaurants. Ein Großteil des übrigen Waren-
flusses wird vom Handel organisiert, in Form von Groß- und 
Einzelhandel, Import- und Exportunternehmen, Boutiquen, 
Warenhäusern und Versandhandel. All diese Formen des 
Handels existieren, weil sie Produzenten und Konsumenten 
zueinander bringen und dabei Waren an einem Ort und zu ei-
nem Zeitpunkt einkaufen, an denen sie besonders günstig 
sind, und an einem Ort und zu einem Zeitpunkt verkaufen, 
an denen „gute Preise“ zu erzielen sind. Dieses Handeln ist 
ein zentrales Element in einer wettbewerbsorientierten 
Marktwirtschaft, denn es erfüllt drei grundlegende Funktio-
nen. Zum Ersten ist der Handel eine Voraussetzung für die 
komplexe Arbeitsteilung einer modernen Wirtschaft, in der 
Produktionsvorgänge in viele einzelne Schritte gegliedert 
werden und erst so Spezialisierung und Rationalisierung er-
möglichen. Zum Zweiten schafft der Handel Märkte, indem 
er das enorm vielfältige Angebot mit der Nachfrage an be-
stimmten Orten und zu bestimmten Zeiten zusammenbringt. 
Schließlich trägt der Handel dazu bei, dass sich Preise zwi-
schen regionalen Märkten und über die Zeit hinweg anglei-
chen – von Ökonomen wird dies Arbitrage genannt. 

Tabelle 1 versucht in langfristiger Betrachtung den Anteil 
des Handels an der gesamtwirtschaftlichen Aktivität in 
Deutschland nachzuzeichnen. Im Rahmen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung (vgl. Kapitel 13 in diesem 
Band) wird hierbei häufig der Handel mit den Branchen 
Gastge werbe, Verkehr – Transport der gehandelten Güter – 
und Kommunikation zusammengefasst. Deren Anteil am 

Handel als Wirtschaftsaktivität
Der Handel erfüllt eine zentrale Rolle in der Wirtschaft. Händ-
ler und Handelsunternehmen übernehmen auf verschiedenen 
Ebenen den Austausch von Gütern zwischen Produzenten 
und Konsumenten und werden damit zum Rückgrat der 
Marktwirtschaft. Das 19. und 20. Jahrhundert waren dabei 
Zeugen einer deutlichen Beschleunigung der Transformation 
von weitgehend selbstversorgenden örtlichen Gemeinden in 
integrierte regionale und nationale Volkswirtschaften bis zur 
transnationalen Organisation der Güterflüsse der Globalisie-
rung.1 Während in der Frühen Neuzeit vor allem Güter ge-
handelt wurden, die am jeweiligen Bestimmungsort nicht 
produzierbar und daher sehr teuer waren – vor allem Luxus-
waren wie Schmuck, wertvolle Stoffe oder exotische Gewür-
ze –, werden spätestens seit Mitte des 19. Jahrhunderts auch 
unscheinbare und im Vergleich zu ihrem Gewicht wesentlich 
weniger wertvolle Güter wie Getreide, Kohle oder Eisenbahn-
schienen über große Entfernungen transportiert. Ermöglicht 
wurde diese Entwicklung durch sinkende Handelskosten, ins-
besondere durch den Ausbau von Eisenbahnnetzen, die 
Schiffbarmachung von Flüssen, den Bau von Kanälen und 
Straßen und die Vereinheitlichung des Münz- und Zollwe-
sens. Während im 18. Jahrhundert Selbstverbrauch und loka-
le Direktvermarktung für große Teile der Produzenten in 
Deutschland – damals in erster Linie Landwirte und Klein-
handwerker wie Schuhmacher oder Schreiner – üblich waren, 
sind diese Vermarktungsformen heute auf wenige Branchen 
beschränkt, deren Produkte nur kurzfristig haltbar sind, etwa 
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Wertschöpfungsanteil 
von Handel, Verkehr 
und Gastgewerbe  

am BIP 

Anteil des Handels 
am BIP 

Anteil des  
Einzel handels  

am BIP

Anteil der Erwerbstätigen im Handel an den Erwerbstätigen  
in allen Wirtschaftszweigen

insgesamt
darunter: 

im Großhandel im Einzelhandel

%

x0896 x0897 x0898 x0899 x0900 x0901
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1850 7,6 5,6 – – – –

1860 8,5 6,0 – – – –

1870 9,6 6,0 – – – –

1880 11,0 6,2 – – – –

1890 12,1 6,2 – 0,8 0,6 –

1900 13,4 6,1 – 1,3 0,9 –

1913 15,6 6,2 – 3,6 1,7 1,8

1925 17,0 – – 4,1 1,8 2,4

1935 15,5 – – 6,4 3,0 3,5

Bundesrepublik

1950 20,0 12,2 5,2 8,7 3,4 5,3

1960 18,5 12,0 5,9 12,6 5,3 7,2

1970 19,0 10,4 5,8 12,6 5,5 7,1

1980 18,5 9,7 6,2 12,7 5,5 7,2

Deutschland

1991 14,6 9,2 3,8 14,3 5,1 9,2

2000 14,3 9,2 4,0 15,1 5,0 10,1

2010 14,2 8,8 3,1 14,2 4,5 9,7

2017 14,4 9,0 3,1 13,4 4,2 9,2

Bruttoinlands produkt in Deutschland ver-
doppelte sich von Mitte des 19. Jahrhun-
derts bis zum Ersten Weltkrieg von etwa 7,5 
auf gut 15 Prozent, ein klares Zeichen für 
die Ausbreitung der Marktwirtschaft in 
Deutschland. In der Zwischenkriegszeit 
stieg der Anteil leicht, in den frühen 1950er 
Jahren stark an; 20,2 Prozent im Jahr 1952 
bilden den historischen Höchstwert. Bis 
1980 blieb der Anteil bei 18 bis 19 Prozent 
und fällt seitdem langsam, aber stetig, auf 
zuletzt etwa 14,4 Prozent (2017), leicht un-
ter dem Niveau von 1913. u Tab 1 

Daten zum Handel selbst sind schwie-
riger zu ermitteln, weisen aber  vermutlich 
eine ähnliche Tendenz auf: ein leichter An-
stieg von Mitte des 19. Jahrhunderts bis in 

die Zwischenkriegszeit, mit vermutlich 
deutlichem Anstieg bis Ende der 1950er 
Jahre (man beachte den Anteil des Einzel-
handels am Bruttoinlandsprodukt in die-
sen Jahren) und seitdem ein Rückgang auf 
etwa 8 bis 9 Prozent im Handel insgesamt 
und etwa 3 bis 4 Prozent im Einzelhandel.2 
Bezüglich des Anteils der Erwerbstätigen 
im Handel sind die Tendenzen ähnlich: Bei 
Beginn des Ersten Weltkriegs waren etwa 
7 Prozent aller Erwerbstätigen im Handel 
tätig, davon jeweils etwa die Hälfte im 
Groß- und im Einzelhandel.3 Heutzutage 
beschäftigt der Handel etwa 14 Prozent al-
ler Erwerbstätigen, davon mehr als zwei 
Drittel im Einzelhandel, dessen Beschäfti-
gungsanteil im Gegensatz zum Großhan-

u Tab 1 Wertschöpfungs- und Beschäftigungsanteile des Handels
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Abb 1: Überschrift ???

Abb 2: Überschrift ???

del in den vergangenen Jahrzehnten deut-
lich zugenommen hat, auch aufgrund des 
höheren Anteils an Teilzeitarbeitsverhält-
nissen im Einzelhandel. u Abb 1 

Tabelle 2 präsentiert einige Kennzif-
fern zur Entwicklung des Einzelhandels 
auf der Basis von Publikationen des 
Hauptverbandes des Deutschen Einzel-
handels, wobei viele Indikatoren aufgrund 
von Veränderungen in der Definition und 
Erhebungspraxis lediglich für den Zeit-
raum des Bestehens der „alten Bundesre-
publik“ vorliegen. Die Zahlen zeigen eine 
zunehmende Konzentration im Einzel-
handel an, sichtbar in der Verringerung 
der Einzelhandelsunternehmen zwischen 
1950 und 1990 von knapp 500 000 auf 
knapp 341 000; die Zahl für Gesamt-
deutschland im Jahr 2000 lag mit 436 000 
nur leicht darüber; die letzte verfügbare 
Publikation zählte 341 000 Einzelhandels-
unternehmen im Jahr 2016. Die Verkaufs-
fläche nahm hingegen über die vergange-
nen Jahrzehnte stetig zu, auf 2016 etwa 
124 Quadratkilometer. Die Zahl der Insol-
venzen stieg bis zur Wiedervereinigung 
kontinuierlich, trotz zunehmender uHan-
delsspannen, die bis 1997 auf 41,7 Prozent 

stiegen und seitdem im Fallen begriffen 
sind. Die letzte verfügbare Angabe zur 
Handelsspanne weist sie mit 36,3 Prozent 
im Jahr 2003 aus. Dies dürfte in nicht ge-
ringem Maße mit der Zunahme des Inter-
nethandels verbunden sein, über den uns 
leider keine langfristig vergleichbaren 
Zahlen vorliegen. Die Zahlen zum Umsatz 
des  damals noch über Kataloge abgewi-
ckelten Versandhandels im Vergleich zu 
Warenhäusern für die Zeit bis zur Wieder-
vereinigung zeigen jedoch, dass es sich 
vermutlich um einen langfristigeren 
Trend handelt, da die Wachstumsraten des 
Versandhandels die der konkurrierenden 
Warenhäuser bereits seit den 1970er Jah-
ren deutlich übertrafen.4 u Tab 2 

Auch wenn der Einzelhandel den grö-
ßeren Anteil an Wirtschaftsleistung und 
Beschäftigten ausmacht, da seine Aufgabe 
in der Versorgung der Verbraucher besteht, 
so sollte die Bedeutung des Großhandels 
als Verteiler zwischen Produzenten und 
Einzelhändlern nicht unterschätzt wer-
den.5 Innerhalb des Großhandels nimmt 
der interregionale Handel sowie der Im- 
und Exporthandel, der den Austausch von 
Waren über die Grenzen Deutschlands hin-

u Abb 1 Entwicklung des Handels: Anteil an den Erwerbstätigen und am BIP — in Prozent

u Handelsspanne
Differenz zwischen Bezugs- und Netto- 
verkaufspreis (exkl. Steuern) einer 
Ware in Prozent des Nettoverkaufs-
preises. Nicht zu verwechseln mit 
dem Gewinn, da in der Handelsspan-
ne alle Kosten des Handels mit Aus-
nahme des Bezugspreises der Wa-
ren  (Mieten, Löhne und Gehälter, 
Werbung etc.) enthalten sind. 
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Umsatz Zahl der 
Unternehmen

Verkaufs- 
fläche

Handels- 
spanne

Umsatz pro 
Beschäftigtem

Umsatz pro 
qm Geschäfts-

fläche
Insolvenzen

Gesamt- 
umsatz der 

Warenhäuser

Versand-
handels- 
umsatz

Mrd. Euro 1 000 Mio. qm % 1 000 Euro Anzahl Mrd. Euro

x0902 x0903 x0904 x0905 x0906 x0907 x0908 x0909 x0910

Bundesrepublik

1950 16 489 – 20,7 21,2 – – 0,7 0,3

1960 44 430 – 26,4 27,5 1,3 564 – 1,8

1970 86 382 34,5 33,2 56,9 1,8 510 9,6 4,3

1980 190 368 48,0 37,7 100,4 2,6 854 16,2 11,6

Deutschland

1991 – – – 39,1 137,6 3,1 1 136 18,8 18,5

2000 428 436 109,0 – – – – – 21,2

2010 427 376 121,5 – 136,0 – – – 30,3

2016 514 341 124,0 – 156,0 – – – 57,1*

* 2015

u Tab 2	 Kennziffern	zum	Einzelhandel	

aus abwickelt, eine bedeutende Rolle ein. 
Dem Handel zwischen Regionen inner-
halb Deutschlands sowie dem Handel mit 
europäischen Nachbarregionen (etwa 
entlang des Rheins) kam eine wichtige 
Funktion für die Entstehung einer mo-
dernen arbeitsteiligen Wirtschaft zu. Die 
Abgrenzung zwischen Binnenhandel (in-
nerhalb eines Staatsgebiets) und Außen-
handel (über Staatsgrenzen hinweg) wur-
de für Deutschland allerdings erst im 
Lauf des 19. Jahrhunderts mit der Grün-
dung des Zollvereins 1834, der Gründung 
des Deutschen Reiches 1871 und dem Ein-
schnitt des Ersten Weltkriegs vollzogen.6 
Im Folgenden wird die grenzüberschrei-
tende Verflechtung der deutschen Wirt-
schaft mit dem Ausland im Detail be-
trachtet. 

Außenhandel
Der Außenhandel bezeichnet den Teil der 
heimischen Produktion, die im Ausland 
abgesetzt wird bzw. den Teil der heimi-
schen Nachfrage, die von nicht in Deutsch-
land produzierten Gütern gedeckt wird. 
Der Saldo von Importen und Exporten 
schlägt sich in der Handelsbilanz nieder, 

die als Teil der Zahlungsbilanz im nächs-
ten Kapitel behandelt wird.

Um die Werte der Ein- und Ausfuhr 
langfristig vergleichbar zu machen und 
 verständlich aufzubereiten, wurden zwei 
 Indikatoren berechnet: erstens der Offen-
heitsgrad, der Importe und Exporte ins 
Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt setzt 
(Import- bzw. Exportquote), und zweitens 
die realen Exporte pro Kopf, ein Indikator 
der durchschnittlichen Bruttoproduktion 
jedes Einwohners für ausländische Nach-
frager.7 Die Entwicklung ist Abbildung 2 
und Tabelle 3 zu entnehmen. Es sei auf 
die teilweise unsichere Daten lage vor 
1880 hingewiesen sowie darauf, dass das 
deutsche Zollgebiet vor 1890 nicht mit 
dem Reichsgebiet identisch war, sodass 
sich kleine, aus Gebietsänderungen erge-
bende Abweichungen in den Reihen fin-
den können. u Abb 2, Tab 3

Erkennbar ist eine klar steigende Ten-
denz im Offenheitsgrad der deutschen 
Volkswirtschaft vom Beginn der Grafik im 
Jahr 1850 bis 1879, dem Jahr der „protekti-
onistischen Wende“ im Deutschen Reich. 
Der Anteil der Importe am BIP steigt von 
durchschnittlich 7,5 Prozent in den frü-

7,5
Prozent betrug  
der Anteil der Im-
porte am BIP in  
den 1850er Jahren. 

17
Prozent waren  
es bereits in den 
späten 1870er  
Jahren.
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hen 1850er Jahren auf mehr als 17 Prozent 
in den späten 1870ern, für die Exporte ist 
die Entwicklung ähnlich, wenn auch et-
was weniger ausgeprägt (von 8 auf 13 Pro-
zent). Diese Periode seit etwa 1840 wird 
international als erste Phase der „Globali-
sierung des 19. Jahrhunderts“ bezeichnet, 
die zumindest in Teilen eine Folge der In-
dustriellen Revolution in England und der 
Ausbreitung der Industrialisierung auf 
dem europäischen Kontinent war, die mit 
lokaler, regionaler und nationaler Spezia-
lisierung und zunehmendem Austausch 
von „Überschussproduktion“ einherging. 
Seit etwa 1870 trat diese erste Globalisie-
rung in eine zweite Phase ein, in der ins-
besondere die europäische Landwirtschaft 
unter Druck geriet, da durch fallende 
Transportkosten Getreideexporte aus den 
USA, dem Südwesten des Russischen Rei-
ches und nach und nach auch aus Süd-
amerika und Australien zunahmen. Die 
deutsche Reaktion hierauf war eine „pro-
tektionistische Wende“: Getreide- und Ei-
senzölle wurden erhöht, um der durch die 
Gründerkrise getroffenen Industrie des 
Ruhrgebiets und der Landwirtschaft ins-
besondere in Nordostdeutschland politi-

schen Schutz vor ausländischer Konkur-
renz zu gewähren. 

Als Folge dieser Schutzzollpolitik fie-
len 1880 die Importe deutlich, auf 11 Pro-
zent des BIP, wobei es sich bei einem Teil 
dieser Verringerung des Offenheitsgrades 
um ein statistisches Artefakt handeln 
könnte, verursacht durch die 1880 in Kraft 
getretene Reform bei der Erhebung der 
Handelsstatistik. Bis zum Vorabend des 
Ersten Weltkriegs stieg die Importquote 
erneut auf 20 Prozent, die Globalisierungs-
kräfte blieben also langfristig bedeutsam. 
Im Fall der Exporte sind die Schwankun-
gen geringer und das Jahr 1879 stellt keine 
solch große Zäsur dar. Allerdings fällt der 
Anteil der Exporte am BIP im Lauf der 
1880er Jahre, um dann bis zum Ersten 
Weltkrieg erneut deutlich anzusteigen, bis 
auf 18 Prozent im Jahr 1913.

Während des Ersten Weltkriegs und in 
den ersten Nachkriegsjahren ist die Ent-
wicklung der Reihen sehr volatil und mit 
Unsicherheit verbunden, was insbesonde-
re mit den hohen, bis Ende 1923 monat-
lich zunehmenden Inflationsraten erklärt 
werden kann. Insgesamt zeigt sich beim 
Außenhandel nach einer Stabilisierung 

insbesondere der Importe (die deutlich 
über den Exporten liegen) eine deutlich 
fallende Tendenz, insbesondere seit Be-
ginn der Weltwirtschaftskrise und wäh-
rend der Zeit nationalsozialistischer 
Autarkiepolitik und des beginnenden 
Zweiten Weltkriegs, in dessen Verlauf der 
Außenhandel erneut zusammenbrach bzw. 
von Besatzungspolitik und politisch-mili-
tärischen Allianzen bestimmt war.

Seit Gründung der Bundesrepublik 
nahm der Offenheitsgrad stetig zu, von 
knapp 12 Prozent Anfang der 1950er Jah-
re bis 24 Prozent im Jahr 1985 bei den Im-
porten, um danach bis Ende der 1990er 
Jahre bei etwa 20 Prozent zu stagnieren 
und seitdem auf historische Rekordwerte 
(35 Prozent im Jahr 2011) anzusteigen, die 
auch im internationalen Vergleich unge-
wöhnlich sind.8 Einen besonderen Anteil 
an der Zunahme des Import-Offenheits-
grades (also des Anteils der Importe am 
BIP) bis Mitte der 1980er Jahre und sei-
nem Fall im darauffolgenden Jahrzehnt 
hatten der starke Anstieg der Rohöl- und 
anderer Rohstoffpreise und der folgende 
Fall dieser Preise. Im Fall der Exporte ist 
der Anstieg bis zur Wiedervereinigung 

u Abb 2	 Offenheitsgrad,	Importe	und	Exporte	—	in	Prozent	des	BIP
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Außenhandel in laufenden  
Preisen Außenhandels-

bilanz
Gesamtausfuhr 
in Preisen von 
2010 pro Kopf

Außenhandel in Prozent  
des BIP

Außenhandel in laufenden  
Preisen pro Kopf

Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr

Mrd. Euro Mio. Euro Euro % Euro

x0911 x0912 x0913 x0914 x0915 x0916 x0917 x0918
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1834 0,16 0,22 58 – – – 7 9

1840 0,26 0,28 24 – – – 10 11

1850 0,28 0,27 – 12 – – – 9 9

1860 0,57 0,54 – 27 – – – 17 16

1870 1,12 1,01 – 113 – – – 29 26

1880 1,09 1,05 – 43 98 11 10 24 23

1890 2,24 1,90 – 344 200 16 13 46 39

1900 3,03 2,49 – 535 270 18 15 54 45

1910 4,75 3,86 – 897 397 19 15 74 60

1925 6,32 4,75 – 1571 360 17 13 101 76

1935 2,13 2,18 57 264 6 6 32 33

Bundesrepublik

1950 5,82 4,28 – 1 540 221 12 9 118 87

1960 21,84 24,51 2 670 1 118 14 16 390 438

1970 56,04 64,05 8 012 2 365 16 18 919 1 050

1980 174,54 179,12 4 575 4 016 22 23 2 831 2 905

Deutschland

1991 293,22 348,12 54 902 4 950 22 27 3 677 4 365

2000 538,31 597,44 59 129 7 602 26 29 6 544 7 263

2010 797,10 951,96 154 862 11 654 32 38 9 750 11 645

2017 1034,32 1279,07 244 743 14770 32 39 12 493 15 449

Offenheitsgrad der Exporte über dem der 
Importe lag, die deutsche Handelsbilanz 
also positiv war. Da rauf wird im nächsten 
Abschnitt näher eingegangen, zuvor soll 
hier jedoch kurz hervorgehoben werden, 
dass dies im historischen Vergleich, etwa 
mit der Zwischenkriegszeit, keine Selbst-
verständlichkeit darstellt. 

Bezüglich der Exporte pro Kopf tritt 
die Internationalisierung des Warenhan-
dels noch deutlicher hervor. Im Referenz-
jahr 2010 exportierte die deutsche Wirt-
schaft Waren im Wert von 11 654 Euro pro 
Einwohner, mehr als doppelt so viel wie 
noch im Jahr der Wiedervereinigung, als 
die (inflationsbereinigte) Ausfuhr bei 4 950 

Euro pro Kopf lag. Zum Ende der Wirt-
schaftswunderzeit waren es in der alten 
Bundesrepublik 1973 2 950 Euro pro Kopf, 
zu deren Beginn 1950 221 Euro pro Kopf. 
Vor dem Zweiten Weltkrieg lagen die Wer-
te zwischen etwa 98 Euro pro Kopf zu Be-
ginn der 1880er Jahre und 492 bzw. 
528 Euro in den Jahren 1913 und 1929. Ins-
gesamt wuchs der Export pro Einwohner 
von 1880 bis 2017 um mehr als 60 000 Pro-
zent, oder um 4,9 Prozent pro Jahr. u Tab 3

Die Ausweitung des Außenhandels 
geht in der Regel mit lokaler, regionaler 
und nationaler Spezialisierung einher, die 
in der Güterstruktur des Außenhandels 
sichtbar wird. Von dieser Spezialisierung 

(27 Prozent 1990) kontinuierlich, um dann 
bis 1999 unter dieses Niveau zu fallen. Es 
steht zu vermuten, dass ein Teil der zuvor 
aus den alten Bundesländern exportierten 
Produktion nun in den neuen Bundeslän-
dern nachgefragt wurde, deren Wirtschaft 
gleichzeitig die Herausforderungen der 
Umstellung auf die marktwirtschaftliche 
Verhältnisse und den Zusammenbruch des 
Außenhandelssystems der sozialistischen 
Länder Osteuropas (Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe) zu bewältigen hatte. Seit 
dem Jahr 2000 stieg der Anteil der Exporte 
am BIP erneut kontinuierlich an, bis auf 
41 Prozent im Jahr 2011. Bemerkenswert 
ist zudem, das in allen Jahren seit 1950 der 

u Tab 3 Deutsche Einfuhren und Ausfuhren im Gesamtüberblick
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hängt ganz wesentlich das Potenzial wirt-
schaftlicher Entwicklung und wirtschaft-
lichen Wachstums ab. Die Tabellen 4 und 
5 und Abbildung 3 stellen die Grobstruk-
tur der deutschen Im- und Exporte in drei 
Kategorien dar: Nahrungs- und Genuss-
mittel, Halbwaren und Rohstoffe zur ge-
werblichen bzw. industriellen Verarbei-
tung und Fertigwaren bzw. Industrieer-
zeugnisse. Vor dem Ersten Weltkrieg 
machten Industrierohstoffe und Fertig-
produkte den größten Anteil an den deut-
schen Importen aus, gefolgt von Nah-
rungs- und Genussmitteln und Fertigwa-
ren. In der Zwischenkriegszeit blieb dieses 
Muster weitgehend bestehen, wobei aller-
dings kurzfristig, bis 1950, der Anteil der 
Nahrungs- und Genussmittel stark anstieg 
und derjenige von Industriegütern zu-
rückging. Seit 1950 sind ein stetiger Trend 
zur Abnahme der Bedeutung von Nah-
rungsmitteln im deutschen Import und 
ein ebenso deutlicher Trend zur Zunahme 
der Industrieimporte zu beobachten. Im 
Jahr 2017 betrug der Anteil der Nahrungs- 
und Genussmittel noch knapp über 8 Pro-
zent, während es sich bei annähernd 
72 Prozent aller Importe um Industrieer-
zeugnisse handelte. Ähnliche Tendenzen 
sind auch bei den Exporten deutlich. Der 
Anteil der Nahrungs- und Genussmittel 
fiel von 1878 bis 1961 stetig, von 33,0 auf 
2,1 Prozent, und stieg seitdem leicht wie-
der an, auf 5,7 Prozent 2017. Der Anteil 
der Industrie rohstoffe und -vorprodukte 
fiel ebenfalls, mit kurzfristigen Anstiegen, 
von durchschnittlich 25 Prozent vor dem 
Ersten Weltkrieg auf 11 Prozent im Schnitt 
der 1960er und 1970er Jahre bis auf 6 Pro-
zent in den Jahren seit 2001. Der Anteil 
der Ausfuhr von Fertigwaren und Indust-
riegütern nahm hingegen stetig zu, von 
etwa 50 Prozent in den 1870er Jahren auf 
mehr als 85 Prozent seit der Wiederverei-
nigung. Die zunehmende Konzentration 
der Im- und Exporte auf den Austausch 
von Industriewaren für Industriewaren 
zwischen Deutschland und der Welt folgt 
 einem deutlichen Trend in der Weltwirt-
schaft seit dem Zweiten Weltkrieg, in dem 
Muster des Austausches von Rohstoffen 
gegen Industriegüter zunehmend dem so-

genannten intraindustriellen Handel wei-
chen. Dieser spiegelt zunächst einmal den 
Umstand wider, dass bei steigenden Ein-
kommen die Nachfrage nach Nahrungs-
mitteln zwar absolut steigt, aber relativ 
zu der nach anderen Gütern abnimmt. 
Darüber hinaus ist die Dominanz des in-
traindustriellen Handels das Ergebnis der 
 zunehmenden Industrialisierung weiter 
Teile der Welt und ebenso einer stetig 
 zunehmenden globalen Verflechtung von 
Wertschöpfungsketten. Seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs und verstärkt seit den 
1980er Jahren werden industrielle Pro-
duktionsprozesse in einzelne Fertigungs-
schritte zerlegt, deren Fertigung an ver-
schiedenen Standorten in aller Welt er-
folgt. u Abb 3, Tab 4, Tab 5

Dies zeigt sich auch in der Betrachtung 
der deutschen Im- und Exporte auf Güter-
ebene, die sich aufgrund der deutlichen 
Veränderungen sowohl der Wirtschafts-
struktur als auch der sie widerspiegelnden 
Kategorien der offiziellen Handelsstatistik 
in langfristiger Perspektive schwierig ge-
staltet. Im Jahr 1865 waren die wichtigsten 
Importgüter des Deutschen Zollvereins 
Baumwolle, Schafwolle (beide für die auf-
strebende Textilindustrie), Kaffee, Woll-
garn und Seide, während die wichtigsten 
Exportgüter Seiden- und Halbseidentuche, 
Wolltuch, Baumwolltuch (allesamt Er-
zeugnisse der Textilindustrie) sowie Wei-
zen und Steinkohle waren. Baumwolle 
und Wolle bleiben bis etwa 1950 bedeu-
tende Importgüter, heute aber sind sie – 
mit der Verlagerung der Textilproduktion 
insbesondere nach Asien – bedeutungslos. 
Die Folgen dieser Verlagerung und der zu-
nehmenden Bedeutung von Bekleidungs-
importen seit den 1960er Jahren sind in 
Tabelle 4 erkennbar.

Ebenso nahm in den 1870er Jahren 
die Bedeutung des Weizens als Exportgut 
rapide ab, Exporte von Textilien verloren 
in der Zwischenkriegszeit an Bedeutung 
und Steinkohle ist seit Mitte der 1960er 
Jahre kein bedeutendes Exportgut mehr. 
In der Handelsstatistik für 2017 dominie-
ren bei den Importen Erdöl, Personen-
kraftwagen, Erdgas, Medikamente und 
Autoteile das Bild, während es bei den 

11 654
Euro betrug der  
Wert der Waren,  
die Deutschland  
2010 pro Einwohner 
ex portierte.

221
Euro waren  
es 1950.
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Abb 3 a: Grobstruktur der Ausfuhr, Importanteil

Abb 3 b: Grobstruktur der Einfuhr, Exportanteil
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Abb 3 a: Grobstruktur der Ausfuhr, Importanteil

Abb 3 b: Grobstruktur der Einfuhr, Exportanteil

u Abb 3 a Grobstruktur der Einfuhr — in Prozent

u Abb 3 b Grobstruktur der Ausfuhr — in Prozent

Exporten vor allem Kraftfahrzeuge und 
Teile derselben, medizinische und pharma-
zeutische Produkte, Flugzeuge und Ma-
schinen sind.

In den Tabellen 4 und 5 kann für eini-
ge dieser Güter verfolgt werden, dass ihre 
Bedeutung am Im- bzw. Export erst seit 
den 1960er Jahren, im Fall der Medika-

mente erst in den vergangenen 20 Jahren 
wirklich bedeutend wurde. Der Anteil von 
Personenkraftwagen an den deutschen 
Exporten war zum Beispiel 1960 doppelt 
so hoch wie 1950 und etwa 30-mal so 
hoch wie 1925. Während die Bundesrepu-
blik Deutschland zum bedeutenden Auto-
mobilexporteur wurde, stieg gleichzeitig 
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Anteil an der Gesamteinfuhr

Güter der  
Ernährungs-

wirtschaft

Halbwaren und 
Rohstoffe der 
gewerblichen 

Wirtschaft

Fertigwaren der 
gewerblichen 

Wirtschaft
Baumwolle Wolle Rohöl Bekleidung und 

Accessoires
Straßenkraft- 

fahrzeuge

%

x0919 x0920 x0921 x0922 x0923 x0924 x0925 x0926
Deutsches Reich

1880 38,8 53,8 7,4 7,3 9,5 0,0 0,2 0,0

1890 38,1 53,1 8,8 6,7 6,6 0,0 0,7 0,0

1900 42,0 47,7 10,3 6,4 4,4 0,0 0,7 0,0

1910 40,2 51,4 8,5 6,9 5,9 0,0 0,4 0,1

1925 42,3 47,9 9,8 6,7 4,5 < 0,1 0,1 0,6

1935 34,5 55,7 9,8 7,9 6,0 0,3 0,1 0,2

Bundesrepublik

1950 44,1 43,3 12,6 7,3 6,3 1,5 1,3 0,6

1960 26,3 40,6 32,2 2,3 1,6 4,5 1,2 2,3

1970 19,1 29,6 50,0 0,6 0,4 5,4 3,5 4,4

1980 12,7 34,8 51,2 0,2 0,2 13,1 4,5 4,5

Deutschland

1991 10,6 15,3 73,0 0,1 0,1 3,5 6,2 10,2

2000 7,5 15,2 72,5 < 0,1 < 0,1 4,4 3,9 7,9

2010 7,9 19,4 69,7 < 0,1 < 0,1 5,0 3,1 7,1

2017 8,1 14,1 71,6 < 0,1 < 0,1 3,1 3,3 9,7

* Angaben für die alten Bundesländer inkl. West-Berlin

seit den 1960er Jahren auch der Anteil 
derselben Produkte an den Importen an, 
sodass Kraftfahrzeuge und ihre Teile 
heutzutage sowohl die wichtigsten Import- 
als auch Exportgüter Deutschlands sind – 
ein weiterer Indikator für die Zunahme 
intra- industriellen Handels ebenso wie 
auch der grenzübergreifenden Organisati-
on der Produktion in multinationalen Un-
ternehmen. In der pharmazeutischen In-
dustrie sind ähnliche Tendenzen zu beob-
achten. Ein weiterer bedeutender Punkt ist 
der starke Anstieg von Erdöl und Erdgas 
unter den deutschen Importen, 1872 noch 
allenfalls als Leucht- und Schmiermittel 
verwendet. Erdöl gewann erst mit dem 
Aufkommen der chemischen Industrie 
und besonders mit der Verbreitung von 
Pkws in weiten Bevölkerungsteilen sowie 
der Verdrängung von Kohle- durch Öl- 
bzw. Dieselheizungen an Bedeutung, mit 

besonderen Folgen in den Ölkrisen der 
1970er und frühen 1980er Jahre, in denen 
aufgrund drastischer Preisanstiege der 
Anteil von Erdöl an den deutschen Impor-
ten auf bis zu 12,9 (1974) bzw. 13,4 Pro-
zent (1981) zunahm, im Vergleich zu 
durchschnittlich 6 Prozent zwischen 1964 
und 1973. 

Seit 1880 liegen ebenfalls zuverlässige 
Zahlen zur geografischen Verteilung des 
Außenhandels vor, aufgeschlüsselt in den 
Tabellen 6 und 7 nach den wichtigsten Her-
kunfts- und Zielländern sowie nach Konti-
nenten. Trotz Globalisierung und zuneh-
mender Integration von Transport- und 
Kommunikationsnetzwerken wurde über 
den gesamten Zeitraum der Großteil des 
Handels deutscher Unternehmen mit ande-
ren deutschen Regionen abgewickelt und 
der Großteil des deutschen Außenhandels 
mit anderen europäischen Ländern. Über 

u Tab 4 Güterstruktur der deutschen Einfuhren

6
Prozent waren 
es zwischen 
1964 und 1973 
im Durchschnitt. 

12,9
Prozent betrug der 
Anteil von Erdöl  
1974 an den deut-
schen Importen.
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Anteil an der Gesamtausfuhr

Güter der 
Ernährungs-

wirtschaft

Halbwaren und 
Rohstoffe der 
gewerblichen 

Wirtschaft

Fertig-
waren der 

gewerblichen 
Wirtschaft

Kohle
Straßenkraft-

fahrzeuge 
 (inkl. Teile)

medizinische 
und pharma-

zeutische 
Produkte

Baumwoll- 
tuch Weizen

Metallver - 
arbeitungs- 
maschinen

%

x0927 x0928 x0929 x0930 x0931 x0932 x0933 x0934 x0935
Deutsches Reich

1880 21,6 28,6 49,7 2,3 0,0 0,0 1,7 1,8 0,0

1890 21,6 22,6 55,8 3,6 0,0 0,3 4,4 0,0 0,0

1900 19,4 25,0 55,6 6,0 0,0 0,6 2,4 0,9 0,0

1910 13,4 27,8 58,8 6,4 0,6 0,7 5,4 0,8 1,2

1925 7,2 22,9 69,9 7,7 0,3 0,9 4,7 0,5 0,9

1935 2,2 20,2 77,6 8,6 1,2 2,5 1,8 < 0,1 1,7

Bundesrepublik

1950 2,3 32,9 64,8 15,8 4,8 1,1 – < 0,1 –

1960 2,3 15,0 82,4 4,9 12,6 1,0 0,9 < 0,1 3,0

1970 3,5 10,1 85,8 2,0 14,2 1,4 0,3 0,3 3,1

1980 5,3 10,7 83,4 1,3 14,3 1,2 0,5 0,1 2,1

Deutschland

1991 5,3 6,2 88,1 0,3 15,4 1,6 0,4 0,1 1,8

2000 4,7 5,4 88,3 0,0 16,2 2,4 0,2 0,1 1,1

2010 5,6 6,7 86,0 0,0 15,6 5,2 0,1 0,2 0,9

2017 5,7 5,5 86,1 0,0 16,9 5,9 0,1 0,1 1,2

* Angaben für die alten Bundesländer inkl. West-Berlin
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Abb 4: Herkunft der Einfuhr nach Kontinenten, Anteil der Importe

Abb 4: Ziele der Ausfuhr nach Kontinenten, Anteil der Exporte

die vergangenen 130 Jahre wurden im 
Schnitt 75 Prozent der deutschen Exporte 
nach Europa versandt, 66 Prozent der deut-
schen Importe stammten von hier. 13 Pro-
zent der Importe stammten aus Amerika, 
das seinerseits 18 Prozent der deutschen 
Exporte abnahm. Die Anteile Asiens lagen 
im Schnitt bei 10 Prozent der Im- und 
8 Prozent der Exporte, während insgesamt 
etwa 5 Prozent des deutschen Außenhan-
dels mit Afrika und Ozeanien abgewickelt 
wurden. Im Zuge der Globalisierung des 
19. Jahrhunderts fiel der Anteil Europas an 
den deutschen Importen von knapp 90 auf 
etwa 60 Prozent, wobei Großbritannien, 
Österreich-Ungarn und Russland den 
größten Anteil an den Importen aufwiesen. 
Der fallende Anteil Europas erklärt sich vor 
allem durch verstärkte Importe aus Ameri-
ka, unter denen die USA etwa die Hälfte 
und Kanada und der Süden Südamerikas 

einen bedeutenden Anteil ausmachten. Die 
Zunahme dieses Handels, fast ausschließ-
lich aus Nahrungs- und Genussmitteln so-
wie Industrierohstoffen bestehend, wird 
unter dem Begriff der „Getreideinvasion“9 
zusammengefasst, die allerdings auch an-
dere Güter wie Fleisch, Tabak, Kakao und 
Kaffee, Wolle und Baumwolle umfasste. 
Insbesondere Getreide wurde in diesen 
Jahren auch aus Osteuropa, insbesondere 
dem Russischen Reich, importiert. Auch 
der steigende Anteil Asiens und Ozeaniens 
erklärt sich durch ein ähnliches Muster im 
Zuge der Herausbildung einer Weltwirt-
schaft, in der Deutschland Teil des indus-
trialisierten Zentrums im Nordatlantik war, 
das Industriegüter gegen Rohstoffe und 
Nahrungs- und Genussmittel austauschte. 
Hauptabnehmer der deutschen Exporte 
blieben jedoch andere sich industrialisie-
rende europäische Länder wie Großbritan-

u Tab 5 Güterstruktur der deutschen Ausfuhren

88,3
Prozent der Ausfuhr 
waren im Jahr 2000 
Fertigwaren und In-
dustriegüter.
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u Abb 4 a Herkunft der Einfuhr nach Kontinenten — in Prozent

u Abb 4 b Ziele der Ausfuhr nach Kontinenten — in Prozent

nien, Frankreich und Österreich-Ungarn. 
Der Absatz deutscher Waren blieb bis zum 
Ersten Weltkrieg stärker auf Europa kon-
zentriert (75 Prozent im Jahr 1913) als die 
Importe, wofür auch hohe Zölle auf Indus-
triegüter in den USA und vielen anderen 
außereuropäischen Ländern verantwort-
lich waren.10 u Tab 6, Tab 7, Abb 4

In der Zwischenkriegszeit verfestigten 
sich diese Muster, wobei der Anteil Ame-
rikas und Asiens noch leicht zunahm. 
Dies betraf vor allem Britisch-Indien, Nie-
derländisch-Indien (Indonesien) sowie 
China bei der Einfuhr und Britisch-Indien 
und Japan bei der Ausfuhr, während ins-
besondere das nun zur Sowjetunion ge-
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Anteil der Exporte an den Gesamtexporten

USA China Japan Europa Afrika Amerika Asien Australien /
Ozeanien

%

x0960 x0961 x0962 x0963 x0964 x0965 x0966 x0967
Deutsches Reich

1880 9,9 0,5 0,1 87,2 0,2 11,3 1,3 0,1

1900 10,4 1,0 1,5 77,9 1,4 15,8 4,9 0,0

1910 8,3 0,9 1,2 75,2 2,5 17,0 4,4 0,9

1925 6,5 1,3 1,9 73,4 2,2 15,3 7,2 0,5

1935 4,0 2,2 1,9 73,2 2,9 13,8 9,3 0,8

Bundesrepublik

1950 5,1 0,6 0,4 75,7 3,5 13,6 5,5 1,4

1960 7,8 0,8 1,0 67,4 5,3 15,9 9,8 1,4

1970 9,1 0,5 1,6 73,2 4,3 14,2 7,0 1,0

1980 6,1 0,6 1,1 74,3 5,5 10,0 9,0 0,7

Deutschland

1991 7,3 0,7 2,4 77,2 2,7 9,9 9,2 0,8

2000 10,3 1,6 2,2 73,3 1,7 13,6 10,4 0,7

2010 6,9 5,7 1,4 70,9 2,1 10,4 15,6 0,9

2017 8,7 6,7 1,5 68,2 2,0 12,0 16,6 0,9

Anteil der Exporte an den Gesamtexporten

Österreich- 
Ungarn /

Österreich

Belgien / 
Belgien und 
Luxemburg

Frankreich Italien Niederlande Russland /
UdSSR Schweden Großbritannien

%

x0952 x0953 x0954 x0955 x0956 x0957 x0958 x0959
Deutsches Reich

1880 11,3 7,3 12,4 2,2 10,0 9,8 1,7 20,5

1900 10,5 5,4 5,8 2,6 8,1 6,8 2,9 21,6

1910 11,0 5,2 7,1 4,3 8,7 7,6 2,4 14,7

1925 3,4 3,7 5,2 4,6 10,7 2,7 3,7 10,1

1935 2,5 4,7 5,9 6,5 9,5 0,9 4,8 9,1

Bundesrepublik

1950 3,7 8,1 7,3 5,8 13,9 0,0 6,4 4,3

1960 5,1 6,0 8,8 5,9 8,8 1,6 5,4 4,5

1970 4,5 8,2 12,4 8,9 10,6 1,2 3,8 3,6

1980 5,5 7,8 13,3 8,5 9,5 2,3 2,9 6,5

Deutschland

1991 5,5 7,2 13,2 9,3 8,5 1,8 2,9 9,3

2000 5,4 5,0 11,3 7,5 6,5 1,1 2,3 8,3

2010 5,5 4,7 9,4 6,2 6,6 2,8 2,0 6,2

2017 4,9 3,5 8,2 5,1 6,7 2,0 2,1 6,6

Anteil der Importe an den Gesamtimporten

USA China Japan Europa Afrika Amerika Asien Australien /
Ozeanien

%

x0944 x0945 x0946 x0947 x0948 x0949 x0950 x0951
Deutsches Reich

1880 8,2 0,1 0,0 84,9 0,8 10,7 3,2 0,4

1900 17,6 0,6 0,3 63,9 2,4 27,2 6,4 0,1

1910 12,8 1,1 0,4 59,5 4,8 23,5 9,2 3,1

1925 17,8 1,9 0,2 53,6 4,2 28,3 11,3 2,6

1935 5,8 2,5 0,5 61,6 6,3 20,4 10,4 1,2

Bundesrepublik

1950 15,3 0,5 0,3 54,9 9,1 23,4 9,3 2,3

1960 14,0 0,7 0,7 58,0 5,7 24,8 9,9 1,3

1970 11,0 0,3 1,9 67,1 7,2 17,6 7,3 0,7

1980 7,5 0,4 3,1 66,0 7,8 11,9 13,6 0,7

Deutschland

1991 7,6 1,1 6,3 70,5 3,0 11,5 14,2 0,7

2000 8,8 3,4 5,0 69,6 2,3 11,3 16,3 0,3

2010 5,7 9,7 2,8 68,0 2,1 9,0 20,5 0,4

2017 5,9 9,7 2,2 68,5 2,0 8,6 20,6 0,4

Anteil der Importe an den Gesamtimporten

Österreich- 
Ungarn /

Österreich

Belgien / 
Belgien und 
Luxemburg

Frankreich Italien Niederlande Russland /  
UdSSR Schweden Großbritannien

%

x0936 x0937 x0938 x0939 x0940 x0941 x0942 x0943
Deutsches Reich

1880 16,9 8,2 10,2 2,8 7,8 15,3 0,5 14,6

1900 12,2 3,7 5,2 3,1 3,6 12,1 1,8 14,3

1910 8,3 3,7 5,6 3,0 3,1 15,1 1,8 10,8

1925 1,4 3,4 4,5 4,0 6,0 1,9 2,3 7,6

1935 1,7 3,0 3,7 4,5 4,7 5,2 3,7 6,3

Bundesrepublik

1950 1,6 3,6 6,1 4,5 11,0 < 0,1 5,6 4,3

1960 2,7 5,7 9,4 6,2 8,5 1,6 4,2 4,6

1970 2,1 9,5 12,7 9,9 12,1 1,2 2,8 3,9

1980 2,9 7,2 10,7 7,9 11,5 2,2 2,1 6,7

Deutschland

1991 4,1 6,9 11,9 8,9 10,2 1,7 2,5 6,8

2000 3,8 4,6 9,4 6,6 8,3 2,7 1,9 6,9

2010 4,1 4,2 7,6 5,3 8,4 4,0 1,6 4,8

2017 4,0 3,9 6,2 5,4 8,8 3,0 1,5 3,6

u Tab 6 Regionale Struktur der deutschen Einfuhren

u Tab 7 Regionale Struktur der deutschen Ausfuhren
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Anteil der Exporte an den Gesamtexporten

USA China Japan Europa Afrika Amerika Asien Australien /
Ozeanien

%

x0960 x0961 x0962 x0963 x0964 x0965 x0966 x0967
Deutsches Reich

1880 9,9 0,5 0,1 87,2 0,2 11,3 1,3 0,1

1900 10,4 1,0 1,5 77,9 1,4 15,8 4,9 0,0

1910 8,3 0,9 1,2 75,2 2,5 17,0 4,4 0,9

1925 6,5 1,3 1,9 73,4 2,2 15,3 7,2 0,5

1935 4,0 2,2 1,9 73,2 2,9 13,8 9,3 0,8

Bundesrepublik

1950 5,1 0,6 0,4 75,7 3,5 13,6 5,5 1,4

1960 7,8 0,8 1,0 67,4 5,3 15,9 9,8 1,4

1970 9,1 0,5 1,6 73,2 4,3 14,2 7,0 1,0

1980 6,1 0,6 1,1 74,3 5,5 10,0 9,0 0,7

Deutschland

1991 7,3 0,7 2,4 77,2 2,7 9,9 9,2 0,8

2000 10,3 1,6 2,2 73,3 1,7 13,6 10,4 0,7

2010 6,9 5,7 1,4 70,9 2,1 10,4 15,6 0,9

2017 8,7 6,7 1,5 68,2 2,0 12,0 16,6 0,9

Anteil der Importe an den Gesamtimporten

USA China Japan Europa Afrika Amerika Asien Australien /
Ozeanien

%

x0944 x0945 x0946 x0947 x0948 x0949 x0950 x0951
Deutsches Reich

1880 8,2 0,1 0,0 84,9 0,8 10,7 3,2 0,4

1900 17,6 0,6 0,3 63,9 2,4 27,2 6,4 0,1

1910 12,8 1,1 0,4 59,5 4,8 23,5 9,2 3,1

1925 17,8 1,9 0,2 53,6 4,2 28,3 11,3 2,6

1935 5,8 2,5 0,5 61,6 6,3 20,4 10,4 1,2

Bundesrepublik

1950 15,3 0,5 0,3 54,9 9,1 23,4 9,3 2,3

1960 14,0 0,7 0,7 58,0 5,7 24,8 9,9 1,3

1970 11,0 0,3 1,9 67,1 7,2 17,6 7,3 0,7

1980 7,5 0,4 3,1 66,0 7,8 11,9 13,6 0,7

Deutschland

1991 7,6 1,1 6,3 70,5 3,0 11,5 14,2 0,7

2000 8,8 3,4 5,0 69,6 2,3 11,3 16,3 0,3

2010 5,7 9,7 2,8 68,0 2,1 9,0 20,5 0,4

2017 5,9 9,7 2,2 68,5 2,0 8,6 20,6 0,4
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68,2
Prozent der deutschen 
Exporte  gingen 2017 
nach  Europa.

wordene Russische Reich an Bedeutung 
verlor und im Osten Deutschlands mit der 
Zweiten Polnischen Republik ein neuer 
Nachbarstaat entstand.11

In der Zeit vom Zweiten Weltkrieg bis 
etwa 1992 nahm der Anteil Europas an 
den deutschen Im- und Exporten stetig 
zu, ein Prozess, der mit der Schaffung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und ihrer Vertiefung zum Europäischen 
Binnenmarkt einherging. Der leichte Fall 
des europäischen Anteils am deutschen 
Außenhandel von 72,7 Prozent der Im-
porte 1992 bzw. 77,5 Prozent der Exporte 
1991 auf 68,5 bzw. 68,2 Prozent im Jahr 
2017 ist vor allem auf einen langfristigen 
Trend zurückzuführen: Die Zunahme des 
Anteils der Importe aus und, etwas weni-
ger deutlich, der Exporte nach Asien, die 
auf die wirtschaftliche Entwicklung Süd-
ostasiens, Chinas und des indischen Sub-
kontinents zurückzuführen ist. Deren be-
deutendste Auswirkung ist seit etwa der 
Jahrtausendwende der Aufstieg Chinas, 
das 2009 und 2010 wichtigste Bezugsquel-

le deutscher Importe war und es seit 2015 
auch wieder ist. Zwischenzeitlich wurde 
es von den Niederlanden abgelöst. Chinas 
Bedeutung als Ab satzmarkt deutscher Ex-
porte ist ebenfalls sprunghaft gestiegen, 
sein Anteil an den deutschen Exporten lag 
aber 2017 noch unter dem Frankreichs und 
der USA sowie etwa gleich auf mit dem 
Großbritanniens und der Niederlande.

Die unterschiedliche Stellung Chinas 
als Import- und Exportpartner weist auf 
das folgende Kapitel hin, die Darstellung 
und Erläuterung der Zahlungsbilanz, in 
der neben den Ergebnissen der Handelsbi-
lanz auch die über den Güterverkehr hin-
ausgehende Integration Deutschlands in 
die Weltwirtschaft deutlich wird, etwa be-
züglich des Austausches von Dienstleistun-
gen (wie Tourismus) und Kapitalflüssen. 
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Datengrundlage

Die Daten zu Handel und Verkehr als Wirtschaftsaktivitäten werden im 
 Zusammenhang der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (siehe Kapitel 
13), der Betriebs- und Berufszählungen (siehe Kapitel 18) sowie der 
 Umsatzsteuerstatistik (siehe Kapitel 7) ermittelt. Die Daten zu Beschäfti-
gungsanteilen aus der sogenannten Branchenverdienststatistik hat 
 Rüdiger Hohls in seiner Dissertation für die Jahre von 1885 bis 1985 auf-
gearbeitet.12 Daten zu Umsatz, Verkaufsfläche etc. liegen ebenfalls seit 
1950 im Zahlenspiegel des Handelsverbands Deutschland e. V. vor und 
wurden 2007 in einer Publikation von Ralf Banken für die Zeit von 1950 
bis 2001 zusammengestellt.13 Diese Reihen haben wir je nach Verfüg-
barkeit bis in die Gegenwart weitergeführt und punktuell durch Daten 
aus anderen Studien ergänzt.

Offizielle Statistiken zur Einfuhr und Ausfuhr für ein mehr oder weniger 
 homogenes Gebiet gibt es seit der Gründung des Deutschen Zollvereins, 
der ein einheitliches Zollgebiet seiner selbstständigen Mitgliedstaaten 
schuf und gleichzeitig zur Aufteilung der im Staatshaushalt bedeutenden 
Importzolleinnahmen ein Zentralbüro (mit Sitz in Berlin) gründete. Dieses 
errechnete aufgrund der von den Zollbehörden der einzelnen Mitglied-
staaten mitgeteilten Angaben zu Zoll- und Branntweinsteuereinnahmen 
und der Bevölkerung und Außengrenzlinie die jedem Mitgliedstaat zuste-
henden Einnahmen. Die hieraus seit 1842 publizierten „Statistischen 
 Uebersicht[en] über Waaren-Verkehr und Zoll-Ertrag im Deutschen 
Zoll-Vereine“, auch bekannt als „Kommerzialnachweisungen“, stellen jedoch 
keine Handelsstatistik im modernen Sinne dar, da sie lediglich die Menge 
ein- und ausgeführter Güter nach Zolltarifklassen und Grenzabschnitten 
sowie die entsprechenden Zolleinnahmen ausweisen, jedoch weder 
 Angaben über Wert der betreffenden Gütermengen noch über Herkunft 
und Verbleib machen. Mit der Reichsgründung nahm eine Kommission 
zur Modernisierung der Zollvereinsstatistik ihre Arbeit auf, die dazu führte, 
dass ab 1872 Angaben über Wert und Ziel der deutschen Exporte ver-
öffentlicht wurden, wobei die Anmeldepflicht auch für zollfreie Güter, ins-
besondere Exporte, und eine wirklich verlässliche Wertermittlung erst ab 

1880 erreicht wurden. Im Umkehrschluss ergibt sich, dass für den Zeitraum 
vor 1880 Angaben zu zollfrei eingeführten Gütern und insbesondere den  
in fast allen Fällen zollfreien Exporten mit relativer Vorsicht zu behandeln 
sind. Die Literatur hebt immer wieder hervor, dass das Interesse an der 
Kontrolle der Korrektheit der Ausfuhrdeklarationen aufseiten der Zoll-
behörden gering gewesen sei, da mit dieser keine Zolleinnahmen erzielt 
werden konnten.14 Außerdem wurden die Wertangaben auch nach 1880 
nicht direkt in der Zollstelle erhoben, sondern jährlich Zollposition für 
 Zollposition von einem Sachverständigenkomittee geschätzt, wobei sich 
die Werterhebung im Lauf der Jahrzehnte verfeinerte, vor  allem durch 
stärkere Differenzierung des Zolltarifs und die Schätzung unterschiedlicher 
Preise für Produktvarianten unterschiedlicher Qualität aus verschiedenen 
Herkunftsländern. 1911 wurde die direkte Werterhebung für die gesamte 
Ausfuhr und bedeutende Teile der Einfuhr vorgeschrieben, und seit Oktober 
1928 war die vollständige Wertdeklaration der Einfuhr Pflicht und Grund-
lage der Statistik. 

Für die Zeit vor 1872 liegen verschiedene zeitgenössische, inoffizielle 
Schätzungen vor, die die „nackte Centnerstatistik“15 des Zollvereins mit 
durchschnittlichen Schätzwerten versehen, die oftmals aus der unabhängig 
ermittelten und veröffentlichen Handelsstatistik der Hansestädte Hamburg 
und Bremen entnommen wurden. Für vergleichsweise homogene Güter 
wie Kohle, Weizen oder Baumwollgarn sind diese relativ plausibel, für 
 andere Zolltarifklassen wie „Baumwollene Stuhl- und Strumpf-, etc. Waaren, 
etc.“ (Zolltarifklasse 2c vor 1865, im Prinzip alle Baumwollwaren außer 
Garne und fertige Kleidung enthaltend) sind sie weitaus zweifelhafter. Der 
Wirtschaftshistoriker Gerhard Bondi hat diese Schätzungen 1954 in 
 seiner Habilitationsschrift an der Akademie der Wissenschaften der DDR 
zu jährlichen Reihen zusammengestellt und um Schätzungen für fehlende 
Jahre ergänzt, die seitdem die einzigen langfristigen Reihen zum Außen-
handel des Zollvereins vor 1870 darstellen.16 Diese Reihen sind, ebenso 
wie die zeitgenössischen Schätzungen, vielfach kritisch betrachtet worden, 
bleiben aber die einzigen verfügbaren Reihen.17 
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Überschuss der Handelsbilanz der  
Bundesrepublik von 1980 bis 1989 
und Deutschlands 2000 bis 2010:

1980 bis 1989 ― 38 400 000 000 Euro

Überschuss der Dienstleistungsbilanz 
des Deutschen Reiches  
1883 bis 1889 und 1933 bis 1938:

1883 bis 1889 ― 543 000 000 Euro

Überschuss der Leistungsbilanz 
der Bundesrepublik gemessen am BIP 
1960 und 1970:

1960 ― 18,5 Prozent

Saldo von Importen und Exporten 
der DDR 1977 und 1989:

1977 ― – 2 600 000 000 Euro

2000 bis 2010 ― 141 600 000 000 Euro

1933 bis 1938 ― 197 000 000 Euro

1970 ― 6,8 Prozent

1989 ― – 540 000 000 Euro
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Die Zahlungsbilanz spiegelt Deutschlands wirtschaftliche Ver - 
flechtung mit der Welt wider. Sie zeigt die zunehmende Wettbe-
werbsfähigkeit und zugleich die wachsende Abhängigkeit der 
deutschen Wirtschaft vom Ausland während der vergangenen 
130 Jahre. Die Ausbeutung Europas durch Nazi-Deutschland wird 
ebenso sichtbar wie deutsche Entwicklungshilfe nach 1945 und die 
enorme Internationalisierung der deutschen Wirtschaft während 
der vergangenen Jahrzehnte. 

Es ist Konvention, den Export von Gütern und Dienstleis-
tungen in den Bilanzen mit einem positiven Vorzeichen („+“) 
zu versehen, den Export von Kapital jedoch mit einem negati-
ven Vorzeichen, weil er als Erwerb von Forderungen gegen-
über dem Ausland betrachtet wird. Ähnlich wird ein Zuwachs 
an Devisen mit einem negativen Vorzeichen gekennzeichnet. 
In der Regel wird einem Strom von Gütern und Dienstleistun-
gen über die Grenzen eine Zahlung in Form von Devisen-
übertragungen (Austausch von inländischen und ausländi-
schen Wertpapieren, zum Beispiel Wechseln, Banknoten oder 
Bargeld) in entgegengesetzter Richtung gegenüberstehen. Bei 
einem Überschuss in der Leistungsbilanz werden zum Bei-
spiel mehr Forderungen als Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Ausland angesammelt. Meist werden diese entweder als Kredit 
gewährt, was in der Kapitalbilanz als Kapitalexport verbucht 
würde, oder es erfolgt eine Zahlung in Form von Devisen 
(oder Edelmetallen), was als Zuwachs der Devisenreserven 
verbucht würde. Damit ergibt sich ein weiterer Zusammen-
hang: Tendenziell wird einem Saldo der Leistungsbilanz ein 
vergleichbarer Saldo aus Kapital- und Devisenbilanz gegen-
überstehen. Und noch eine letzte Konvention: Zahlungen, de-
nen keine direkte Gegenleistung in Form von Waren oder 
Dienstleistungen gegenübersteht, werden zunächst in der Ka-
pitalbilanz verbucht und in der sogenannten Übertragungs-
bilanz gegengebucht. Ebenso verfährt man mit „Schenkun-
gen“ von Gütern und Dienstleistungen, aus denen keine For-
derungen bzw. Verbindlichkeiten entstehen. Sie werden 
zunächst in der Handels- oder Dienstleistungsbilanz verbucht 

Die Zahlungsbilanz fasst (nahezu) alle wirtschaftlichen 
Transaktionen eines Landes mit dem Ausland systematisch 
zusammen. Seit dem Zweiten Weltkrieg folgt die amtliche Sta-
tistik in Deutschland weitgehend den Richtlinien des  Balance 
of Payments Manual des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) und erstellt die Zahlungsbilanz als System doppelter 
Buchungen, wobei realen Transaktionen (wie etwa Waren-
strömen)  finanzielle Transaktionen gegenüberstehen.

Um die Zahlungsbilanz interpretieren zu können, müssen 
zunächst einige grundlegende Zusammenhänge und Konven-
tionen geklärt werden. Zunächst ergibt sich aus der doppelten 
Buchführung, dass der Saldo der Zahlungsbilanz aus beiden 
Seiten der Buchführung immer ausgeglichen ist, ihre Teilbi-
lanzen dagegen Salden aufweisen können, die nicht Null sind. 
Im Folgenden wird die Entwicklung der Zahlungsbilanz an-
hand ihrer wichtigsten Teilbilanzen vorgestellt. Auf der einen 
Seite steht die Leistungsbilanz, die grundsätzlich alle Ausga-
ben und Einnahmen einer Volkswirtschaft aus außenwirt-
schaftlichen Beziehungen erfasst. Auf der anderen Seite steht 
die Kapitalbilanz im weiteren Sinne, die alle finanziellen 
Transaktionen abbildet. Diese beiden Teilbilanzen werden 
wiederum aufgegliedert. Die Leistungsbilanz soll hier in Han-
dels-, Dienstleistungs- und Übertragungsbilanz gegliedert 
werden, die Kapitalbilanz im weiteren Sinne in die Kapitalver-
kehrsbilanz (bzw. Kapitalbilanz im engeren Sinne), die Devi-
senbilanz (bzw. Reservebilanz) und schließlich einen Rest-
posten der statistisch nicht aufgliederbaren Transaktionen, 
der für den Ausgleich der Zahlungsbilanz sorgt.
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und in der Übertragungsbilanz gegenge-
bucht. Reparationszahlungen, die nach 
dem Ersten Weltkrieg eine besondere Rol-
le spielten, sind getrennt von dieser Über-
tragungsbilanz aufgeführt. Auf weitere 
Details und eine tiefere Aufgliederung der 
Kapitalbilanz, die in modernen Zahlungs-
bilanzen üblich ist, wird hier verzichtet, 
zumal dies für Deutschland ohnehin nur 
für wenige Jahre der Zwischenkriegszeit 
und wieder ab 1949 möglich wäre. 

Die Zahlungsbilanz ist von funda-
mentaler Bedeutung, um die Entwicklung 
einer Volkswirtschaft beschreiben und 
verstehen zu können. Zum einen gilt die 
Leistungsbilanz als Indikator der Wettbe-
werbsfähigkeit einer Volkswirtschaft, da 
sie misst, in welchem Umfang aus dem 
Austausch von Gütern, Dienstleistungen 
und Übertragungen mit dem Ausland ein 
Überschuss erwirtschaftet wurde. Zu-
gleich zeigt die Zahlungsbilanz aber auch, 
welche Abhängigkeiten zwischen einer 
Volks wirtschaft und dem Ausland beste-
hen, etwa als Handelspartner, als Schuld-
ner oder Gläubiger, und jenseits markt-
wirtschaftlicher Beziehungen als Ausbeu-
ter oder Entwicklungshelfer. Aus der 
Entwicklung der deutschen Zahlungs-
bilanz lässt sich somit ein großer Teil der 
wirtschaftlichen wie auch politischen Ge-
schichte Deutschlands ablesen.

Vom Kaiserreich bis zum Zweiten 
Weltkrieg: Wachstum und Krise
Tabelle 1 fasst die wichtigsten Teilbilan-
zen der Zahlungsbilanz 1883 bis 2010 zu-
sammen, wobei alle Angaben zur besse-
ren Vergleichbarkeit in Euro umgerechnet 
wurden. Im Folgenden geht der Beitrag in 
aller Kürze auf einige Entwicklungen ein, 
die wichtige wirtschaftliche und politi-
sche Zusammenhänge der deutschen 
Wirtschaftsgeschichte deutlich machen.

Zunächst fällt auf, dass das Deutsche 
Reich bis in die 1920er Jahre eine durch-
weg negative (passive) Handelsbilanz auf-
wies, zugleich aber nach Schätzungen um-
fangreiche Kapitalexporte und seit 1886 
kontinuierlich zunehmende Devisenreser-
ven, die jeweils mit negativem Vorzeichen 
verbucht werden. Da der Saldo der Zah-

lungsbilanz gleich Null ist, ergeben sich 
unter der Annahme, dass Übertragungen 
und Restposten vernachlässigt werden 
können, eine positive (aktive) Dienstleis-
tungsbilanz und eine insgesamt aktive 
Leistungsbilanz für die 30 Jahre vor dem 
Ersten Weltkrieg. Torp 1 schätzt, dass der 
größte Beitrag zu dieser positiven Dienst-
leistungsbilanz auf Erträge umfangreicher 
deutscher u Direkt- und Portfolioinvestiti-
onen im Ausland zurückzuführen ist.2 Da-
rin spiegelt sich der enorme wirtschaft-
liche Aufschwung nach der Gründerkrise 
bis zum Ersten Weltkrieg wider, der zu ste-
tig steigenden Einkommen und Vermö-
gen führte und Deutschland zum indus-
triellen Kernland des Kontinents werden 
ließ. Außerdem weisen diese Daten auf ein 
Konf liktpotenzial mit Handelspartnern 
wie etwa Russland hin, die gegenüber 
Deutschland in einer Schuldnerposition 
waren. Daher versuchten diese Länder ei-
nen Überschuss ihrer Handelsbilanz mit 
Deutschland zu erreichen, um Kredite be-
dienen und Schulden abbauen zu können. 
Angesichts der passiven Handelsbilanz des 
Deutschen Reiches waren so die Handels-
konflikte mit Russland (etwa der u „Han-
delskrieg“ 1893/94) klar angelegt.3

In der Zeit nach 1918 setzten sich die-
se Ent wicklungen in der Handels- und 
Dienstleistungsbilanz zunächst fort. Bis 
1929 blieb Deutschlands Handelsbilanz 
passiv, die Dienstleistungsbilanz dagegen 
aktiv. Zudem wurde aber die deutsche 
Leistungsbilanz durch eine deutlich nega-
tive Übertragungsbilanz und Reparati-
onszahlungen belastet. Bemerkenswert ist 
 hierbei, dass die Reparationszahlungen 
offenbar nur zu einem geringen Teil aus 
Überschüssen der Handels- und Dienst-
leistungsbilanz finanziert wurden, son-
dern stattdessen bei einer bis 1929 insge-
samt stark negativen Leistungsbilanz aus 
US-amerikanischen Kapitalimporten ge-
leistet wurden. Stephen A. Schuker sprach 
in diesem Zusammenhang von „American 
Reparations to Germany“. Seit 1925 wur-
den substanzielle Kapitalimporte regis-
triert, die bereits 1928 zurückgingen, um 
dann 1931 dramatisch einzubrechen. 
Weitere Aspekte werden aus der Zusam-

u Direkt- und Portfolio-
investitionen
Beides sind Formen von Auslands-
investitionen. Direktinvestitionen sind 
Vermögensanlagen, bei denen Ein-
fluss und Kontrolle auf die Geschäfts-
tätigkeit genommen wird. In der Regel 
fließen dabei nicht nur Kapital, son-
dern auch Wissen und Technologie. 
Portfolioinvestitionen sind Vermö-
gensanlagen mit dem vorrangigen 
Zweck, Gewinne zu erwirtschaften, 
ohne direkten Einfluss auf Unterneh-
men auszuüben. Beispiele sind der 
Erwerb ausländischer Wertpapiere 
wie Aktien, festverzinsliche Wert-
papiere sowie Investmentzertifikate.

u Deutsch-Russischer  
Handelskrieg
Scharfer zollpolitischer Konflikt zwi-
schen dem Deutschen Reich und 
Russland um 1900. Russische Agrar-
exporte führten zur Forderung nach 
Schutzzöllen in der deutschen Land-
wirtschaft, worauf Russland mit hohen 
Zöllen auf deutsche Importe reagierte. 
Erst der deutsch-russische Handels-
vertrag von 1904 konnte den Konflikt 
entschärfen.



Zahlungsbilanz / Kap 21

301

Kapitalbilanz

500

1 000

2 000

3 000

Devisenbilanz

Leistungsbilanz

1920 1930 1940 1920 1930 1940 1920 1930 1940192019101890 1900 1930 1940

–500

–1 000

–2 000

–3 000

–4 000

Übertragungsbilanz

Abbildung 1: Salden der Leistungs-, Übertragungs-, Kapital- und Devisenbilanz, 1925–38 (Mio. Euro)

menfassung der Daten in Tabelle 1 nicht 
deutlich, gehen aber aus Abbildung 1 her-
vor. Zunächst führt die Weltwirtschafts-
krise zu einer außenwirtschaftlichen 

„Entflechtung“, sichtbar an dem Schrump-
fen nahezu aller Teilbilanzen. Nicht nur 
der Außen handel, auch der Austausch von 
Dienstleistungen und grenzüberschreiten-
de Kapitalmarktbeziehungen brach ein. 

Durch die Autarkiepolitik der Nationalso-
zialisten wurde die Entflechtung weiter vo-
rangetrieben. Die Devisenbilanz war in der 
Zwischenkriegszeit  anders als im Kaiser-
reich überwiegend  passiv, es f lossen 
 Devisen ins Ausland ab (positives Vorzei-
chen). Das Jahr 1931 sticht hier besonders 
hervor, als es zu einer regelrechten Kapital-
flucht aus Deutschland kam.4 u Tab 1, Abb 1

u Abb 1 Salden der Leistungs-, Übertragungs-, Kapital- und Devisenbilanz, 1925 –1938 — in Millionen Euro
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Nach dem stetigen Devisenabfluss und 
der Kapitalf lucht 1931 befand sich das 
Deutsche Reich in einer akuten Devisen-
krise, der man mit einem restriktiven Sys-
tem der Devisenbewirtschaftung zu be-
gegnen versuchte. Dies erschwert auch die 
Interpretation der Zahlungsbilanz, weil 
etwa Einnahmeüberschüsse aus Exporten 
nicht mehr frei verwendet werden konn-
ten, oder weil nach Einführung der soge-
nannten Transfersperre Zinsen auf Aus-
landsschulden nicht mehr vollständig in 
der Devisen- oder Kapitalbilanz verbucht 
wurden.5 Nach einer kurzlebigen Verbes-
serung der Leistungsbilanz 1936/37 kam 
es 1938 erneut zur Krise, hervorgerufen 
durch den internationalen Konjunktur-
einbruch von 1938. Mit dem „Anschluss“ 
Österreichs zeigte sich dann erstmals ein 

Phänomen, dass die deutsche Zahlungsbi-
lanz in den Kriegsjahren kennzeichnen 
sollte, nämlich der substanzielle Zufluss 
von Kapital und Devisen aus Nachbarlän-
dern. Zwar geht aus der Kapitalbilanz für 
1938 ein Nettoabfluss an das Ausland her-
vor, der im Wesentlichen durch das Defizit 
der Leistungsbilanz hervorgerufen wurde. 
Aber durch die Vereinnahmung der Gold- 
und Devisenbestände der österreichischen 
Nationalbank und den Einzug privater Be-
stände konnten die Devisenbestände der 
Reichsbank trotz der passiven Leistungs-
bilanz sogar gesteigert werden. Ritschl6  

zeigt, dass die umfangreiche Beschlagnah-
mung von Vermögen aus Frankreich, Po-
len und anderen Staaten einen wesentli-
chen Beitrag zur deutschen Zahlungsbi-
lanz während des Krieges lieferte.

Die Entwicklung seit 1945:  
Wachsende Überschüsse und 
Handlungsspielräume
Nach dem Zweiten Weltkrieg änderte sich 
dieses Bild grundlegend. Die Bundesrepu-
blik exportierte nun durchweg mehr, als 
sie importierte, die Handelsbilanz wurde 
deutlich aktiv und blieb es ab 1952. Die 
Dienstleistungsbilanz dagegen wurde ab 
1971 (von wenigen Jahren abgesehen) pas-
siv, was nicht zuletzt auf zunehmende De-
fizite aus dem Reiseverkehr in das europä-
ische Ausland zurückzuführen ist. Trotz 
negativer Übertragungsbilanz wies die 
Bundesrepublik damit seit 1951 einen po-
sitiven Leistungsbilanzsaldo auf, der mit 
kurzer Unterbrechung in der zweiten Öl-
krise bis zur Wiedervereinigung 1990 be-
stehen blieb. Dem standen spiegelbildlich 

u Tab 1 Zahlungsbilanz und Salden der wichtigsten Teilbilanzen — Durchschnittswerte je Zeitraum

Leistungsbilanz (Saldo)

Kapital- 
bilanz

Devisen- 
bilanz

Rest- 
postenHandels- 

bilanz
Dienst- 

leistungs- 
bilanz

Über- 
tragungs- 

bilanz
Reparationen insgesamt

Mio. Euro

x0968 x0969 x0970 x0971 x0972 x0973 x0974 x0975

1883 – 89 – 190 543 0 0 353 – 355 3 0

1890 –99 – 508 853 0 0 345 – 307 – 38 0

1900 – 09 – 684 1 061 0 0 377 – 280 – 97 0

1910 – 13 – 699 1 156 0 0 457 – 341 – 116 0

1925 – 28 – 1 059 213 – 139 – 744 – 1 730 1 222 – 145 653

1929 – 32 438 227 – 499 – 664 – 497 328 284 – 116

1933 – 38 81 197 – 282 – 13 – 17 – 20 65 – 28

1950 – 59 1 089 1 335 – 327 0 1 979 – 659 – 1 264 – 56

1960 – 69 4 469 987 – 3 001 0 2 179 – 1 899 – 61 – 219

1970 – 79 15 823 – 3 241 – 7 813 0 4 596 1 090 – 3 470 – 2 217

1980 – 89 38 364 – 1 755 – 14 311 0 22 209 – 25 179 2 302 668

1990 – 99 43 382 – 24 098 – 26 371 0 – 11 940 9 997 – 843 4 039

2000 – 10 141 624 – 25 513 – 30 123 0 93 928 – 108 015 1 782 14 088
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in den 1960er Jahren und deutlich in den 
1980er Jahren umfangreiche Kapitalex-
porte und seit den 1950er Jahren eine 
substanzielle Akkumulation von Devi-
senreserven gegenüber.

Wie konnte es dazu kommen? Der 
wirtschaftliche Wiederaufstieg Deutsch-
lands nach 1945 kann im Wesentlichen er-
klärt werden mit der Rekonstruktion der 
In frastruktur bei einem überraschend un-
versehrten industriellen Kapitalstock nach 
dem Krieg, der Zunahme an Arbeitskräf-
ten durch Flucht und Vertreibung und 
Konvergenzwachstum (also Wachstum im 
Pro-Kopf-Einkommen durch Angleichung 
an reichere Volkswirtschaften wie die 
USA).7 Diese Entwicklung war allerdings 
von  einem im internationalen Vergleich 
überdurchschnittlichen Wachstum der 
Arbeitsproduktivität bei stabilen Preisen 
begleitet. Seit Herbst 1949 stiegen die 
westdeutschen Exporte (beinahe) konti-
nuierlich an, was auch durch den Prozess 
der Europäischen Integration, den Abbau 
von Handelsbarrieren im Rahmen des 
u GATT und das stabile u Währungssystem 
von Bretton Woods gefördert wurde. Zwar 
kam es 1950/51 zu einer Krise, als die 
Leistungsbilanz durch eine Verschlechte-
rung der u Terms of Trade infolge des 
 Korea-Booms passiv wurde und die junge 
Bundesrepublik noch einmal eine ernst-
hafte Devisenkrise erlebte. Durch interna-
tionale Kooperation im Rahmen der Euro-
päischen Zahlungsunion und vor  allem 
aber durch das solide Wachstum der Ex-
porte konnte die Krise in wenigen Mona-
ten überwunden werden.

Der folgende nahezu permanente 
Überschuss der Handelsbilanz (und bis 
1970 auch in der Dienstleistungsbilanz) 
gab der Bundesrepublik weitreichenden 
außenpolitischen Handlungsspielraum, 
um ihr politisches Gewicht nach dem 
Zweiten Weltkrieg wieder zu erhöhen. Zu 
nennen sind hier umfangreiche Entwick-
lungshilfen, die Zahlung von „Wiedergut-
machung“ und Beiträge an internationale 
Organisationen wie EWG, IWF, NATO, 
die OECD oder die UNO (sichtbar in der 
durchweg negativen Übertragungsbi-
lanz).8 Mitte der 1960er Jahre begann sich 

das internationale Umfeld zu verändern, 
aber die deutsche Wirtschaft passte sich 
dem erfolgreich an. Zum einen endete der 
Nachkriegsboom, zum anderen geriet das 
System von Bretton Woods mit fixen 
Wechselkursen durch stark unterschiedli-
che Entwicklungen in den Mitgliedstaa-
ten zunehmend unter Anpassungsdruck. 
Die Bundesrepublik erlebte 1966/67 einen 
kurzen, aber tiefen Konjunktureinbruch, 
der von einer negativen Leistungsbilanz 
und dem Abfluss von Kapital und Devi-
sen begleitet wurde. Die Versuche durch 
eine „makroökonomische Globalsteue-
rung“ innerhalb eines Systems f ixer 
Wechselkurse darauf zu reagieren, waren 
allerdings für eine kleine, offene Volks-
wirtschaft wie die Bundesrepublik zum 
Scheitern verurteilt. Infolge des internati-
onalen Konjunktureinbruchs (unter an-
derem ausgelöst durch starke Schwan-
kungen des Ölpreises) war die Leistungs-
bilanz zwischen 1979 und 1981 stark 
passiv. Dennoch ging die Bundesrepublik 
aus den währungspolitischen Turbulen-
zen, bei dem auch das System von Bretton 
Woods zerbrach, nicht nur unbeschadet, 
sondern sogar gestärkt hervor.

Zu den Ursachen: Europäische 
 Integration und Produktivitäts-
wachstum
Die Entwicklungen in der Zahlungsbilanz 
seit 1982 sind in mehrerer Hinsicht be-
merkenswert. Während die Dienstleis-
tungsbilanz langfristig negativ blieb, aber 
die Defizite abnahmen, setzte der Saldo 
der Handelsbilanz zu einem deutlichen 
Wachstum an, wiederum begleitet von ei-
nem kräftig zunehmenden Auslandsver-
mögen. Anders als zuvor war diese inter-
nationale wirtschaftliche Expansion aber 
nicht von hohen Wachstumsraten der 
Wirtschaft im Inland begleitet. Vor allem 
die deutsche Industrie eroberte internati-
onal beständig Marktanteile, was sowohl 
auf Entwicklungen innerhalb Deutsch-
lands wie auch auf Entwicklungen bei den 
Handelspartnern zurückzuführen ist. Ab-
bildung 2 zeigt die Entwicklung von Leis-
tungsbilanz, Kapital- und Devisenbilanz 
(jeweils per Saldo) als Anteil des Brutto-

u GATT
Steht für das General Agreement of 
Tariffs and Trade, den Vorläufer der 
heutigen World Trade Organization.

u Währungssystem von  
Bretton Woods
Internationales Währungssystem  
mit fixen Wechselkursen und einem 
Währungsfonds, das 1944 im 
US-Skiressort von Bretton Woods 
vereinbart wurde. 

u Terms of Trade
Tauschbedingungen im internationa-
len Handel, gegeben durch die re-
lativen Preise der handelbaren Güter. 
Eine Verschlechterung der Terms of 
Trade bedeutet, dass das Inland 
 weniger Importgüter pro Einheit der 
Exportgüter erwerben kann als zuvor. 
Unter sonst gleichen Bedingungen 
führt dies zu einer negativen (passi-
ven) Handelsbilanz und Leistungs-
bilanz.
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Abbildung 2: Teilbilanzen (Salden) der deutschen Zahlungsbilanz, 1883–2010 (% des BIP)

u Abb 2 Teilbilanzen (Salden) der deutschen Zahlungsbilanz, 1883 – 2010 — in Prozent des BIP
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u Tab 2 Teilbilanzen (Salden) der deutschen Zahlungsbilanz

Leistungsbilanz Kapitalbilanz Devisenbilanz

% des BIP 

x0976 x0977 x0978

1883 2,18 – 2,35 0,18

1890 2,26 – 2,10 – 0,16

1900 1,84 – 1,43 – 0,41

1913 2,01 – 1,41 – 0,59

1925 – 5,21 2,01 – 0,13

1929 – 3,89 1,60 0,18

1938 – 0,57 0,54 – 0,07

1950 – 0,33 0,66 0,58

1960 1,85 0,75 – 2,65

1970 0,68 2,37 – 3,21

1980 – 1,63 – 0,03 1,67

1990 2,96 – 3,50 – 0,23

2000 – 1,73 2,00 0,29

2010 6,04 – 5,93 – 0,06

inlandsprodukts von 1883 bis 2010. Die 
Entwicklung seit 1982 – unterbrochen von 
der Zeit der Wiedervereinigung bis zur 
Einführung des Euro – ist im langfristigen 
Vergleich ungewöhnlich. u Tab 2, Abb 2

Die Hintergründe werden zum Teil 
aus einer Betrachtung der regionalen Ent-
wicklung deutlich: Wo erwirtschaftete 
die Bundesrepublik Deutschland diese ge-
waltigen Leistungsbilanzüberschüsse? 
Wohin flossen die deutschen Kapitalex-
porte? Es ist sinnvoll, die Entwicklung bis 
1989 in zwei Perioden zu untergliedern.9 
Bis etwa 1985 wurde die Zunahme der 
Leistungsbilanzüberschüsse nahezu voll-
ständig vom wachsenden Handelsüber-
schuss gegenüber den USA getragen. Das 
wiederum lässt sich durch einen Wachs-
tumsschub in den USA und eine Aufwer-
tung des Dollars erklären, wodurch deut-
sche Produkte wie Autos, Maschinen, 
elektrotechnische oder chemische Erzeug-
nisse Marktanteile in den USA gewinnen 

konnten, während Importe aus den USA 
stagnierten. In der Zeit ab 1985 setzten 
sich die Leistungsbilanzüberschüsse fort, 
nun aber getragen von wachsenden Han-
delsüberschüssen mit Westeuropa und 
den ölexportierenden OPEC-Staaten: 
 Dahinter stand ein deutlicher Verfall der 
Energiepreise (auch gestützt von einer 
Abwertung des Dollars), was die Handels-
bilanz mit den europäischen Energieliefe-
ranten Groß britannien, Niederlande und 
Norwegen veränderte. Außenwirtschaft-
liche Impulse trugen also zum deutschen 
Leistungsbilanzüberschuss der 1980er 
Jahre bei, aber sie erklären nicht alles. Da-
rüber hinaus nahm die Wettbewerbs-
fähigkeit der bundesdeutschen Industrie 
 gegenüber fast allen europäischen Handels-
partnern zu, was mit Preisvorteilen durch 
eine relativ geringe Inflation und ein soli-
des Produktivitätswachstum erklärt wer-
den kann. Ein Teil dieses Produktivitäts-
wachstums wurde von der erfolgreichen 

 – 5,21
Prozent des BIP be-
trug der Saldo der 
Leistungsbilanz im 
Jahr 1925.

 +6,04
Prozent waren  
es im Jahr 2010.



Kap 21 / Zahlungsbilanz

306

Die Dekade nach der Wiedervereini-
gung ab 1990 scheint diese Entwicklungen 
im Rückblick nicht zu beenden,  sondern 
 lediglich zu unterbrechen. Unter anderem 
bremste die verstärkte Nachfrage ostdeut-
scher Verbraucher nach westdeutschen 
Produkten das Wachstum der Handels-
überschüsse und führte zu einer zeitweilig 
negativen Leistungsbilanz, begleitet von 
Kapitalimporten. Bereits 1994 wuchs der 
Saldo der Handelsbilanz aber wieder, die 
Leistungsbilanz wurde jedoch erst mit 
 Einführung des Euro wieder positiv und 
 erreichte – auch im Verhältnis zum Brutto-
inlandsprodukt – unbekannte Höhen. 

Internationalisierung der deutschen Wirt-
schaft – auch durch die Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaft und eine 
 Liberalisierung der Kapitalmärkte – getra-
gen, die durch Direktinvestitionen und 
die Verlagerung von Produktionsstufen 
ihre Kosten weiter senken konnte. Ein Bei-
spiel sind die umfangreichen Investitio-
nen von Volkswagen in Spanien in dieser 
Zeit. Die Kapitalexporte waren also nicht 
nur der Spiegel der Leistungsbilanzüber-
schüsse, sondern konnten diese zumindest 
zeitweilig selbst verstärken, etwa weil sie 
dazu beitrugen, die Produktionskosten im 
Inland zu senken.10

An dieser Stelle soll kurz auf die Ent-
wicklung der Zahlungsbilanz der Deut-
schen Demokratischen Republik (DDR) 
verwiesen werden. Die Deutsche Bundes-
bank hat 1999 eine Zahlungsbilanz der 
DDR für die Jahre 1975 bis 1989 in Anleh-
nung an das Balance of Payment Manual 
des IWF vorgelegt. Tabelle 3 fasst die Er-
gebnisse umgerechnet in Euro zusammen. 
Die Zahlen zeigen weitgehend ausgegli-
chene Teilbilanzen (wobei den außenwirt-
schaftlichen Beziehungen mit dem So-
zialistischen Wirtschaftsgebiet eine deut-
lich größere Rolle zukam), weisen aber 
auch auf Schwierigkeiten hin. Der Vor-

u Tab 3 Zahlungsbilanz der DDR — Salden der Teilbilanzen

Leistungsbilanz Kapitalbilanz Restposten

Einfuhr/
Ausfuhr        

Dienst-  
leistungen          

Erwerbs-  
und Ver- 
mögens- 

einkommen 
(mit laufen - 

den Übertra-
gungen) 

ins- 
gesamt

  
sozialis-
tisches 
Wirt-

schafts-  
gebiet

Nicht-  
sozialis-
tisches 
Wirt-

schafts-  
gebiet

ins- 
gesamt

 
Sozialis-
tisches 
Wirt-

schafts-  
gebiet

Nicht-  
sozialis-
tisches 
Wirt-

schafts-  
gebiet

ins- 
gesamt

Sozialis-
tisches 
Wirt-

schafts-  
gebiet

Nicht-  
sozialis-
tisches 
Wirt- 

schafts-  
gebiet

Mio. Euro

c0030 c0031 c0032 c0033 c0034 c0035 c0036 c0037 c0038 c0039 c0040 c0041

1975 – 1 505 – 41 33 – 1 514 – 159 – 1 355 1 547 110 1 436 – 33 48 – 81

1976 – 2 214 55 17 – 2 143 – 154 – 1 988 2 324 213 2 112 – 182 – 58 – 123

1977 – 2 625 142 – 6 – 2 490 – 697 – 1 793 2 308 577 1 731 182 120 62

1978 – 1 616 225 – 115 – 1 506 – 280 – 1 226 1 684 372 1 312 – 178 – 92 – 86

1979 – 1 235 187 – 177 – 1 226 510 – 1 735 1 651 – 399 2 050 – 425 – 111 – 314

1980 – 1 575 347 – 478 – 1 707 – 185 – 1 522 1 930 99 1 831 – 223 86 – 310

1981 – 64 290 – 738 – 512 – 427 – 85 633 268 365 – 122 159 – 280

1982 2 091 249 – 1 034 1 306 – 268 1 574 – 1 076 390 – 1 465 – 230 – 122 – 108

1983 2 429 390 – 873 1 945 709 1 236 – 2 068 – 927 – 1 141 123 219 – 96

1984 3 097 546 – 344 3 299 351 2 948 – 3 135 – 254 – 2 881 – 164 – 97 – 67

1985 2 792 436 – 397 2 831 398 2 433 – 2 434 – 596 – 1 838 – 397 198 – 595

1986 – 301 294 – 153 – 160 – 532 372 916 368 548 – 756 165 – 920

1987 – 562 326 – 262 – 499 334 – 832 39 – 268 308 459 – 65 525

1988 – 822 538 – 18 – 301 604 – 905 575 – 647 1 222 – 274 43 – 317

1989 – 541 – 364 501 – 403 1 164 – 1 567 325 – 1 234 1 559 78 71 8
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Abb 3: Teilbilanzen (Salden) der deutschen Zahlungsbilanz nach Regionen, 2007–2010 (Mio. Euro)

zeichenwechsel der Leistungsbilanz 
1981/82 etwa resultierte aus einer scharfen 
Liquiditäts- und Devisenkrise, die zu ver-
stärkten Exportanstrengungen und Ex-
porterfolgen führte. Mit sinkenden Erdöl-
preisen ab 1986 begann sich die außen-
wirtschaftliche Lage der DDR gegenüber 
dem „Nichtsozialistischen Wirtschaftsge-
biet“ (NSW) wieder zu verschlechtern, 
auch wenn die Verschuldung gegenüber 
dem NSW bis 1989 vermutlich noch kein 
kritisches Niveau erreicht hatte.11 u Tab 3

Aus Abbildung 3 wird die regionale 
Aufteilung wichtiger Teilbilanzen für das 
vereinte Deutschland 2007 bis 2010 ersicht-

* Ohne Erwerbs- und Vermögensübertragungen.

lich.12 Während mit der Finanz- und 
Staats schuldenkrise der deutsche Leis-
tungsbilanzüberschuss mit anderen euro-
päischen Staaten, insbesondere dem Eu-
ro-Raum, leicht zurückging, blieb er ge-
genüber Amerika (vor allem den USA) 
stabil. Zudem ging das Defizit mit Asien 
zurück. Da sich der Euro im Zuge der 
Krise gegenüber anderen wichtigen Wäh-
rungen tendenziell abschwächte, konnte 
die deutsche Industrie außerhalb Europas 
weiter Marktanteile gewinnen, was sich 
nach 2010 verstärkt fortsetzte.u Abb 3

Gespiegelt wird dies erneut in massi-
ven Kapitalexporten, die ebenfalls in Re-

u Abb 3 Teilbilanzen (Salden) der deutschen Zahlungsbilanz nach Regionen, 2007– 2010 — in Milliarden Euro
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lation zum BIP historische Rekordwerte 
erreichen. Zeitweilig überlagert von den 
Folgen der deutschen Wiedervereinigung, 
hatte auch in den 1990er Jahren die Inter-
nationalisierung der deutschen Wirt-
schaft deutlich zugenommen, die sich 
aber weiterhin auf den europäischen 
Wirtschaftsraum konzentrierte. Von allen 
deutschen Direktinvestitionen im Aus-
land 2010 wurden knapp über 70 Prozent 
in anderen europäischen Staaten getätigt 
und knapp 16 Prozent in den USA. Wäh-
rend Deutschland also weiterhin hohe 
Leistungsbilanzüberschüsse gegenüber 
seinen europäischen Nachbarn aufweist, 
die geradezu traditionell Gegenstand der 

Diskussion sind, fließt umgekehrt auch 
der Großteil der deutschen Auslandsin-
vestitionen nach Europa, während Inves-
titionen etwa in Asien – zumindest bisher 
– noch eine untergeordnete Rolle spielen. 
Die deutsche Wirtschaft hat sich nach 
1945 in einem nie dagewesenen Ausmaß 
internationalisiert, den Schwerpunkt aller 
außenwirtschaftlichen Beziehungen bil-
det dabei weiterhin Europa.

70
Prozent der deutschen 
Direktinvestitionen im 
Ausland flossen 2010 in 
europäische Länder.

16
Prozent gingen  
in die USA.
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Datengrundlage

Die Zahlungsbilanz ist eine Tertiärstatistik, die auf der Zusammenstellung 
zahlreicher anderer Statistiken basiert. Allem voran sind hier die Volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR, siehe Kapitel 13) und die Außen-
handelsstatistik (siehe Kapitel 20) zu nennen.

Eine vollständige Zahlungsbilanz für das Deutsche Reich wurde erstmals 
1924 vom Statistischen Reichsamt vorgelegt, mit dem Jahr 1935 wurde 
deren Erscheinen aber auch bereits wieder eingestellt. In der Bundes-
republik übernahm 1949 die deutsche Notenbank diese Aufgabe (zunächst 
die Bank deutscher Länder, ab 1957 Deutsche Bundesbank). Die Deut-
sche Bundesbank erstellte 1999 eine vergleichbare Zahlungs bilanz für das 
Gebiet der DDR für die Zeit 1975 bis 1989, ab Juli 1990 liegt schließlich 
 eine gesamtdeutsche Zahlungsbilanz vor. Zusammenfassende Übersichten 
der Zahlungsbilanz der Bundesrepublik und des vereinten Deutschlands 
finden sich in den Gutachten und statistischen Übersichten des Sach ver-
ständigenrats. Für die Periode 1950 bis 1993 wurden hier die Zusammen-
stellungen nach dem Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung verwendet.13 Für die Periode 1994 bis 2011 
wurde die Zusammenstellung im Internet verwendet.14

Für die deutsche Zahlungsbilanz vor 1949 / 50 sind dagegen die amt-
lichen Angaben unvollständig, sie wurde von Wirtschaftshistorikern ge-
schätzt. Die Zahlungsbilanz für das Deutsche Reich für den Zeitraum   

1883 bis 1913 wurde aus Angaben der Handelsbilanz, Daten zum Handel 
mit Edelmetallen und aus einigen wenigen Angaben über den Kapital-
verkehr mit dem Ausland geschätzt. Grundlegend sind dazu die Arbeiten 
von Walther G. Hoffmann15 und Cornelius Torp.16 Insbesondere die dort 
vorgelegten Schätzungen zur Dienstleistungsbilanz unterliegen großer 
 Unsicherheit, weil sie als Saldo aus der Handelsbilanz und wiederum ge-
schätzten Daten der Kapital- und Devisenbilanz ermittelt wurden. 

Die Zahlungsbilanz für die Zeit zwischen den Weltkriegen wurde von der 
amtlichen Statistik nur bis 1935 veröffentlicht. Die Daten für die Zeit nach 
1935 hat Albrecht Ritschl auf Grundlage der Bestände des Bundesarchivs 
detailliert nachgezeichnet.17
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1980 ― 56 Prozent

Italien ― 8,82 Jahre

Japan ― 59,3 Jahre

Frankreich ― 165,2 Zentimeter

Produktivitätsniveau Großbritanniens  
im Vergleich zum  
Deutschen Reich 1890 und  
der Bundesrepublik 1980:

1890 ― 109 Prozent

Durchschnittliche Ausbildungsdauer 
im Jahr 1990:

Deutschland ― 12,45 Jahre

Durchschnittliche Lebenserwartung 
im Jahr 1950:

Deutschland ― 66,8 Jahre

Durchschnittliche Körpergröße 
eines Mannes im Jahr 1850:

Deutschland ― 163,8 Zentimeter
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Wie entwickelte sich die deutsche Volkswirtschaft über die 
vergangenen zwei Jahrhunderte im Vergleich zu denen anderer 
Länder? Das Wachstumstempo unterschied sich zum Teil erheb-
lich, Deutschland holte etwa gegenüber Großbritannien und den 
USA im späten 19. Jahrhundert auf. Auch die Entwicklung des 
Lebensstandards der Bevölkerung verlief unterschiedlich. So 
konnte Deutschland die Gesundheit der Bevölkerung insbeson-
dere in den 1920er Jahren schneller steigern als andere Länder.

bestimmten Grad mit sozialen Indikatoren wie Gesundheit, 
Bildung und Lebenserwartung korrelieren. Zudem ist dieses 
Konzept nützlich für den internationalen Vergleich. 

Die Messungen des BIP werden in internationalen Dollar 
in Preisen von 1990 angegeben. Folglich werden Messungen 
in der nationalen Währung unter Einbezug der unterschied-
lichen Preisniveaus von Gütern und Dienstleistungen auf 
Länderbasis konvertiert. Internationale Dollar repräsentieren 
daher die Kaufkraft, die ein Dollar Einkommen in einem 
Land im Vergleich zu einem anderen besitzt. Dieses Verfah-
ren gibt ein akkurateres Bild als eine Umwandlung mithilfe 
von Wechselkursen. 

Ab 1850 wuchsen die in Tabelle 1 dargestellten Durch-
schnittseinkommen der Länder um einen Faktor zwischen 10 
und 16. Eine wichtige Ausnahme stellt der industrielle Nach-
zügler Japan dar, der sein Einkommen um mehr als das 
30-Fache steigern konnte. Zusammengenommen betrug das 
durchschnittliche jährliche Wachstum des BIP pro Kopf im 
19. Jahrhundert ca. 1 bis 1,5 Prozent. Im 20. Jahrhundert wa-
ren die durchschnittlichen Wachstumsraten in Industriestaa-
ten mehr als einen Prozentpunkt höher. Besonders die Perio-
de der sogenannten Goldenen Jahre zwischen 1950 und 1973 
weist extrem hohe Wachstumsraten auf. u Tab 1

Wenn man Deutschland im Ländervergleich betrachtet, 
fällt eine überdurchschnittliche Leistung vor 1914 und eine 
durchschnittliche Entwicklung nach 1914 auf. Deutschlands 
Wachstum zwischen 1870 und 1913 betrug durchschnittlich 
1,6 Prozent pro Jahr. u Abb 1 

Die Besonderheit der Entwicklungen in Deutschland wird 
deutlich, wenn man die dortigen Trends mit denjenigen in an-
deren Ländern vergleicht. Auch die Ähnlichkeiten sind auf-
schlussreich – zum Beispiel war das kräftige Wirtschafts-
wachstum in den 1950er und 1960er Jahren ein für ganz West-
europa typisches Phänomen, was oft in Darstellungen über 
Deutschland nicht beachtet wird. In diesem Kapitel möchten 
wir daher einige Kernindikatoren von Entwicklung für eine 
Gruppe von Ländern vergleichen, für die das sinnvoll möglich 
ist. Die Auswahl der Länder erfolgte nach zwei Kriterien: 
Zum einen sollten diese ein gewisses Gewicht in der weltwei-
ten Wirtschaftsgeschichte aufweisen, zum zweiten sollten die 
ausgewählten Indikatoren in einigermaßen verlässlicher Qua-
lität für diese Länder vorliegen. Wir haben uns daher für 
Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan und die USA ent-
schieden, um diese Länder mit Deutschland zu vergleichen.

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf
Wirtschaftswissenschaftler messen die Unterschiede des Le-
bensstandards oder die des wirtschaftlichen Wachstums 
meist mit dem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf. Jedoch wur-
de dieses Konzept aufgrund seiner Unzulänglichkeiten oft 
kritisiert: Es erfasst lediglich ökonomische Aktivitäten, die 
den Marktmechanismus durchlaufen und lässt die damit ver-
bundenen Schattenseiten wie Verschmutzung der Umwelt 
oder ungleiche Einkommensverteilung außen vor. Trotzdem 
wird es aus pragmatischen Gründen als Indikator für mensch-
liche Wohlfahrt verwendet, da Bewegungen des BIP zu einem 
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Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

1990 u International Geary-Khamis-Dollar

x0979 x0980 x0981 x0982 x0983 x0984

1850 1 428 1 597 1 481 681 2 330 1 849

1860 1 639 1 892 1 459 – 2 830 2 241

1870 1 839 1 876 1 542 737 3 190 2 445

1880 1 991 2 120 1 589 863 3 477 3 184

1890 2 428 2 376 1 690 1 012 4 009 3 392

1900 2 985 2 876 1 855 1 180 4 492 4 091

1910 3 348 2 965 2 176 1 304 4 611 4 964

1920 2 796 3 227 2 153 1 696 4 548 5 552

1930 3 973 4 532 2 631 1 850 5 441 6 213

1940 5 403 4 042 2 897 2 874 6 856 7 010

1950 3 881 5 186 3 172 1 921 6 939 9 561

1960 7 705 7 398 5 456 3 986 8 645 11 328

1970 10 839 11 410 9 367 9 714 10 767 15 030

1980 14 114 14 766 12 927 13 428 12 931 18 577

1990 15 929 17 647 16 313 18 789 16 430 23 201

2000 18 700 20 647 19 139 20 963 20 230 28 787

2010 20 581 21 969 18 963 22 235 22 215 30 907

2019 23 157 23 741 18 555 24 652 24 852 35 820

1870 startete Deutschland mit einem 
Wohlfahrtsniveau, das 60 Prozent des bri-
tischen betrug. Während des Ersten Welt-
kriegs fiel das deutsche Einkommen schär-
fer zurück als in anderen Ländern. Auch 
nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte ein 
weiterer harter Rückschlag. Das abnorm 
hohe Produktionsniveau während der ers-
ten Kriegsjahre außer Acht gelassen, er-
reichte die Wirtschaft nach dem Zweiten 
Weltkrieg ihr Vorkriegsniveau erst 1953 
wieder, was sehr spät war. Japan erfuhr 
eine ähnliche Entwicklung. Beide Länder 
kompensierten dies jedoch mit relativ ho-
hen Wachstumsraten in den Goldenen Jah-
ren. Zwischen 1973 und 1988 waren 
Wachstumsraten der dargestellten Länder 
sehr ähnlich. Seit der Finanzkrise 2008 
weist Deutschland jedoch die beste Ent-
wicklung der hier dargestellten Länder auf.

Vergleichende Produktivität  
in der Industrie
In Tabelle 2 und Abbildung 2 werden 
 Reihen der Arbeitsproduktivität in der 
Industrie aufgezeigt. Das deutsche Pro-
duktivitätsniveau wird als Index mit dem 
Wert 100 dargestellt. Die Daten aller Län-
der zeigen die jährlichen Niveaus relativ 
zum deutschen gesehen. Da hier lediglich 
die in der Industrie aktiven Personen be-
trachtet werden, gibt der Indikator ein zu-
treffendes Bild der vergleichbaren Pro-
duktionseffizienz in den Ländern bezogen 
auf die Anzahl der involvierten Arbeiter. 
Für manche Länder war es aufgrund feh-
lender Daten nicht möglich, die vollstän-
dige Reihe der Produktivitätsentwicklung 
zu konstruieren. Trotzdem wird versucht, 
so viele vergleichbare Niveaus wie mög-
lich zu präsentieren. 

u Tab 1 Bruttoinlandsprodukt pro Kopf

* 1949 –1989: Bundesrepublik und DDR, ab 1990: Deutschland

u Geary-Khamis-Dollar:
Der sogenannte Geary-Khamis-Dollar, 
auch bekannt als internationaler Dollar, 
ist eine gedankliche Währungs einheit, 
die dieselbe Kaufkraft hat wie der 
US-Dollar zu einem bestimmten Zeit-
punkt. Diese Einheit zeigt – besser als 
über Wechselkurse umgerechnete 
Werte –, welche Kaufkraft eine Einheit 
Einkommen innerhalb der Landes-
grenzen hat. Das Jahr 1990 wird oft 
als Basiswert für Vergleiche über die 
Zeit hinweg verwendet.
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Abb 2: Produktivität im produzieren Gewerbe, Deutschland = 100
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Abb 1:  : Bruttoinlandsprodukt pro Kopf - in 1990 International Geary-Khamis-Dollar 

Vor 1950 lässt sich eine Produktivi-
tätslücke zwischen den Vereinigten Staa-
ten und anderen großen europäischen In-
dustrienationen im Verhältnis 2 zu 1 be-
obachten. Diese Lücke kann bis Mitte des 
19. Jahrhunderts zurückverfolgt werden 
und wurde durch die verschiedenen Res-
sourcen und Faktorausstattungen beider-
seits des Atlantiks erklärt. In den USA 
waren Land und andere Inputmaterialien 
relativ großzügig und preisgünstig vor-
handen, während sich Arbeit als relativ 
knapp und teuer erwies, was zu einem 
 arbeitssparenden Produktionssystem führ-
te. In der Zwischenkriegszeit gelang es 
dem Vereinigten Königreich und Deutsch-
land nicht, diese Lücke zu schließen. Erst 
nach 1950 kam es zu einem Aufholtrend 
in den europäischen Ländern. u Tab 2, Abb 2 

Wenn man Deutschland betrachtet, 
fällt auf, dass die deutsche Produktion be-
reits am Ende des 19. Jahrhunderts der des 
Vereinigten Königreichs ebenbürtig war. 
Die deutsche Produktionseffizienz wuchs 
vor dem Zweiten Weltkrieg schnell. In 
manchen Industrien wie der Metallpro-
duktion, der Baumwollspinnerei und in 
der chemischen Industrie war es Deutsch-

land sogar möglich, die Unterschiede zu 
den USA wettzumachen.1 Besonders in der 
Eisen- und Stahlproduktion war Deutsch-
land sehr fortschrittlich, aber auch in der 
Produktion von Koks und Dünger. In der 
Herstellung von Lebensmitteln und Ge-
tränken, Papier und Transportmitteln 
(Kraftwagen, Eisenbahnwagen usw.) wa-
ren die Niveaus relativ niedrig. Dieses Pro-
duktivitätsprofil veränderte sich während 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
nicht. Deutschlands Industrie war  effizient 
in der Herstellung von Zwischengütern, 
aber nicht von Konsumgütern. Dies änder-
te sich jedoch nach dem Zweiten Weltkrieg. 
In den 1980er Jahren betrug die deutsche 
Produktivität 70 Prozent des Niveaus des 
Vorreiters USA. Deutschland hatte die rela-
tiv höchsten Produkti vitätsniveaus bei 
Kleidung, Ölraffinerie, Gummiprodukten, 
Maschinen und Transportausstattungen, 
die alle in der Nähe des amerikanischen 
Produktivitätsniveaus anzusiedeln waren.2 

Auch heute, im Computerzeitalter, sind 
die USA immer noch führend in der Pro-
duktivität. Misst man jedoch Produktivität 
in Wertschöpfung pro Arbeitsstunde und 
nicht mehr pro Arbeiter, ändert sich das 

u Abb 1 Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in konstanten Preisen — in 1990 u International Geary-Khamis-Dollar

681
internationale Dollar 
betrug das japanische 
Bruttoinlands produkt 
pro Kopf umgerechnet 
im Jahr 1850.

24 652 
internationale  
Dollar waren  
es 2019.
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Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

Deutschland = 100

x0985 x0986 x0987 x0988 x0989 x0990
1890 100 – – – 108,8 218,4

1900 100 – 46,6 (1901) – 103,0 195,7

1913 100 66,6 – 20,5 84,0 178,9

1929 100 78,6 56,5 30,9 95,5 238,7

1938 100 71,2 46,0 39,4 (1937) 93,4 178,9

1950 100 94,4 66,2 (1951) – 96,3 252,9

1960 100 77,4 67,2 49,2 73,6 152,4

1970 100 90,5 79,3 (1968) 79,0 65,4 121,8

1980 100 95,3 84,4 94,1 56,3 114,7

1990 100 106,8 105,6 (1989) 116,6 78,4 137,6

2000 100 107,0 – 106,2 71,1 148,3

2017 100 116,5 – 118 72,9 175,8
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Abb 2: Produktivität im produzieren Gewerbe, Deutschland = 100

50 000

5 000

1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010 2020 203018201810

D.R. DEBRD1.WK 2.WKWR

Abb 1:  : Bruttoinlandsprodukt pro Kopf - in 1990 International Geary-Khamis-Dollar 

u Abb 2 Produktivität im produzierenden Gewerbe — Deutschland = 100

u Tab 2 Produktivität im produzierenden Gewerbe

* 1949 –1989: Bundesrepublik, ab 1990: alte Bundesländer

Bild. Die Lücke zwischen Deutschland 
und den USA schrumpft auf nur 14 Pro-
zentpunkte (statt 48 Prozentpunkte), was 
bedeutet, dass die Lücke fast geschlossen 
ist. Der Grund liegt darin, dass deutsche 
Arbeiter viel weniger Stunden arbeiten 
als amerikanische. Während der Arbeits-
zeit ist deren stündliche Produktivität 
fast gleich, europäische Arbeiter haben 
jedoch mehr Freizeit. Diese Tatsache er-
klärt ebenfalls einen großen Teil des Un-
terschiedes beim Bruttosozialprodukt 
pro Kopf zwischen Deutschland und den 
USA.

Exporte pro Kopf
Die in Tabelle 3 und Abbildung 3 aufge-
zeigten Exportdaten sind relativ zu inter-
pretieren. Sie sind in Mengenangaben pro 
Kopf gemessen, um sie an die Auswirkun-
gen des Bevölkerungswachstums anzu-
passen. Der Indikator zeigt die Geschwin-
digkeit, mit der sich eine Volkswirtschaft 
 internationalisiert, und ist somit ein In-
dikator für die Offenheit einer Volkswirt-
schaft. Eine Einteilung in drei Epochen 
 erscheint hier sinnvoll: die Zeit vor dem 
Ersten Weltkrieg, die Zwischenkriegszeit 
und die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg.
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Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

Index (1970 = 100)

x0991 x0992 x0993 x0994 x0995 x0996
1870 9,1 6,2 5,9 0,2 28,7 9,7

1880 10,4 8,5 7,4 0,5 34,5 20,9

1890 12,6 10,1 5,8 0,8 42,6 19,2

1900 16,5 11,6 8,1 1,6 41,3 28,7

1910 24,8 16,3 10,6 3,7 56,8 23,7

1920 12,1 16,9 12,0 6,5 43,8 40,0

1930 26,9 24,3 10,9 9,9 42,1 31,7

1940 11,1 7,5 6,1 17,3 24,8 34,9

1950 10,2 26,9 11,4 6,2 57,8 44,4

1960 42,9 49,0 31,0 24,4 66,4 64,7

1970 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

1980 163,6 190,8 173,0 218,3 150,6 181,0

1990 271,9 271,0 268,2 359,2 208,0 282,9

2000 483,7 524,7 457,8 545,4 346,4 498,5

2010 796,2 591,8 476,7 848,2 420,5 651,5

2019 1068,5 776,8 619,3 1073,3 489,1 782,4

Deutschlands späte Industrialisierung 
im 19. Jahrhundert war eng verknüpft mit 
der Expansion der industriellen Exporte, 
für die offene Grenzen und freier Handel 
notwendig waren. Abkommen zwischen 
dem Zollverein und anderen Regionen 
und Ländern in Europa waren ein wichti-
ger Schritt in Richtung freier Handel. Am 
Ende des 19. Jahrhunderts war der u Pro-
tektionismus in Europa wieder populär, 
auch in Deutschland. Im Jahr 1879 wur-
den die bereits existierenden moderaten 
Zollprotektionen im Bereich der Land-
wirtschaft und Produktion ausgebaut und 
für Endprodukte dieser Sektoren sogar 
verstärkt. Andere Länder folgten diesem 
Beispiel.3 Dies hatte Einf luss auf die 
Strukturen der deutschen Wirtschaft. Die 
durch Zölle geschützten Produzenten in 
Deutschland konnten inländischen Wett-
bewerb eliminieren und so Marktmono-
pole und Kartelle bilden. Insgesamt er-
reichte die Internationalisierung bis 1913 
einen hohen Stand. u Tab 3, Abb 3

Dieser Zustand fand während des Ers-
ten Weltkriegs sein Ende, als der Goldstan-

dard außer Kraft gesetzt wurde, was Wäh-
rungsschwankungen und Inf lation her-
vorbrachte, und als der wirtschaft liche 
Nationalismus freien Handel behinderte. 
Zudem kam es ebenfalls aufgrund des 
Entstehens neuer Länder und somit neuer 
Grenzen zu einer Intensivierung des Pro-
tektionismus. Diese Periode der soge-
nannten „De-Globalisierung“ war un-
günstig für den internationalen Handel 
und das wirtschaftliche Wachstum. 

Die Weltwirtschaftskrise verschlech-
terte diesen Zustand weiter. Während 
Deutsch land 1913 einen Anteil von 27,5 
Pro  zent am weltweiten Industriegüterhan-
del innehatte, waren es 1929 nur noch 21,9 
Prozent. Bis 1937 konnte Deutschland im-
merhin wieder auf 23,5 Prozent aufholen.4 
Das Niveau der Exporte (pro Kopf) von 
1913 wurde erst 1957 wieder erreicht.

Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es ex-
trem starkes Exportwachstum, weil der in-
ternationale Handel liberalisiert wurde.5 
Deutschland wurde der Hauptexporteur 
der Industrieländer mit einem Anteil von 
mehr als 20 Prozent des gesamten Handels 

u Tab 3 Exporte pro Kopf

* 1949 –1989: nur Bundesrepublik, ab 1990: Deutschland

u Protektionismus
Der Begriff bezeichnet den Schutz  
inländischer Produzenten vor auslän-
discher Konkurrenz mithilfe von Ver-
boten, mengenmäßigen Beschränkun-
gen (Quotierung, Kontingentierung), 
(Handels-)Zöllen oder Auflagen (soge-
nannte nicht tarifäre Handelshemm-
nisse, zum Beispiel spezielle Stan-
dards, Schutzvorschriften oder 
Ge nehmigungsverfahren). Protektio-
nismus steht im Gegensatz zum 
Freihandel.
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Abb 3: Exporte pro Kopf, 1913 = log (100)
(bis 1970 Waren, nach 1970 Güter und Dienstleistungen)

1980=1001913=100

Abb 4: Landwirtschaftliche Produktion pro Kopf (<1950: 1913=100, > 1950: 1980 = 100)

u Abb 3 Exporte pro Kopf — Index (1970=100)

von 45 Prozent 1880 auf weniger als 10 Pro-
zent um 1970 und nahm später sogar wei-
ter ab. Das Vereinigte  Königreich ist der 
extremste Fall mit bereits nur 12 Prozent 
1880 und 3 Prozent 1975. Aufgrund der 
Datenlage wurde von zwei verschiedenen 
Datenbanken Gebrauch gemacht. Die Da-
ten für die Periode bis zum Zweiten Welt-
krieg sind durch Indexwerte basierend 
auf dem Jahr 1913 (=100) dargestellt. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg bezieht sich 
die Datenreihe auf einen Index basierend 
auf dem Jahr 1980 (=100). Es ist somit 
nicht möglich, die Indexwerte für diese 
zwei Perioden zu vergleichen.

Während des 19. Jahrhunderts wies 
das Vereinigte Königreich ein extrem sta-
biles Volumen der landwirtschaftlichen 
Produktion auf. Aufgrund seines schnel-
len Bevölkerungswachstums ging die Pro-
duktion (pro Kopf) jedoch rapide zurück. 
Die britische Gesellschaft wurde mehr 
und mehr von amerikanischem Getreide 
und Fleisch abhängig, sodass die Wirt-
schaft ihre eigenen internationalen kom-
parativen Vorteile8 in der Industrie und 
im Finanzwesen ausnutzen konnte. Die 

der wichtigsten Industrieländer, was ein 
größerer Anteil als der der USA und 
 Japans während der 1980er Jahre war.6 
Deutschlands Hauptexportgüter waren 
Maschinenbauprodukte, Kraftfahrzeuge, 
elektrotechnische Erzeugnisse, chemische 
Erzeugnisse sowie Eisen und Stahl.7 

Weniger ersichtlich aus den Zahlen ist, 
dass Deutschland und Japan nach 1970 
die relativ beste Leistung in Exporten (pro 
Kopf) aufwiesen. In beiden Ländern ver-
achtfachten sich die Quoten mit einer be-
merkenswerten Beschleunigung im ersten 
Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts, was ein 
Zeichen der relativen Stärke des Industrie-
sektors ist, der von den neuen asiatischen 
Märkten profitiert.

Landwirtschaftliche Produktion  
pro Kopf
Der Indikator für landwirtschaftliche 
Produktion pro Kopf kann als Maß für 
eine ins gesamt steigende Produktivität 
der Landwirtschaft und die abnehmende 
relative Größe dieses Sektors in der Volks-
wirtschaft betrachtet werden. Die deutsche 
Beschäftigung in der Landwirtschaft fiel 

deutsche landwirtschaftliche Produktion 
verdoppelte sich zwischen 1850 und 1913, 
was, kombiniert mit einem sogar noch 
stärkeren Bevölkerungswachstum als in 
Großbritannien, zu einem Anstieg der 
landwirtschaftlichen Produktion pro Kopf 
um 25 Prozent führte, der ebenfalls in 
Frankreich und Italien zu beobachten ist. 

Die deutsche landwirtschaftliche Pro-
duktion pro Kopf nahm während und 
nach dem Ersten Weltkrieg auf ein Niveau 
von weniger als 70 (1913=100) beträchtlich 
ab und stieg 1938 wieder auf fast 100. Für 
viele Länder stellte die Zwischenkriegszeit 
eine Ära dar, in der landwirtschaftliche 
Selbstversorgung ein wichtiges Ziel wurde.

Nach dem Zweiten Weltkrieg umfass-
te die westdeutsche landwirtschaftliche 
Produktion nur ca. 40 Prozent des Vor-
kriegslevels von 1938. Jedoch verdoppelte 
sich das Produktionsvolumen zwischen 
1950 und 1990. Die landwirtschaftliche 
Produktion (pro Kopf) verdoppelte sich 
ebenfalls, trotz der extrem starken Ab-
nahme der Beschäftigung in diesem Sek-
tor von 22 Prozent 1950 auf weniger als 
5 Prozent in den 1980er Jahren. u Tab 4, Abb 4
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Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

Index (bis 1950: 1913 = 100; ab 1950: 1980 = 100)

x0997 x0998 x0999 x1000 x1001 x1002

1850 75 80 – – – –

1870 84 88 84 73 156 94

1880 85 80 84 79 132 117

1890 94 86 83 95 126 108

1900 106 102 89 91 106 116

1910 97 86 91 92 105 97

1920 67 97 93 106 91 84

1930 95 101 89 103 110 86

1940 – – – – – –

1950 62 75 – – 55 129

1960 83 89 78 140 66 115

1970 89 95 100 114 80 102

1980 100 100 100 100 100 100

1990 118 120 114 109 124 146

2000 115 129 144 78 122 174

2017 100 123 126  54 (2015)  118 (2016) 206
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Abb 3: Exporte pro Kopf, 1913 = log (100)
(bis 1970 Waren, nach 1970 Güter und Dienstleistungen)

1980=1001913=100

Abb 4: Landwirtschaftliche Produktion pro Kopf (<1950: 1913=100, > 1950: 1980 = 100)

u Tab 4 Landwirtschaftliche Produktion pro Kopf

* 1949 –1989: Bundesrepublik, ab 1990: alte Bundesländer

u Abb 4 Landwirtschaftliche Produktion pro Kopf – Index (1913 = 100; 1980 = 100)
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Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

cm

x1003 x1004 x1005 x1006 x1007 x1008
1840 166,6 164,3 162,0 – 166,5 172,2

1850 163,8 165,2 162,9 – 165,6 171,1

1860 165,5 165,4 163,1 – 166,6 170,6

1870 166,9 165,5 163,5 – 167,2 171,1

1880 167,9 165,9 163,9 157,8 168,0 169,5

1890 168,6 166,1 164,7 157,8 167,4 169,1

1900 169,2 166,8 165,6 158,7 169,4 170,0

1910 170,5 167,8 166,3 159,6 170,9 172,1

1920 173,3 168,5 167,3 160,7 171,0 173,1

1930 174,0 169,9 168,1 161,4 173,9 173,4

1940 175,2 171,7 169,3 162,6 174,9 176,1

1950 176,8 173,2 171,3 163,6 176,0 177,1

1960 178,9 174,9 173,0 165,7 176,9 177,3

1970 179,4 175,1 174,1 166,8 177,1 178,3

1980 180,5 176,5 174,5 171,7 176,8 179,0

u Tab 5 Körpergröße (Männer)

* in aktuellen Grenzen

Körpergrößen
Bei einem Indikator wie „menschliche Kör-
pergröße“ denken – oder dachten bis vor 
Kurzem – die meisten Leser nicht an ein 
ökonomisch relevantes Maß für mensch-
lichen Wohlstand. Tatsächlich wird dieser 
Indikator jedoch bereits seit einigen Jahr-
zehnten in der entwicklungsökonomischen 
und historischen Forschung eingesetzt. 
Diese Forschungsrichtung nutzt den biolo-
gisch-medizinischen Zusammenhang von 
Qualität und Zusammensetzung der Er-
nährung, gesundheitlichem Umfeld und 
durchschnittlicher Körpergröße aus. Aus-
sagekräftig sind nicht individuelle Körper-
größeninformationen, für die genetische 
Komponenten eine besonders große Rolle 
spielen, sondern die Mittelwerte (Durch-
schnittswerte) von größeren Stichproben – 
in der Regel einige Hundert oder Tausend 
Individuen. Der wichtigste Nutzen dieses 
Indikators entsteht dort, wo andere Infor-
mationen fehlen oder durch große Mes-
sungsprobleme von zweifelhafter Qualität 
sind. Dies sind erstens die frühen Entwick-
lungen in heute wohlhabenden Ländern, 

für die andere Indikatoren wie  Bruttoin-
landsprodukt oder Lebenserwartung nur 
ungenau geschätzt werden können, da die-
se Konzepte sehr umfangreiche Datenerhe-
bungen voraussetzen. Zweitens ist der In-
dikator „Körpergröße“ besonders nützlich 
für Episoden, in denen Preisdaten nicht 
aussagekräftig sind, die man zum Beispiel 
für Inlandsproduktschätzungen braucht. 
Dies war unter anderem in den früheren 
sozialistischen Wirtschaftssystemen der 
Fall oder auch in Deutschland zur Zeit des 
Nationalsozialismus. 

Auch Daten zur Lebenserwartung und 
anderen Indikatoren wurden von speziel-
len Regierungsformen, die sich gegenüber 
dem Ausland in besonderer Weise legiti-
mieren wollten, oft in einem positiveren 
Licht dargestellt. Daten zu Körper größen 
wurden hingegen nicht als ein solcher 

„Schaufenster“-Indikator betrachtet. Drit-
tens sind Körpergrößen besonders nützlich 
für die Untersuchung der Entwicklung in 
ärmeren Ländern, für die bis vor wenigen 
Jahren kaum ökonomische und soziale Da-
ten erhoben wurden. u Tab 5, Abb 5
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Abb 5: : Körpergröße - in Zentimetern

Abb 6: : Lebenserwartung - in Jahren

Die wichtigsten Einflüsse auf die Kör-
pergröße von Erwachsenen geschehen im 
Zeitraum der ersten Jahre nach der Ge-
burt, ein weiterer Zeitraum mit modera-
tem Einf luss ist die Zeit bis zur Errei-
chung der endgültigen Körpergröße. 
Wenn die Nahrung reich an Protein und 
Kalzium sowie an einer großen Menge 
von weiteren Nährstoffen ist, erreichen 
Menschen ihr maximales genetisches 
 Potenzial. Dies ist auch der Fall, wenn we-
nige Nährstoffe für Krankheiten ver-
braucht werden. Interessanterweise weist 
Körpergröße einen recht engen Zusam-
menhang mit anderen Gesundheitsindi-
katoren auf.

Insgesamt war in den betrachteten 
Ländern eine deutliche Aufwärtsbewe-
gung der Körpergröße festzustellen, be-
sonders ab dem Ende des 19. Jahrhun-
derts. Während des 19. Jahrhunderts stel-
len die USA hier eine Ausnahme dar: 
Dort fiel die Körpergröße stark ab. Vor al-
lem zwischen den 1820er und 1840er Jah-
ren sind diese Größentrends gut abgesi-
chert, indem eine große Anzahl verschie-

dener Datensammlungen vergleichend 
analysiert wurden. Was kann die Körper-
größenabnahme in den Vereinigten Staa-
ten erklären? Eine ganze Reihe von Fakto-
ren wurde zur Erklärung vorgeschlagen: 
Zunahme der Ungleichheit, Urbanisie-
rung, Verbreitung von Infektionskrank-
heiten, Immigration und weitere Fakto-
ren. Immigrationseffekte per se können 
eher ausgeschlossen werden, weil die 
 Abnahme auch unter ausschließlich ge-
bürtigen Amerikanern stattfand, und die 
zweite Generation von Immigranten sich 
kaum von gebürtigen Amerikanern un-
terschied. Urbanisierung ist hingegen ein 
besonders wichtiges Argument, weil sie 
dazu führte, dass frische Lebensmittel 
nicht mehr vor Ort konsumiert werden 
konnten. Die Transporteinrichtungen für 
frische Milch waren im 19. Jahrhundert 
noch unterentwickelt. Insbesondere in 
dem Krankheitsumfeld des 19. Jahrhun-
derts, in dem der menschliche Körper 
weitaus mehr Proteine zur Bildung von 
Antikörpern benötigte als heute, scheint 
dies ein wichtiger Faktor gewesen zu sein. 

163,8
Zentimeter groß  
waren die deutschen 
Männer 1850.

171,1
Zentimeter maßen 
Männer in den USA 
zu dieser Zeit.

u Abb 5 Körpergröße (Männer) — in Zentimetern
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Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

Jahre

x1009 x1010 x1011 x1012 x1013 x1014
1840 – 40,4 – – 40,5 –

1860 – 43,3 – 36,4 43,0 –

1870 38,3 36,4 29,7 36,6 41,0 –

1880 39,4 42,7 32,7 37,0 43,8 39,4

1890 42,4 43,4 38,5 37,7 44,8 45,2

1900 45,5 45,1 41,7 38,6 46,3 50,6

1910 44,8 51,4 46,8 40,0 54,0 51,8

1920 57,4 51,6 45,5 42,0 56,6 55,4

1930 62,0 56,9 55,2 48,6 60,9 59,6

1940 62,3 49,5 57,0 49,0 61,0 63,3

1950 66,8 66,4 65,8 59,3 68,7 68,1

1960 69,8 70,4 69,2 67,8 71,1 69,9

1970 70,8 72,2 71,7 72,1 72,0 70,9

1980 73,2 74,4 74,1 76,2 73,7 73,9

1990 75,4 77,0 77,1 79,0 75,9 75,6

2000 78,2 79,2 79,7 81,3 78,0 77,0

2017 81,1 82,6 83,0 84,2 81,3 78,6

Dies erklärt möglicherweise auch zum 
Teil, warum die japanische Körpergrö-
ßenreihe ganz besonders niedrig lag: In 
Japan wurden bis zur zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts kaum Milchprodukte 
konsumiert (auch Fisch war knapp). Ja-
pan hat allerdings nach einer Ernäh-
rungsumstellung die stärkste Zunahme 
der Körpergröße im 20. Jahrhundert welt-
weit erreicht.

Spätestens ab dem Ende des 19. Jahr-
hunderts setzte ein deutlicher Aufwärts-
trend der Körpergröße in Europa ein. 
Hochwertige Lebensmittel waren auf-
grund von neuen Düngertechnologien 
und anderen Innovationen sowie durch 
zunehmenden Handel zu real abnehmen-
den Preisen verfügbar. Ab den 1930er und 
1940er Jahren erreichte auch die medizini-
sche Forschung ganz erhebliche Fort-
schritte bei Impfungen und Medikamen-
ten. Die Europäer entschieden sich zuneh-
mend für Sozialstaaten mit relativ hohen 
Ausgaben für Gesundheit und Bildung.

Lebenserwartung
Interessanterweise zeigt die Entwicklung 
der Lebenserwartung in vielerlei Hinsicht 
eine ähnliche Entwicklung wie die der 
Körpergrößen, wenngleich einige Reihen 
erst im späten 19. Jahrhundert beginnen, 
dafür aber auch Werte für die 2000er und 
2010er Jahre einschließen. 

Ähnlich wie die Körpergrößen waren 
die Fortschritte bei der Lebenserwartung 
um die Mitte des 19. Jahrhunderts eher 
bescheiden, erst ab Ende des 19. oder Be-
ginn des 20. Jahrhunderts setzten be-
deutsame Fortschritte ein. Die europäi-
sche und nordamerikanische durch-
schnittliche Lebenserwartung bei der 
Geburt stieg von etwa 40 Jahren (um 
1880) auf 55 bis 60 Jahre in den 1930ern. 
Heutzutage liegt sie bei etwas über 
80 Jahren. Besonders interessant sind hier 
die japanische und die italienische Ent-
wicklung. Italien begann enorm niedrig 
in den 1870er Jahren, bei nur etwa 
30 Jahren, entfernte sich von diesem 

u Tab 6 Lebenserwartung

* 1945 –1989: Bundesrepublik und DDR, ab 1990: Deutschland

29,7
Jahre betrug die 
 Lebenserwartung 
1870 in Italien.

83,0
Jahre waren es  
im Jahr 2017.
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Abb 5: : Körpergröße - in Zentimetern

Abb 6: : Lebenserwartung - in Jahren

niedrigen Niveau rasch und erreichte 
etwa 55 Jahre in den 1930er Jahren. Japan 
lag ebenfalls deutlich unter den hier be-
trachteten Ländern und es war bis in die 
1920er Jahre nur ein bescheidener Fort-
schritt festzustellen. Besonders große 
Fortschritte konnten in der Nachkriegs-
zeit erreicht werden, als die Japaner ihre 
 Ernährung deutlich umstellten und die 
medizinische Versorgung massiv verbes-
sert wurde. Ab den 1980er Jahren lag 
 Japan sogar klar vor den anderen hier be-
trachteten Ländern. u Tab 6, Abb 6

Kohlendioxid-Emissionen
Neben der menschlichen Lebensqualität ist 
zunehmend die natürliche Umwelt als 
schützenswertes Gut anerkannt worden. 
Selbst wenn dies von den Zeitgenossen, de-
ren Handlungsweisen hier indirekt be-
trachtet werden, nicht immer in ähnlicher 
Weise wahrgenommen wurde, ist es doch 
interessant, ausgewählte Indikatoren in ih-
rer Entwicklung zu betrachten. Kees Klein 
Goldewijk und seine Forschungsgruppe 
haben eine Reihe von umweltrelevanten 
Größen geschätzt, von denen in Tabelle 7 
die Emission des Gases Kohlendioxid bei-
spielhaft betrachtet werden sollen.9 

In den vergangenen Jahrhunderten 
wurde besonders durch die Nutzung fossi-
ler Brennstoffe in großem Umfang 

Kohlen dioxid freigesetzt. Zuvor waren be-
reits durch die Landwirtschaft kleinere 
Mengen dieses Gases in die Atmosphäre 
ab gegeben worden. Aber erst die umfang-
reiche Verwendung von Kohle und später 
Öl und Gas machte Kohlendioxid zu einem 
erheblichen Umweltproblem. Deshalb wird 
die Verwendung dieser Energieträger als 
Basis für die Rekonstruktion des Umfangs 
von Emissionen verwendet. Kohlen dioxid 
absorbiert in der Atmosphäre Wärme und 
wird daher als ursächlich für den Treib-
hauseffekt angesehen, der wiederum zum 
Anstieg des Meeresspiegels und zu weite-
ren unerwünschten Wirkungen führt. In 
der aktuellen Diskussion über die Begren-
zung der Emissionen wird von Schwellen-
ländern in Asien und Lateinamerika oft 
das Argument vorgebracht, dass die In-
dustrieländer bereits in der Vergangenheit 
sehr viel CO²-Gas emittiert haben. Daher 
seien sie zu besonderen Anstrengungen 
verpflichtet, den aktuellen Wert der Koh-
lendioxidbelastung zu verringern. Nach-
folgend sollen die tatsächlichen Emissio-
nen in unseren sechs Ländern nachvollzo-
gen werden.

Zu Beginn des betrachteten Zeitraums 
war Großbritannien klar für einen großen 
Teil der Emissionen verantwortlich. Das 
erste Land, das eine Industrielle Revolution 
vollzogen hatte, nutzte um 1830 in weit 

u Abb 6 Lebenserwartung — in Jahren
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Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

durchschnittliche Zahl der Ausbildungsjahre

x1021 x1022 x1023 x1024 x1025 x1026

1870 – 4,47 1,80 – 1,47 –

1890 – 5,53 2,57 2,25 3,37 5,18

1900 6,43 6,03 2,93 3,02 4,43 5,46

1910 6,67 6,42 3,33 4,09 5,37 5,77

1920 7,09 6,44 3,82 5,20 6,16 6,19

1930 7,80 6,40 4,22 6,21 6,90 7,16

1940 8,19 6,37 4,80 7,19 7,55 8,39

1950 8,66 6,44 5,33 8,31 8,28 9,24

1960 9,66 7,02 5,98 9,56 9,15 9,99

1970 10,79 8,10 6,94 10,30 10,10 10,93

1980 11,76 9,04 7,86 10,98 11,03 11,68

1990 12,45 9,69 8,82 11,69 12,01 12,05

2000 12,65 10,18 9,70 12,36 12,87 12,46

2010 12,98 12,46 10,95 13,15 13,30 13,61

Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

Tonnen Kohlenstoffäquivalent pro Kopf

x1015 x1016 x1017 x1018 x1019 x1020

1830 0,05 0,05 0,00 0,00 1,06 0,04

1850 0,12 0,15 0,00 0,00 1,51 0,23

1870 0,53 0,37 0,03 0,00 2,30 0,69

1880 0,78 0,54 0,05 0,02 2,64 1,07

1890 1,19 0,67 0,11 0,05 2,84 1,74

1900 1,64 0,87 0,12 0,12 3,03 2,37

1910 1,93 1,00 0,20 0,22 3,07 3,78

1920 1,92 1,05 0,13 0,36 2,99 4,40

1930 1,98 1,63 0,26 0,39 2,76 3,78

1940 2,56 0,93 0,31 0,57 2,90 3,83

1950 2,04 1,32 0,24 0,34 2,70 4,39

1960 3,05 1,62 0,60 0,68 3,04 4,28

1970 3,53 2,28 1,46 1,93 3,13 5,50

1980 3,75 2,44 1,80 2,15 2,82 5,48

1990 3,37 1,74 1,89 2,39 2,71 5,14

2000 2,65 1,65 2,05 2,59 2,53 5,35

2010 2,73 1,71 2,05 2,55 2,56 5,24

2017 2,66 1,50 1,63 2,58 1,59 4,43

u Tab 8 Ausbildung

* 1945 –1989: Bundesrepublik und DDR, ab 1990: Deutschland

u Tab 7 CO₂-Emissionen

* 1945 –1989: nur Bundesrepublik, ab 1990: Deutschland
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größerem Umfang Kohle und andere 
Brennstoffe als die weiterhin landwirt-
schaftlich geprägten anderen fünf Län-
der. Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
verzeichneten die USA einen drastischen 
Anstieg der Kohlendioxidemissionen und 
überholten Großbritannien im Jahrzehnt 
des Ersten Weltkriegs. Bis in die Gegen-
wart war aber keine deutliche Abnahme 
zu verzeichnen. u Tab 7

Die CO²-Emissionen werden auch 
durch den Wandel der Wirtschaftsstruktur 
beeinflusst. Die allmähliche Umstellung 
der britischen Wirtschaft von der domi-
nierenden Industrieproduktion zu wichti-
ger werdenden Dienstleistungen (bei-
spielsweise im Londoner Finanzdistrikt) 
war hier eine der treibenden Kräfte. Der-
selbe Faktor mag auch erklären, warum 
das weiterhin stärker industriell geprägte 
Deutschland bis in die 1980er Jahre ein 
fast kontinuierliches Wachstum der Emis-
sionen aufwies, obwohl allmählich ökolo-
gische Bedenken laut wurden. Erst in den 
vergangenen Jahrzehnten nahmen die 
Kohlendioxidemissionen insgesamt deut-
lich ab. Frankreich hatte eine insgesamt 
sehr ähnliche Entwicklung wie Deutsch-
land, wenn auch auf niedrigerem absolu-
ten Niveau. Italien und Japan hingegen 
haben erst in den 1960er und 1970er Jah-
ren begonnen, Kohlendioxid in ähnlichen 
Mengen wie die anderen hier betrachteten 
Länder zu emittieren.

Bildung: Zahl der Bildungsjahre
Als ein wichtiger Faktor von wirtschaft-
lichem Wachstum wird die Bildung ange-
sehen. Während die Wirtschaftstheorie 
der 1950er und 1960er Jahre im Aufbau 
von Sachkapital (Maschinen, Gebäude) 
den Schlüssel zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung sah, gelten heutzutage Bildung 
und Forschung als wichtige Voraussetzun-
gen für stabile wirtschaftliche Entwick-
lung, wobei eine hohe Qualität der Insti-
tutionen eines Landes ebenfalls eine uner-
lässliche Bedingung ist (ebenso wie die 
Abwesenheit von Krieg und Bürgerkrieg).

Ein gängiger Indikator für das 20. Jahr-
hundert ist die Zahl der Bildungsjahre, 
wenngleich kritisch angemerkt werden 

muss, dass diese zunächst nichts über die 
Qualität der Schulbildung aussagt. Weil je-
doch international vergleichbare Daten zur 
Unterrichtsqualität nicht für die Zeit vor 
den 1960er Jahren verfügbar sind, hat sich 
für langfristige Vergleiche die Zahl der 
Schuljahre als wichtiger Indikator etabliert. 

Insgesamt ist in den sechs Ländern seit 
dem späten 19. Jahrhundert ein deutlicher 
Trend zu mehr Bildung zu beobachten, von 
etwa zwei bis vier Schuljahren um 1870 bis 
zu etwa 10 bis 13 in den 2000er Jahren. In-
teressant ist jedoch, dass es selbst unter 
den sechs hier betrachteten Ländern eine 
gewisse Mobilität gab.  Anfangs war die 
Gruppe Frankreich, Deutschland und USA 
führend, während Kinder in Japan, Groß-
britannien und Italien nur etwa halb so 
lange zur Schule gingen. Großbritannien 
und kurze Zeit danach auch Japan steiger-
ten die Zahl der Bildungsjahre erheblich, 
sodass diese beiden Länder in die Spitzen-
gruppe aufstiegen. Im Fall von Großbri-
tannien würde man sagen, dass das Land 
wieder in die Spitzengruppe zurückkehrte, 
denn bereits vor 1800 schnitt es bei ver-
schiedenen Bildungsindikatoren am bes-
ten ab.10 Italien hingegen investiert im Ver-
gleich dieser sechs Länder etwas weniger in 
Bildung, was insbesondere durch den öko-
nomisch und bildungsstrukturell weniger 
entwickelten Süden des Landes bedingt ist. 
Frankreich erlebte im frühen 20. Jahrhun-
dert eine gewisse Schwächephase in seiner 
Bildungsexpansion, erst im späteren Ver-
lauf des Jahrhunderts wurde die Expansion 
des Bildungswesens wieder forciert. u Tab 8

Demokratieentwicklung
Während wir bei den meisten Indikatoren 
des Lebensstandards vergleichsweise sta-
bile Aufwärtstrends beobachten, ist die 
Entwicklung hin zur Demokratie von 
deutlichen Brüchen und erheblichen Län-
derunterschieden gekennzeichnet. Das 
groß angelegte Projekt „Polity IV“ hat ei-
nen Demokratieindex geschätzt, der eine 
große Anzahl von Komponenten in die 
Betrachtung einschließt und so die Staats-
form in dem jeweiligen Land bewertet. 
Neben den klassischen Komponenten wie 
dem allgemeinen, gleichen und geheimen 

6,43
Jahre gingen Kinder 
in Deutschland 1900 
im Schnitt zur Schule.

3,02
Jahre waren  
es in Japan.
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Deutschland * Frankreich Italien Japan Großbritannien USA

Polity-IV-Index

x1027 x1028 x1029 x1030 x1031 x1032
1840 – 8,8 0,4 – – 10,0 3,0 9,5

1850 – 8,3 – 5,9 – – 9,7 3,0 8,4

1860 – 6,6 – 6,0 – 4,0 – 2,6 3,0 8,0

1870 – 4,1 3,5 – 4,0 1,0 3,0 9,8

1880 – 4,0 7,0 – 4,0 1,0 7,0 10,0

1890 1,0 7,2 – 4,0 1,0 7,0 10,0

1900 1,1 8,0 – 1,0 1,0 7,9 10,0

1910 2,6 8,1 – 1,0 1,0 8,0 10,0

1920 6,0 9,0 – 5,0 1,0 9,6 10,0

1930 – 4,5 10,0 – 9,0 1,0 10,0 10,0

1940 – 5,8 0,5 0,8 1,0 10,0 10,0

1950 10,0 9,0 10,0 10,0 10,0 10,0

1960 10,0 5,3 10,0 10,0 10,0 10,0

1970 10,0 8,0 10,0 10,0 10,0 10,0

1980 10,0 8,4 10,0 10,0 10,0 10,0

1990 10,0 9,0 10,0 10,0 10,0 10,0

2000 10,0 9,0 10,0 10,0 10,0 10,0

2010 10,0 9,0 10,0 10,0 10,0 10,0

2018 10,0 9,0 10,0 10,0 8,0 8,0

Wahlrecht wird in diesem Index auch be-
rücksichtigt, ob beispielsweise jede Bevöl-
kerungsgruppe sich in allen Parteien en-
gagieren darf und wie die Spitzengruppen 
dieser Parteien gebildet werden. Der Um-
fang dieses Index ist gleichzeitig die Quelle 
von Kritik gewesen: Wenn viele Kompo-
nenten berücksichtigt werden, kann der 
 Leser nicht so leicht erschließen, wofür 
ein Wechsel von einer Zahl (zum Beispiel 
von 5 auf 6) genau steht. Dennoch ist der 
Polity-IV-Index einer der wenigen Versu-
che, die Entwicklung der demokratischen 
Qualität für eine große Zahl von Ländern 
über die Zeit nachzuvollziehen. 

Zu Beginn unserer Betrachtungsperio-
de, in den 1840er Jahren, wurde das volle 
Spektrum von – 10 (nahezu völlige Auto-
kratie) bis + 10 (weitgehende Demokratie) 
ausgeschöpft. Nach den Kriterien der 
 Polity-IV-Autoren wiesen Japan und 
Deutschland kaum demokratische Merk-
male auf, während die USA recht hohe 

Werte zeigten (und nach der Abschaffung 
der Sklaverei in den 1860er Jahren sogar 
schon den besten Wert). Im Mittelfeld wa-
ren Frankreich und Großbritannien. Für 
Italien stehen Werte ab den 1870er Jahren 
bereit, die das Land zunächst auch noch 
deutlich im autokratischen Lager sehen, 
wobei aber in den 1900er und 1910er Jah-
ren günstigere Werte erreicht werden 
konnten. Ab den 1880er Jahren erreichten 
Frankreich und Großbritannien sehr 
günstige Werte, und auch für  Japan, 
Deutschland und Italien ist eine allmähli-
che Verbesserung nach diesen Kriterien 
festzustellen (natürlich unterbrochen von 
der NS-Diktatur und anderen undemo-
kratischen Regierungen der 20er und 30er 
Jahre). u Tab 9

u Tab 9 Demokratie

* 1945 –1989: nur Bundesrepublik, ab 1990: Deutschland
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Datengrundlage

Die Quellen zur deutschen Volkseinkommensberechnung werden bereits 
im speziellen Kapitel erläutert. International existieren ähnliche Quellen, 
wobei viel Forschungsarbeit zur Frage der Vergleichbarkeit, insbesondere 
der Preisniveaus, geleistet wurde. So wurden zahlreiche Preisdaten auf 
Basis von Preiserhebungen staatlicher Stellen gesammelt. Aber auch die 
Entwicklung der Produktion, die neben der Menge auch die Qualität der 
Güter berücksichtigen muss, basiert auf umfangreichen staatlichen und 
auch privaten Erhebungen. Um sinnvolle Vergleiche anstellen zu können, 
wurden die Nationaleinkommen für den heutigen Gebietsstand der sechs 
Länder berechnet.

Die speziellen Betrachtungen zur Produktivität der Industrie und zur Produk-
tivität der Landwirtschaft sind Teilbereiche der volkswirtschaftlichen 
 Gesamtrechnung, die auf ähnlichen Quellen fußen. Allerdings beziehen 
sich diese Daten in der Nachkriegszeit auf Westdeutschland allein.

Die Exporte hingegen basieren auf den staatlichen Erhebungen, die an 
den Landesgrenzen vor allem zum Zwecke der Zolleinnahmen mit großer 
Detailgenauigkeit erhoben wurden. Sie beziehen sich auf den jeweiligen 
Gebietsstand der Länder.

Daten zur Körpergröße wurden besonders intensiv von den Militärverwal-
tungen gesammelt, weil klein gewachsene Männer oft von der Militärpflicht 
 befreit wurden. Nach den napoleonischen Kriegen führten viele Länder eine 
allgemeine Wehrpflicht ein, sodass die betroffenen Jahrgänge junger Män-
ner zunächst komplett gemessen wurden. Weitere Hinweise zur 
 Körper größenentwicklung ergeben sich aus Messungen von Straffälligen 
(allerdings müssen statistische Methoden angewendet werden, um 
 Repräsentativität zu gewährleisten), Schulkindern und anthropologischen 

Spezialuntersuchungen. Lebenserwartungen wurden abgeschätzt, indem 
die altersspezifischen Sterbehäufigkeiten aus Zivilregistern, Kirchenbüchern 
und ähnlichen Quellen gesammelt und im zweiten Schritt entweder auf ei-
nen Zeitraum oder auf eine Geburtskohorte bezogen wurden.

Die Emissionen von Kohlendioxid werden durch die Erfassung der Ver-
wendung der wichtigsten fossilen Brennstoffe geschätzt. Die Quelle dafür 
sind staatliche Bergbau- und Forstproduktionsstatistiken. Diese Brenn-
stoffmengen wurden im zweiten Schritt mit speziellen Koeffizienten 
 multipliziert, die in der neueren Umweltgeschichte über naturwissen-
schaftliche Modelle geschätzt wurden.

Die Statistik des Schulbesuches wird im Kapitel zur Schulentwicklung 
Deutschlands erläutert. Ähnliche Statistiken wurden auch in den anderen 
hier betrachteten Länden geführt.

Der Index der Demokratieentwicklung basiert auf den umfangreichen 
 Datensammlungen, die im Polity-IV-Projekt durchgeführt wurden. Dieses 
Projekt fußt wiederum auf einer gründlichen Analyse der Verfassungen 
und Gesetztestexte sowie Berichten über die Gesetzesrealitäten, in 
 denen Faktoren wie Wahlrechtsumfang, Zugang zu politischen Parteien 
usw. diskutiert wurden.

Die Quellen zu Körpergrößen, Lebenserwartungen, Bildungsjahren sind 
näher erläutert unter www.clio-infra.eu; zu den Demokratieindizes  
siehe http://www.systemicpeace.org/polity/polity4.htm sowie die Arbeit 
von Gurr, Jaggers und Moore.11 
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Vermögensanteil der Top 1 % am  
Gesamtvermögen im Deutschen Reich 
1905 und in Deutschland 2018:

1905 ― 47 Prozent

2008 ― 40 Prozent

Einkommensanteil der  
Top 10 % am Gesamteinkommen  
in der Bundesrepublik 1950  
und in Deutschland 2008:

1950 ― 30 Prozent
2018 ― 27 Prozent

1974 ― 86 300 Euro

Durchschnittseinkommen  
der Top 10 % (in Preisen von 
2010) in der Bundes republik 
1950 und 1974:

1950 ― 21 300 Euro

Vermögensgrenze der Top 1 %  
(in Preisen von 2015) im  
Deutschen Reich 1934 und  
in Deutschland 2018:

1934 ― 235 000 Euro

2018 ― 3 584 000 Euro
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im Anschluss an den französischen Wirtschaftswissenschaft-
ler Thomas Piketty davon aus, dass die Wirtschaft des 
21. Jahrhunderts von einer immanenten Tendenz zur Ein-
kommensspreizung angetrieben sei, der mit politischen 
Maßnahmen permanent entgegengewirkt werden müsse.2

Konzeptionelle Vorbemerkungen
Angesichts der sozialpolitischen Bedeutung des Themas und 
der weitreichenden Schlussfolgerungen, die aus den Ergeb-
nissen der Ungleichheitsforschung abgeleitet werden, steht 
nicht zuletzt die empirische Erfassung des Phänomens vor 
großen Herausforderungen. Historische Forschungen kön-
nen dazu beitragen, die Ursachen für Veränderungen in der 
Einkommens- und Vermögensverteilung zu identifizieren, 
indem Veränderungen über lange Zeiträume untersucht wer-
den. Grundsätzlich ist die Forschung daran interessiert zu er-
fahren, welches Einkommen und welches Vermögen dem Ein-
zelnen tatsächlich zur Verfügung steht. In der jüngsten sozial-
wissenschaf t l ichen Forschung werden dabei zumeist 
Haushalte verglichen, denn ein Arbeitnehmerhaushalt mit 
vier Personen benötigt insgesamt weniger als das vierfache 
Einkommen eines Einpersonenhaushalts, damit jeder Einzel-
ne genau dieselbe Lebensqualität erreicht. Das sogenannte 
Nettoäquivalenzeinkommen,3 das diese Effekte bereinigt, be-
rücksichtigt auch bereits die Umverteilung, die durch den 
Staat vorgenommen wird: Gering verdienende Haushalte 
zahlen relativ weniger Einkommensteuern, viele Haushalte 
erhalten staatliche Transferzahlungen (z. B. Kindergeld), 

Einkommen und Vermögen waren in der Geschichte stets 
ungleich verteilt. Ganz unabhängig von der Frage, wie eine 

„gerechte Einkommensverteilung“ aussehen könnte, unter-
suchten die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften und ins-
besondere auch die Wirtschaftsgeschichte in den vergange-
nen Jahren verstärkt die Faktoren, durch die es zu einer be-
stimmten Verteilung von Einkommen und Vermögen in 
einer Gesellschaft kommt. Dabei sind beide Verteilungsrich-
tungen in der Geschichte zu beobachten: eine stärkere 
Angleichung oder „Nivellierung“ der Einkommen und Ver-
mögen, aber auch eine Spreizung, also eine zunehmende Un-
gleichverteilung. In der deutschen Geschichte haben Wirt-
schaftshistorikerinnen und Wirtschaftshistoriker eine Dyna-
mik ausgemacht, wie sie sich in vielen Industrieländern 
abspielte. Im Zuge der Industriellen Revolution war es zu-
nächst ab dem 19. Jahrhundert zu einer Zunahme der Ein-
kommens- und Vermögensungleichheit gekommen. Im 
20. Jahrhundert kehrte sich diese Entwicklung wie in vielen 
Industrieländern um und eine Angleichung von Einkommen 
und Vermögen trat an die Stelle. Nach ihrem Entdecker wur-
de diese historische Entwicklung der Einkommensungleich-
heit als „Kuznets-Kurve“ bezeichnet.1 Seit den 1970er Jahren 
nahm die Ungleichheit in der Verteilung von Einkommen 
und Vermögen aber wieder zu, in einigen Ländern sogar 
deutlich. War der US-Ökonom Simon Kuznets noch davon 
ausgegangen, dass die Wohlstandszuwächse in der modernen 
Wirtschaft letztlich zu einer Angleichung von Einkommen 
und Vermögen führen würden, geht die jüngere Forschung 

Die ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen steht seit 
einiger Zeit wieder im Zentrum der öffentlichen Debatte. Aber ist 
die Ungleichheit in Deutschland heute auf einem historischen 
Höchststand? Dieses Kapitel beschreibt verschiedene Phasen der 
Einkommens- und Vermögenskonzentration in Deutschland seit 
Ende des 19. Jahrhunderts.
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während gut verdienende Haushalte 
durch die progressive Einkommensteuer 
stärker zur Finanzierung des Staates bei-
tragen, aber auch Empfänger von Subven-
tionen sein können. Weil das Nettoäqui-
valenzeinkommen von dem tatsächlichen 
Einkommen ausgeht, das jeder Einzelne 
monatlich zur Verfügung hat, verwenden 
wissenschaftliche Untersuchungen am 
liebsten dieses Einkommensmaß. Die Da-
tengrundlage hierfür wird durch die 
Haushaltsbefragungen des Statistischen 
Bundesamts seit den 1960er Jahren (Mik-
rozensus), mit der Einkommens- und 
Verbrauchstichprobe (EVS) oder im So-
zio-oekonomischen Panel (SOEP) des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung seit 1984 erhoben.4 Für frühere 
historische Zeiträume liegen vergleichbare 
Daten aber nicht vor und sie lassen sich 
auch nicht nachträglich erstellen. Zwar 
sind gute Informationen über die Ein-
kommensverhältnisse von vielen Berufs-
gruppen seit dem späten 19. Jahrhundert 
vorhanden. Aber es lässt sich nicht mehr 
systematisch erfassen, in welchen Familien-
verhältnissen und Haushaltsformen die 
jeweiligen Einkommensbezieher gelebt 
haben, ob dort andere Einkünfte vorhan-
den waren (die Mitarbeit von Frauen und 
Kindern für das Familieneinkommen) und 
welche Steuer- und Abgabenbelastung tat-
sächlich vorlag. 

Weil das Nettoäquivalenzeinkommen 
nur für die jüngste Vergangenheit vorliegt, 
verwendet die wirtschaftshistorische For-
schung ganz überwiegend Informationen 
aus Steuerstatistiken. Seit die modernen 
Industrieländer im 19. Jahrhundert zu ei-
ner regelmäßigen systematischen Besteu-
erung von Einkommen und Vermögen 
übergegangen sind, gibt es zuverlässige 
Daten über Einkommen und Vermögen, 
die verwendet werden können, um Vertei-
lungsstrukturen zu untersuchen.5 Diese 
Einkommen versorgen – das soll eingangs 
betont werden – historisch aber ganz un-
terschiedliche Haushalte, woraus eine ge-
wisse historische Unwucht entsteht. Denn 
Haushaltsgröße und -struktur veränder-
ten sich im Verlauf des 20. Jahrhunderts 
in Deutschland erheblich, sodass ein Ein-

kommen, das im obersten Zehntel der 
Einkommensverteilung verortet ist, im 
Jahr 1900 ökonomisch anders zu bewer-
ten ist als eines im Jahr 1990. Die Steuer-
daten erfassen zudem nur den Teil der Be-
völkerung, der steuerpflichtig ist. Weil 
anfänglich nur höhere Einkommen be-
steuert wurden, berücksichtigen die 
Steuer daten bis weit in das 20. Jahrhun-
dert hinein in vielen Ländern nicht ein-
mal die Hälfte der Einkommensbeziehe-
rinnen und -bezieher. Deshalb bezieht 
sich die in Steuerdaten sichtbare Vertei-
lung in vielen Ländern anfangs nur auf 
ein sehr kleines Segment von Gutverdie-
nenden; erst im Verlauf des 20. Jahrhun-
derts wurden auch größere Teile der Ein-
kommenspyramide erfasst. 

In Deutschland ist dieser Vorbehalt 
aber weniger gravierend. Denn seit der 
Preußischen Klassensteuer von 1821 waren 
zumindest in Preußen alle Einkommens-
bezieher steuerpflichtig und der größte Teil 
einer – wenn auch minimalen – Besteue-
rung unterworfen, sodass die entspre-
chenden Daten in den Einkommenstabel-
len des Finanzministeriums erfasst und 
aufbereitet wurden.6 Die Beobachtungen 
über die langfristigen Trends der Ein-
kommens- und Vermögensverteilung in 
Deutschland basieren auf diesen Daten. 

Neben dieser „personellen Einkom-
mensverteilung“ – der Verteilung von Ein-
kommen auf entweder Haushalte oder 
Steuerindividuen – wird häufig auch die 

„funktionale Einkommensverteilung“ un-
tersucht. Die funktionale Verteilung be-
zieht sich auf die Verteilung von Einkom-
men auf die Produktionsfaktoren Kapital 
und Arbeit. Hierbei werden alle diejeni-
gen, die ihr Einkommen aus unselbststän-
diger Lohnarbeit beziehen (was nach wie 
vor die große Mehrheit der Bevölkerung 
ist), denjenigen gegenübergestellt, die Ein-
kommen aus Kapitalvermögen und aus 
Unternehmertätigkeit beziehen. Insbeson-
dere die „Kapitaleinkommen“ sind freilich 
schwer zu erfassen. Zudem vermischen 
sich beide Einkommensarten historisch 
immer mehr, und heute beziehen Haus-
halte üblicherweise Einkommen aus bei-
den Quellen, Lohnarbeit und Vermögens-

16
Prozent des Ge-
samteinkommens 
entfielen 1871 auf 
das oberste Prozent 
der Einkommens-
bezieher.

23
Prozent waren 
es 1917, der 
höchste Wert in 
der deutschen 
Geschichte.
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Einkommensanteil der Vermögensanteil der

Top 10 % Top 5 % Top 1 % Top 0,1 % Top 0,01 % Top 10 % Top 5 % Top 1 % Top 0,1 % Top 0,01 %

%

x1033 x0134 x1035 x1036 x1037 x1038 x1039 x1040 x1041 x1042

Deutsches Reich

1871 37,10 27,97 16,03 6,78 2,41 – – – – –

1881 37,87 28,67 16,24  6,65 2,28 – – – – –

1895 38,69 29,75 17,36 7,45 2,61 80,93 70,91 45,79 20,78 7,32

1905 39,0 29,79 18,50 8,12 3,15 80,61 70,88 47,38 22,22 8,24

1913 39,93 31,83 18,39 8,24 3,25 79,76 69,10 45,27 21,15 8,30

1927 – – 11,47 4,13 1,37 80,84 66,89 40,90 16,27 4,98

1934 40,21 24,6 11,06 3,96 1,39 69,91 54,67 33,49 14,81 5,75

Bundesrepublik

1950 29,56 21,34 10,12 3,45 1,17 – – – – –

1974 31,65 21,35 10,17 3,73 1,40 – – 25,39 12,35 5,04

1989 34,43 23,93 11,44 6,09 3,43 – – 22,91 11,81 5,40

Deutschland

1998 35,53 24,36 11,82 5,48 2,67 57,58 45,02 26,66 8,96 –

2008 40,03 28,69 14,52 6,51 3,07 60,43 47,35 27,99 13,04 –

2013 40,39 28,35 13,27 5,37 2,29 58,18 45,08 26,21 11,17 –

2018 – – – – – 58,76 45,66 27,37 11,81 –

werten, zu denen eben auch das Sparbuch, 
Aktien oder Miet einnahmen zählen. Für 
die Gegenwart wird daher eine Gegen-
überstellung von Kapital und Arbeit im 
Sinne einer Klassenanalyse immer weniger 
aussagekräftig. Nach den Daten der 
schwedischen Wirtschaftshistoriker Erik 
Bengtsson und Daniel Waldenström fiel 
der Anteil der Nettokapitaleinkommen 
am Volkseinkommen von 35 Prozent zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts auf unter 
20 Prozent im Tiefpunkt Mitte der 1970er 
Jahre, um danach bis nach der Jahrtau-
sendwende den Ausgangswert wieder zu 
erreichen.7 Eine deutliche Strukturver-
schiebung der modernen Wirtschaft lässt 
sich hieraus nicht ableiten, zumal die Ana-
lyse auf diversen umstrittenen Vorannah-
men beruht, wodurch gerade die histori-
sche Vergleichbarkeit eingeschränkt wird.

u Tab 1 Einkommens- und Vermögenskonzentration

Fünf Phasen der  
Einkommens ungleichheit
Wie hat sich nun die Einkommens- und 
Vermögensverteilung in Deutschland his-
torisch entwickelt? Und welche Faktoren 
waren hierfür ausschlaggebend? Die his-
torische Ungleichheitsforschung verwen-
det hierzu gern eine Betrachtungsweise, 
die den Einkommensanteil einer be-
stimmten Einkommensgruppe in der 
Einkommenspyramide der Personenzahl 
dieser Einkommensgruppe gegenüber-
stellt. Diese Betrachtungsweise ist auch 
der oben erwähnten Datenlage geschuldet, 
die überwiegend aus Steuerdaten der rei-
cheren Hälfte der Bevölkerung besteht.8  
Wir beginnen mit der Beobachtung des 
Einkommens des obersten Prozents der 
Einkommensbezieher, dem obersten „Per-
zentil“: Wenn jeder das gleiche Einkom-

men hätte, so dürfte das oberste Perzentil 
lediglich ein Prozent des Gesamteinkom-
mens erhalten. Tatsächlich entfielen auf 
diese Gruppe aber zur Gründung des 
Deutschen Kaiserreiches vor 150 Jahren 
16  Prozent des Gesamteinkommens und 
bis zum Ersten Weltkrieg konnte der An-
teil sogar noch auf 18 Prozent gesteigert 
werden. Durch die außerordentlichen 
Profite in der Rüstungswirtschaft stiegen 
die Einkommen der Spitzenverdiener wei-
ter bis auf 23 Prozent des Gesamteinkom-
mens im Jahr 1917 – ein Hinweis auf eine 
erhebliche Einkommensungleichheit –, 
um bis zum Kriegsende auf immer noch 
sehr hohe 20 Prozent wieder leicht abzu-
sinken. u Tab 1, Abb 1

Diese erste Phase der Einkommens-
ungleichheit, in der eine sehr ungleiche Ver-
teilung sich mit dem Wirtschaftsauf-
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schwung des Deutschen Kaiserreichs so-
gar noch verstärkte, kehrte sich nach dem 
Ersten Weltkrieg um und mündete in eine 
zweite historische Phase, in der die Ein-
kommensanteile der Spitzenverdiener deut-
lich absanken. In den 1920er Jahren wurde 
eine Vielzahl von steuer- und sozial-
politischen Maßnahmen umgesetzt, die die 
Einkommensungleichheit vor und nach 
Steuern und Transfers deutlich reduzierte. 
Beispiele sind die Erhöhung des Spitzen-
steuersatzes von rund 5 Prozent (in Preu-
ßen vor dem Ersten Weltkrieg) auf 60 Pro-
zent in der 1920 neu eingeführten deutsch-
landweiten Einkommensteuer. Die 
zahlreichen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen, des Arbeits- und 
Kündigungsschutzes und nicht zuletzt die 
Einführung der kollektiven Lohnverhand-
lungen führten letztlich zu beträchtlichen 
Lohnerhöhungen und einer Schmälerung 
der Unternehmensgewinne und damit auch 
zu einer Reduktion der Einkommensun-

gleichheit. Entscheidenden Einfluss auf die 
Einkommensverteilung hatte auch die Hy-
perinflation 1922 / 23. Denn durch die Gel-
dentwertung verloren insbesondere vermö-
gende Bürgerinnen und Bürger einen Teil 
ihrer Kapitaleinkünfte, die sie insbesondere 
aus Staatsanleihen bezogen. Zugleich waren 
die Lohneinkommen durch die Inflation 
weniger betroffen. Darüber hinaus fuhren 
die Industrieunternehmen in den 1920er 
Jahren, wenn überhaupt, nur schmale Ge-
winne ein und zahlten kaum Dividenden. 
Im Ergebnis fiel der Einkommensanteil des 
obersten Perzentils von 20 Prozent im Jahr 
1918 auf 11 Prozent 1925 und blieb auf die-
sem Niveau bis 1933. Die Weltwirtschafts-
krise änderte hieran zunächst erstaunlicher-
weise wenig. Offenbar waren alle Einkom-
mensgruppen in etwa gleich von ihr 
betroffen. 

Mit der Machtübernahme der Natio-
nalsozialisten änderte sich die Vertei-
lungsstruktur erneut und eine dritte Phase 

der Einkommensungleichheit begann. 
Der Einkommensanteil der Spitzenverdie-
ner stieg im Verlauf der 1930er Jahre wie-
der rasant an. Der Anteil des obersten 
Perzentils wuchs von 11 Prozent im Jahr 
1933 auf 16 Prozent im Jahr 1938. Hinter-
grund für die Positionsgewinne der obers-
ten Einkommensbezieher war die wirt-
schaftliche Erholung von der Weltwirt-
schaftskrise, die in Deutschland noch vor 
der Machtübernahme begonnen hatte und 
sich dann nahtlos in der NS-Rüstungs-
politik fortsetzte. Die Gewinne der Indus-
trieunternehmen stiegen bis 1939 deutlich 
an. Größere Firmen mit besonders engen 
Beziehungen zu den Nationalsozialisten 
profitierten nachweislich besonders stark 
vom Aufschwung, der durch Infrastruk-
turprojekte, massive Aufrüstung sowie die 
hohe, teilweise versteckte Verschuldung 
getragen war, während durch den allge-
meinen Preis- und Lohnstopp gleichzeitig 
der Anstieg der Einkommen in anderen 
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Abb 1: Einkommensungleichheit – Anteil am Gesamteinkommen in Prozent
u Abb 1 Einkommensungleichheit – Anteil am Gesamteinkommen in Prozent
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Einkommensgruppen beschränkt wurde. 
Dies trug zu einer höheren Einkommens-
konzentration bei. Es ist davon auszuge-
hen, dass die Einkommenskonzentration 
auch im Zweiten Weltkrieg weiter zuge-
nommen hat. Allerdings liegen zuverlässi-
ge Daten für die Überprüfung einer sol-
chen Vermutung nicht vor.

Nach dem Zweiten Weltkrieg fiel der 
Einkommensanteil des obersten Perzentils 
der Einkommensbezieher wieder deutlich 
ab. Weil gerade diese Spitzeneinkommen 
einen großen Anteil ihres Einkommens 
aus Kapitaleinkommen bezogen, trafen sie 
die Kriegszerstörungen von Städten und 
Industrieanlagen in besonderer Weise. 
Nach dem Krieg lag der Einkommensan-
teil der Spitzenverdienerinnen und -ver-
diener wohl bei kaum 10 Prozent und da-
mit noch unter dem Wert nach dem Ersten 
Weltkrieg. Auch jetzt hatte die Währungs-
entwertung und die anschließende Wäh-
rungsreform zu einer Vernichtung von 

 liquiden Vermögenswerten geführt, wäh-
rend die Sachvermögen trotz der Zerstö-
rungen jedenfalls im westlichen Teil 
Deutschlands, nachdem die Infrastruktur 
repariert und die wirtschaftlichen Bezie-
hungen wiederhergestellt waren, die 
Grundlage für gute Gewinnmöglichkeiten 
während des „Wirtschafts wunders“ boten. 
Hieraus resultierte ein Wiederanstieg des 
Einkommensanteils der Spitzenverdiener 
auf 13 Prozent zu Beginn der 1960er Jahre. 
Diese Entwicklung ist durchaus unge-
wöhnlich. In den USA, Großbritannien 
und Frankreich sank im selben Zeitraum 
der Einkommensanteil des obersten Pro-
zents kontinuierlich und lag zum Teil 
deutlich unter den Werten der jungen 
Bundesrepublik. In Großbritannien erhielt 
das oberste Einkommensprozent Ende der 
1970er Jahre lediglich noch 5 Prozent der 
Gesamteinkommen, während in der alten 
Bundesrepublik der Wert von 10 Prozent 
nie unterschritten wurde. 

Der Beginn der vierten Phase der Ein-
kommensungleichheit, in der sich nach 
dem Zweiten Weltkrieg bis in die 1980er 
Jahre Einkommen und Vermögen in den 
westlichen Industrieländern gleichsam 
durchweg nivellierten, weist in der (west-)
deutschen Geschichte also eine kriegsbe-
dingte Ausnahme auf und begann erst in 
den 1960er Jahren und auf höherem Ni-
veau als beispielsweise in Großbritannien. 

Der Grund für die anfängliche Zunah-
me der Einkommenskonzentration in der 
Bundesrepublik lag in der großen Bedeu-
tung des weitestgehend unzerstörten Pro-
duktivvermögens, der seinen Besitzern 
insbesondere nach der Währungsreform 
hohe Gewinne zufließen ließ. Die Zuwan-
derung von 13 Millionen Arbeitskräften 
aus den östlichen Teilen des früheren 
Deutschen Reiches sorgte zugleich dafür, 
dass die Löhne relativ niedrig blieben, je-
denfalls nicht mit den Gewinnzuwächsen 
Schritt hielten. Das Modell der kollektiven 
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Abb 2: Vermögensungleichheit – Anteil am Gesamtvermögen in Prozentu Abb 2 Vermögensungleichheit – Anteil am Gesamtvermögen in Prozent
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Lohnverhandlung und der Mitbestimmung 
sorgte unter den spezifischen Bedingungen 
des „Wirtschaftswunders“ bis in die 1960er 
Jahre für gewerkschaftliche Lohnzurück-
haltung: Der gesamtwirtschaftliche Wohl-
stands zuwachs war so gewaltig, dass selbst 
bei moderaten Lohnforderungen die Haus-
halte eine deutliche Verbesserung ihrer Le-
bensumstände erfuhren. Mit den ersten 
Krisenerscheinungen ab den späten 1960er 
Jahren zerbrach dieser Konsens allerdings 
und angesichts beängstigend hoher Inflati-
onsraten wuchsen auch die Ansprüche der 
Gewerkschaften an die Lohnabschlüsse in 
den 1970er Jahren. Während die Unterneh-
mensgewinne insbesondere in den Krisen-
industrien der 1970er Jahre einbrachen, 
die energieintensiven Branchen durch die 
Ölpreiskrise zusätzlich belastet wurden 
und die Kapitaleinkommen nach der Auf-
lösung der festen Wechselkurse den Un-
wägbarkeiten der globalen Finanzmärkte 
immer stärker ausgesetzt waren, konnten 
die abhängig Beschäftigten ihre Vertei-
lungsposition vergleichsweise erfolgreich 
verteidigen. Hinzu kam ein erheblicher 
Ausbau der staatlichen Beschäftigung.

Auch die fünfte Phase in der Entwick-
lung der Einkommensverteilung begann – 
wenn wir die Einkommensanteile der 
Spitzenverdiener anschauen – gegenüber 
dem Ausland mit Verspätung. Während 
der Wendepunkt zu einer wieder zuneh-
menden Einkommenskonzentration in 
den USA und in Großbritannien am Ende 
der 1970er Jahre stattfand und die Ein-
kommensanteile des obersten Perzentils 
dort zum Teil rasant auf mehr als 20 Pro-
zent (USA) und 15 Prozent (Großbritan-
nien) anstiegen, zeigte sich in der Bundes-
republik erst nach der Wiedervereinigung 
eine eindeutige Trendwende, die den Ein-
kommensanteil des obersten Prozents der 
Einkommensbezieher auf heute ca. 
13 Prozent anwachsen ließ – unwesentlich 
über dem Niveau, das nach dem Zweiten 
Weltkrieg die Regel darstellte. Das nied-
rigste Einkommen in dieser Einkom-
mensgruppe betrug 2014, dem letzten hier 
berücksichtigten Jahr, 166 800 Euro. Die 
Rückkehr des Problems der Einkommens-
ungleichheit war damit in der Bundesre-
publik bisher deutlich weniger drama-
tisch als in den USA, aber deutlicher 

sichtbar als beispielsweise in Frankreich 
und den skandinavischen Ländern.u Tab 2

Weiten wir den Blick allerdings auf 
das oberste Zehntel der Einkommensbe-
zieher, das oberste „Dezil“ (was beispiels-
weise für das Jahr 2014 einem Einkom-
men von mehr als 65 100 Euro pro Jahr 
entsprach), dann zeigt sich eine Trend-
wende zum Anstieg der Einkommens-
ungleichheit schon seit den 1970er Jahren 
sehr deutlich. Auf das oberste Dezil der 
Einkommensbezieher entfielen vor dem 
Ersten Weltkrieg relativ konstant ca. 
38 Prozent der Gesamteinkommen. Ab-
gesehen von drastischen Steigerungen 
auf 47 Prozent im Ersten Weltkrieg und 
40 Prozent in der nationalsozialistischen 
Rüstungskonjunktur, f iel der Einkom-
mensanteil des obersten Dezils auf Werte 
um 32 Prozent in den 1920er Jahren und 
etwa 30 Prozent in den 1950er und 
1960er Jahren. Danach stieg er mit eini-
gen Schwankungen bis auf etwas über 
40 Prozent in den vergangenen Jahren 
sehr deutlich an. u Tab 1

Im Unterschied zu den Spitzenverdie-
nern des obersten Perzentils, die große 

Einkommensgrenze Vermögensgrenze

Top 10 % Top 5 % Top 1 % Top 0,1 % Top 0,01 % Top 10 % Top 5 % Top 1 % Top 0,1 % Top 0,01 %

1 000 Euro in Preisen von 2010 1 000 Euro in Preisen von 2015

x1043 x0144 x1045 x1046 x1047 x1048 x1049 x1050 x1051 x1052

Deutsches Reich

1924 – – – – – 44,9 69,5 227,9 1 189,6 5 556,8

1934 5,7 10,7 24,2 81,3 278,5 52,2 74,5 234,8 972,3 6 585,9

Bundesrepublik

1950 11,5 14,7 32,8 116,4 396,0 – – – – –

1974 49,0 66,1 121,6 442,7 1 657,3 – – 783,2 5 736,4 28 101,2

1983 50,4 66,7 125,6 436,8 1 835,2 – – 1 300,6 7 058,2 37 100,5

Deutschland

1998 56,9 79,0 148,6 508,2 2 542,7 260,8 395,3 1 937,2 3 032,4 –

2013 63,6 82,6 186,2 613,5 – 624,5 941,3 3 623,9 6 018,9 –

2018 – – – – – 858,2 1 336,3 3 583,5 14 816,8 –

u Tab 2 Einkommens- und Vermögensgrenzen

Bei Einkommens- und Vermögensgrenzen handelt es sich jeweils um das unterste Einkommen / Vermögen der jeweiligen Gruppe.  
Zum Beispiel gehörten im Jahr 2013 Steuerpflichtige mit einem Einkommen von 63 600 Euro gerade noch in die Gruppe der Top 10 %.
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Teile ihres Einkommens aus Kapitalein-
künften und Unternehmensgewinnen be-
zogen (vor dem Ersten Weltkrieg spielte 
Grundbesitz auch noch eine sehr große 
Rolle), handelt es sich bei den Gutverdie-
nern des obersten Dezils weitestgehend 
um Lohneinkommen von gut bezahlten 
Führungskräften. Der etwa seit der Wie-
dervereinigung deutlich steigende Ein-
kommensanteil des obersten Einkom-
mensdezils geht also auf einen fundamen-
talen Wandel der Arbeitsmarkt- und 
Berufsstrukturen in der Bundesrepublik 
zurück, in der hoch qualifizierte Berufs-
gruppen überproportional zugewinnen 
konnten, Ärzte und Rechtsanwälte bei-
spielsweise, aber vor allem Ingenieure 
und Management-Personal, insbesondere 
im Finanzsektor. Andere Hochqualifizier-
te verloren dagegen innerhalb der Ein-
kommenspyramide: Hochschullehrer bei-
spielsweise, die noch bis in die 1960er 
Jahre zu dem obersten Prozent der Spit-
zenverdiener in Deutschland gehörten, 
deren Gehälter aber im Zuge des Hoch-
schulausbaus stagnierten und dadurch 
aus dem obersten Prozent herausfielen.9 
Zu den obersten zehn Prozent der Ein-
kommensbezieher zählen die meisten von 
ihnen freilich noch immer.

Parallel zur Vergrößerung der auf die 
obersten zehn Prozent der Einkommens-
bezieher entfallenden Einkommensanteile 
vollzog sich ein Positionsverlust der unte-
ren Einkommensgruppen, der aus den 
eingangs beschriebenen Gründen mit dem 
hier gewählten Datenmaterial in der histo-
rischen Langfristbetrachtung schwieriger 
zu erfassen ist: Die untere Hälfte der Ein-
kommenspyramide hatte in den 1960er 
Jahren immerhin noch 30 Prozent aller 
Einkommen bezogen. Mitte der 1970er 
Jahre war ihr Anteil auf 22 Prozent gesun-
ken und ein weiterer Abstieg folgte zur 
Jahrtausendwende. Der Einkommensan-
teil der unteren Hälfte aller Einkommens-
bezieher beträgt heute nur noch 15 Pro-
zent. Hierbei ist freilich zu berücksichti-
gen, dass sich dies auf die Verteilung der 
Markteinkommen bezieht, die durch 
staatliche Umverteilungspolitik in Form 
von Transfers und progressiver Einkom-

mensbesteuerung zu korrigieren versucht 
wird, sodass die Verteilungsstruktur der 
tatsächlich verfügbaren Einkommen viel 
ausgeglichener ist. Auch ist zu berücksich-
tigen, dass die jeweiligen Gruppen keines-
wegs über die Zeit hinweg homogen sind, 
sich die soziografische Komposition der 
jeweiligen Einkommensgruppen histo-
risch also stark verändert hat. Die Dyna-
mik hin zu einer deutlichen Spreizung der 
Markteinkommen seit den 1990er Jahren 
ist aber eindeutig.

Die Entwicklung der  
Vermögens verteilung
Die Vermögen in einem Land sind stets 
noch ungleicher verteilt als die Einkommen. 
Beides hängt allerdings auch zusammen. Je 
stärker die Vermögen in den Händen von 
wenigen Haushalten liegen, desto stärker 
sind die Einkommen aus Vermögenswer-
ten konzentriert, und dies wirkt sich in ei-
nem zweiten Schritt auf die gesamte Ein-
kommensverteilung aus. In der jüngeren 
Forschung wird daher immer wieder gerade 
der Zusammenhang von Vermögenskon-
zentration und Einkommenskonzentration 
betont. Die folgenden Forschungsergebnisse 
zur Vermögenskonzentration in Deutsch-
land beruhen auf neuen Schätzungen von 
Thilo Albers, Charlotte Bartels und Moritz 
Schularick.10 

Im Deutschen Kaiserreich waren fast 
80 Prozent aller Vermögenswerte in den 
Händen der obersten zehn Prozent der 
Bevölkerung. Fast 50 Prozent aller Ver-
mögenswerte gehörten dem reichsten 
Prozent der Bevölkerung, was sich durch 
die zwei Weltkriege dramatisch reduzier-
te. Nach dem Zweiten Weltkrieg hielt das 
oberste Perzentil nur noch ca. ein Viertel 
aller Vermögenswerte. Das „Wirtschafts-
wunder“ brachte – mit starker Unterstüt-
zung durch die staatliche Förderpolitik – 
immer größere Teile der Bevölkerung in 
den Besitz von Wohneigentum. Zwar ist 
die Wohneigentumsquote in Deutschland 
bis heute wesentlich niedriger als in den 
europäischen Nachbarländern, aber sie 
stieg von 29 Prozent im Jahr 1960 auf fast 
40 Prozent in den 1970er Jahren. Insge-
samt wuchs das Vermögen der restlichen 

Bevölkerung schneller als das Vermögen 
der Reichsten und die Vermögenskonzen-
tration lag Anfang der 1970er Jahre nur 
knapp über 20 Prozent. In den 1980er 
Jahren stieg der Vermögensanteil des 
obersten Prozents zunächst erneut an, 
sank im Zuge der Wiedervereinigung und 
ist seit der Wiedervereinigung moderat 
von ca. 24 Prozent auf ca. 27 Prozent ge-
stiegen. Der Zuwachs ist vor allem von 
den gestiegenen Bewertungen von Unter-
nehmensvermögen getrieben, da der Un-
ternehmensbesitz in Deutschland stark 
auf das reichste Perzentil konzentriert ist. 
Während damit in Deutschland wie auch 
im restlichen Europa die Vermögenskon-
zentration nach dem Zweiten Weltkrieg 
insgesamt vergleichsweise stabil blieb und 
die Einkommensverteilung hauptsächlich 
insofern ungünstig beeinflusste, als Kapital-
einkommen in vielen Ländern günstiger 
besteuert wurden als Lohneinkommen, 
zeigte sich in den USA eine deutlich stei-
gende Tendenz zu einer zunehmenden 
Vermögenkonzentration. Zu Beginn des 
21. Jahrhundert hatte sie dort fast wieder 
das Niveau erreicht, das noch vor dem 
Ersten Weltkrieg vorherrschte. Die USA 
wiesen vor dem Ersten Weltkrieg eine ge-
ringere Vermögenskonzentration auf als 
Frankreich oder Großbritannien. Heute 
haben sie dagegen eine deutlich größere 
Konzentration der Vermögen.11 u Abb 2

Durch die große Bedeutung von Un-
ternehmensvermögen insbesondere bei 
den „Superreichen“ ist es heute einiger-
maßen kompliziert, die Entwicklung der 
Vermögensverteilung in den vergangenen 
Jahren zu beurteilen. Aus einer kombi-
nierten Auswertung von Haushaltsbefra-
gungsdaten, offiziellen Vermögensbilan-
zen des Statistischen Bundesamts sowie 
der Reichenliste des Manager Magazins 
lässt sich aber ablesen, dass es gerade in 
den vergangenen Jahrzehnten zu einer zu-
nehmenden Spreizung des Vermögensbe-
sitzes in Deutschland gekommen ist: 
Während die Durchschnittsvermögen der 
unteren Hälfte von 1993 bis 2018 preisbe-
reinigt lediglich um 7 Prozent zunahmen, 
konnte die obere Hälfte ihr Durch-
schnittsvermögen verdoppeln. u Tab 3
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Durchschnittseinkommen Durchschnittsvermögen

Top 10 % Top 5 % Top 1 % Top 0,1 % Top 0,01 % Top 10 % Top 5 % Top 1 % Top 0,1 % Top 0,01 %

1 000 Euro in Preisen von 2010 1 000 Euro in Preisen von 2015

x1053 x0154 x1055 x1056 x1057 x1058 x1059 x1060 x1061 x1062

Deutsches Reich

1881 17,9 27,1 76,8 314,7 1 080,2 – – – – –

1895 22,0 33,8 98,5 422,5 1 481,0 – – – – –

1905 23,4 35,8 111,1 487,9 1 889,9 – – – – –

1913 24,9 39,7 114,6 513,8 2 023,5 – – – – –

1927 – – 61,5 221,4 737,2 156,5 259,0 791,8 3 148,9 9 643,5

1934 17,9 21,9 49,2 176,2 620,4 143,9 225,1 689,5 3 049,3 11 845,5

Bundesrepublik

1950 21,3 30,7 72,9 248,6 845,5 – – – – –

1974 86,3 116,4 277,2 1 017,2 3 816,4 – – 3 336,6 16 231,7 66 182,4

1989 107,5 149,5 357,2 1 902,7 10 708,2 – – 4 350,8 22 429,8 102 500,0

Deutschland

1998 107,0 146,7 355,9 1 649,6 8 051,7 1 422,5 2 224,5 6 587,9 22 140,4 –

2008 120,0 172,0 435,2 1 951,8 9 215,0 1 514,2 2 372,8 7 012,6 32 675,0 –

2013 124,6 175,0 409,4 1 656,4 7 059,4 1 679,3 2 602,5 7 564,5 32 251,8 –

2018 – – – – – 2 375,4 3 691,9 11 064,1 47 736,2 –

mensgruppe vom fünften bis zum neun-
ten Dezil (die nicht identisch mit der so-
genannten Mittelschicht ist) seit den 
1960er Jahren einen stabilen Anteil am 
Volkseinkommen von knapp über 40 Pro-
zent bezieht, ist der Anteil der unteren 
Hälfte zu Beginn der 1970er Jahre und 
seit der Jahrtausendwende von mehr als 
30 Prozent auf nun 15 Prozent gefallen. 
Trotz dieser anhaltenden Einkommens-
konzentration ist der Lebensstandard 
heute auch für die einkommensschwä-
chere Hälfte der Bevölkerung deutlich 
höher als 1913 (absolut, aber auch relativ 
im Verhältnis zu den anderen Einkom-
mensgruppen), was nicht zuletzt an den 
sozialen Transferleistungen liegt, die der 
zunehmenden ökonomischen Ungleichheit 
entgegenwirken. Die tatsächlich verfügba-
ren Einkommen sind durch die Errungen-
schaften der sozialen Sicherung und Um-
verteilung heute gleichmäßiger verteilt. 

Fazit: Schere bei Einkommen  
und	Vermögen	öffnet	sich	
Die Entwicklung der Spitzeneinkommen 
in Deutschland über die vergangenen 
140 Jahre ist angesichts des von Zäsuren 
gezeichneten 20. Jahrhunderts überra-
schend stabil geblieben. Das oberste Dezil 
erwirtschaftete 1913 sowie 2013 einen 
Einkommensanteil von 40 Prozent des 
Volkseinkommens. Allerdings gab es zwi-
schenzeitlich starke Schwankungen: Die 
oberen zehn Prozent konnten ihren Ein-
kommensantei l während des Ersten 
Weltkriegs enorm steigern, verloren aber 
jeweils nach dem Ersten und Zweiten 
Weltkrieg. Seit den 1950er Jahren legte 
das oberste Dezil recht stetig von 30 auf 
heute 40 Prozent zu. Der Anteil des 
obersten Perzentils ist dagegen im Jahr-
hundertvergleich leicht gesunken. Heute 
liegt er aber gegenüber den 1950er Jahren 
ebenfalls höher. Während die Einkom-

Die Vermögenskonzentration hat sich 
über zwei Weltkriege drastisch reduziert 
und bewegt sich in Deutschland heute 
wie in den meisten Ländern Europas auf 
einem niedrigen Niveau. Die Schere zwi-
schen der unteren und der oberen Hälfte 
hat sich allerdings seit der Wiederverei-
nigung weiter geöffnet. Während das 
ohne hin niedrige Vermögen der unteren 
Hälfte seit der Wiedervereinigung nahe-
zu konstant geblieben ist, hat sich das 
Durchschnittsvermögen der oberen 
Hälfte verdoppelt. Die Frage, bis zu wel-
chem Grad politische Maßnahmen die 
ungünstigen Verteilungswirkungen der 
Arbeitsmärkte und des Kapitalmarktes 
abfangen können, gehört zu den wich-
tigsten sozialpolitischen Fragen der Ge-
genwart. Darüber hinaus wird in den 
Gesellschaften diskutiert, was das „rich-
tige“ Maß von Einkommens- bzw. Ver-
mögensumverteilung ist.

u Tab 3  Einkommens- und Vermögensdurchschnitte
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Datengrundlage und Methodik

Die Messung der Einkommens- oder Vermögensanteile einer bestimmten 
Gruppe, auf die wir uns in diesem Kapitel beziehen, erfolgt auf Basis von 
Steuerpflichtigen bzw. Steuereinheiten. Das heißt, ein Haushalt mit einem 
verheirateten Paar wird wie eine Einheit behandelt, ein Haushalt mit einem 
unverheirateten Paar wie zwei Einheiten. Das Einkommenskonzept in den 
Einkommensteuerstatistiken ist der sogenannte Gesamtbetrag der Ein-
künfte (§ 2 EStG), der sich wiederum aus der Summe der sieben einkom-
mensteuerrechtlichen Einkunftsarten (Land- und Forstwirtschaft, Gewer-
bebetrieb, selbstständige Arbeit, nicht selbstständige Arbeit, Kapital- 
vermögen, Vermietung und Verpachtung, Sonstiges) zusammensetzt. Das 
Vermögen ist das Nettovermögen (§ 18 VStG), das sich aus der Summe 
von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, Grundvermögen, Betriebs-
vermögen und sonstigem Vermögen (z. B. Aktien und Spareinlagen)  
abzüglich Schulden ergibt. Die Vermögensteuer wurde in Deutschland 
 im Jahr 1995 zum letzten Mal erhoben.

Um langfristige Zeitreihen seit Einführung der Einkommensteuer und der 
Vermögensteuer im 19. Jahrhundert zu konstruieren, muss auf Tabellen 
mit der Zahl der Steuerzahler in bestimmten Einkommens- bzw. Vermö-
gensklassen und deren aggregierten Einkommen bzw. Vermögen zurück-
gegriffen werden. Solche Tabellen wurden in Deutschland schon seit  
Mitte des 19. Jahrhunderts von den Statistischen Ämtern der Länder publi-
ziert. Unter der Annahme, dass die hohen Einkommen und Vermögen  
einer Pareto-Verteilung12 folgen, lassen sich Pareto-Koeffizient α, Einkom-
mens- bzw. Vermögensgrenzen und schließlich der Einkommens- und 
Vermögensanteil der Spitze der Verteilung bestimmen. Diese Methode,  
vorgeschlagen vom italienischen Ökonom Vilfredo Pareto13 und auch von 
Kuznets14 verwendet, wurde von Piketty15 wiederbelebt und weiterentwickelt. 

In der unter anderem von Piketty und dem britischen Ökonomen Anthony 
Atkinson initiierten World Inequality Database wurden Zeitreihen von über 
100 Ländern zusammengetragen. Der Einkommensanteil des reichsten 
Prozents im Jahr 2007 ergibt sich dann aus:

 (α / (α − 1)) × Einkommensgrenze Top 1 % × (Zahl der Top 1 %) / Gesamt-
einkommen  
= 2,56 × 161 655 × 482 969 / 1 432 Milliarden Euro  
= 14 %

Der aus tabulierten Einkommensteuerstatistiken mittels Pareto-Interpolation 
berechnete Einkommensanteil weicht nur im Nachkommastellenbereich  
von den auf Mikrodaten berechneten Einkommensanteilen ab.16 Da die 
Vermögensteuer oft einen noch kleineren Anteil der Bevölkerung erfasst 
als die Einkommensteuer, sie in vielen Ländern nicht erhoben wird und 
häufig steuerliche Bewertungskonzepte des Vermögens von Marktwerten 
abweichen, nutzen jüngere Vermögensstudien zunehmend eine Kombi-
nation aus Haushaltsbefragungsdaten, offiziellen Vermögensbilanzen der 
Statistischen Ämter bzw. Zentralbanken sowie Reichenlisten. Auf dieser 
Methodik basieren auch die neuen Schätzungen von Thilo Albers, Charlotte 
Bartels und Moritz Schularick für die Entwicklung der Vermögensungleich-
heit in Deutschland seit der Wiedervereinigung.17

Die in den Datentabellen angegeben Werte zu den Einkommens- und Ver-
mögensgrenzen (Tabelle 2) und den nach Perzentilen und Dezilen geord-
neten Durchschnittseinkommen und -vermögen (Tabelle 3) werden jeweils 
in Euro-Beträgen mit den Basisjahren 2010 bzw. 2015 angegeben. Die  
hierdurch vorgenommene technische Inflationsbereinigung ist bei der Inter-
pretation insbesondere der Werte früherer Zeiträume zu berücksichtigen.

Zum Weiterlesen empfohlen 

Thilo N. H. Albers / Charlotte Bartels / Moritz Schularick: Wealth and its Dis-
tribution in Germany, 1895–2018, CESifo Working Paper Nr. 9739, 2022.

Charlotte Bartels: Top Incomes in Germany, 1871 – 2014, in: The Journal 
of Economic History, 79 (2019), 3, S. 669 – 707.

Jan-Otmar Hesse / Sebastian Teupe: Wirtschaftsgeschichte Entstehung 
und Wandel der modernen Wirtschaft, Frankfurt a. M. / New York 2019.

Thomas Piketty: Capital in the Twenty-First Century, Cambridge, Mass. 2014.



1989 ― 48,6 Prozent

Anteil der weiblichen  
Studierenden an den  
deutschen Hochschulen  
in der Bundesrepublik  
1950 und 1989:

1950 ― 16 Prozent

Gender-Pay-Gap im  
Deutschen Reich 1936 und  
in Deutschland 2017:

1936 ― 40,6 Prozent

2017 ― 17,7 Prozent

Erwerbsquote von Frauen  
im Deutschen Reich 1907 und  
in der Bundesrepublik 1950:

1907 ― 30,4 Prozent

1950 ― 33,1 Prozent

2021 ― 34,8 Prozent

Anteil der weiblichen  
Abgeordneten im Reichs tag  
1919 und im Deutschen  
Bundestag 2021:

1919 ― 8,8 Prozent
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Seit dem späten 19. Jahrhundert nehmen Frauen stärker am öffent-
lichen Leben teil als in den Jahrhunderten zuvor. Aus amtlichen 
Statistiken ist dies teilweise nur mit Schwierigkeiten nachzu-
zeichnen. Anhand des Wahlrechts, der Mitgliedschaft in Parteien 
und Gewerkschaften, des Hochschulstudiums und des Erwerbs-
lebens zeigt sich eine seit der Weimarer Republik zunehmende 
Partizipation von Frauen, die in der Zeit des Nationalsozialismus 
aus ideologischen Gründen zurückgefahren wurde und sich in 
der Bundesrepublik – sehr langsam – weiterentwickelte.

geordneten Daten darstellt, ist etwa am Beispiel der histori-
schen Entwicklung der Arbeitsmarktstatistik gezeigt worden.1

Ab etwa dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts ist eine 
deutliche Ausweitung der gesellschaftlichen Handlungsspiel-
räume von Frauen zu verzeichnen. Vor allem in den Städten 
boten sich nun neue Möglichkeiten: Zum einen waren junge 
Frauen aus der Unterschicht als Arbeiterinnen in Fabriken 
beschäftigt, allerdings zumeist unter erheblich schlechteren 
Bedingungen als junge Männer, insbesondere was Qualifika-
tionsmöglichkeiten und den Lohn anging. Zum anderen hat-
ten sie immer häufiger die Möglichkeit, über die klassische 
Funktion als Magd oder Dienstmädchen hinaus in Dienst-
leistungsberufe zu gehen. Auch hier waren sie den Männern 
gegenüber benachteiligt, zumal erwartet wurde, dass sie 
nach der Heirat oder spätestens nach Geburt des ersten Kindes 
aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden würden. Doch im späten 
Kaiserreich und dann verstärkt in der Weimarer  
Republik gab es vor allem in den urbanen Zen tren immer 
mehr Frauen, die Heirat und Mutterschaft hinauszögerten 
oder ganz darauf verzichteten.

In diesem Zusammenhang ist auch der Drang in die  
höhere Bildung zu sehen. Vor allem Töchter aus bildungsbür-
gerlichen – im Übrigen überproportional häufig jüdischen – 
Haushalten erstrebten zunehmend Zugang zum Abitur und 
damit zum Studium, was nach erheblichen Schwierigkeiten 
auch um die Wende zum 20. Jahrhundert erstmals in Baden 
gelang (1896 erste Abiturientin, ab 1900 Studienaufnahme 
ohne Sondererlaubnis). Die anderen deutschen Länder folgten 

Bereits während der Französischen Revolution setzten sich 
frühe Frauenrechtlerinnen wie Olympe de Gouges in ihrer 

„Déclaration des droits de la Femme et de la Citoyenne“ für 
die Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern ein. Ab 
der Mitte des 19. Jahrhunderts bildete sich dann auch in 
Deutschland eine Frauenbewegung, deren Protagonistinnen 
dafür stritten, dass sowohl im privaten als auch im öffentli-
chen Leben Frauen gleichberechtigt neben Männern stehen 
sollten. In diese Zeit fällt auch erstmals die gedankliche 
Trennung von biologischem und sozialem Geschlecht (engl. 
„sex“ bzw. „gender“), die nach dem Zweiten Weltkrieg und 
vor allem ab dem letzten Viertel des 20. Jahrhunderts als ana-
lytische Kategorie wiederentdeckt wurde. Unter den Begriff 

„Gender“ fallen geschlechtsspezif i sche Zuschreibungen,  
Rollen und Zustände, die nicht unmittelbar durch das biolo-
gische Geschlecht, sondern nur durch soziale Umstände  
erklärt werden können. Viel diskutiert etwa sind in diesem 
Zusammenhang die unterschiedlichen beruflichen Chancen 
von Männern und Frauen oder die Tatsache, dass in Medizin 
und Pharmazie der männliche Körper als „normale“ Refe-
renzgröße genommen wird. 

Dies gilt auch für die amtliche Statistik, die zwar immer 
zum Ziel hatte, die Lebensumstände aller Menschen zu  
dokumentieren, dies jedoch im Zweifelsfall aus männlicher 
Perspektive – was erfasst werden sollte und wie, wurde von 
Männern erdacht. Dass die Art und Weise, wie statistisch ka-
tegorisiert wird, nicht nur Ausdruck von historischen Rollen-
mustern ist, sondern Einfluss auf die Interpretation der so 
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Wahl-
beteiligung 
insgesamt

Wahl-
beteiligung 

Frauen**

Wahl-
beteiligung 
Männer**

Wahl-
beteiligung 
Differenz

Abgeordnete 
insgesamt

weibliche 
Abgeordnete

Anteil der 
weiblichen 

Abgeordneten
Kabinettsmit-

glieder
weibliche 

Kabinettsmit-
glieder

Anteil 
weiblicher 

Kabinettsmit-
glieder

% %-Punkte Anzahl % Anzahl %

x1063 x1064 x1065 x1066 x1067 x1068 x1069 x1070 x1071 x1072

Deutsches Reich

1919 83,0 81,4 83,7 2,3 423 37 8,8 12 0 0,0

1920 79,2 44,8 57,5 12,7 459 37 8,0 14 0 0,0

1924* 77,8 52,6 66,8 14,2 472 27 5,7 12 0 0,0

1924* 78,8  52,7 67,2 14,5 493 33 6,7 9 0 0,0

1928 75,6 53,3 68,5 15,2 491 33 6,7 11 0 0,0

1930 82,0 69,0 79,6 10,6 577 39 6,8 11 0 0,0

1932* 84,1 – – – 608 34 5,6 9 0 0,0

1932* 80,6 – – – 584 35 6,0 9 0 0,0

1933 88,7 – – – 647 21 3,8 18 0 0,0

Bundesrepublik

1949 78,5 – – – 410 29 7,1 16 0 0,0

1953 86,3 84,9 88,0 3,1 509 45 8,8 21 0 0,0

1957 87,8 86,3 89,6 3,3 519 48 9,2 17 0 0,0

1961 87,4 86,2 88,9 2,7 521 43 8,3 21 1 4,8

1965 85,9 84,6 87,5 2,9 518 36 6,9 21 1 4,8

1969 86,1 84,9 87,5 2,6 518 34 6,6 15 1 6,7

1972 90,8 90,2 91,4 1,2 518 30 5,8 16 1 6,3

1976 90,4 90,0 90,8 0,8 518 38 7,3 15 2 13,3

1980 87,6 87,1 88,2 1,1 519 44 8,5 16 1 6,3

1983 88,4 87,8 89,1 1,3 520 51 9,8 18 1 5,6

1987 83,1 82,1 84,2 2,1 519 80 15,4 24 3 12,5

Deutschland

1990 76,3 75,7 77,0 1,3 662 136 20,5 20 4 12,5

1994 78,9 – – – 672 177 26,3 17 3 17,7

1998 82,2 – – – 669 206 30,8 15 5 33,3

2002 79,1 78,8 79,4 0,5 603 194 32,2 13 6 46,2

2005 77,7 77,4 77,9 0,4 614 195 31,8 15 5 33,3

2009 70,8 70,4 71,2 0,8 622 204 32,8 14 4 28,6

2013 71,5 71,2 71,9 0,6 631 229 36,3 15 5 33,3

2017 76,2 76,0 76,3 0,3 709 218 30,9 15 6 40,0

2021 76,6 76,5 76,7 0,2 740 259 35,0 16 6 50,0

u Tab 1 Wahlbeteiligung, Abgeordnete und Kabinette  

* In den Jahren 1924 und 1932 gab es je zwei Reichstagswahlen, am 4. Mai und 7. Dezember 1924 sowie am 31. Juli und 6. November 1932.

** Daten für 1920 bis 1930 beziehen sich nur auf Köln.
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Aktives und passives Wahlrecht
Die ersten Wahlen, in denen Frauen das 
aktive und passive Wahlrecht in Deutsch-
land ausüben konnten, fanden im Januar 
1919 statt: am 5. Januar bei der Wahl der 
verfassunggebenden Landesversammlung 
der Republik Baden, am 12. Januar zu 
derjenigen des Freien Württembergischen 
Volksstaats und schließlich am 19. Januar 
zur verfassunggebenden Nationalver-
sammlung, der ersten freien und demo-
kratischen Wahl auf Reichsebene nach 
dem Sturz der Monarchie. Um den Effekt 
des Frauenwahlrechts und auch der Sen-
kung des Wahlalters auf 20 Jahre abschät-
zen zu können, gab es in den folgenden 
Jahren eine Reihe von Sonderauszählun-
gen. Es existieren daher Daten über das 
Stimmverhalten beider Geschlechter für 
die Reichstagswahlen bis 1930 – aller-
dings nicht flächendeckend, sondern nur 
für einzelne Städte und Gemeinden. Bis 
auf 1994 und 1998 sind für die Wahlen ab 
1953 sowohl Stimmabgaben für verschie-
dene Parteien als auch die Wahlbeteili-
gung nach Geschlecht durch die Statisti-
ken des Bundeswahlleiters gut dokumen-
tiert. Die Unterschiede im Wahlverhalten 
zwischen den Geschlechtern waren bei 
der Wahl zur Nationalversammlung 1919 
gering, stiegen jedoch in späteren Wahlen 
an. Für die Weimarer Republik werden (bei 
insgesamt unterdurchschnittlicher Wahl-
beteiligung) hier mangels reichsweiter 
Daten lediglich solche für Köln abgebildet, 
wo die Differenz im Wahlverhalten zwi-
schen Männern und Frauen auffallend 
groß war. Zwischen 1920 und 1930 lag die 
Wahlbeteiligung der Frauen im Mittel-
wert 13 Prozentpunkte unterhalb derjeni-
gen der Männer. In anderen Städten wa-
ren diese Unterschiede geringer.3 In der 
Bundesrepublik war die durchschnittliche 
Wahlbeteiligung höher und die Differenz 
zwischen den Geschlechtern geringer. Zu-
dem nahm die Differenz über die Zeit 
weiter ab. u Tab 1

Betrachtet man den Anteil der weibli-
chen Abgeordneten im Reichs- bzw. Bun-
destag, zeichnet sich langfristig ebenfalls 
ein zunehmender Trend ab. Zu Beginn 
der Weimarer Republik gab es unter den 

bis zum Ende des Ersten Welt kriegs. 1923 
ernannte die Landwirtschaftliche Hoch-
schule Hohenheim mit der Agrochemikerin 
Margarete von Wrangell die erste Frau zur 
ordentlichen Professorin in Deutschland.

Die Forderung nach politischer Mit-
sprache erfüllte sich erst bei den Wahlen 
zu den Landtagen und besonders zur ver-
fassunggebenden Versammlung im Januar 
1919. In der Weimarer Republik wurde der 
selbstbewusste urbane Frauentyp à la 
mode, äußerlich oft erkennbar an Attribu-
ten wie einem Bubikopf, dem Tragen von 
Hosen und Zigarettenkonsum. Die klassi-
sche Rollenverteilung blieb zwar bis weit 
in das späte 20. Jahrhundert die Norm, 
doch waren nun auch immer mehr alter-
native Lebensentwürfe möglich.

Im Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland wurde zwar 1949 in Artikel 3 
Absatz 2 die Gleich berechtigung von Frau-
en postuliert, doch wurde nach wie vor  
erwartet, dass sie nach der Heirat oder 
dem ersten Kind aus dem Arbeitsmarkt 
ausschieden. Noch bis 1977 benötigten 
verheiratete Frauen für die Aufnahme ei-
nes Arbeitsverhältnisses das Einverständ-
nis des Ehemanns. Heute bestimmt die 
klassische Rollenverteilung immer noch in 
erheblichem Maße die Lebenswirklichkeit, 
doch nicht mehr die von der Legislative ge-
setzten arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Rahmenbedingungen. Rechtlich sind Frau-
en völlig gleichgestellt, wirtschaftlich lässt 
sich hingegen in unterschiedlichen berufli-
chen Aufstiegschancen und beim Gender- 
Pay-Gap immer noch eine positive Diskri-
minierung der Männer feststellen.

Dieser Artikel soll dazu beitragen, Un-
terschiede zwischen Männern und Frauen, 
soweit sie in historischen Statistiken über-
haupt fassbar sind und insoweit sie auf die 
Kategorie Gender (und nicht Geschlecht) 
zurückzuführen sind, nachzuzeichnen 
und somit Hintergrundmaterial für den 
weiteren Abbau der Diskriminierung nach 
Geschlecht zu liefern. Daher werden hier 
zum Beispiel nicht klassisch geschlechts-
spezifische Todesursachen (Kindbettfie-
ber etc.) diskutiert, sondern Indikatoren 
der gesellschaftlichen, politischen und 
wirtschaftlichen Teilhabe von Frauen.2

15,2
Prozentpunkte  
unterhalb des  
Mittelwertes der 
Männer lag die Wahl-
beteiligung der 
Frauen im Jahr 1928.

0,2
Prozentpunkte  
waren es 2021.
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sie geschaffene Gesundheitsressort. Dies 
leitete aber keineswegs eine Trendwende 
ein: Erst mit dem dritten Kabinett  
Helmut Kohls 1987 stieg die Zahl der  
Ministerinnen erstmals über zwei. Ähnli-
ches gilt für die DDR, wo bereits 1952 mit  
Elisabeth Zaisser die erste deutsche  
Ministerin vereidigt worden war. Erst seit 
dem Kabinett Gerhard Schröders 1998 
liegt der Anteil der Bundesministerinnen 
durchgehend bei oder über einem Drittel.

Mitgliedschaft in Parteien  
und Gewerkschaften
Laut dem preußischen Vereinsgesetz von 
1850, das die meisten deutschen Staaten 
weitgehend übernahmen, wurde Frauen 
die Mitgliedschaft in politischen Verei-
nen und Verbänden explizit verboten. 
Dieses Vereinsrecht wurde 1902 gelockert: 
Frauen waren jetzt zwar befugt, an Veran-
staltungen von Parteien teilzunehmen, 
durften aber lediglich zuhören. Erst nach 
der reichsweiten Vereinheitlichung des 
Vereinsrechts 1908 war es Frauen erlaubt, 

sich in politischen Parteien über politi-
sche Themen zu beraten.4

Bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts fin-
det man mit Ausnahme der SPD kaum 
verlässliche Zahlen über Parteimitglied-
schaften.5 Bei den Sozialdemokraten stieg 
der Anteil der weiblichen Mitglieder zu-
nächst stetig bis auf 22 Prozent im Jahr 
1930, blieb jedoch bei den Funktionären 
deutlich darunter. Unmittelbar nach dem 
Zweiten Weltkrieg waren nur noch 
15,4 Prozent der SPD-Mitglieder Frauen. 
Dieser Anteil stieg dann zwar wieder an, 
lag aber auch Ende 2019 noch nur bei 
knapp einem Drittel. Abgesehen von der 
Linkspartei, die im Jahr 2000 mit fast 
46 Prozent den größten Frauenanteil hat-
te, der dann jedoch abfiel (2019: 36 Pro-
zent), findet man für alle Parteien den 
Trend einer Zunahme des Frauenanteils. 
Anfang der 1970er Jahre betrug der 
Frauen anteil in der CDU etwa 14 Prozent 
und stieg auf knapp 27 Prozent 2019. 
Bündnis 90/Die Grünen hatten in den 
späten 1990er Jahren einen deutlich höheren 

Abgeordneten der Nationalversammlung 
und dann des ersten Reichstags einen 
Frauenanteil von ca. 9 Prozent; in den fol-
genden sechs Wahlperioden schwankte er 
um 6 Prozent. Nach der Reichstagswahl 
1933, die kurz nach der Machtübernahme 
der Nationalsozialisten stattfand, sank 
der Frauenanteil auf 3,8 Prozent. Ab 1949 
stieg er wieder an und erreichte 1957 mit 
9,2 Prozent in etwa wieder den Stand der 
Weimarer Nationalversammlung. In den 
folgenden Jahren fiel der Anteil weiblicher 
Abgeordneter wieder und erreichte nach der 
Bundestagswahl von 1972 mit 5,8 Prozent 
den niedrigsten Wert in der Nachkriegs-
zeit. Seit 1972 ist der Anteil ständig gestie-
gen und erreichte 2013 mit 36,3 Prozent 
den bisher höchsten Stand. u Abb 1

In den Regierungskabinetten der Wei-
marer Republik, des „Dritten Reichs“ und 
auch der frühen Bundesrepublik waren 
keine weiblichen Minister vertreten. Mit 
Elisabeth Schwarzhaupt wurde 1961 unter 
Konrad Adenauer die erste Bundesminis-
terin vereidigt. Sie führte das eigens für 

u Abb 1  Anteil der weiblichen Abgegordneten  — in Prozent , jeweils zu Beginn der Wahlperiode 
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Abb 1: Anteil der weiblichen Abgegordneten - in Prozent, jeweils zu Beginn der Wahlperiode 

Die Werte der Jahre 1924 und 1932, in denen je zwei Wahlen stattfanden, wurden gemittelt.
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CDU CSU SPD FDP Bündnis 90/
Die Grünen Linke AfD KPD NSDAP SED

%

x1073 x1074 x1075 x1076 x1077 x1078 x1079 x1080 x1081 x1082

Deutsches Reich

1908 – – 5,5 – – – – – – –

1910 – – 11,5 – – – – – – –

1920 – – 17,5 – – – – – – –

1930 – – 22,0 – – – – – – –

1940 – – – – – – – – 10,0 –

1945 – – – – – – – – 14,0 –

Bundesrepublik / DDR

1950 – – 18,8 – – – – 17,2 – 23,5

1960 14,5 – 18,7 – – – – – – –

1970 13,6 7,5 17,8 7,5 – – – – – –

1980 – – 23,4 – – – – – – –

Deutschland

1990 23,1 15,3 27,4 – – – – – – –

1998 25,0 – 29,1 24,6 35,9 46,0 – – – –

2000 25,2 17,4 29,5 24,2 – 45,6 – – – –

2010 25,6 19,1 31,3 23,0 37,1 37,3 – – – –

2019 26,5 21,3 32,8 21,6 41,0 36,4 17,8 – – –

u Tab 2 Anteil weiblicher Mitglieder in deutschen Parteien

nun maßgeblichen DGB um die bereits in 
der Weimarer Republik erreichten Werte. 
Es dauerte bis 1982, ehe mit Monika 
Wulf-Matthies für die Gewerkschaft ÖTV 
erstmals eine Frau an die Spitze einer 
DGB-Gewerkschaft trat. Vor allem die 
von der neuen Frauenbewegung angesto-
ßene Diskussion über fortwährende ge-
schlechterspezifische Diskriminierungen, 
die von Gewerkschafterinnen zuneh-
mend aufgegriffen und zum innerver-
bandlichen Politikum gemacht wurden, 
führten im Verein mit einer weiter zu-
nehmenden Berufstätigkeit von Frauen 
ab den 1980er Jahren zu einer etwas hö-
heren Repräsentanz weiblicher Beschäf-
tigter auf der Ebene der Gewerkschaften 
und Berufsverbände. u Tab 3

sierten, doch sank er in der Endphase der 
Weimarer Republik wieder deutlich ab. 
Die wenigen Gewerkschaftsfunktionärin-
nen fanden nur selten die Unterstützung 
ihrer Verbandskollegen und kämpften 
für tarifpolitische Verbesserungen der 
weiblichen Beschäftigten oder auch gegen 
die verschiedenen Kampagnen gegen 

„Doppelverdienerinnen“ meist auf verlo-
renem Posten.

Obwohl sich prominente Gewerk-
schafterinnen wie Maria Weber im 
DGB-Bundesvorstand in der frühen Bun-
desrepublik dann für ein Mehr an Lohn-
gerechtigkeit für weibliche Beschäftigte 
und gesellschaftlicher Gleichberechtigung 
einsetzten, pendelten bis in die 1980er 
Jahre die Anteile weiblicher Mitglieder im 

Frauenanteil als die anderen Parteien. Da-
mals war etwas mehr als ein Drittel ihrer 
Mitglieder weiblich; in der Folgezeit stieg 
der Anteil bis auf 41 Prozent 2019. u Tab 2

Auch in den Gewerkschaften, die ur-
sprünglich im Kern als Interessenorgani-
sationen männlicher Industriefacharbei-
ter gegründet worden waren und deren 
Interessenpolitik und Organisationskul-
tur über Jahrzehnte von tradierten tradi-
tionellen Rollenvorstellungen geprägt 
blieb, konnten die weiblichen Mitglieder 
nur langsam ihren Anteil erhöhen. Zwar 
stieg der Anteil weiblicher Mitglieder von 
einer um die Wende zum 20. Jahrhundert 
kaum mehr als marginalen Größe bis in 
die Mitte der 1920er Jahre richtungsüber-
greifend auf etwa ein Fünftel der Organi-
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Bildungsbeteiligung  
an Hochschulen
Der Anteil von Frauen an der Studenten-
schaft der deutschen Hochschulen ist seit 
der Wende zum 20. Jahrhundert steil an-
gestiegen. Tabelle 4 veranschaulicht die 
Entwicklung insgesamt und in Bezug auf 
zentrale Fächergruppen. 1900 ermöglich-
te zunächst Baden auch seinen weibli-
chen Landeskindern ein reguläres Studi-
um an den beiden Universitäten des Lan-
des in Freiburg und Heidelberg. Es 
folgten Bayern (1903), Württemberg 
(1904), Sachsen (1906) und zum Winter-
semester 1908/09 schließlich auch Preu-

ßen. Der Anteil der Studentinnen stieg im 
Ersten Weltkrieg stark an, als ein Großteil 
der offiziell immatrikulierten männli-
chen Studenten an die Front eingezogen 
worden war, und fiel dann wieder bis 
1920/21 auf unter 10 Prozent der Studie-
renden.6 u Tab 4

Die Schulreformen der Weimarer Re-
publik führten zu einer Expansion des 
höheren Schulwesens, die binnen eines 
Jahrzehnts auch eine sprunghaft anstei-
gende Zahl der Mädchen an den höheren 
Schulen und zeitverzögert auch der Abi-
turientinnen zur Folge hatte.7 Analog 
stieg die Zahl der Studentinnen, bis die 

dezidiert antiemanzipatorische NS-Poli-
tik diese Entwicklung zunächst wieder 
zurückdrehte, ehe sie dann ab 1940 wie 
im Ersten Weltkrieg wieder anstieg. 1950 
lag die absolute Zahl der Studentinnen 
und auch ihr Anteil an allen Studierenden 
in der Bundesrepublik sogar unter den 
bereits in den frühen 1930er Jahren er-
reichten Werten. In den folgenden Jahr-
zehnten egalisierten sich die Geschlechter-
anteile unter den Studierenden weitge-
hend in einem mehr oder minder 
kontinuierlichen Angleichungsprozess. 
Die Bildungsbeteiligung der Frauen an 
den Hochschulen der DDR eilte derjeni-

freie  
Gewerk-
schaften

christliche 
Gewerk-
schaften

national-
liberale 
Gewerk-
schaften

DGB  DAG  DBB
Organisations-

grad  
insgesamt

Organisations-
grad  

Frauen

Organisations-
grad  

Männer

1 000 %

x1083 x1084 x1085 x1086 x1087 x1088 x1089 x1090 x1091

Deutsches Reich

1900 23,8 – – – – – – – –

1910 161,5 21,8 – – – – – – –

1925 751,6 148,7 12,1 – – – – – –

1930 669,3 113,1 12,0 – – 77,5 – – –

Bundesrepublik

1950 – – – 892,0 107,7 – – – –

1951 – – – – – – 45,3 25,8 54,1

1960 – – – 1093,6 155,6 – 37,9 17,9 42,0

1970 – – – 1027,2 147,8 120,3 36,9 17,4 47,2

1980 – – – 1596,3 188,6 201,1 40,1 23,3 50,1

Deutschland

1990 – – – 1939,6 281,1 265,2 35,7 23,4 46,7

2000 – – – 2369,6 256,0 360,1 27,6 20,7 37,0

2010 – – – 2008,0 – 395,0 21,4 15,1 29,1

2016 – – – 2029,8 – 423,9 – – –

u Tab 3 Weibliche Mitglieder* und Organisationsgrad** in deutschen Gewerkschaften

*  Nicht berücksichtigt wurden die in der Weimarer Republik separat existierenden Angestelltenverbände. Im freigewerkschaftlichen AfA-Bund und im liberalen Gewerkschaftsbund  
der Angestellten (GdA) waren 1930 jeweils etwa ein Viertel der Mitglieder (jeweils rund 115.000) weiblich.

** Organisationsgrad = Mitglieder in Gewerkschaften und Berufsverbänden im Verhältnis zu den abhängig Erwerbstätigen.
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gen in der alten Bundesrepublik dabei um 
Jahrzehnte voraus; hier stieg der Anteil der 
Frauen im Hochschulstudium schon bis 
1983 auf 50 Prozent.8

Die Angleichung gilt jedoch nur mit 
erheblichen Einschränkungen und allen-
falls der Tendenz nach für die unter-
schiedlichen Fächergruppen. Die über-
durchschnittlich häufige und bis heute 
anhaltende Präferenz weiblicher Studie-
render für die Sprach- und Kulturwissen-
schaften ist dabei gewiss auch auf fortwir-
kende Rollenmuster, geschlechtsspezi-
fisch vermittelte Bildungspräferenzen und 
berufsspezifische Möglichkeiten, Beruf 

und Familie (für Frauen) zu vereinbaren, 
zurückzuführen. Das Umgekehrte gilt für 
die sogenannten MINT-Fächer, in denen 
nach wie vor männliche Studierende in 
der Überzahl sind. Nichtsdestotrotz sind 
deutliche Angleichungstendenzen nicht 
zu übersehen. Sie fallen in der Bundesre-
publik besonders in der Rechtswissen-
schaft und auch im Bereich Mathematik 
und Naturwissenschaften wohl nicht zu-
fälligerweise mit dem Aufkommen der 
zweiten Frauenbewegung und anderer so-
zialer Bewegungen ab den frühen 1970er 
Jahren und dem von ihnen mit ausgelös-
ten Wertewandel zusammen.

insgesamt Rechtswissen - 
schaft Humanmedizin

Sprach- und  
Kulturwissen-

schaften

Mathematik und 
Naturwissen-

schaften

Wirtschafts- und 
Sozialwissen-

schaften
Ingenieurs-

wissenschaften

%

x1092 x1093 x1094 x1095 x1096 x1097 x1098

Deutsches Reich

1911 4,4 0,4 4,4 8,9 5,7 2,4 –

1920 9,2 2,9 9,6 19,6 12,3 6,9 –

1930 17,5 5,3 17,9 37,7 21,6 13,0 –

1940 18,1 2,0 16,0 45,7 17,4 12,8 –

Bundesrepublik

1950 16,0 7,5 25,2 36,4 16,8 12,5 1,3

1960 21,3 10,7 37,4 42,9 12,5 14,1 1,9

1971 25,6 14,6 26,1 49,6 19,9 14,9 4,1

1980 36,7 32,2 37,5 59,9 31,9 35,1 9,4

1989 38,2 41,3 46,8 64,4 29,7 38,9 12,3

DDR

1971 37,1 36,0 70,7 31,5 33,2 15,8 41,1

1980 48,7 37,6 56,3 35,4 46,5 26,9 59,8

1989 48,6 39,8 55,2 40,3 46,0 25,3 66,7

Deutschland

1990 38,3 41,3 43,9 62,7 31,8 – 12,5

2000 46,1 47,3 53,1 67,5 35,2 45,4 20,5

2010 47,8 54,0 64,1 70,4 37,2 50,5 20,9

2020 49,9 57,2 68,2 67,4 49,6 58,1 24,3

u Tab 4 Anteil weiblicher Studierender an deutschen Hochschulen insgesamt und in ausgewählten Fächergruppen

50
Prozent betrug der 
Anteil von Frauen 
im Hochschul-
studium in der 
DDR 1983.
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19. Jahrhundert zurückverfolgen. Tabel-
le 5 veranschaulicht, dass Frauen vor dem 
Ersten Weltkrieg zunehmend auf den  
Arbeitsmarkt drängten. Von 1882 bis zu 
diesem Zeitpunkt stieg ihre Erwerbs-
quote von knapp einem Viertel auf knapp 
ein Drittel. In den 1920er Jahren setzte 
sich dieser Trend zunächst fort, bis die 
Quote ab den 1930er Jahren bei etwa 
35 Prozent stagnierte. Ausgerechnet un-
ter dem nationalsozialistischen Regime, 
das die Frauen erklärtermaßen aus dem 
Arbeitsmarkt herausdrängen wollte (und 

dies zunächst auch rigide umsetzte), stieg 
unter dem Einfluss der Hochrüstung die 
weibliche Erwerbsquote wieder etwas an. 
In der Bundesrepublik lag sie jahrzehnte-
lang bei knapp einem Drittel, um dann 
jedoch in den 1980er Jahren anzusteigen. 
Maßgeblich dafür waren zum einen  
ein gesellschaftlicher Wertewandel, der 
sich zum Beispiel im Rückgang der  
Geburtenrate niederschlug, und zum  
anderen f lexiblere Arbeitszeitmodelle  
sowie bessere Möglichkeiten der Kinder-
betreuung.9 u Tab 5

Frauen  
30 bis unter  

40 Jahre

Männer  
40 bis unter  

50 Jahre

Frauen  
40 bis unter  

50 Jahre

Männer  
50 bis unter  

60 Jahre

Frauen  
50 bis unter  

60 Jahre
Männer  

über 60 Jahre
Frauen  

über 60 Jahre

%

x1114 x1115 x1116 x1117 x1118 x1119 x1120

Deutsches Reich

1882 18,5 97,1 22,0 93,7 25,8 96,1 19,6

1895 – – – – – – –

1907 32,6 96,1 35,7 90,4 36,6 60,2 24,8

1925 39,5 96,9 38,1 92,5 37,3 60,1 22,7

1933 40,8 94,0 38,3 86,3 34,6 42,6 17,5

1939 44,0 96,0 43,3 89,7 36,9 45,2 19,0

Bundesrepublik

1950 38,1 96,9 36,2 90,9 32,3 41,5 13,2

1960 – – – – – – –

1961 45,5 96,6 43,7 91,3 35,6 40,3 12,2

1970 45,4 97,1 48,3 89,8 38,1 56,9 16,8

1980 55,8 97,5 53,7 88,4 42,8 29,9 8,0

DDR

1950 – – – – – – –

1960 – – – – – – –

1970 – – – – – – –

1980 – – – – – – –

1988 – – – – – – –

Deutschland

1990 67,4 96,9 68,1 88,4 52,6 28,1 8,9

2000 78,2 95,8 80,7 85,4 65,8 25,8 10,3

2010 73,8 88,9 79,6 81,4 71,2 37,1 25,2

2017 77,4 90,7 83,3 87,1 79,2 47,0 41,9

u Tab 5 Erwerbsquoten 

Männer Frauen Differenz Männer/
Frauen

Männer  
15 bis unter  

20 Jahre

Frauen  
15 bis unter  

20 Jahre

Männer  
20 bis unter  

30 Jahre

Frauen  
20 bis unter  

30 Jahre

Männer  
30 bis unter  

40 Jahre

% %-Punkte %

x1106 x1107 x1108 x1109 x1110 x1111 x1112 x1113

Deutsches Reich

1882 60,6 24,0 36,5 89,2 45,2 96,3 32,0 97,6

1895 61,1 25,0 36,2 – – – – –

1907 61,1 30,4 30,7 86,0 52,3 96,5 42,6 99,7

1925 68,0 35,6 32,0 72,8 59,7 96,0 58,3 97,5

1933 65,7 34,2 31,5 82,5 70,2 95,7 60,4 95,2

1939 67,6 36,1 31,5 78,6 77,5 99,1 55,9 98,2

Bundesrepublik

1950 63,3 31,3 31,9 84,7 77,5 93,7 59,4 96,9

1960 63,6 33,6 30,0 – – – – –

1961 63,9 33,4 30,6 81,3 78,2 93,4 62,4 98,1

1970 59,2 30,0 29,2 66,9 64,4 90,7 58,8 98,2

1980 58,4 32,6 25,8 48,5 41,4 85,9 66,9 97,8

DDR

1950 60,7 33,1 27,6 – – – – –

1960 61,4 38,9 22,5 – – – – –

1970 59,6 44,1 15,5 – – – – –

1980 63,0 50,8 12,3 – – – – –

1988 64,9 52,9 12,0 – – – – –

Deutschland

1990 60,8 39,2 21,6 43,2 37,3 83,8 73,7 96,6

2000 56,6 41,9 14,6 36,3 28,6 83,4 72,6 96,4

2010 56,8 45,9 10,8 30,0 24,3 72,6 67,5 87,7

2017 57,3 48,6 8,7 28,5 25,2 74,4 70,8 89,2

Beteiligung am Erwerbsleben
Natürlich arbeiteten Frauen auch bereits 
bevor sie auf dem Arbeitsmarkt auftraten, 
etwa im Haushalt, und viele auch in 
landwirtschaf t l ichen Betrieben. Die 
Bruttoerwerbsquote, das heißt der Anteil 
der Erwerbspersonen an der Gesamtheit 
der Wohnbevölkerung, wird heute zwar 
nicht mehr als das ideale Maß für die 
Teilnahme am Arbeitsmarkt gesehen (die 
Erwerbstätigenquote, in die die Erwerbs-
losen nicht mit einf ließen, ist aussage-
kräftiger), doch lässt sie sich bis ins späte 



Gender / Kap 24

345

Frauen  
30 bis unter  

40 Jahre

Männer  
40 bis unter  

50 Jahre

Frauen  
40 bis unter  

50 Jahre

Männer  
50 bis unter  

60 Jahre

Frauen  
50 bis unter  

60 Jahre
Männer  

über 60 Jahre
Frauen  

über 60 Jahre

%

x1114 x1115 x1116 x1117 x1118 x1119 x1120

Deutsches Reich

1882 18,5 97,1 22,0 93,7 25,8 96,1 19,6

1895 – – – – – – –

1907 32,6 96,1 35,7 90,4 36,6 60,2 24,8

1925 39,5 96,9 38,1 92,5 37,3 60,1 22,7

1933 40,8 94,0 38,3 86,3 34,6 42,6 17,5

1939 44,0 96,0 43,3 89,7 36,9 45,2 19,0

Bundesrepublik

1950 38,1 96,9 36,2 90,9 32,3 41,5 13,2

1960 – – – – – – –

1961 45,5 96,6 43,7 91,3 35,6 40,3 12,2

1970 45,4 97,1 48,3 89,8 38,1 56,9 16,8

1980 55,8 97,5 53,7 88,4 42,8 29,9 8,0

DDR

1950 – – – – – – –

1960 – – – – – – –

1970 – – – – – – –

1980 – – – – – – –

1988 – – – – – – –

Deutschland

1990 67,4 96,9 68,1 88,4 52,6 28,1 8,9

2000 78,2 95,8 80,7 85,4 65,8 25,8 10,3

2010 73,8 88,9 79,6 81,4 71,2 37,1 25,2

2017 77,4 90,7 83,3 87,1 79,2 47,0 41,9

Der Abstand zwischen Männern und 
Frauen bei der Arbeitsmarktpartizipation 
lag im Deutschen Reich und in der Bundes-
republik vom Beginn des 20. Jahrhunderts 
bis in die 1960er Jahre stets um die 30 Pro-
zentpunkte. Von den 1970er Jahren bis in 
die Gegenwart ist diese Differenz auf we-
niger als 10 Prozentpunkte zusammenge-
schmolzen. In der DDR war die Erwerbs-
quote der Männer ähnlich hoch wie im 
Westen. Die Frauen waren hier jedoch viel 
früher und weit stärker in das Erwerbsleben 
integriert. Ihre Erwerbsquote erreichte ge-

gen Ende der DDR mit fast 53 Prozent (1989) 
einen Wert, der im wiedervereinigten 
Deutschland selbst in den vergangenen Jah-
ren nicht mehr erreicht werden konnte. Hin-
ter dem leichten Rückgang der Männerer-
werbsquote in den 1990er Jahren steht vor 
allem der demografische Wandel: Die Men-
schen leben länger und schieden bis in die 
1990er Jahre zunehmend früher aus dem 
Arbeitsleben aus. Diese Effekte betreffen  
natürlich auch die Frauen, doch ganz offen-
sichtlich wurde dies durch die oben genann-
ten Faktoren deutlich überkompensiert.

Die bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zeigt sich in Abbildung 2, in 
der die geschlechts- und altersspezifi-
schen Erwerbstätigenquoten dargestellt 
sind. Die altersspezifische Erwerbstätigen-
quote gibt den Anteil der Erwerbstätigen 
der entsprechenden Altersgruppe wieder 
und liegt daher immer über der oben re-
ferierten Variante der Bruttoerwerbs-
quote (bei der zwar im Zähler auch die 
Erwerbslosen, im Nenner jedoch u. a. 
auch Kinder und Rentner enthalten 
sind). u Abb 2
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insgesamt Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Fischerei

produzierendes  
Gewerbe

Handel und  
Verkehr

sonstige  
Dienstleistungen

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

1 000 %

x1124 x1125 x1126 x1127 x1128 x1129 x1130 x1131 x1132 x1133

Deutsches Reich

1882 13 415 5 542 42,5 45,7 39,3 20,3 9,5 5,1 8,7 28,5

1895 15 532 6 578 35,7 41,9 43,5 23,1 11,3 8,8 9,5 26,2

1907 18 599 9 493 28,4 48,4 49,2 22,2 13,7 9,8 8,7 19,6

1925 20 531 11 478 23,3 43,3 50,3 25,3 18,0 13,7 8,3 17,6

1933 20 817 11 479 22,5 40,5 49,4 24,0 19,3 16,7 8,7 18,7

1939 22 934 12 798 17,7 38,2 49,1 26,0 17,3 16,4 16,0 19,3

Bundesrepublik

1950 15 004 8 486 – 33,6 54,0 28,3 17,1 13,8 13,2 24,3

1961 16 889 9 932 9,6 19,8 57,0 33,0 16,3 18,9 17,1 28,4

1970 17 075 9 535 6,6 13,0 56,8 33,9 15,6 20,1 21,0 32,9

1980 17 161 10 478 4,3 6,7 55,0 31,1 15,5 20,7 25,2 41,5

1990 18 528 12 777 3,4 4,0 50,8 25,3 15,7 21,0 30,1 49,7

Deutschland

1991 23 125 16 962 4,2 4,1 51,8 25,8 15,7 20,8 28,3 49,2

2000 22 677 17 640 3,2 2,2 46,7 18,0 17,3 25,7 32,8 54,1

2010 22 746 19 141 – – – – – – – –

2012 21 067 18 139 2,0 1,1 40,1 14,2 25,5 24,8 32,4 59,9

2017 22 272 19 369 1,6 0,9 39,2 13,8 26,9 24,5 32,2 60,8

u Tab 6 Erwerbspersonen nach Wirtschaftssektoren

u Abb 2 Erwerbs(tätigen)quoten nach Altersgruppe und Geschlecht – in Prozent
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Abb 2: Erwerbs(tätigen)quoten nach Altersgruppe und Geschlecht
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Die in unterschiedlichen Blautönen ein-
gezeichneten altersspezifischen Erwerbs-
(tätigen)quoten der Männer veranschauli-
chen, dass sie aufgrund der längeren Aus-
bildung immer später in das Erwerbsleben 
eintraten und es bis Anfang des 21. Jahr-
hunderts immer früher verließen. Erst in 
den letzten Jahren ist wieder ein höherer 
Anteil der über 60-Jährigen im Erwerbsle-
ben geblieben (2017: 47 Prozent). Bei den 
Frauen sieht die Entwicklung ganz anders 
und teilweise gegenläufig aus. In der Phase, 
in der sie Kinder bekamen, verließen viele 
im Alter zwischen 20 und 30 Jahren den 
Arbeitsmarkt. Nur wenige stiegen später 
wieder ein. Seit etwa den 1970er Jahren nä-
hert sich jedoch die Erwerbs(tätigen)quote 
der Frauen an die der Männer an: Weniger 
Frauen bekamen jeweils weniger Kinder, 
die Möglichkeiten der außerhäuslichen 
Kinderbetreuung verbesserten sich und 
mehr Männer übernahmen mehr Arbeiten 
im Haushalt, jedoch im Durchschnitt im-
mer noch deutlich weniger als ihre Partne-
rinnen. 2017 lagen daher die männlichen 
und die weiblichen alters spezifischen 
Erwerbs tätigenquoten näher beieinander 
als jemals zuvor. 

Der Vergleich der sektorspezifischen 
Erwerbsbeteiligung zeigt, dass sich die weib-
liche Partizipation am Arbeitsmarkt viel 
länger als die männliche auf die Landwirt-
schaft konzentrierte, wohingegen Männer 
deutlich schneller in die besser bezahlten 
Tätigkeiten im produzierenden Gewerbe 
(vor allem in Industrie und Bergbau) wech-
selten. Während in den ersten drei Jahrzehn-
ten der Bundesrepublik etwa 55 Prozent 
der männlichen Erwerbspersonen im pro-
duzierenden Gewerbe arbeiteten, galt dies 
nur für ein Drittel der weiblichen. Weib-
liche Erwerbstätigkeit außerhalb der Land-
wirtschaft konzentrierte sich vielmehr im 
Dienstleistungssektor (Handel, Verkehr 
und sonstige Dienstleistungen). u Tab 6

Verdienstunterschiede zwischen 
Männern und Frauen
Die Unterschiede in den Verdiensten zwi-
schen Männern und Frauen (Gender-Pay- 

Gap) sind ein viel diskutiertes Thema, 
das auch heute noch methodisch kaum in 
den Griff zu bekommen ist. Auf einem 
von Diskriminierung freien Arbeitsmarkt 
sollten Lohnunterschiede lediglich Un-
terschiede in der Arbeitsproduktivität 
widerspiegeln. Insofern ist es nachvoll-
ziehbar, dass in Zeiten, in denen Arbeits-
leistung vor allem durch Einsatz physi-
scher Arbeitskraft gekennzeichnet war, 
Männer aufgrund ihrer körperlichen 
Konstitution bei vielen Tätigkeiten mehr 
zu leisten vermochten als Frauen und da-
her auch höher entlohnt wurden. Studien 
für die USA haben gezeigt, dass dies Ende 
des 19. Jahrhunderts auch der Fall war 
und der Gender-Pay-Gap erst das frühe 
20. Jahrhundert prägte, als große Unter-
nehmen (vorzugsweise männliche) Ar-
beitskräfte langfristig einstellten und 
(nur) ihnen unternehmens interne Auf-
stiegsmöglichkeiten eröffneten.10 

Eine geschlechtsspezifische Diskrimi-
nierung findet dann statt, wenn von der 
Äquivalenz von Lohn und Arbeitsproduk-
tivität abgewichen wird. Ein häufig ge-
nannter Grund ist, dass die Verhand-
lungsposition von Frauen in Lohnver-
handlungen schwächer ist und auch die 
von den Tarifparteien ausgehandelten 
Entgeltsystematiken die typischerweise 
von Frauen erbrachten Arbeitsleistungen 
in der Regel schlechter bewerten als die-
jenigen der Männer, das heißt, die teils 
gravierenden Einkommensdifferenzen 
zwischen Männern und Frauen sind bis 
heute (auch) in den Bewertungsrastern 
der Tarifsystematiken der Sozialpartner 
fest verankert.11 Methodisch ist zu beach-
ten, dass die Gegenüberstellung von  
Wochen-, Monats- oder Jahresverdiensten 
durch geschlechtsspezifisch unterschied-
lich lange Arbeitszeiten verzerrt werden 
kann, sodass hier auf Bruttostunden-
verdienste fokussiert wird. Da die Unter-
nehmerseite im Kaiser reich ihren ganzen 
Einfluss gegen die amtliche Publikation 
von Löhnen und Gehältern geltend machte, 
um Vergleiche in Lohnverhandlungen zu 
erschweren, gibt es erst für die Weimarer 

47
Prozent der Männer 
sind 2017 im Alter 
von über 60 Jahren 
im Erwerbsleben  
geblieben.

42
Prozent sind 
es bei den 
Frauen.
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Republik brauch bare Angaben (ab 1927). 
Für den Zeitraum von 1950 bis 2000  
liegen Berechnungen des Statistischen 
Bundesamts für die durchschnittlichen 
Bruttoverdienste im produzierenden  
Gewerbe vor; ab 2010 ist auch der Dienst-
leistungsbereich miteinbezogen, was die 
intertemporale Ver gleich barkeit gering-
fügig beeinträchtigt.

Ein größeres methodisches Problem 
liegt darin, dass die Zahlen Durch-
schnittswerte über alle von Männern bzw. 
Frauen in den untersuchten Branchen 
oder Wirtschaftssektoren erzielten Stun-
denverdienste angeben. Im statistisch 
ausgewiesenen Vorsprung der Männer 
spiegelt sich insbesondere in den vergan-
genen vier Jahrzehnten nicht unbedingt 
nur wider, dass sie für die gleiche Arbeit 
mehr verdient hätten als Frauen, sondern 

auch die Arbeit war oft eine andere. 1955 
entschied das Bundesarbeitsgericht, dass 
der Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 
des Grundgesetzes auch für Tarifvertrags-
parteien verpflichtend und die Frauen-
abschläge der „Frauenlohngruppen“ ver-
fassungswidrig seien, erklärte aber gleich-
zeitig Lohnkategorien, die nach der 

„Schwere“ der zu leistenden Arbeit diffe-
renzieren, für zulässig. In der Folge wurde 
durch die Schaffung sogenannter Leicht-
lohngruppen die bisherige Diskriminie-
rungspraxis im Wesentlichen fortgeführt. 
1988 wurden schließlich auch die Leicht-
lohngruppen vom Bundesarbeitsgericht 
als „mittelbare“ Diskriminierung verbo-
ten. Rollenstereotype und geschlechts-
spezifische Zuschreibungen wirken den-
noch bei der Arbeitsbewertung, Leis-
tungsfeststellung und Bezahlung selbst in 

tarifgebundenen Unternehmen bis heute 
fort.12 Allein die Neuregelung der Ein-
gruppierung weiblich dominierter Tätig-
keitsfelder etwa in den Sozial- und Erzie-
hungsberufen würde einen wichtigen Bei-
trag zur Verminderung der Entgeltlücke 
zwischen Männern und Frauen leisten.

Männer hatten (und haben) weit bes-
sere Chancen, in die höheren Verdienst-
gruppen aufzusteigen. Wenn also Frauen 
auf grund der traditionellen Rollenvertei-
lung oder auch unabhängig von ihrer 
Leistung in männlich dominierten Hier-
archien grundsätzlich schlechtere Auf-
stiegsmöglichkeiten hatten, so ist dies sta-
tistisch nicht zu greifen, jedenfalls nicht 
in der historischen Rückschau.

In der DDR war bereits in der ersten 
Verfassung vom Oktober 1949 festgelegt 
worden, dass das Prinzip „gleicher Lohn 

Arbeitsverdienst* 
Männer

Arbeitsverdienst* 
Frauen Gender-Pay-Gap Arbeitsverdienst 

Hilfsarbeiter
Arbeitsverdienst 

Hilfsarbeiterinnen Gender-Pay-Gap

Euro % Euro %

x1134 x1135 x1136 x1137 x1138 x1139

Deutsches Reich

1930 – – – 0,44 0,29 32,5

1936 0,41 0,24 40,6 0,34 0,24 29,1

1944 0,51 0,29 42,1 0,40 0,29 27,2

Bundesrepublik

1950 0,71 0,46 36,0 0,61 0,42 30,7

1960 1,48 0,97 34,5 – – –

1961 1,62 1,09 32,7 – – –

1970 3,32 2,30 30,7 – – –

1980 7,24 5,24 27,6 – – –

Deutschland

1990 10,80 7,92 26,7 – – –

1991 11,48 8,45 26,4 – – –

2000 14,46 10,95 24,3 – – –

2005 15,95 12,03 24,6 – – –

2010 20,21 16,61 17,8 – – –

2017 22,95 18,88 17,7 – – –

u Tab 7  Bruttoverdienste und Gender-Pay-Gap

*  Deutsches Reich: Arbeitsverdienst in der Industrie; Bundesrepublik: Verdienste im produzierenden Gewerbe; Deutschland: Verdienste im produzierenden Gewerbe  
und in den Dienstleistungen
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für gleiche Arbeit“ auch für (erwachsene 
wie jugendliche) Männer und Frauen galt 
(Artikel 18 Absatz 4). Obwohl dieses Ge-
bot in der Tarifpraxis befolgt wurde, 
führten ähnliche strukturelle Unter-
schiede wie in Westdeutschland auch in 
der DDR dazu, dass Männer deutlich 
häufiger in den höheren Lohnstufen ver-
treten waren als Frauen.13 Im Vergleich zu 
ihren männlichen Kollegen erzielten da-
her Produktionsarbeiterinnen im Durch-
schnitt von Industrie und Bauwesen 1980 
einen um etwa 15 Prozent geringeren 
Nettolohn; 1989 lag dieser Wert noch bei 
12 Prozent.14

Die in Tabelle 7 referierten Durch-
schnittswerte (für die DDR liegen keine 
vergleichbaren Zahlen vor) reflektieren da-
her Verdienstunterschiede zwischen Män-
nern und Frauen, von denen ein Teil aus 
den oben genannten Gründen „freiwillig“ 
in Kauf genommen sein mag. Für das Jahr 
2020 hat das Statistische Bundesamt er-
rechnet, dass der unbereinigte Gender-
Pay-Gap, also der prozentuale Unterschied 
zwischen dem durchschnittlichen Brut-

tostundenverdienst von Frauen bezogen 
auf den von Männern, wie er auch hier aus 
Gründen der historischen Vergleichbarkeit 
wiedergegeben wird, in den untersuchten 
Branchen 18 Prozent betrug, der nach Be-
rücksichtigung bestimmter Faktoren be-
reinigte Wert für 2018 hingegen nur noch 
6 Prozent.15 Ohne dass dies für vergangene 
Jahrzehnte entsprechend genau berechnet 
werden könnte, wird man davon ausgehen 
müssen, dass diese „reine“ Geschlechter-
diskriminierung beim Verdienst, je weiter 
man in der Zeit zurückgeht, zunimmt, 
und etwa 1950 dem hier für den unberei-
nigten Gender-Pay-Gap in der Industrie 
errechneten Wert von 36 Prozent sehr 
nahe gekommen sein mag. u Tab 7

In Tabelle 7 sind Daten von 1930, dem 
Höhepunkt der Löhne in der Weimarer 
Republik, bis 2017 zusammengetragen. 
Die rechten Spalten veranschaulichen, 
dass der Gender-Pay-Gap bei Hilfsarbei-
ten gegen Ende der Weimarer Zeit etwa 
ein Drittel betrug und sich interessanter-
weise im „Dritten Reich“ auf nur noch et-
was mehr als ein Viertel verringerte. Ent-

gegen der nationalsozialistischen Ideolo-
gie benötigte die Rüstungswirtschaft 
eben auch dringend Frauen. Die frühe 
Bundesrepublik knüpfte hier an. Die Ver-
dienstlücke hat sich seitdem kontinuier-
lich verringert, was zum einen am relati-
ven Rückgang des Industriesektors und 
zum anderen an verbesserten Chancen 
für Frauen liegt, in die lange Zeit fast nur 
Männern vorbehaltenen höher dotierten 
Berufe vorzudringen. Die Lücke von im-
mer noch fast 14 Prozent (2019) ist jedoch 
im Vergleich mit anderen OECD- oder 
EU-Staaten recht hoch. Hier liegt der un-
bereinigte Gender-Pay-Gap im Durch-
schnitt bei 12,5 bzw. 11,2 Prozent (2019).16
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Resümee und Ausblick:  
Deutschland regional
Thomas Rahlf

durchschnittliche Arbeitszeit ist dabei von über 80 auf unter 
40 Stunden pro Woche gesunken, das reale Pro-Kopf-Einkom-
men hat sich mehr als verzehnfacht. Starb vor 150 Jahren noch 
jeder vierte Säugling, sind es heute 3 von 1 000. Starb 1892 
noch mehr als jeder Zehnte in Deutschland an der Tuberkulo-
se, vor dem Ersten Weltkrieg Jahr für Jahr über 100 000 Men-
schen, gilt diese heute und hierzulande als seltene Krankheit, 
die man in aller Regel überlebt. Die Lebenserwartung stieg seit 
1871 um über vier Jahrzehnte. Mehr als jeder Zweite eines 
Jahrgangs machte 2018 das Abitur, 1871 war es nur einer von 
70 Jungen, kein einziges Mädchen. 

Gleichzeitig lässt sich aber auch ein deutlicher Rückgang 
an „Bindungen“ festzustellen: So stieg etwa der Anteil der 
Einpersonenhaushalte von 5,5 Prozent 1871 auf aktuell 41 
Prozent. Anders gesagt: Jede fünfte Person lebt mittlerweile 

Wirtschaft und Gesellschaft haben sich in Deutschland, ge-
messen an der Statistik, in den vergangenen 180 Jahren grund-
legend verändert – vielfach zum Positiven. Das zeigen die Ka-
pitel dieses Buches: Die Bevölkerung wuchs seit 1850 um mehr 
als das Doppelte, der Anteil der über 65-Jährigen hat sich da-
bei mehr als verzehnfacht. Anders ausgedrückt: Auf einem 
Spaziergang um 1850 war jeder Zweite, der einem begegnete, 
höchstens 20 Jahre alt, kaum mehr als jeder Zwanzigste 60 Jah-
re oder älter. Heute ist nur noch jeder Fünfte unter 20, etwa 
genauso viele über 60. 1871 lebten zwei von drei Menschen in 
Deutschland in Dörfern, heute sind es weniger als 2 Prozent. 
Dafür wohnt mittlerweile die Mehrheit der Bevölkerung in 
Großstädten. Die Mehrheit der Beschäftigten verdient mittler-
weile ihr Geld nicht mehr in der Landwirtschaft, dem Handel 
oder in der Industrie, sondern mit Dienstleistungen. Die 
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Säuglingssterblichkeit in Preußen auf Kreisebene 1894/96 —  
Gestorbene pro 1 000 Lebendgeborene

mende soziale Ungleichheit sein: Seit den 1960er Jahren ist 
zwar der Anteil der unteren 50 Prozent am Gesamteinkom-
men von einem Drittel auf ein Sechstel gesunken; der Anteil 
der Top-10-Prozent dagegen auf über 40 Prozent gestiegen, 
ein Anteil wie zuletzt vor dem Ersten Weltkrieg. 

All diese Entwicklungen gelten für Deutschland insge-
samt: im Lauf der Zeit in stark variierenden Grenzen, aber 
dennoch auf der Ebene des Nationalstaats. Unberücksichtigt 
bleibt dabei, dass Deutschland mehr als die meisten anderen 
Länder allein schon politisch durch eine ausgeprägte Binnen-
differenzierung geprägt war. Um 1900 bestand Deutschland 
aus 26 Bundesstaaten: vier Königreichen, sechs Großherzog-
tümern, fünf Herzogtümern, sieben Fürstentümern, drei 
freien Städten sowie dem annektierten Elsass-Lothringen 
(siehe Karte S. 351).

allein. Die Heiratsrate hat sich im gleichen Zeitraum halbiert, 
die Scheidungsrate dagegen verzehnfacht. Und auch die Reli-
gion zeigt sich zumindest in ihrer amtlichen Erfassung auf 
dem Rückzug. Waren noch zu Beginn des Ersten Weltkriegs 
rund 99 Prozent der Bevölkerung entweder evangelisch oder 
katholisch, waren es 2018 offiziell gerade noch halb so viele. 
In eine ähnliche Richtung zeigt die politische Partizipation: 
Zusätzlich zu der seit 20 Jahren zu beobachtenden kontinu-
ierlich rückläufigen Anzahl an Parteimitgliedschaften 
scheint die Wahlbeteiligung langfristig gesehen zurückzuge-
hen. Dies sind Zeichen einer zunehmenden Individualisie-
rung unserer Gesellschaft. Parallel dazu lässt sich seit den 
1950er Jahren in Deutschland wie in anderen ökonomisch 
hoch entwickelten Ländern auch ein starker Anstieg der Ge-
waltkriminalität beobachten. Ein Faktor könnte die zuneh-

bis 100 Kinder

über 300 Kinder
200 bis 300 Kinder
100 bis 200 Kinder

bis 100 Kinder

über 300 Kinder
200 bis 300 Kinder
100 bis 200 Kinder
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Wirtschaftsgeschichte hat früh auf die Bedeutung regionaler 
Differenzierungen hingewiesen.4 Will man das nicht als Sam-
melsurium mehr oder weniger zufällig herausgehobener ein-
zelner Teile verstehen, ist man auf das subnational geglieder-
te Angebot insbesondere der amtlichen Zentralstatistik ange-
wiesen. Diese hat schon seit der Reichsgründung, ganz im 
Sinne der föderalen Struktur des Reiches, Statistiken zu vie-
len Themenbereichen regional differenziert ausgewiesen. Ne-
ben den einzelnen Ländern waren dies häufig Regierungsbe-
zirke oder Einheiten vergleichbarer Größe; immer wieder 
gab es aber auch Veröffentlichungen bis hinunter auf die 
Ebene der etwa 1 000 Kreise. Gerade diese feinteilige Ebene 
bietet für Untersuchungen regionaler Differenzierungen ei-
nen großen Erkenntnisgewinn, denn damit können zum Bei-
spiel regionale Besonderheiten identifiziert werden, die sich 
zum einen unterhalb der Ebene der Bundesländer, zum ande-
ren aber auch über Landesgrenzen hinweg zeigen können. 5 
Schließlich bieten solche Daten auf Kreisebene ein enormes 
Potenzial für die Untersuchung systematischer demografi-
scher oder sozioökonomischer Zusammenhänge. In Erman-
gelung von Daten auf individueller Ebene, wie sie heute als 
sogenannte Mikrodaten verfügbar sind, bieten sie dafür ei-
nen willkommenen Ersatz bei entsprechenden Analysen. Sol-
che in der Ökonomie neuerdings als „Natural Experiments“ 6 
bezeichneten Vorgehensweisen bergen freilich – gerade wenn 
die historische Dimension zu wenig beachtet wird – einige 
Fallstricke.7 

Die Fülle an statistischem Material, das für Deutschland 
seit dem Ende des 19. Jahrhunderts auf Kreisebene vorliegt, 
ist bislang nur unzureichend erschlossen und ausgewertet. 
Daher soll im Folgenden als Ausblick anhand von wenigen 
ausgewählten Daten in Kartenform gezeigt werden, wie sich 
die in den vorausgegangenen Kapiteln jeweils für ganz 
Deutschland wiedergegebenen Verhältnisse regional diffe-
renzieren. Für acht Themengebiete können dabei für das Kai-
serreich sieben und für die Weimarer Republik vier Verglei-
che mit der Gegenwart, insgesamt also 19 Karten, erstellt 
werden. In dieser Form erstmals werden dabei für die jewei-
ligen Vergleiche identische Farbschemata verwendet, sodass 
auch ein direkter Vergleich über die Zeit möglich ist. Auf der 
Webseite www.deutschland-in-daten.de/karten können dar-
über hinaus alle Karten einzeln mit den statistischen Werten 
und Namensangaben zu jedem einzelnen Kreis aufgerufen 
werden.8

Es ist naheliegend, dass sich die politische Struktur auch 
auf eine Reihe von Statistiken auswirkt: etwa weil die Ver-
waltungsorganisation zu unterschiedlichen Erfassungsgenau-
igkeiten führt, oder weil die sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse in den einzelnen Ländern eben tatsächlich un-
terschiedlich waren. Aber nicht nur politische, auch sozio-
kulturelle Faktoren, die eher regionalspezifisch sind, können 
eine große Rolle spielen. Ein Beispiel hierfür liefert die Säug-
lingssterblichkeit, die in Kapitel 5 nicht nur für Deutschland 
insgesamt, sondern bis zum Zweiten Weltkrieg auch für 
Preußen und Bayern abgebildet ist (siehe S. 81). Man erkennt 
auf den ersten Blick eine gravierende Differenz: Während die 
Zahlen in Preußen und Bayern jeweils einem recht glatten sä-
kularen Trend folgen, mit einem Anstieg bis etwa in die 
1870er Jahre und einem darauffolgenden langfristigen Sin-
ken, zeigt sich ein erheblicher Niveauunterschied zwischen 
den beiden Bundesstaaten. Die Säuglingssterblichkeit lag in 
Bayern dauerhaft etwa 50 Prozent über derjenigen Preußens. 
Für diese erstaunliche Differenz lässt sich eine einfache, kul-
turelle Erklärung finden: In Bayern wurden, anders als in 
Preußen, Kinder nicht gestillt, sondern mit Mehlbrei gefüt-
tert. Dadurch kam es häufig durch verunreinigtes Wasser zu 
Durchfallerkrankungen, die oft tödlich endeten.1 Aber auch 
innerhalb Preußens zeigen sich deutliche strukturelle Unter-
schiede. Für die Jahre 1894/96 liegen für Preußen Statistiken 
zur Kindersterblichkeit auf Kreisebene vor, sodass hier ein 
differenzierter, kleinräumiger Blick möglich ist (siehe Karte 
S. 352). Zwar gab es auch hier einzelne Regionen, in denen 
die Säuglingssterblichkeit ähnlich hoch war wie in Bayern; 
dazu gehörten etwa Memel und Heydekrug, Teile des Regie-
rungsbezirks Liegnitz in Schlesien, die Gegend um Berlin 
oder Teile der westlichen Rheinprovinz; insgesamt zeigt sich 
jedoch ein deutliches West-Ost-Gefälle. Im Norden und Wes-
ten lag die durchschnittliche Säuglingssterblichkeit in etwa 
bei 175 Gestorbenen pro 1 000 Lebendgeborenen, im Zent-
rum und im Osten dagegen bei 250.2

Neben politischen und kulturellen Faktoren spielen na-
türlich auch geografische Strukturen eine wesentliche Rolle 
bei der Binnendifferenzierung. Regionale Besonderheiten ha-
ben sich dabei nicht erst in dem hier berücksichtigten Zeit-
raum, also mit dem Beginn der Industrialisierung herausge-
bildet, sondern entwickelten sich aus den vorindustriellen 
Gewerbegebieten, die wiederum oftmals von geografischen 
Voraussetzungen abhingen. 

In der historischen Forschung sind solche Untersu-
chungsansätze unterhalb der nationalen Ebene seit Langem 
etabliert, mit unterschiedlichen Schwerpunkten als Territori-
al-, Provinzial-, Landes- oder Regionalgeschichte.3 Auch die 
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Bevölkerungsdichte
Derzeit leben in Deutschland etwa 230 
Menschen pro Quadratkilometer, etwas 
weniger als in Großbritannien, halb so 
viele wie in den Niederlanden und doppelt 
so viele wie in Frankreich oder Österreich. 
Deutschland gehört damit zu den dicht-
besiedelten Ländern im internationalen 
Vergleich. Dabei ist die Bevölkerung regi-
onal sehr ungleich verteilt: Aktuell leben 
in der Rhein-Ruhr-Region, dem Rhein-
Main-Gebiet sowie der Oberrheinebene 
außerhalb der noch viel dichter besiedel-
ten Großstadtregionen etwa 400 bis 600 
Personen pro Quadratkilometer, während 
es in Mecklenburg-Vorpommern um die 

40 Personen sind. Im langfristigen Ver-
gleich zeigen sich diese Muster schon in 
der Weimarer Republik und im Kaiser-
reich. So waren bestimmte Regionen im 
Ruhrgebiet und in Sachsen in Ansätzen 
bereits 1885 dichter besiedelt; 1925 dann 
auch die Rheinschiene, allerdings immer 
noch erheblich weniger intensiv als heute. 
Im übrigen Deutschland blieb die Bevöl-
kerungsdichte dagegen bemerkenswert 
stabil. Obwohl die Bevölkerung zwischen 
1885 und 1925 – trotz Gebietsverlusten – 
um ein Drittel gewachsen ist, stieg die Be-
völkerungsdichte in weiten Teilen Ost- 
und Süddeutschlands im Vergleich dazu 
nur unwesentlich. Die Verteilung über die 

einzelnen Kreise zeigt, dass heute in den 
meisten Kreisen die Bevölkerungsdichte 
etwa doppelt so hoch ist wie 1885. Der 
häufigste Wert heute ist etwa 100 Perso-
nen pro Quadratkilometer, während er 
1885 nur 50 Personen betrug. Erhebliche 
strukturelle Änderungen gibt es durch 
Binnenwanderungen innerhalb Deutsch-
lands, die den demografischen Wandel 
überlagern. In den meisten Regionen 
Westdeutschlands werden Einwohnerver-
luste, anders als in ländlich struktur-
schwachen Gebieten im Osten, aufgrund 
von Sterbeüberschüssen und Abwande-
rungen durch Zuwanderungen mehr als 
ausgeglichen. u Karte 1

u Karte 1 Bevölkerungsdichte — Personen pro Quadratkilometer

Bevölkerungsdichte 1885

keine Angaben vorhanden
0 bis 50 Personen pro Quadratkilometer
über 50 bis 100
über 100 bis 150
über 150 bis 200
über 200 bis 250
über 250 bis 300
über 300 bis 350
über 350
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Bevölkerungsdichte 1925

Bevölkerungsdichte 2011

keine Angaben vorhanden
0 bis 50 Personen pro Quadratkilometer
über 50 bis 100
über 100 bis 150
über 150 bis 200
über 200 bis 250
über 250 bis 300
über 300 bis 350
über 350

keine Angaben vorhanden
0 bis 50 Personen pro Quadratkilometer
über 50 bis 100
über 100 bis 150
über 150 bis 200
über 200 bis 250
über 250 bis 300
über 300 bis 350
über 350

keine Angaben vorhanden
0 bis 50 Personen pro Quadratkilometer
über 50 bis 100
über 100 bis 150
über 150 bis 200
über 200 bis 250
über 250 bis 300
über 300 bis 350
über 350
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u Karte 2 Geburtenrate — Geburten pro 10 000 Einwohner

Geburtenrate 1894/96

keine Angaben vorhanden
bis 70 Geburten pro 10 000 Einwohner
über 70 bis 100
über 100 bis 130
über 130 bis 180
über 180 bis 230
über 230 bis 280
über 280 bis 3300
über 330 bis 380
über 380 bis 430
über 430 bis 480
über 480

keine Angaben vorhanden
bis 70 Geburten pro 10 000 Einwohner
über 70 bis 100
über 100 bis 130
über 130 bis 180
über 180 bis 230
über 230 bis 280
über 280 bis 3300
über 330 bis 380
über 380 bis 430
über 430 bis 480
über 480
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Geburten 
Die Anzahl der Geburten hat sich in den 
vergangenen 170 Jahren erheblich verän-
dert. Waren es bis zur Wende des 20. Jahr-
hunderts noch um die 350 Geburten pro 
10 000 Einwohner, sank die Rate seither 
kontinuierlich auf mittlerweile unter 100 
(siehe auch Kapitel 2, Abb 2, dort pro 1 000 
Einwohner). Vergleicht man die Anzahlen 
der Geburten in den einzelnen Kreisen, so 
fä l lt auf, dass sich die Vertei lungen 
1894/96 und 2015 gar nicht überschneiden. 
Das bedeutet, dass auch die Bandbreite 
heute sehr viel geringer ausfällt als noch 
vor 120 Jahren: 1894/96 gab es keinen ein-
zigen der über 1 000 Kreise in Deutschland, 
in dem pro 10 000 Einwohner weniger als 
200 Kinder geboren wurden. 2015 gab es 
dagegen keinen einzigen Kreis, in dem 
mehr als 120 Kinder pro 10 000 Einwohner 
geboren wurden. Das zeigt sich ganz deut-
lich in der Farbgebung der Karten: Die 
Farbskala von roten (hohen) zu niedrigen 
(blauen) Werten zeigt Deutschland mitt-
lerweile als durchweg blaues Land. u Karte 2

Während die Zahlen 2015 im Wesent-
lichen zwischen 75 und 100 Geburten 
variierten, war die Spannweite Ende des 
19. Jahrhunderts deutlich größer: Hier 
waren es je nach Kreis zwischen 300 und 
450 Geburten pro 10 000 Einwohner. Da-
bei zeigte sich jedoch mit Ausnahme von 
recht hohen Werten in Sachsen kein we-
sentlicher Unterschied zwischen den ein-
zelnen Bundesstaaten. Allerdings kann 
man auf der Karte deutlich einige regio-
nale „Hotspots“ erkennen: Neben Gebie-
ten in Sachsen gibt es insbesondere in 
Westpreußen und Posen, aber auch im 
Ruhrgebiet, in der Oberpfalz und in 
Oberbayern Kreise, in denen auf 10 000 
Einwohner 450 bis 500 Geburten kamen.

Für die Gegenwart kann man feststellen, 
dass sich die noch zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts vorhandenen Differenzen in der 
Fertilität zwischen Ost und West wieder 
verringert haben. Zwar lassen sich aktuell 
noch im Norden etwas höhere Werte als 
im Süden beobachten, insgesamt sind die 
Unterschiede aber so gering, dass man 
hier – anders als bei der Mortalität 9 – keinen 
strukturellen Effekt vermuten kann.10 

Geburtenrate 2015

keine Angaben vorhanden
bis 70 Geburten pro 10 000 Einwohner
über 70 bis 100
über 100 bis 130
über 130 bis 180
über 180 bis 230
über 230 bis 280
über 280 bis 3300
über 330 bis 380
über 380 bis 430
über 430 bis 480
über 480
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u Karte 3 Konfessionszugehörigkeit – in Prozent der Bevölkerung

Konfession
Ein einheitliches Muster zeigt sich – wenig 
überraschend – bei der Verteilung der bei-
den großen Konfessionen in Deutschland. 
Abgesehen von einem katholischen Korri-
dor entlang der Provinzen Westpreußen, 
Posen und Oppeln ist Nord-, Ost und Mit-
teldeutschland überwiegend protestantisch, 
während im Westen und Süden die katho-

lische Konfession überwiegt. Die deutsche 
Teilung bewirkte in dieser Hinsicht keine 
Änderung der Struktur, wohl aber der Ni-
veaus: Zwar sind im 21. Jahrhundert gene-
rell die Kirchenzugehörigkeiten zurückge-
gangen, allerdings in den protestantischen 
Gebieten der heutigen neuen Bundesländer 
ungleich stärker als in Westdeutschland ins-
gesamt (siehe dazu auch Kapitel 12). u Karte 3

Konfessionszugehörigkeit 1900

keine Angaben vorhanden

bis 20 Prozent evangelisch
über 20 bis 40
über 40 bis 60
über 60 bis 80
über 80

bis 20 Prozent katholisch
über 20 bis 40
über 40 bis 60
über 60 bis 80
über 80 



Resümee und Ausblick / Kap 25

359

Konfessionszugehörigkeit 1925

Konfessionszugehörigkeit 2011

keine Angaben vorhanden

bis 20 Prozent evangelisch
über 20 bis 40
über 40 bis 60
über 60 bis 80
über 80

bis 20 Prozent katholisch
über 20 bis 40
über 40 bis 60
über 60 bis 80
über 80 

keine Angaben vorhanden

bis 20 Prozent evangelisch
über 20 bis 40
über 40 bis 60
über 60 bis 80
über 80

bis 20 Prozent katholisch
über 20 bis 40
über 40 bis 60
über 60 bis 80
über 80 

keine Angaben vorhanden

bis 20 Prozent evangelisch
über 20 bis 40
über 40 bis 60
über 60 bis 80
über 80

bis 20 Prozent katholisch
über 20 bis 40
über 40 bis 60
über 60 bis 80
über 80 
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u Karte 4 Industrieproduktion — Anteil der Beschäftigten in Prozent

Industrie, einschließlich Bergbau und Bauwesen 1882

Industrieproduktion
Wie in anderen Ländern auch ist in 
Deutschland die Industrieproduktion 
nicht gleichmäßig über das Land verteilt, 
sondern es haben sich regionale Schwer-
punkte durch dort vorhandene günstige 
Voraussetzungen herausgebildet. Waren 
zunächst große Gebiete im gebirgigen Sü-
den Deutschlands durch die besseren 
Möglichkeiten der Nutzung von Wasser-
kraft im Vorteil und bot etwa die Rhein-
schiene mit ihrem natürlichen Transport-

weg deutlich bessere Voraussetzungen für 
eine ökonomische Entwicklung als in Re-
gionen im Osten Deutschlands, konnten 
im Ruhrgebiet, der Saarregion oder Teilen 
von Oberschlesien die vorhandenen Koh-
levorkommen für eine Montanindustrie 
genutzt werden. Kamen zu diesen not-
wendigen Faktoren noch weitere hinzu, 
ergaben sich Agglomerationseffekte, die 
zu unterschiedlichen, auch unterschied-
lich schnellen Entwicklungspfaden führ-
ten und so zum Beispiel auch über inner-

keine Angaben vorhanden
über 0 bis 7 Prozent
über 7 bis 13,5 
über 13,5 bis 20 
über 20 bis 26,5 
über 26,5 bis 33 
über 33 bis 39,5 
über 39,5 bis 46 
über 46 bis 52,5 
über 52,5 bis 59 
über 59 bis 65,5 
über 65,5 
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Produzierendes Gewerbe 2015

herabzusinken. Wählt man für die Darstel-
lung der Karten eine Farbskala, die Indust-
rie- bzw. Gewerbezentren von anderen Ge-
bieten optisch absetzt, sieht man bereits für 
1882 – gemessen am Anteil der in dem Sek-
tor Beschäftigten – neben kleinen Gebieten 
im Norden Württembergs oder in der Saar-
region Zentren gleicher Intensität im Ruhr-
gebiet und in Sachsen. u Karte 4 

2015 haben sich diese Zentren weitge-
hend aufgelöst bzw. in Sachsen auf den 
Erzgebirgskreis reduziert; das Ruhrgebiet 

ist deindustrialisiert. Davon abgesehen ist 
eine Nord-Süd-Verschiebung zu beobach-
ten: Während in der Mitte Deutschlands 
die Anteile des produzierenden Gewerbes 
rückläufig sind, haben sie sich im Ver-
gleich zu Ausgang des 19. Jahrhunderts 
im Süden Deutschlands erhöht.

deutsche Grenzen hinweg zu homogenen 
Regionen. In Regionen, in denen sich zu-
nächst eine Textilindustrie entstanden 
war, wie im Münsterland oder in Sachsen, 
entwickelte sich in einer zweiten Phase 
die Zulieferindustrie für Textilmaschinen 
zu einer Maschinenbauindustrie.11 

Über die Zeit gesehen stieg der Anteil 
der Beschäftigten in der Industrie zwischen 
1850 und etwa 1970 kontinuierlich von 25 
auf 50 Prozent an, um seither ebenso konti-
nuierlich wieder auf das Niveau von 1850 

keine Angaben vorhanden
über 0 bis 7 Prozent
über 7 bis 13,5 
über 13,5 bis 20 
über 20 bis 26,5 
über 26,5 bis 33 
über 33 bis 39,5 
über 39,5 bis 46 
über 46 bis 52,5 
über 52,5 bis 59 
über 59 bis 65,5 
über 65,5 

keine Angaben vorhanden
über 0 bis 7 Prozent
über 7 bis 13,5 
über 13,5 bis 20 
über 20 bis 26,5 
über 26,5 bis 33 
über 33 bis 39,5 
über 39,5 bis 46 
über 46 bis 52,5 
über 52,5 bis 59 
über 59 bis 65,5 
über 65,5 
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u Karte 5 Armenunterstützung / Mindestsicherungsquote — in Prozent der Bevölkerung

Armenunterstützung 1885

keine Angaben vorhanden
bis 2,5 Prozent
über 2,5 bis 5
über 5 bis 7,5
über 7,5 bis 10
über 10 bis 12,5
über 12,5 bis 15
über 15 bis 17,5
über 17,5

keine Angaben vorhanden
bis 2,5 Prozent
über 2,5 bis 5
über 5 bis 7,5
über 7,5 bis 10
über 10 bis 12,5
über 12,5 bis 15
über 15 bis 17,5
über 17,5
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Mindestsicherungsquote 2016

Armenunterstützung
Für den Bereich der staatlichen Wohlfahrt 
gibt es bereits für das ausgehende 19. Jahr-
hundert umfangreiches Datenmaterial. 
Die Armenfürsorge wurde im Zuge der In-
dustrialisierung ein zentrales Thema der 
Sozialpolitik,12 zu dem bereits umfassende 
zeitgenössische statistische Erhebungen 
vorgenommen wurden.13 Die sogenannte 
Reichsarmenstatistik von 1885 bildete eine 
empirische Grundlage für die Einführung 
der Sozialversicherungen. Ihr sind Katego-
rien zu entnehmen, die nach heutigen 
Maßstäben teilweise befremdlich wirken. 
Arm und auf Unterstützung angewiesen 
war, wer nicht arbeitsfähig war, zum Bei-
spiel durch Tod des Ernährers, große Kin-
derzahl, aber auch durch Trunk und Ar-
beitsscheu. Insgesamt wurden nach der 
Zählung von 1885 1,6 Millionen Personen 
staatlich unterstützt, gemeinsam mit de-
ren Familienmitgliedern waren dies etwa 
3,4 Prozent der Bevölkerung. Das ist im 
Vergleich zu heute ein sehr niedriger Anteil, 
insbesondere wenn man bedenkt, dass es 
zu dieser Zeit noch keinerlei systematische 
Absicherung in Form von Kranken-, Un-
fall-, Renten- oder Arbeitslosenversiche-
rungen gab. Auch hier gab es regionale Un-
terschiede. In den geburtenstarken Regio-
nen Posens oder Ostpreußens ebenso wie 
in Niederbayern betrug der Anteil der Un-
terstützten oftmals das Doppelte des 
Reichsdurchschnitts, ebenso in der Rhein-
provinz und an den Küsten. u Karte 5

2015 betrug die Anzahl der Personen, 
die eine Mindestsicherung erhielten, knapp 
8 Millionen. Das waren vor allem annä-
hernd 6 Millionen Empfängerinnen und 
Empfänger von Arbeitslosengeld II („Hartz 
IV“), darüber hinaus etwa 1 Million Sozial-
hilfeempfangende und etwa ebenso viele, 
die Regelleistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz bezogen. Regional haben 
sich die Schwerpunkte dabei grundlegend 
verschoben: Während die Quote im Süden 
Deutschlands mit überwiegend 3 bis 4 Pro-
zent deutlich unter dem allgemeinen 
Durchschnitt liegt, beträgt sie in den meis-
ten Kreisen der neuen Bundesländer das 
Drei- bis Vierfache. Ähnlich hohe Werte zei-
gen sich im Westen fast nur im Ruhrgebiet.keine Angaben vorhanden

bis 2,5 Prozent
über 2,5 bis 5
über 5 bis 7,5
über 7,5 bis 10
über 10 bis 12,5
über 12,5 bis 15
über 15 bis 17,5
über 17,5
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Erwerbslose
Bei der Reichsarmenstatistik von 1885 
wurden lediglich 6 Prozent der Hilfen 
wegen Arbeitslosigkeit gewährt.14 Das be-
deutete jedoch nicht, dass Arbeitslosig-
keit zu diesem Zeitpunkt kein großes 
Problem darstellte. Gerade in Zeiten von 
Wirtschaftskrisen verloren zahlreiche 
Arbeiterinnen und Arbeiter schnell ihre 
Anstellungen. Arbeitslosenvermittlun-
gen waren zunächst überwiegend priva-
ter Natur, erst mit dem Beginn des 

20. Jahrhunderts entstanden städtische 
Einrichtungen als Vorläufer der heutigen 
Arbeitsämter. Unterstützungen seitens der 
Gewerkschaften konnten die Not nicht 
wirklich lindern. Eine reichsweite, auf 
Beiträgen basierende Arbeitslosenversi-
cherung wurde erst in den 1920er Jahren 
eingeführt. Blickt man auf die Karte der 
Arbeitslosen im Jahr der Machtübernah-
me durch die Nationalsozialisten, also der 
Zeit der höchsten Arbeitslosigkeit in den 
vergangenen 150 Jahren, zeigen sich ins-

besondere in den klassischen Industriere-
gionen tiefrote Gebiete mit Werten von 
über 20, in Berlin von 37 Prozent. Andere 
Gebiete wie Süddeutschland, Westfalen 
oder Norddeutschland sind dagegen weit-
gehend verschont. In der historischen 
Forschung gibt es umfangreiche Diskussi-
onen darüber, ob Arbeitslosigkeit den 
Aufstieg des Nationalsozialismus bewirkt 
hat. Anhand der vorhandenen Daten ist 
dieser Zusammenhang jedenfalls nicht si-
cher zu belegen.15 u Karte 6

u Karte 6 Erwerbslose / Arbeitslose — in Prozent

Anteil der Erwerbslosen an allen Erwerbspersonen 1933

keine Angaben vorhanden
bis 5 Prozent
über 5 bis 10
über 10 bis 15
über 15 bis 20
über 20 bis 25
über 25 bis 30
über 30
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2017 hat sich nicht nur die Zahl der 
Arbeitslosen, sondern auch die regionale 
Variation erheblich verringert. Nunmehr 
zeigt sich, ähnlich wie bei der Mindestsi-
cherungsquote, ein ganz klares Ost- West-
Gefälle, im Westen lediglich höhere Zah-
len in den strukturschwächeren Gebieten 
im Ruhrgebiet und an der Nordseeküste. 
Verglichen mit 1933 ist die regionale Vari-
ation jedoch deutlich homogener.

Arbeitslosenquote 2017

keine Angaben vorhanden
bis 5 Prozent
über 5 bis 10
über 10 bis 15
über 15 bis 20
über 20 bis 25
über 25 bis 30
über 30

keine Angaben vorhanden
bis 5 Prozent
über 5 bis 10
über 10 bis 15
über 15 bis 20
über 20 bis 25
über 25 bis 30
über 30
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Wahlbeteiligung 1890

u Karte 7 Wahlbeteiligung — in Prozent der wahlberechtigten Bevölkerung

Wahlbeteiligung 1930

keine Angaben vorhanden
bis 60 Prozent
über 60 bis 70 
über 70 bis 80 
über 80 bis 90 
über 90 

keine Angaben vorhanden
bis 60 Prozent
über 60 bis 70 
über 70 bis 80 
über 80 bis 90 
über 90 
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Wahlbeteiligung
Bei der Wahlbeteiligung zeigt sich 1890 
noch eine größere Spannweite als später. 
Im östlichen Bayern lag sie in den meisten 
Kreisen unter 50 Prozent, so niedrig wie 
sonst fast nur in Pommern oder der west-
fälischen Provinz. 1930, als sie deutsch-
landweit so hoch lag wie nie zuvor, waren 
insbesondere in den klassischen Indus-
trieregionen Sachsen, Schlesien sowie im 
Ruhrgebiet häufig zwischen 85 und 90 
Prozent zu verzeichnen. 2017 zeigt sich 
dagegen ein homogeneres Bild mit insge-
samt niedrigeren Werten. Die seit den 
1970er Jahren bis in die jüngste Vergan-
genheit kontinuierlich sinkende Wahlbe-
teiligung ist dabei ein gesamtdeutsches 
Phänomen. u Karte 7

Wahlbeteiligung 2017

keine Angaben vorhanden
bis 60 Prozent
über 60 bis 70 
über 70 bis 80 
über 80 bis 90 
über 90 

keine Angaben vorhanden
bis 60 Prozent
über 60 bis 70 
über 70 bis 80 
über 80 bis 90 
über 90 
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klusive der damals zu Bayern gehörenden 
Pfalz): Während in Preußen, Württem-
berg und Baden auf 100 000 strafmündige 
Personen im Durchschnitt über alle Pro-
vinzen etwa 200 Verurteilte aufgrund von 
Gewaltkriminalität kamen, in Sachsen 
sogar nur 82, waren es in Bayern fast 370. 
Allerdings ist nicht auszuschließen, dass 
hier auch unterschiedliche Praktiken der 
Strafverfolgung und Rechtsprechung eine 
Rolle spielten – ebenso wie ja der Anstieg 
der Gewaltkriminalität zwischen 1876 
und 1900 nicht nur reale, sondern auch 
statistische Gründe hatte (vgl. Kapitel 9,  
S. 141f). Ein Vergleich mit den Karten zur 
Konfession und zu den Geburten zeigt, 
dass die Gewaltkriminalität in katholi-
schen und hier wiederum vor allem in 
Gebieten mit hohen Geburtenraten über-
durchschnittlich ausgeprägt war.17

Einhundert Jahre später zeigt sich ein 
völlig anderes Bild. Gab es 1893/97 noch 
durchschnittlich über 200 Verurteilte je 
100 000 strafmündige Zivilpersonen pro 
Jahr, waren es 2014 keine 30 erfassten Fäl-
le mehr. Aber auch hier zeigen sich noch 
regionale Unterschiede. Bezogen auf Straf-
taten insgesamt kann man nun in Nord- 
und Ostdeutschland eine höhere Belas-
tung als in Süddeutschland feststellen; be-
zogen auf Körperverletzung liegen 
dagegen Rheinland-Pfalz sowie einige 
Kreise in Bayern über dem landesweiten 
Durchschnitt.18 Deutlich zu sehen ist, dass 
in städtischen Umgebungen eine höhere 
Kriminalitätsrate, auch bei Körperverlet-
zungen, zu verzeichnen ist als in ländli-
chen Gebieten. Letzteres zeigt sich auch in 
den erfassten Fällen gefährlicher Körper-
verletzung selbst dann, wenn man die glei-
chen Häufigkeitseinteilungen wie 1893/97 
zugrunde legt: Regionenunabhängig ist 
nunmehr klar ersichtlich, dass sich hohe 
Verurteiltenzahlen bezüglich gefährlicher 
Körperverletzung nur noch nahezu aus-
schließlich in Großstädten zeigen. Hier 
liegen sie häufig bei über 300 Fällen je 
100 000 Einwohner, während sie in kleine-
ren Gemeinden deutlich darunter liegen.19

Gefährliche Körperverletzung
Eine regional sehr unterschiedliche Ausprä-
gung zeigt sich Ende des 19. Jahrhunderts in 
Bezug auf die Gewaltkriminalität. Man 
könnte vermuten, dass vor allem in städti-
schen Umgebungen Kriminalität in ver-
schiedenen Ausprägungen eher anzutreffen 
war als in ländlich geprägten Gegenden, 
etwa deswegen, weil es durch Zuzüge von 
Arbeitskräften in die sich industrialisie-
renden Städte zu einer Entwurzelung, 
Desorientierung und Isolierung sowie aus-
bleibender sozialer Kontrolle kam und 
sich soziale Spannungen gewaltvoll entlu-
den. Dem ist jedoch in dieser Allgemein-
heit nicht so: Erscheinungsformen körper-
licher Gewalt waren auch schon den vor-
industriellen ländlichen Gesellschaften 
nicht fremd. Empirisch gesehen stieg zwar 
um die Wende des 19. Jahrhunderts die 
Rate der gefährlichen Körperverletzungen 
mit dem Urbanisierungsgrad, aber nur bis 
zu einem gewissen Grad: In Großstädten 
(ab 100 000 Einwohner) nimmt die Rate 
wieder deutlich ab.16

Dagegen wiesen Gebiete mit hohen 
Anteilen nicht deutsch sprechender Be-
völkerungen um die Wende des 19. Jahr-
hunderts eine deutlich höhere Rate an 
Gewaltkriminalität auf (zwischen 400 
und 600 Verurteilte je 100 000 strafmün-
dige Zivilpersonen), insbesondere in den 
ostpreußischen Gebieten mit hohen An-
teilen Polnisch und Litauisch sprechen-
der Bewohnerinnen und Bewohner, aber 
auch in den sich dynamisch entwickeln-
den Industrieregionen im Ruhrgebiet. 
Dorthin waren viele polnischsprachige 
preußische Staatsangehörige migriert. 
Die sich in diesen Gebieten äußernde hö-
here Kriminalität ist freilich auf mehrere 
Ursachen zurückzuführen: Zum einen 
boten kulturelle Differenzen und gegen-
seitige Abgrenzungen natürlich verstärkt 
Konf liktpotenziale, zum anderen waren 
fremdsprachige Minderheiten aber auch 
teilweise einer rigideren Strafverfolgung 
ausgesetzt. Ähnliches gilt, wenn auch 
nicht mit ganz so hohen Zahlen, für das 
Elsass und Lothringen. u Karte 8

Eine ganz offensichtlich überdurch-
schnittliche Rate zeigt sich in Bayern (in-
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u Karte 8 Gefährliche Körperverletzung — Verurteilte je 100 000 strafmündige Zivilpersonen (1893 / 97) /  
erfasste Fälle je 100 000 Einwohner (2014)

Gefährliche Körperverletzung 1893 / 97

Gefährliche Körperverletzung 2014

keine Angaben vorhanden
bis 50 Verurteilte / Fälle
über 50 bis 100 
über 100 bis 150 
über 150 bis 200 
über 200 bis 250 
über 250 bis 300 
über 300 bis 350 
über 350 bis 400 
über 400 

keine Angaben vorhanden
bis 50 Verurteilte / Fälle
über 50 bis 100 
über 100 bis 150 
über 150 bis 200 
über 200 bis 250 
über 250 bis 300 
über 300 bis 350 
über 350 bis 400 
über 400 

keine Angaben vorhanden
bis 50 Verurteilte / Fälle
über 50 bis 100 
über 100 bis 150 
über 150 bis 200 
über 200 bis 250 
über 250 bis 300 
über 300 bis 350 
über 350 bis 400 
über 400 
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Datengrundlage

Die amtliche Statistik hat schon seit der Reichsgründung damit begonnen, 
ihre Ergebnisse auch in ihren zentralen Veröffentlichungen regional zu  
differenzieren. Dabei ist die Gliederungstiefe unsystematisch. Die wichtigs-
ten Statistiken werden in aller Regel auf Länderebene, häufig auch auf 
Bezirksebene, immer mal wieder aber auch auf Kreisebene veröffentlicht. 
Daneben haben die statistischen Ämter der einzelnen Länder ebenfalls 
Ergebnisse in unterschiedlich tiefer Gliederung publiziert. Letztere sind von 
einigen heutigen Bundesländern im Rahmen von Jubiläumsjahren als  
historische Statistiken zusammengestellt worden.20 Schon in den 1980er 
Jahren wurde damit begonnen, preußische Daten auf Kreisebene in digitaler 
Form für statistische Auswertungen zu erstellen. Diese Daten wurden 
seither insbesondere am ifo Institut München ergänzt und in zahlreichen 
Publikationen ausgewertet. Sie stehen dort als „ifo Prussian Economic  
History Database“ zur Verfügung. Auf Reichsebene stehen zahlreiche Kreis-
statistiken in den folgenden drei Datensätzen zur Verfügung: Der Datensatz 

„Wählerbewegung im Wilhelminischen Deutschland. Die Reichstagswah-
len von 1890 bis 1912“, der die Grundlage einer umfangreichen Monografie 
von Jürgen Schmädeke bildet, enthält auf Wahlkreisebene neben Statis-
tiken zu Wahlergebnissen für die sechs Reichstagswahlen 1890, 1893, 

1898, 1903, 1907 und 1912 auch umgerechnete Ergebnisse der Berufs- 
und Gewerbezählungen von 1895 und 1907. Der Datensatz „Sozialöko-
logische Analyse der Kriminalität in Deutschland am Ende des 19. Jahrhun-
derts unter besonderer Berücksichtigung der Jugendkriminalität“ wurde 
Anfang der 1990er Jahre von Eric Johnson im Rahmen einer Monografie 
über den Zusammenhang von Urbanisierung und Kriminalität in Deutsch-
land angelegt und Ende der 1990er Jahre von Helmut Thome verbessert, 
ergänzt sowie in einer Reihe von Beiträgen ausgewertet. Die „Wahl- und 
Sozialdaten der Kreise und Gemeinden des Deutschen Reiches von 1920 
bis 1933“ wurden in einem vielbeachteten Projekt von Jürgen W. Falter 
und Mitarbeitern zusammengestellt und ausgewertet.21 Für die Bundes-
republik wurden Daten der Volkszählungen von 1950 bis 1987 auf  
Kreisebene in einem Datensatz zusammengestellt.22 Aktuelle Daten bieten 
die Statistischen Ämter der Länder und des Bundes in der „Regional-
datenbank Deutschland“ an. Erste Referenz für Deutschland um die Jahr-
tausendwende ist der zwischen 1999 und 2006 erschienene „National-
atlas Bundesrepublik Deutschland“. Dessen Karten und Texte sind mittle r   - 
weile online verfügbar und werden durch weitere Beiträge laufend 
aktualisiert.

Zum Weiterlesen empfohlen 

Jürgen W. Falter: Hitlers Wähler, München 1991.

Rainer Fremdling / Toni Pierenkemper / Richard H. Tilly: Regionale  
Differenzierung in Deutschland als Schwerpunkt wirtschaftshistorischer 
Forschung, in: Dies. (Hrsg.):  Industrialisierung und Raum: Studien  
zur regionalen Differenzierung im Deutschland des 19. Jahrhunderts, 
Stuttgart 1979, S. 9 – 26.

Sebastian Klüsener / Joshua R. Goldstein: Räumliche Analyse des Geburten-
verhaltens in Deutschland in Geschichte und Gegenwart: die Integration 
soziologischer, geografischer und historischer Forschungsansätze, in: 
Jahrbuch der Max-Planck-Gesellschaft, München 2009.

Leibniz-Institut für Länderkunde (Hrsg.): Nationalatlas Bundesrepublik 
Deutschland, http://archiv.nationalatlas.de.

Jürgen Schmädecke: Wählerbewegung im Wilhelminischen Deutschland, 
2 Bände, Bd. 1: Die Reichstagswahlen von 1890 bis 1912: eine histo-
risch-statistische Untersuchung, Bd. 2: Die Reichstagswahlen von 1890 
bis 1912: Wahlergebnisse und Strukturen im Kartenbild, Berlin 1995.

Karl P. Schön / Dieter Hillesheim / Petra Kuhlmann: Die Entwicklungsphasen 
der Städte und Regionen im Spiegel der Volkszählungen, Bunde s-
forschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (Materialien zur 
Raumentwicklung, Heft 56), Bonn 1993.

Mikołaj Szołtysek / Siegfried Gruber / Sebastian Klüsener / Joshua R. Goldstein: 
Spatial Variation in Household Structures in Nineteenth-Century Germany, 
in: Population, 69 (2014) 1, S. 55 – 80.

Helmut Thome: Kriminalität im Deutschen Kaiserreich, 1883 –1902. Eine 
sozialökologische Analyse, in: Geschichte und Gesellschaft, 28 (2002) 4, 
S. 519 – 553.

Nikolaus Wolf: Regional economic growth in Germany, in: Joan Ramon 
Rosés / Nikolaus Wolf (Hrsg.): The Economic Development of Europe’s  
Regions: A Quantitative History since 1900, New York 2019, S. 149 –176.



371



372

Vorwort	zur	zweiten,	aktualisierten	Auflage

 1  Thomas Piketty: Das Kapital im 21. Jahrhundert, München 2014,  
8. Aufl. 2016; ders.: Kapital und Ideologie, München 2020. 

Einleitung

 1  Johann Gustav Droysen: Die Erhebung der Geschichte zum Rang 
 einer Wissenschaft, in: Historische Zeitschrift, 9 /1 (1863), S. 1– 22. 

 2 Ebd., S. 14.

 3  Ausführlich zum konzeptionellen Aspekt siehe Thomas Rahlf: Deskription 
und Inferenz. Methodologische Konzepte in der Statistik und Ökonometrie 
(Historical Social Research Supplement 9), Köln 1998.

 4  Zur Vorgeschichte siehe Lars Behrisch: Die Berechnung der Glück-
seligkeit. Statistik und Politik in Deutschland und Frankreich im späten 
Ancien Régime (Beihefte der Francia 78), Ostfildern 2015.

 5  Vgl. Wieland Sachse: Die publizierte Statistik bis um 1860, in: Wolfram 
 Fischer / Andreas Kunz (Hrsg.): Grundlagen der Historischen Statistik 
von Deutschland. Quellen, Methoden, Forschungsziele (Schriften des 
Zentralinstituts für Sozialwissenschaftliche Forschung der Freien 
Univer sität Berlin 65), Opladen 1991, S. 3 –14.

 6  In Preußen etwa die „Tabellen und amtliche Nachrichten über den 
Preußischen Staat“ (ab 1851 herausgegeben vom Statistischen Bureau 
zu Berlin), die „Zeitschrift des Königlich Preussischen Statistischen  
Bureaus“ (ab 1861) sowie die „Preußische Statistik“ als „Amt liches 
Quellenwerk“, herausgegeben in zwanglosen Heften vom Königlich 
Preußischen Statistischen Landesamt. In Bayern erschienen die  

„Beyträge zur Statistik des Königreichs Bayern“ (ab 1850), die „Zeitschrift 
des Königlich-Bayerischen Statistischen Bureaus“ (ab 1869) sowie ab 
1894 das „Statistische Jahrbuch für das Königreich Bayern“, in Sachsen 
das „Jahrbuch für Statistik und Staatswirtschaft des Königreichs 
Sachsen“ (ab 1853) sowie die „Zeitschrift des Statistischen Bureaus“ 
(ab 1855).

 7  Bis heute verfügen wir über keine moderne, wissenschaftlichen  
Ansprüchen genügende Gesamtdarstellung des Programms der amt-
lichen Statistik. Nach wie vor unverzichtbar ist der Überblick von  
Gerhard Fürst: Wandlungen im Programm und in den Aufgaben der 
amtlichen Statistik in den letzten 100 Jahren, in: Statistisches Bundes amt 
(Hrsg.): Bevölkerung und Wirtschaft 1872 –1972, Stuttgart / Mainz 1972, 
S. 13 – 83 sowie ders.: 100 Jahre Reichs- und Bundes statistik. Gedanken 
und Erinnerungen, in: Allgemeines Statistisches Archiv, 56 (1972),  
S. 336 – 363. 

 8  Beispielhaft für Preußen Michael C. Schneider: Wissensproduktion  
im Staat. Das königlich preußische statistische Bureau 1860 –1914, 
Frankfurt a. M. 2013. Für die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts Adam 
Tooze: Statistics and German State 1900 –1945: The Making of Modern 
Economic Knowledge (Cambridge Studies in Modern Economic 
 History 9), Cambridge 2001.

 9  Anthony Oberschall: Empirische Sozialforschung in Deutschland 
1848 –1914 (Alber-Reihe Kommunikation 21), Freiburg / München 1997, 
S. 93.

10  1873 der Verein für Socialpolitik, 1909 die Deutsche Gesellschaft für 
Soziologie, zwei Jahre später die Deutsche Statistische Gesellschaft, 
bereits 1863 die „Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik“  
(in neuer Folge 1880), 1877 das „Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung 
und Volkswirtschaft im Deutschen Reiche“ (das spätere „Schmollers 
Jahrbuch“), 1890 das „Allgemeine Statistische Archiv“.

11  Siehe ebd.

12  Vgl. Christian-Georg Schuppe: Der andere Droysen: neue Aspekte 
seiner Theorie der Geschichtswissenschaft (Studien zur modernen 
Geschichte 51), Stuttgart 1998, S. 64ff.; Arthur Alfaix Assis: What Is 
 History For?: Johann Gustav Droysen and the Functions of Historio-
graphy, New York u. a. 2014.

13  Gustav Schmoller: Ueber die Resultate der Bevölkerungs- und 
 Moral-Statistik. Vortrag (Sammlung gemeinverständlicher wissen-
schaftlicher Vorträge, VI / 123), Berlin 1871, S. 23.

14  Ebd.

15  Die Entwicklungen dieser Jahre und der Folgezeit mit ihren Differenzie-
rungen, erbitterten Auseinandersetzungen und Schulenbildungen sind 
umfassend erforscht worden. Vgl. hierzu die in Thomas Rahlf: Voraus-
setzungen für eine Historische Statistik von Deutschland (19. / 20. Jahr-
hundert), in: Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 
101/ 3 (2014), S. 322 – 352 angegebene Literatur, insbes. Anm. 58, 79. 
Zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte überblicksartig Jürgen Kocka: 
Historische Sozialwissenschaften zu Anfang des 21. Jahrhunderts,  
in: Ders.: Arbeiten an der Geschichte. Gesellschaftlicher Wandel im  
19. und 20. Jahrhundert (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft 
200), Göttingen 2011, S. 78 – 93; Josef Mooser: Sozial- und Wirtschafts-
geschichte, Historische Sozialwissenschaft, Gesellschafts geschichte, 
in: Hans-Jürgen Goertz (Hrsg.): Geschichte. Ein Grundkurs, 3. Aufl., 
Reinbek 2007, S. 568 – 591; Benjamin Ziemann: Sozialgeschichte und 
Empirische Sozialforschung. Überlegungen zum Kontext und zum  
Ende einer Romanze, in: Pascal Maeder / Barbara Lüthi / Thomas Mergel 
(Hrsg.): Wozu noch Sozialgeschichte? Eine Disziplin im Umbruch,  
Göttingen 2012, S. 131–150.

Anmerkungen 

 



Anmerkungen

373

16  Droysen (Anm. 1), S. 14. Droysen hatte im Übrigen Schmollers Leistung 
durchaus anerkannt. Vgl. Wolfgang Neugebauer: „Großforschung“ 
und Teleologie. Johann Gustav Droysen und die editorischen Projekte 
seit den 1860er Jahren, in: Stefan Rebenich / Hans-Ulrich Wiemer 
(Hrsg.): Johann Gustav Droysen: Philosophie und Politik –  Historie  
und Philologie, Frankfurt a. M. 2012, S. 261– 292, hier S. 283; Assis 
(Anm. 12), S. 92.

17  Grundlegend bereits die frühen Arbeiten des späteren Nobelpreisträgers 
für Wirtschaftswissenschaften Simon Kuznets. Zum Konzept zusammen-
fassend insbesondere ders.: Statistical Trends and Historical Changes, 
in: Economic History Review, 2nd Series, 3 / 3 (1951), S. 263 – 278.

18  Maßstäbe mit einem vergleichbaren Konzept, wenngleich in ganz 
 anderer Dimension, setzt in dieser Hinsicht die von über 80 Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern erstellte Historische Statistik der 
Vereinigten Staaten: Susan B. Carter u. a. (Hrsg.): Historical Statistics 
of the United States: Millennial Edition, 5 Bde., Cambridge u. a. 2006.

19  Ausführlich Rahlf (Anm. 15).

20  Walther G. Hoffmann (unter Mitarbeit von Franz Grumbach und Helmut 
Hesse): Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts, Berlin u. a. 1965.

21  Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Bevölkerung und Wirtschaft 
1872 –1972, Stuttgart / Mainz 1972.

22  Peter Flora: Indikatoren der Modernisierung. Ein historisches Daten-
handbuch (Studien zur Sozialwissenschaft 27), Opladen 1975; Peter 
Flora u. a. (Hrsg.): State, Economy, and Society in Western Europe 
1815 –1975. A Data Handbook. Vol. I: The Growth of Mass Democracies 
and Welfare States; Vol. II: The Growth of Industrial Societies and  
Capitalist Economies, Frankfurt a. M. 1983 /1987. Die Arbeiten des 
 HIWED-Projektes wurden in dem von Peter Flora gegründeten Mann-
heimer Zentrum für Sozialwissenschaften ( jetzt: Mannheimer Zentrum 
für Europäische Sozialforschung) kontinuierlich fortgeführt. Das dort  
angesiedelte EURODATA Research Archive bemüht sich dabei syste-
matisch um die Zusammenstellung relevanter Daten. Aus diesem 
 Zusammenhang sind weitere statistische Datenhandbücher zur histo-
rischen Entwicklung in Deutschland und Europa hervorgegangen. 
Nachweise bei Rahlf (Anm. 15), S. 340.

23  Wolfram Fischer / Jochen Krengel / Jutta Wietog: Sozialgeschichtliches 
Arbeitsbuch 1. Materialien zur Statistik des Deutschen Bundes 
1815 –1870 (Statistische Arbeitsbücher zur neueren deutschen Geschichte), 
München 1982; Gerd Hohorst / Jürgen Kocka / Gerhard A. Ritter:  
Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch 2. Materialien zur Statistik des Kaiser-
reichs 1870 –1914 (Statistische Arbeitsbücher zur neueren deutschen 
Geschichte), München 1978; Dietmar Petzina / Werner Abelshauser /  
Anselm Faust: Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch 3. Materialien zur 
Statistik des Deutschen Reiches 1914 –1945 (Statistische Arbeitsbücher 
zur neueren deutschen Geschichte), München 1978; Ralf Rytlewski /  
Manfred Opp de Hipt: Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch 4. Die Bundes-
republik Deutschland in Zahlen 1945 / 49 –1980 (Statistische Arbeitsbücher 
zur neueren deutschen Geschichte), München 1987; Ralf Rytlewski / 
 Manfred Opp de Hipt: Sozialgeschicht liches Arbeitsbuch 5. Die Deutsche 
Demokratische Republik in Zahlen 1945 / 49 –1980 (Statistische Arbeits-
bücher zur neueren deutschen  Geschichte), München 1987.

24  Zum Projekt Peter Lundgreen: Historische Bildungsforschung auf 
 statistischer Grundlage. Datenhandbücher zur deutschen Bildungs-
geschichte, in: Zeitschrift für Erziehungswissenschaft 9, Beiheft 7 
(2006), S. 5 –13. Übersicht über die in der Reihe erschienenen Bände 
bei der Deutschen Nationalbibliothek: http://d-nb.info/551253630.

25  Zum Projekt Andreas Kunz: Historische Statistik von Deutschland:  
ein Forschungsschwerpunkt der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
1981–1991, in: Historical Social Research, 22 / 2 (1997), S. 236 – 249. 
Übersicht über die in der Reihe erschienenen Bände bei der Deutschen 
Nationalbibliothek: http://d-nb.info/016337417.

26  Hermann Berié: Statistische Übersichten zur Sozialpolitik in Deutsch-
land seit 1945 (Band West), Bonn 1999; André Steiner unter Mitarbeit 
von Matthias Judt und Thomas Reichel: Statistische Übersichten zur 
Sozialpolitik in Deutschland seit 1945 (Band SBZ / DDR), Bonn 2006.

27  Vgl. dazu Thomas Rahlf u. a.: histat: Zeitreihen zur Historischen Statistik 
von Deutschland online. Aufbau, Inhalt, Aufbereitung, technische  
Umsetzung, GESIS Technical Reports, 2012 / 09.

28  Knut Borchardt: Trend, Zyklus, Strukturbrüche, Zufälle: Was bestimmt 
die deutsche Wirtschaftsgeschichte des 20. Jahrhunderts?, in:  
Ders.: Wachstum, Krisen, Handlungsspielräume der Wirtschaftspolitik.  
Studien zur Wirtschaftsgeschichte des 19. und 20. Jahrhunderts  
(Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft 50), Göttingen 1982,  
S. 100 –124, hier 101.

29  Die Zahlen zur Bevölkerung in Kapitel 2 sind für die Zeit vor 1871 
 auf das spätere Reichsgebiet hochgerechnet.

30 Statistisches Bundesamt (Anm. 21).

31  Das GGDC setzt die Arbeiten von Angus Maddison: The World 
 Economy. Historical Statistics, Paris 2003, fort.

32  Jan Luiten van Zanden u. a. (Hrsg.): How Was Life? Global Well-being 
since 1820, Paris 2014.

33  Thomas Rahlf (Hrsg.): Dokumentation zum Zeitreihendatensatz für 
Deutschland, 1834 – 2018 (Historical Social Research Transition 32v1), 
Köln 2021.

Die DDR-Statistik: Probleme und Besonderheiten

 1  Auf die in verschiedenen Sphären geltenden unterschiedlichen Preise 
für die gleichen Produkte und die daraus folgenden Probleme kann hier 
aus Platzgründen nicht eingegangen werden.

 2  Die Umrechnung der Erwerbstätigen aus der DDR-Statistik auf die 
Wirtschaftszweigsystematik der Bundesstatistik hinterlässt beispiels-
weise offene Fragen, vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Erwerbs-
tätige 1950 bis 1989 (Sonderreihe mit Beiträgen für das Gebiet der 
ehemaligen DDR, Heft 14), Wiesbaden 1994. Laut Auskunft des Amtes 
für Statistik Berlin-Brandenburg wurden die Beschäftigten in staat-
lichen Einrichtungen des Gesundheits- und Veterinärwesens, was ent-
sprechend den Eigentumsstrukturen in der DDR die große Mehrheit  
in diesem Sektor darstellte, den Gebietskörperschaften und damit dem 
Staat zugerechnet. Nach dieser Logik hätte das auch bei großen Teilen 
anderer Sektoren geschehen müssen. Zudem erschwert dies Aus-
sagen darüber, was unter dem steigenden Staatsanteil an den Erwerbs-
tätigen konkret zu verstehen ist, da das Statistische Bundesamt nicht 
im Einzelnen ausgewiesen hat, was darunter subsumiert wurde.



Anmerkungen

374

 3  Deutsche Bundesbank: Die Zahlungsbilanz der ehemaligen DDR  
1975 bis 1989, Frankfurt a. M. 1999.

 4  Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Sonderreihe mit Beiträgen für 
das Gebiet der ehemaligen DDR, Heft 33: Entstehung und Verwendung 
des Bruttoinlandsprodukts 1970 bis 1989. Ergebnis eines von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Forschungs-
vorhabens, Wiesbaden 2000.

 5  Vgl. Wilma Merkel / Stefanie Wahl: Das geplünderte Deutschland.  
Die wirtschaftliche Entwicklung im östlichen Teil Deutschlands von 
1949 bis 1989, Bonn 1991.

 6  Vgl. Albrecht Ritschl / Mark Spoerer: Das Bruttosozialprodukt in 
Deutschland nach den amtlichen Volkseinkommens- und Sozial-
produktsstatistiken 1901–1995, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, 
1997 / 2, S. 27– 54.

 7  Jaap Sleifer: Planning Ahead and Falling Behind. The East German 
Economy in Comparison with West Germany 1936 – 2002, Berlin 2006.

 8  Gerhard Heske: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung DDR 
1950 –1989. Daten, Methoden, Vergleiche (HSR-Supplement No. 21), 
Köln 2009.

01  Umwelt, Klima und Natur

 1   Uwe Lübken: Undiszipliniert: Ein Forschungsbericht zur Umwelt-
geschichte, in: H-Soz-u-Kult, 14.7.2010, http://hsozkult.geschichte.
hu-berlin.de/forum/2010-07-001.pdf, S. 21 (17.1.2014).

 2   Wolfgang Behringer: Kulturgeschichte des Klimas. Von der Eiszeit  
bis zur globalen Erwärmung, München 2007, S. 1.

 3   Vgl. dazu auch Christian Pfister: Wetternachhersage. 500 Jahre Klima-
variationen und Naturkatastrophen (1496 –1995), Bern 1999 sowie  
die laufenden Forschungen des seit 2006 bestehenden Past Global 
 Changes-Projektes (PAGES), die über ein weltweites Netzwerk von 
Klimaforschern die regionalen Klimaveränderungen der vergangenen 
2 000 Jahre zu rekonstruieren versuchen. „A Regional View of Global 
Climate Change”, in: Global Change, 81, October 2013, S. 18 – 23. 

 4   Vgl. Frank Uekötter: Umweltgeschichte im 19. und 20. Jahrhundert  
(Enzyklopädie deutscher Geschichte 81), München 2007 sowie dazu 
die Rezension von Jürgen Büschenfeld in: H-Soz-u-Kult, 1.4.2008,  
http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/2008-2-002 
(17.1.2014).

 5   Daneben sind noch die Klimastationen in Potsdam, die 1893 in Betrieb 
ging, sowie auf der Zugspitze mit Beobachtungsbeginn im Jahr 1900 
zu nennen. Vgl. dazu www.dwd.de/bvbw/appmanager/bvbw/ 
dwdwwwDesktop?_nfpb=true&_pageLabel=_dwdwww_klima_umwelt_ 
ueberwachung_deutschland&T15803238371146814753698gsb Document 
Path=Navigation%2FOeffentlichkeit%2FKlima__Umwelt %2FKlimaueber
wachung%2FDeutschland%2Flangereihen__trends%2Fhome__rcs__ 
stationen__node.html%3F__nnn%3Dtrue sowie auch Zahlen und  
Fakten zum Klimawandel in Deutschland, Klima-Pressekonferenz des 
Deutschen Wetterdienstes am 7.5.2013 in Berlin, 35 Seiten, als PDF 
unter: www.dwd.de/bvbw/generator/DWDWWW/Content/Presse/ 
Pressekonferenzen/2013/PK__07__05__13/ZundF__zur__PK,templateId= 
raw,property=publicationFile.pdf/ZundF_zur_PK.pdf (17.1.2014).

 6   Im Vergleich zu der globalen Jahresmitteltemperatur stieg damit in 
Deutschland die Temperatur seit 1881 etwas stärker an. 

 7   Vgl. dazu die Historische Phänologische Datenbank (HPDB) des Deut-
schen Wetterdienstes sowie zu langen Zeitreihen für Baden-Württemberg 
die 120-seitige Dokumentation der Landesanstalt für Umwelt, Messungen 
und Naturschutz Baden-Württemberg vom Oktober 2011, S. 90ff., 
www.fachdokumente.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/101480/U96- 
U51-N10.pdf?command=downloadContent&filename=U96-U51-N10.pdf 
(17.1.2014).

 8   Uwe Rammert / Maike Cassens: Pflanzenphänologie zeigt den Verlauf 
des Klimawandels in Schleswig-Holstein, S. 19, www.umweltdaten.
landsh.de/nuis/upool/gesamt/jahrbe07/Pflanzenphaenologie.pdf 
(17.1.2014).

 9   Vgl. dazu auch Knut Kaiser u. a. (Hrsg.): Historische Perspektiven auf 
Wasserhaushalt und Wassernutzung in Mitteleuropa, Münster 2012. 

10  Vgl. dazu näher David Blackbourne: Die Eroberung der Natur. Eine 
Geschichte der deutschen Landschaft, München 2007, S. 104ff. und 
auch S. 260f. 

11  Vgl. dazu Jürgen Jensen / Christoph Mudersbach: Zeitliche Änderungen 
in den Wasserstandszeitreihen an den Deutschen Küsten, in: Berichte 
zur Deutschen Landeskunde, 81 (2007), S. 1 – 15, www.bau.uni- siegen.de/ 
fwu/wb/forschung/publikationen/kliku_wasserst%C3%A4nde.pdf 
(17.1.2014). 

12  Vgl. dazu die Datenerhebungen der Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe sowie hier vor allem Günter Leydecker: 
 Erd bebenkatalog für Deutschland mit Randgebieten für die Jahre  
800 bis 2008, Hannover 2011.

13  Vgl. dazu den Indikatorenbericht 2010 zur Nationalen Strategie zur 
biologischen Vielfalt, hrsg. vom Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (BMU), Berlin 2011, www.bfn.de/fileadmin/ 
MDB/documents/themen/monitoring/Indikatorenbericht- 2010_NBS_
Web.pdf sowie Statistisches Bundesamt, Test des OECD-Indikatorensets 
Green Growth in Deutschland, Berlin 2012, www.destatis.de/DE/ 
Publikationen/Thematisch/Umweltoekonomische Gesamtrechnungen/ 
Umweltindikatoren/Indikatorensets OECD5850015129004.pdf;jsessionid= 
FC7A495C3661FF00D 96BE92BCDBDD3B8.cae1?__blob=publicationFile 
(17.1.2014).

14  Hierbei ist vor allem der Hohenheimer Jahresringkalender zu nennen, 
der ein einzigartiges Klimaarchiv mit durchgehenden Informationen  
für die vergangenen 12 500 Jahre liefern kann: https://botanik.uni- 
hohenheim.de/archaeo-palaeo_dendrochronologie (17.1.2014).

15  Für einen Bericht zu Tambora siehe Franck Borel / Heike Steller: 
 Tambora – die Entstehung einer virtuellen Forschungsumgebung, in: 
B.I.T.online, 15 (2012), 5, S. 423 – 430, www.tambora.org. Zur Nutzung 
der Daten für die Historische Klimatologie siehe u. a. Rüdiger Glaser / 
 Dirk Riemann: A Thousand-Year Record of Temperature Variations for 
Germany and Central Europe Based on Documentary Data, in:  Journal 
of Quaternary Science, 24 (2009), S. 437– 449. 

16  Siehe die vom WSV betriebene Datenbank PEGEL-ONLINE,  
www.pegelonline.wsv.de/gast/start (17.1.2014).

17  Vgl. Datengrundlagen zur Einordnung und Bewertung hydrologischer 
Extreme: http://undine.bafg.de.



Anmerkungen

375

02  Bevölkerung, Haushalte und Familien

 1  John Komlos: Ein Überblick über die Konzeptionen der Industriellen 
Revolution, in: Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 
84 (1997), S. 461– 511.

 2  Arthur E. Imhof: Einführung in die Historische Demographie, München 
1977, S. 48; David Weir: Life Under Pressure: France and England, 
1670 –1870, in: Journal of  Economic History, 44 (1984), S. 27– 47.

 3  Ulf Christian Ewert: Die „Kleinen Leute“ in Sachsens Frühindustrialisie-
rung: Zum sinkenden Lebensstandard einer wachsenden Bevölkerung 
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in: Jahrbuch für Regional-
geschichte, 25 (2007), S. 45 – 70.

 4  Siehe das Themenheft „Bevölkerung und Industrialisierung: Zur Frage 
des demographischen Übergangs“ der Beiträge zur Historischen 
 Sozialkunde, 30 (2000) 3, hrsg. von Thomas Sokoll sowie Simon Szreter: 
The Idea of Demographic Transition and the Study of Fertility: A Critical 
Intellectual History, in: Population and Development Review, 19 (1993) 4, 
S. 659 – 701.

 5  Von fundamentaler Bedeutung für die deutsche Bevölkerungsgeschichte 
sind die Ergebnisse des Prussia Project der University of California at 
Berkeley. Siehe u. a. Patrick R. Galloway / Eugene A. Hammel / Ronald  
D. Lee: Fertility Decline in Prussia 1875 to 1910: A Pooled Cross-Section 
Time Series Analysis, in: Population Studies, 48 (1994) 1, S. 135 – 158.

 6  Michael Mitterauer / Reinhard Sieder: Vom Patriarchat zur Partnerschaft: 
Zum Strukturwandel der Familie, München 1977; Franz Rothenbacher: 
Historische Haushalts- und Familienstatistik von Deutschland 1815 bis 
1990, Frankfurt a. M. / New York 1997.

 7  John Hajnal: European Marriage Patterns in Perspective, in:  
David Victor Glass / David Edward Charles Eversley (Hrsg.): Population 
in History: Essays in Historical Demography, London 1965, S. 101 – 143; 
John Hajnal: Two Kinds of Pre-Industrial Household For mation System, 
in: Population and Development Review, 8 (1982), S. 449 – 494.

 8  Klaus-Jürgen Matz: Pauperismus und Bevölkerung: Die gesetzlichen 
Ehebeschränkungen in den süddeutschen Staaten während des 
19. Jahrhunderts (Industrielle Welt, Bd. 31), Stuttgart 1980; Josef  
Ehmer: Heiratsverhalten, Sozialstruktur, ökonomischer Wandel:  
England und Mitteleuropa in der Formationsperiode des Kapitalismus 
(Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft, Bd. 92), Göttingen 1991.

 9  Karin Gröwer: „Wilde Ehen“ in den hansestädtischen Unterschichten: 
1814 –1871, in: Archiv für Sozialgeschichte, 38 (1998), S. 1– 22.

10  Mitterauer / Siedler (Anm. 6); Andreas Gestrich / Jens-Uwe Krause /  
Michael Mitterauer: Geschichte der Familie, Stuttgart 2003;  
Rothenbacher (Anm. 6); ders. The European Population 1850 –1945, 
 Basingstoke / New York 2002; ders. The European  Population Since 
1945, Basingstoke / New York 2005.

11  Jürgen Reulecke: Geschichte der Urbanisierung in Deutschland, 
Frankfurt a. M. 1997.

12  Walt Whitman Rostow: The Great Population Spike and After:  
Reflections on the 21st Century, New York / Oxford 1998.

13  Kaiserliches Statistisches Amt (Hrsg.): Stand und Bewegung der 
 Bevölkerung des Deutschen Reichs und fremder Staaten in den 
 Jahren 1841 bis 1886. Statistik des Deutschen Reichs, Neue Folge  
Bd. 44, Berlin 1892. 

14  Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Wirtschaft 1872 –1972, 
Stuttgart / Mainz 1972; Peter Flora / Franz Kraus / Winfried Pfenning: 
 State, Economy, and Society in Western Europe. A Data Handbook in 
Two Volumes. Vol. II: The Growth of Industrial Societies and Capitalist 
Economies, Frankfurt a. M. / London / Chicago 1987; Antje Kraus 
 (Bearb.): Quellen zur Bevölkerungsstatistik Deutschlands 1815 –1875. 
Quellen zur Bevölkerungs-, Sozial und Wirtschaftsstatistik Deutsch-
lands 1815 –1875, hrsg. von Wolfgang Köllmann, Bd. 1. (Forschungen 
zur deutschen Sozialgeschichte, Bd. 2 / I), Boppard am Rhein 1980.

15  Rolf Gehrmann: Bevölkerungsgeschichte Norddeutschlands zwischen 
Aufklärung und Vormärz, Berlin 2000; Rolf Gehrmann: Die historisch- 
demographische Quellenlage zu Deutschland 1803 –1871. Länder-
berichte, unveröffentlichtes Manuskript des Max-Planck-Instituts für 
demografische Forschung, Rostock 2010 (zugänglich unter GESIS  
Datenarchiv, Köln. ZA8609 Datenfile Version 1.0.0, Materialien,  
https://doi.org/10.4232/1.13022).

16  Georg Fertig / Christian Schlöder / Rolf Gehrmann / Christina Langfeldt /  
Ulrich Pfister: Das postmalthusianische Zeitalter: Die Bevölkerungs-
entwicklung in Deutschland, 1815 –1871, in: Vierteljahrschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte (VSWG), 105 (2018) 1, S. 6 – 33.

17  Pierre Depoid: Reproduction nette en Europe depuis l’origine des  
statistiques de l’Etat civil (Etat français, Statistique générale de la  
France: Etudes démographiques 1; Paris: Impr. nationale, 1941), S. 9 – 41  
(hier: S. 39); Ernst Engel: Die Sterblichkeit und die Lebenserwartung 
im preußischen Staate und besonders in Berlin, in: Zeitschrift des  königlich 
Preußischen Statistischen Bureaus 1– 2, 1861–1862, S. 321– 353; 50 – 69, 
192 – 243; A. von Fircks: Rückblick auf die Be wegung der Bevölkerung 
im preußischen Staate während des Zeit raumes vom Jahre 1816 bis 
zum Jahre 1874, Berlin 1879.

03  Migration

 1  Dazu ausführlich Jochen Oltmer: Migration vom 19. bis zum 21. Jahr-
hundert, 3. Aufl., München 2016.

 2  Zum Begriff Gewaltmigration siehe Jochen Oltmer: Flucht, Zwangs-
migration, Gewaltmigration? Begriffe und Konzepte der Forschung,  
in: Reinhard Johler / Jan Lange (Hrsg.): Konfliktfeld Fluchtmigration.  
Historische und ethnographische Perspektiven, Bielefeld 2019, S. 57 – 72.

 3  Friedrich Burgdörfer: Die Wanderungen über die deutschen Reichs-
grenzen im letzten Jahrhundert, in: Allgemeines Statistisches Archiv, 
20 (1930), S. 161–196, 383 – 419, 537 – 551.

 4  Für einen Überblick siehe Klaus J. Bade: Die deutsche überseeische 
Massenauswanderung im 19. und frühen 20. Jahrhundert, in: Ders. 
(Hrsg.): Auswanderer – Wanderarbeiter – Gastarbeiter. Bevölkerung, 
Arbeitsmarkt und Wanderung in Deutschland seit der Mitte des  
19. Jahrhundert, 2. Aufl., Ostfildern 1985, S. 259 – 299; Jochen Oltmer: 
Überseeische Migration im 19. und 20. Jahrhundert: Deutschland  
als Auswanderungsland, in: Pädagogische Rundschau, 72 (2018) 2,  
S. 173 –190.

 5  Hartmut Bickelmann: Deutsche Überseeauswanderung in der Weimarer 
Zeit, Wiesbaden 1980.

 6  Alexander Freund: Aufbrüche nach dem Zusammenbruch. Die  
deutsche Nordamerika-Auswanderung nach dem Zweiten Weltkrieg, 



Anmerkungen

376

Göttingen 2004; Jan Philipp Sternberg: Auswanderungsland 
 Bundes republik. Politische und mediale Wahrnehmung in Deutschland 
1945 – 2010, Paderborn 2012.

 7  Karen Schniedewind: Begrenzter Aufenthalt im Land der unbegrenzten 
Möglichkeiten. Bremer Rückwanderer aus Amerika 1850 –1914,  
Bremen 1991.

 8  Siehe hierzu die Beiträge in: Jochen Oltmer / Axel Kreienbrink / Carlos 
Sanz Díaz (Hrsg.): Das „Gastarbeiter“-System. Arbeitsmigration und 
ihre Folgen in der Bundesrepublik Deutschland und Westeuropa, 
München 2012.

 9  Klaus J. Bade: „Preußengänger“ und „Abwehrpolitik“: Ausländer-
beschäftigung, Ausländerpolitik und Ausländerkontrolle auf dem  
Arbeitsmarkt in Preußen vor dem Ersten Weltkrieg, in: Archiv für  
Sozialgeschichte, 24 (1984), S. 91–162.

10  Jochen Oltmer: Migration und Politik in der Weimarer Republik,  
Göttingen 2005, S. 398 – 419.

11  Für einen Überblick siehe Klaus J. Bade / Jochen Oltmer: Normalfall 
Migration, Bonn 2004, S. 98 –105.

12  Hierzu und zum Folgenden siehe Helge Heidemeyer: Flucht und  
Zuwanderung aus der SBZ / DDR 1945 /1949 –1961, Düsseldorf 1994; 
Volker Ackermann: Der „echte“ Flüchtling. Deutsche Vertriebene und 
Flüchtlinge aus der DDR 1945 –1961, Osnabrück 1995; Frank Wolff: 
Die Mauergesellschaft. Kalter Krieg, Menschenrechte und die 
deutsch-deutsche Migration 1961–1989, Berlin 2019.

13  Hierzu und zum Folgenden siehe Klaus J. Bade / Jochen Oltmer:  
Einführung: Aussiedlerzuwanderung und Aussiedlerintegration.  
Historische Entwicklung und aktuelle Probleme, in: Dies. (Hrsg.): 
 Aussiedler: deutsche Einwanderer aus Osteuropa, 2. Aufl., Göttingen 
2003, S. 9 – 51; Jannis Panagiotidis: Staat, Zivilgesellschaft und  
Aussiedlermigration 1950 –1989, in: Jochen Oltmer (Hrsg.): Handbuch 
Staat und Migration vom 17. Jahrhundert bis zur Gegenwart,  
München 2014, S. 895 – 930; (Spät-)Aussiedlerinnen in der Migra-
tionsgesellschaft (Informationen zur politischen Bildung, H. 340),  
Bonn 2019.

14  Stefan Keßler: Der Einfluss der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte auf die Aufnahme des Grundrechts auf Asyl in das Grundgesetz, 
in: Menschenrechtsmagazin, (2010) 1, S. 22 – 30.

15  Überblickend siehe Patrice G. Poutrus: Umkämpftes Asyl:  
Vom Nachkriegsdeutschland bis in die Gegenwart, Berlin 2018.

16  Patrice G. Poutrus: Zuflucht im Nachkriegsdeutschland. Politik und 
Praxis der Flüchtlingsaufnahme in Bundesrepublik und DDR von den 
späten 1940er bis zur Grundgesetzänderung im vereinten Deutschland 
von 1993, in: Oltmer (Anm. 13), S. 853 – 893.

17  Ursula Münch: Asylpolitik in der Bundesrepublik Deutschland,  
2. Aufl., Opladen 1993; Bade / Oltmer (Anm. 11), S. 106 –117.

18  Hierzu und zum Folgenden siehe Jochen Oltmer: Migration. Geschichte 
und Zukunft der Gegenwart, 2. Aufl., Bonn 2020, Kap. 9.

04  Bildung und Wissenschaft

 1  Hans Georg Herrlitz u. a.: Deutsche Schulgeschichte von 1800 bis zur 
Gegenwart, 4. Aufl., Weinheim / München 2005, S. 50, 106.

 2  Ebd., S. 91.

 3  Bernd Zymek: Der Strukturwandel des Höheren Mädchenschul-
wesens in Preußen 1908 –1941, in: Zeitschrift für Pädagogik, 34 (1988),  
S. 191– 203, hier S. 196.

 4  Herrlitz u. a. (Anm. 1), S. 123.

 5  Ebd., S. 209.

 6  Vgl. Hartmut Titze: Der Akademikerzyklus, Göttingen 1990, S. 284.

 7  Kai Maaz: Soziale Herkunft und Hochschulzugang. Effekte institutioneller 
Öffnung im Bildungssystem, Wiesbaden 2006, S. 35.

 8  OECD – Organisation for Economic Cooperation and Development 
(Hrsg.): Bildung auf einen Blick, Paris 2003.

 9 Vgl. Titze (Anm. 6).

10  Vgl. Volker Müller-Benedict: Akademikerprognosen und die Dynamik 
des Hochschulsystems. Eine statistisch-historische Untersuchung, 
Frankfurt a. M. 1991.

05  Gesundheitswesen

 1  Alfons Labisch / Norbert Paul: Gesundheitswesen, in: Wilhelm Korff u. a. 
(Hrsg.): Lexikon der Bioethik, Bd. 2, Gütersloh 1998, S. 123. Eine  
Begrenzung auf das Öffentliche Gesundheitswesen findet im Folgenden 
nicht statt.

 2  Jens Alber: Das Gesundheitswesen der Bundesrepublik Deutschland.  
Entwicklung, Struktur und Funktionsweise, Frankfurt a. M. / New York 
1992, S. 14; vgl. auch Karl W. Lauterbach u. a. (Hrsg.): Gesundheits-
ökonomie. Lehrbuch für Mediziner und andere Gesundheitsberufe, 
Bern 2006, bes. S. 71– 98.

 3  Vgl. als Beispiel für viele das Gesundheitskonzept der WHO, 
www.euro.who.int/__data/assets/pdf_file/0006/129534/Ottawa_ 
Charter_G.pdf (6.1.2014).

 4  Vgl. den instruktiven, knappen Überblick bei Labisch / Paul (Anm. 1),  
S. 123 –127.

 5  Nicht in das Kapitel einbezogen ist allerdings die Finanzierungsseite, 
 besonders die Gesetzliche Krankenversicherung, die meist im  
Zentrum derartiger Betrachtungen steht. Die Sozialversicherung  
ist Gegenstand von Kapitel 6, Sozialpolitik.

 6  Berechnet nach Walther G. Hoffmann: Das Wachstum der deutschen 
Wirtschaft seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, Berlin u. a. 1965,  
S. 672 u. 828.

 7  Berechnet nach Lauterbach u. a. (Anm. 2), S. 16; Statistisches Bundes-
amt u. a. (Hrsg.): Datenreport 2013. Ein  Sozialbericht für die Bundes-
republik Deutschland, Bonn 2013, S. 244;  Statistisches Bundesamt: 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen. Lange Reihen ab 1925.

 8  Vgl. Arthur E. Imhof: Die gewonnenen Jahre. Von der Zunahme unserer 
Lebensspanne seit dreihundert Jahren oder der Notwendigkeit einer 
neuen Einstellung zu Leben und Sterben. Ein historischer Essay,  
Mün chen 1981.

 



Anmerkungen

377

9  Vgl. zu den Berechnungsmethoden und zu neuen Ergebnissen inkl. 
Korrekturen die informative Website von Marc Luy, Österreichische 
Akademie der Wissenschaften, www.lebenserwartung.info/index.htm.

10  Quellen zur Abbildung 1 „Säuglingssterblichkeit“ sind: Für Deutsch-
land von 1834 –1914  Rolf Gehrmann: Säuglingssterblichkeit in 
Deutschland im 19. Jahrhundert, in: Comparative Population Studies – 
Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft, 36 (2011) 4, S. 81; von 
1915 –1939 Franz Rothenbacher: The Societies of Europe. The Euro-
pean Population 1850 –1945, Houndsmill 2002, S. 288 – 291; von 
1946 – 2010 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 1, Bevölkerung 
und Erwerbstätigkeit, Reihe 1.1, Natürliche Bevölkerungsbewegung, 
Wiesbaden 2012, S. 29 – 31. Für Bayern ist die Quelle Bayerisches 
Statistisches Landesamt (Hrsg.): Bayern im Lichte seiner hundertjährigen 
Statistik, München 1933, S. 56f. (Beiträge zur Statistik Bayerns, H. 122). 
Für Preußen stammen die Daten für 1834 –1911 aus Preußische Statistik: 
Bd. 233, Berlin 1912, S. 405 – 421, dabei wurden für 1867–1874 
 Lebendgeborene berechnet aus Preußische Statistik: Bd. 48a, Berlin 
1878, S. 90 u. 33 T. XX. Gestorbene Säuglinge interpoliert mit Hilfe der 
Wachstumsraten aus ebd., S. 90. Die Jahre 1911–1913 nach Preußische 
Statistik: Bde. 233, 238 u. 245, jew. S. 4 u. 110. Für 1914 bis 1938 
stammen die Daten aus Statistik des Deutschen Reiches:  
1914 –1919: Bd. 276: Bewegung der Bevölkerung, Berlin 1922;  
1920 –1923: Bd. 316: Bewegung der Bevölkerung, Berlin 1926;  
1924 –1927: Bd. 360: Bewegung der Bevölkerung, Berlin 1930;  
1928 –1930: Bd. 423: Bewegung der Bevölkerung, Berlin 1938;  
1932 –1934: Bd. 495: Bewegung der Bevölkerung, Berlin 1938;  
1935 –1937: Bd. 517: Bewegung der Bevölkerung, Berlin 1938;  
1938: Bd. 587: Bewegung der Bevölkerung, Berlin 1942.

11  Vgl. auch www.lebenserwartung.info/index-Dateien/geschdiff.htm 
(11.4.2014).

12  Vgl. besonders Marc Luy: Warum Frauen länger leben. Erkenntnisse  
aus einem Vergleich von Kloster- und Allgemeinbevölkerung, Wies-
baden 2002 (Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, Materialien 
zur Bevölkerungswissenschaft, H. 106), S. 117–122; Theodor Klotz u. a.: 
Männergesundheit und Lebenserwartung: Der frühe Tod des starken 
Geschlechts, in: Deutsches Ärzteblatt, 95 (1998) 9.

13  Vgl. Arthur E. Imhof (Hrsg.): Lebenserwartungen in Deutschland,  
Norwegen und Schweden im 19. und 20. Jahrhundert, Berlin 1994,  
S. 427f.

14 Vgl. Edward Shorter: A History of Women’s Bodies, New York 1982. 

15  Vgl. Monika Sieverding: Risikoverhalten und präventives Verhalten im 
Geschlechtervergleich: Ein Überblick, in: Zeitschrift für Medizinische 
Psychologie, 1 (2000), S. 7–16; Petra Kolip / Klaus Hurrelmann:  
Geschlecht – Gesundheit – Krankheit: Eine Einführung, in: Dies. (Hrsg.): 
Geschlecht, Gesundheit und Krankheit. Männer und Frauen im Vergleich, 
Bern 2002, bes. S. 18f.

16  Vgl. Josef Ehmer: Bevölkerungsgeschichte und Historische Demo-
graphie 1800 – 2000, München 2004 (Enzyklopädie Deutscher  
Geschichte, Bd. 71), S. 35f.

17  Vgl. Reinhard Spree: „Volksgesundheit“ und Lebensbedingungen in 
Deutschland während des frühen 19. Jahrhunderts, in: Werner Friedrich 
Kümmel (Hrsg.): Jahrbuch des Instituts für Geschichte der Medizin  
der Robert Bosch Stiftung, 7 (1988), Stuttgart 1990, S. 75 –113; Rolf 
Gehrmann: Bevölkerungsgeschichte Norddeutschlands zwischen  
Aufklärung und Vormärz, Berlin 2000.

18  Vgl. Reinhard Spree: Zu den Veränderungen der Volksgesundheit  
zwischen 1870 und 1913 und ihren Determinanten in Deutschland  
(vor  allem in Preußen), in: Werner Conze / Ulrich Engelhardt (Hrsg.): 
Arbeiter existenz im 19. Jahrhundert, Stuttgart 1981, S. 235 – 292; ders.: 
Veränderungen des Todesursachen-Panoramas und sozio-ökono-
mischer Wandel – Eine Fallstudie zum „Epidemiologischen Übergang“, 
in: Gérard Gäfgen (Hrsg.): Ökonomie des Gesundheitswesens, Berlin 
1986, S. 73 –100; ders.: Der Rückzug des Todes. Der Epidemiologische 
Übergang in Deutschland während des 19. und 20. Jahrhunderts, 
Konstanz 1992 (Konstanzer Universitätsreden, 186); B. Junge: Prävention: 
Länger leben und „gesünder sterben“. Zur Epidemiologie der Volks-
krankheiten – Die Entwicklung in den letzten 100 Jahren, in: Rheinisches 
Ärzteblatt, 19 /1987, 10.10.1987, S. 851– 872.

19 Vgl. Spree: Veränderungen der Volksgesundheit (Anm. 18), S. 290f.

20  Vgl. Reiner Hans Dinkel: Die Sterblichkeitsunterschiede zwischen  
dem östlichen und westlichen Teil Deutschlands seit der Wende. Die 
Lehren aus einigen überraschenden Entwicklungen, in: Leibniz-Sozietät: 
 Sitzungsberichte, 62 (2003) 6, S. 85ff.; Statistisches Bundesamt u. a. 
(Hrsg.): Datenreport 2011, S. 313f.

21  Vgl. dazu besonders Imhof (Anm. 13), S. 64, instruk tive Grafiken  
auf S. 65 und 67.

22  Vgl. Claudia Huerkamp: The History of Smallpox Vaccination in Germany. 
A First Step in the Medicalization of the General Public, in:  Journal of 
Contemporary History, 20 (1985), S. 623f.; vgl. auch Ehmer (Anm. 16), 
S. 39 u. 88f. sowie die Wirkungsabschätzungen bei A. J. Mercer: 
Smallpox and Epidemiological-Demographic Change in Europe: The Role 
of Vaccination, in: Population Studies, 39 (1985) 2, S. 303 u. 306ff.

23  Vgl. dazu ausführlich Jörg Baten / Andrea Wagner: Mangelernährung, 
Krankheit und Sterblichkeit im NS-Wirtschaftsaufschwung 
(1933 –1937), in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte / Economic 
 History Yearbook, 2003 /1, S. 99 –123.

24  Esther Fischer-Homberger: Geschichte der Medizin, 2. Aufl., Berlin 
u. a. 1977, S. 144.

25  Vgl. zum Forschungsstand Ehmer (Anm. 16), S. 39, 86f., 91;  
Michael Walter Flinn: The European Demographic System 1500 –1820, 
Brighton 1981, S. 97–101; Robert Fogel: The Escape from Hunger and 
Premature Death, 1700 – 2100. Europe, America, and the Third World, 
Cambridge u. a. 2004, S. 20 – 42, bes. S. 33f.

26  Überarbeitete Version meines Aufsatzes „Historische Statistik des  
Gesundheitswesens“, in: Nils Diederich u. a.: Historische Statistik  
in der Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1990 (Statistisches  
Bundesamt [Hrsg.]: Forum der Bundesstatistik, Bd. 15), S. 107–126. 

27  Die Gründungsdaten einiger Statistischer Ämter (Doppeldatierung  
bedeutet: Nach einer ersten Gründung oder auch nur Absichtserklärung 
erfolgte eine Auflösung oder auch keinerlei Verwaltungshandeln; das 
zweite Datum bezeichnet dann den Beginn einer langfristigen Kontinuität): 
Baden 1852 /1856; Bayern 1815 /1833; Hessen 1845; Preußen 1805 /1816; 
Sachsen 1831/1850; Württemberg 1817/1820.

28  Vgl.z. B. Statistisches Bundesamt u. a. (Hrsg.): Datenreport 2013 (Anm. 7), 
S. 227 – 248; dort  ein informativer Überblick über die aktuelle Gesundheits-
situation der deutschen Bevölkerung mit vielen einschlägigen  Indikatoren. 
Doch reichen die wenigen Rückblicke höchstens bis zur Wiedervereini-
gung (1991 oder 1992) zurück.



Anmerkungen

378

29  Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Bevölkerung und Wirtschaft 
1872 –1972, hrsg. anlässlich des 100-jährigen Bestehens der zentralen 
amtlichen Statistik, Stuttgart / Mainz 1972, S. 117–125. Ergänzende 
Sterblichkeitsdaten auch im Teil über die Bevölkerungsbewegung,  
S. 109 –113. Fortschreibungen finden sich in: Statistisches Bundesamt 
(Hrsg.): Fachserie 12, Gesundheitswesen, Reihe 1: Ausgewählte Zahlen 
für das Gesundheitswesen, Stuttgart / Mainz 1974ff.

30  Bd. 1 erschien 1963, der letzte, Bd. 5, 1974; jew. Stuttgart / Mainz.

31  Die Online-Datenbank der Gesundheitsberichterstattung des Bundes 
(GBE) führt Gesundheitsdaten und Gesundheitsinformationen aus 
über 100 verschiedenen Quellen an zentraler Stelle zusammen, darunter 
viele Erhebungen der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, 
aber auch Erhebungen zahlreicher weiterer Institutionen aus dem 
Gesundheitsbereich.

32  Vgl. Friedrich Oesterlen: Handbuch der medicinischen Statistik, 1. Aufl., 
Tübingen 1865, 2. Aufl., Tübingen 1874.

33  Vgl. Friedrich Prinzing: Handbuch der medizinischen Statistik, 2. Aufl., 
Jena 1931.

34  Vgl. auch als teilweise einschlägig Karl Kißkalt: Einführung in die  
Medizinalstatistik, Leipzig 1919; Georg von Mayr: Statistik und Gesell-
schaftslehre, Bd. 2: Bevölkerungsstatistik, 2. Aufl., Tübingen 1926; 
Harald Westergaard: Die Lehre von der Mortalität und Mobilität, 2. Aufl., 
Jena 1901.

35  Vgl. z. B. für Preußen: Ernst Engel: Die Sterblichkeit und die Lebens-
erwartung im preußischen Staate und besonders in Berlin, in: Zeit-
schrift des Königlich Preussischen Statistischen Bureaus, 1, Berlin  
1861 u. 2, Berlin 1862; Max Broesike: Rückblick auf die Entwicklung 
der preußischen Bevölkerung von 1875 bis 1900, Berlin 1904  
(Preußische Statistik, Bd. 188); Artur Freiherr von Fircks: Rückblick 
 auf die Bewegung der Bevölkerung im Preußischen Staate (…)  
Vom Jahre 1816 bis zum Jahre 1874, Berlin 1879 (Preußische Statistik, 
Bd. 48 A); für Bayern: Statistisches Landesamt Bayern (Hrsg.): Bayerns 
Entwicklung nach den Ergebnissen der amtlichen Statistik seit 1840, 
München 1915; Philipp Schwartz: Bayern im Lichte seiner hundertjährigen 
Statistik, München 1933 (Beiträge zur Statistik Bayerns, Bd. 122);  
für Württemberg: Hermann Losch: Die Bewegung der Bevölkerung 
Württembergs im 19. Jahrhundert und im Jahre 1899, in: Württem-
bergische Jahr bücher für Statistik und Landeskunde (1900), S. 55 –165.

36  Vgl.z. B. Gestorbenenziffer 1851/ 60 –1933, in: Statistisches Jahrbuch 
für das Deutsche Reich 1933, S. 27 (ab 1886 Jahreswerte).

06  Sozialpolitik

 1  Franz-Xaver Kaufmann: Der Begriff Sozialpolitik und seine wissen-
schaftliche Deutung, in: Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung / Bundesarchiv (Hrsg.): Geschichte der Sozialpolitik in 
Deutschland seit 1945, Bd. 1: Grundlagen der Sozialpolitik, Baden- 
Baden 2001, S. 18f.

 2  Michael Stolleis: Geschichte des Sozialrechts in Deutschland, 
 Stuttgart 2003, S. 54 – 61.

 3  Stolleis (Anm. 2), S. 78f.; Johannes Frerich / Martin Frey: Handbuch  
der Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland, Bd. 1: Von der  
vorindustriellen Zeit bis zum Ende des Dritten Reichs, München 1993,  
S. 97f., 113.

 4 Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1916, S. 372.

 5 Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1940, S. 474.

 6  Detlev Zöllner: Sozialpolitik, in: Wolfgang Benz (Hrsg.): Die Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 2: Wirtschaft, Frankfurt a. M. 
1989, S. 380f.; Stolleis (Anm. 2), S. 287.

 7 Stolleis (Anm. 2), S. 81f.

 8 Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1915, S. 376 – 379.

 9 Frerich / Frey, Bd. 1 (Anm. 3), S. 295; Stolleis (Anm. 2), S. 157, 200.

10  Zöllner (Anm. 6), S. 380f.; Frerich / Frey (Anm. 3) Bd. 3: Sozialpolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland bis zur Herstellung der Deutschen 
Einheit, München 1993, S. 64, 283.

11  Gerd Hardach: Der Generationenvertrag. Lebenslauf und Lebens-
einkommen in Deutschland in zwei Jahrhunderten, Berlin 2006,  
S. 167–173.

12  Ebd., S. 230 – 233; Frerich / Frey, Bd. 1 (Anm. 3), S. 213, 300 – 303.

13 Frerich / Frey, Bd. 3 (Anm. 10), S. 6f.

14 Ebd. S. 49 – 57; Zöllner (Anm. 6), S. 376f.

15  Boris Krause: Demografischer Wandel und verbandliche Interessen-
vermittlung. „Rente mit 67“ und „Wet VLP“ im Vergleich, Münster 2012, 
S. 175 –178; Mehr Ü-60-Erwerbstätige als Ruheständler, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 15. August 2013.

16  Mark Spoerer / Jochen Streb: Neue deutsche Wirtschaftsgeschichte 
des 20. Jahrhunderts, München 2013, S. 273f.

17  Marcel Boldorf: Sozialfürsorge in der SBZ / DDR. Ursachen, Ausmaß 
und Bewältigung der Nachkriegsarmut, Stuttgart 1998, S. 33;  
Matthias Willing: Fürsorge / Sozialhilfe (Westzonen), in: Geschichte  
der Sozialpolitik seit 1945, Bd. 2 /1, S. 601.

18  Beatrix Bouvier: Die DDR – ein Sozialstaat? Sozialpolitik in der Ära 
Honecker, Bonn 2002, S. 210; Gerhard A. Ritter: Thesen zur  
Sozial politik der DDR; in: Dierk Hoffmann / Michael Schwartz (Hrsg.):  
Sozialstaatlichkeit in der DDR. Sozialpolitische Entwicklungen  
im Spannungsfeld von Diktatur und Gesellschaft 1945 / 49 –1989,  
München 2005, S. 11– 29.

19  Boldorf (Anm. 17), S. 46 – 57; Frerich / Frey (Anm. 3), Bd. 2: Sozial politik 
in der Deutschen Demokratischen Republik, München 1993,  
S. 172 –175.

20  Statistisches Bundesamt Wiesbaden (Hrsg.): Bevölkerung und  
Wirtschaft 1872 –1972, Stuttgart 1972.

21  Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Statistische Übersichten 
zur Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. West (Hermann Berié), 
Bd. SBZ / DDR (André Steiner), Bonn 1999 / 2006.



Anmerkungen

379

07		Öffentliche	Finanzen

 1 Vgl. Mark Spoerer: Taxes on Production and on Imports in Germany,  
 1901–13, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, 1 (1998),  
 S. 161–179, hier S. 166.

 2 Vgl. Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Wirtschaft  
 1872 –1972, Stuttgart u. a. 1972.

 3 Vgl. Spoerer (Anm. 1), S. 166.

 4  Vgl. Statistisches Reichsamt: Die deutsche Finanzwirtschaft vor und 
nach dem Kriege nach den Hauptergebnissen der Reichsfinanzstatistik, 
Berlin 1930, S. 57; ferner dass.: Die Ausgaben und Einnahmen der 
 öffentlichen Verwaltung im Deutschen Reich für die Rechnungsjahre 
1913 /14, 1925 / 26 und 1926 / 27, Berlin 1930, S. 14 f.

08  Politische Partizipation

 1  Ich bedanke mich bei Torben Schütz für die hilfreiche Unterstützung 
bei der Zusammenstellung und Auswertung der Daten.

 2  Vgl. für eine Übersicht Manfred G. Schmidt: Demokratietheorien.  
Eine Einführung, Wiesbaden 2010.

 3  Rainer-Olaf Schultze: Partizipation, in: Dieter Nohlen / Florian Grotz 
(Hrsg.): Kleines Lexikon der Politik, München 2011.

 4  Schultze (Anm. 3), S. 438.

 5 David Easton: A Systems Analysis of Political Life, New York 1965.

 6  Vgl. hierzu Robert Putnam: Bowling Alone. The Collapse and Revival of 
American Community, New York 2000; Oscar W. Gabriel / Volker Kunz: 
Soziale Integration und politische Partizipation. Das Konzept des  
Sozialkapitals – Ein brauchbarer Ansatz zur Erklärung politischer Partizi-
pation?, in: Ulrich Druwe / Steffen Kühnel / Volker Kunz (Hrsg.): Kontext, 
Akteur und strategische Interaktion. Untersuchungen zur  Organisation 
politischen Handelns in modernen Gesellschaften,  Opladen 2000; 
Markus Freitag / Marc Bühlmann: Politische Institutionen und die Entwick-
lung generalisierten Vertrauens, in: Politische Vierteljahresschrift,  
46 (2005) 4, S. 575 – 601.

 7  Anthony Downs: An Economic Theory of Democracy, New York 1957; 
Wolfgang C. Müller / Kaare Strøm: Political Parties and Hard Choices,  
in: Wolfgang C. Müller / Kaare Strøm (Hrsg.): Policy, Office, or Votes? 
 How Political Parties in Western Europe Make Hard Decisions, 
 Cambridge 1999. 

 8  Vgl. für Deutschland etwa Dieter Fuchs / Steffen Kühnel: Wählen  
als  rationales Handeln. Anmerkungen zum Nutzen des Rational- 
Choice-Ansatzes in der empirischen Wahlforschung, in: Hans-Dieter  
Klingemann / Max Kaase (Hrsg.): Wahlen und Wähler. Analysen aus  
Anlass der Bundestagswahl 1990, Opladen 1994; Edeltraud Roller: 
Positions- und performanzorientierte Sachfragenorientierungen  
und Wahlentscheidung. Eine theoretische Analyse aus Anlass der 
Bundestagswahl 1994, in: Max Kaase / Hans-Dieter Klingemann 
(Hrsg.): Wahlen und Wähler. Analysen aus Anlass der Bundestagswahl 
1994,  Opladen 1998; Paul W. Thurner: The Empirical Application of  
the  Spatial Theory of Voting in Multiparty Systems with Random Utility 
 Models, in: Electoral Studies, 19 (2000) 4, S. 493 – 517; Franz Urban 
Pappi / Jens Brandenburg: Sozialstrukturelle Interessenlagen und 
 Parteipräferenz in Deutschland. Stabilitität und Wandel seit 1980, in: 

Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, 62 (2010) 3,   
S. 459 – 483; Marc Debus: Soziale Konfliktlinien und Wahlverhalten:  
Eine Analyse der  Determinanten der Wahlabsicht bei Bundestags-
wahlen von 1969 bis 2009, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und 
Sozial psychologie, 62 (2010) 4, S. 731 – 749; ders.: Sozialstrukturelle 
und einstellungs basierte Determinanten des Wahlverhaltens und ihr 
Einfluss bei den Bundestagswahlen im Zeitverlauf: Westdeutschland 
1976 – 2009, in: Rüdiger Schmitt-Beck (Hrsg.): Wählen in Deutschland, 
Baden-Baden 2012.

 9  Vgl. auch G. Bingham Powell: The Chain of Responsiveness, in: 
 Journal of Democracy, 15 (2004) 1, S. 91 –105.

10  Vgl. Achim Goerres: Why Are Older People More Likely to Vote?  
The Impact of Ageing on Electoral Turnout across Europe, in: 
British Journal of Politics and International Relations, 9 (2007) 1,  
S. 90 –121; ders.: The Grey Vote. Determinants of Older Voters’   
Party Choice in Britain and West Germany, in: Electoral Studies,  
27 (2008) 2, S. 285 – 304.

11  Vgl. Sidney Verba / Norman Nie: Participation in America. Political 
 Democracy and Social Equality, New York 1972; Sidney Verba / Kay 
Schlozman / Henry Brady: Voice and Equality. Civic Voluntarism in  
American Politics, Cambridge 1995; Putnam (Anm. 6); Jan W. van Deth: 
Interesting but Irrelevant. Social Capital and the  Saliency of  Politics in 
Western Europe, in: European Journal of Political Research, 37 (2000) 2, 
S. 115 –147.

12  Karl Rohe: Wahlen und Wählertraditionen in Deutschland,  
Frankfurt a. M. 1992.

13  Ausgeschlossen vom Wahlrecht waren zur Zeit der Weimarer Republik 
neben den Bürgerinnen und Bürgern, die wegen einer Verurteilung 
zu einer Freiheitsstrafe nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
waren, auch die aktiven Soldaten der 100 000 Mann starken Reichswehr.

14  Siehe hierzu etwa Achim Goerres / Guido Tiemann: Kinder an die 
Macht? Die politischen Konsequenzen der stellvertretenden Eltern-
wahlrechts, in: Politische Vierteljahreschrift, 50 (2009) 1, S. 50 – 74.

15  Vgl. Stefan Haußner / Arndt Leininger: Die Erfolge der AfD und die 
Wahlbeteiligung: Gibt es einen Zusammenhang?, in: Zeitschrift für 
Parlamentsfragen, 49 (2018) 1, S. 69 – 90.

16 Rohe (Anm. 12).

17  Peter Mair / Cas Mudde: The Party Family and Its Study, in:  
Annual  Review of Political Science, 1 (1998) 1, S. 211– 229.

18  Peter Lösche: Kleine Geschichte der deutschen Parteien, Stuttgart 1994. 

19  Vgl. Marcel Lewandowsky / Heiko Giebler / Aiko Wagner: Rechtspopulis-
mus in Deutschland. Eine empirische Einordnung der Parteien zur 
Bundestagswahl 2013 unter besonderer Berücksichtigung der AfD, 
 in: Politische Vierteljahresschrift, 57 (2016) 2, S. 247 – 275.

20  Die Wahl der Reichstagsmitglieder fand in Einerwahlkreisen mit  
ab soluter Mehrheitswahl statt. Errang keiner der Kandidierenden eine 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so fand eine Stichwahl zwischen 
den beiden Bewerbern statt, die im ersten Wahlgang die meisten 
Stimmen erhalten hatten.

21 Vgl. Lösche (Anm. 18), S. 43f.

22 Rohe (Anm. 12), S. 123 –125.



Anmerkungen

380

23  Marc Debus: Parteienwettbewerb, Regierungsbildung und Ergebnisse 
der Koalitionsverhandlungen nach der Bundestagswahl 2009, in: 
 Oskar Niedermayer (Hrsg.): Die Parteien nach der Bundestagswahl 
2009, Wiesbaden 2011.

24  Gerhard A. Ritter (unter Mitarbeit von Merith Niehuss): Wahlgeschicht-
liches Arbeitsbuch. Materialien zur Statistik des Kaiserreichs 1871–1918, 
München 1980 (GESIS ZA8348 Datenfile Version 1.0.0.).

25  Jürgen Falter / Thomas Lindenberger / Siegfried Schumann: Wahlen 
und Abstimmungen in der Weimarer Republik 1919 –1933, Köln 1986 
 (GESIS ZA8351 Datenfile Version 1.0.0.).

09  Kriminalität 

 1  Wolfgang Heinz: Kriminalstatistik, Wiesbaden 1990; Herbert Reinke: 
Die „Liaison“ des Strafrechts mit der Statistik. Zu den Anfängen  
kriminalstatistischer Zählungen im 18. und 19. Jahrhundert, in:  
Zeitschrift für Neuere Rechtsgeschichte, 12 (1990), S. 169 –179.

 2  Wilhelm Starke: Verbrechen und Verbrecher in Preußen 1854 –1878. 
Eine kulturgeschichtliche Studie, Berlin 1884, S. 4.

 3 Heinz (Anm. 1), S. 13.

 4  Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten: Weiterentwicklung der Kriminal- 
und Strafrechtspflegestatistik in Deutschland, RatSWD Output 7 (6),  
Berlin 2020, https://doi.org/10.17620/02671.46.

 5  Wolfgang Heinz: Das strafrechtliche Sanktionensystem und die Sanktio-
nierungspraxis in Deutschland 1882 – 2012, Konstanz 2014, S. 61, 118.

 6  Dietrich Oberwittler: Von Strafe zu Erziehung? Jugendkriminalpolitik  
in England und Deutschland, 1850 –1920, Frankfurt a. M. 2000.

 7  Johann Gottfried Hoffmann: Über die Unzulässigkeit eines Schlusses 
auf Sitten-Verfall aus der Vermehrung der gerichtlichen Untersuchungen 
gegen jugendliche Verbrecher, o. O. 1838.

 8  Dietrich Oberwittler / Tilman Köllisch: Nicht die Jugendgewalt, sondern 
deren polizeiliche Registrierung hat zugenommen. Ergebnisse einer 
Vergleichsstudie nach 25 Jahren, in: Neue Kriminalpolitik, 16 (2014),  
S. 81 –120.

 9  Josef Mooser: „Furcht bewahrt das Holz“. Holzdiebstahl und sozialer 
Konflikt 1800 –1850 an westfälischen Beispielen, in: Heinz Reif (Hrsg.):  
Räuber, Volk und Obrigkeit. Studien zur Geschichte der Kriminalität  
in Deutschland seit dem 18. Jahrhundert, Frankfurt a. M. 1984.

10  Georg von Mayr: Statistik der gerichtlichen Polizei im Königreiche  
Bayern, München 1867.

11  Christian Traxler / Carsten Burhop: Poverty and Crime in 19th Century 
Germany: A Reassessment (Preprints of the Max Planck Institute  
for Research on Collective Goods, No. 2010, 35), Bonn 2010.

12  Helmut Thome / Christoph Birkel: Sozialer Wandel und die Entwicklung 
der Gewaltkriminalität. Deutschland, England und Schweden im Vergleich. 
1950 bis 2000, Wiesbaden 2007.

13  Ralph Jessen: Gewaltkriminalität im Ruhrgebiet zwischen bürgerlicher 
Panik und proletarischer Subkultur (1870 –1914), in: Dagmar Kift (Hrsg.): 
Kirmes-Kneipe-Kino. Arbeiterkultur zwischen Kommerz und Kontrolle 
(1815 –1914), Paderborn 1992.

14 Heinz (Anm. 1).

15 www.ki.uni-konstanz.de

16  Dirk Blasius: Kriminalität und Alltag. Zur Konfliktgeschichte des  
Alltags lebens im 19. Jahrhundert, Göttingen 1978.

17  Starke (Anm. 2).

18  Uwe Dörmann: Zahlen sprechen nicht für sich. Aufsätze zu Kriminal-
statistik, Dunkelfeld und Sicherheitsgefühl aus drei Jahrzehnten 
 (Polizei + Forschung, Band 28), München 2004.

19  Bernhard Duesing: Die Geschichte der Abschaffung der Todesstrafe  
in der Bundesrepublik Deutschland unter der Berücksichtigung ihres 
parlamentarischen Zustandekommens, Schwenningen 1952.

20  Manuel Eisner: Langfristige Gewaltentwicklung: Empirische Befunde und  
theoretische Erklärungsansätze, in: Wilhelm Heitmeyer / John Hagan (Hrsg.): 
Internationales Handbuch der Gewaltforschung, Opladen 2002.

21  Falco Werkentin: Die politische Instrumentalisierung der Todesstrafe  
in der SBZ / DDR – Darstellung der justitiellen Praxis in der SBZ / DDR 
und Bilanz der Rehabilitierung von Verurteilten und deren Angehörigen 
in der Zeit nach 1990, in: Deutscher Bundestag (Hrsg.): Materialien  
der Enquete-Kommission Überwindung der Folgen der SED-Diktatur 
im Prozeß der deutschen Einheit (13. Wahlperiode des Deutschen Bundes-
tages), Bd. II /1, Baden-Baden 1999.

22  Bürgerkomitee Leipzig e. V.: Gedenkstätte Museum in der „Runden 
Ecke“ mit dem Museum im Stasi-Bunker, persönliche Mitteilung am 
19.9.2013.

10 Erwerbsarbeit, Lebensstandard und Konsum

 1  Autoren in alphabetischer Reihenfolge. Toni Pierenkemper hat den 
Text der Erstauflage verfasst. Ulrich Pfister hat vor dem Hintergrund 
des Neuzuschnitts der Kapitel in der zweiten Auflage die Datenreihen 
zum großen Teil neu konzipiert und den Text angepasst.

 2  Der Begriff des demografischen Übergangs bezeichnet das langfristige, 
meist zeitverzögert erfolgte Absinken von Geburten- und Sterberate. 
Vgl. Kapitel 2 in diesem Band.

 3  Wegen der unvollständigen Berücksichtigung mithelfender Familien-
angehöriger unterschätzen die Zahlen aus dem 19. Jahrhundert  
wahrscheinlich die Frauenerwerbstätigkeit.

 4  Zu den Schätzungen über den Umfang der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland vgl. Toni Pierenkemper: The Standard of Living and  
Employment in Germany, 1850 –1980. An Overview, in: Journal of  
European Economic History, 16 (1987) 1, S. 51–73, insb. S. 58 – 61.

 5  Klaus Tenfelde / Heinrich Volkmann: Quantitatives Material zur  
Geschichte der Arbeitskämpfe in Deutschland, in: Dies. (Hrsg.):  
Streik. Zur Geschichte des Arbeitskampfes in Deutschland während  
der Industrialisierung, München 1981, S. 287– 313.

 6  Zur Rückkehr der Arbeitslosigkeit vgl. Toni Pierenkemper: Kurze  
Geschichte der „Vollbeschäftigung“ in Deutschland, in: Aus Politik  
und Zeitgeschichte, 62 (2012) 14 –15, S. 38 – 45.

 7  Klaus Tenfelde / Heinrich Volkmann: Zur Geschichte des Streiks in 
Deutschland, in: Dies. (Anm. 5), S. 9 – 30. Die Gegenmaßnahme  
der Arbeitgeber im Arbeitskampf durch Aussperrung bleibt hier außer 
Betracht.



Anmerkungen

381

 8  Ebd., S. 25.

 9  Toni Pierenkemper: Gewerbe und Industrie im 19. und 20. Jahrhundert 
(Enzyklopädie Deutscher Geschichte, Bd. 27), München 1994, S. 87 – 99.

10  Amartya K. Sen: The Standard of Living, Cambridge 1987.

11  Zur diesbezüglichen Diskussion vgl. Stephen N. Broadberry / Albrecht  
O. Ritschl: The Iron Twenties: Real Wages, Productivity and the Lack  
of Prosperity in Britain and Germany Before the Depression, in: Christoph 
Buchheim / Michael Hutter / Harold James (Hrsg.): Zerrissene Zwischen-
kriegszeit, Baden-Baden 1994, S. 15 – 43; Hans-Joachim Voth: Did  
High Wages or High Interest Rates Bring down the Weimar Republic?  
A Cointegration Model of Investment in Germany, 1925 –1930, in: Journal 
of Economic History, 55 (1995) 4, S. 801– 821.

12  Vgl. Jan L. van Zanden: The Skill Premium and the ‘Great Divergence’, 
in: European Review of Economic History, 13 (2009) 1, S. 121–153.

13  Ernst Engel: Die Productions- und Consumtionsverhältnisse des  
Königreichs Sachsen, in: Zeitschrift des statistischen Bureaus des 
 Königlich Sächsischen Ministeriums des Inneren 8 und 9 (1857).

14  Vgl. Arne Andersen: Der Traum vom guten Leben. Alltags- und Konsum-
geschichte vom Wirtschaftswunder bis heute, Frankfurt a. M. 1997;  
Jörg Rössel / Gunnar Otte (Hrsg.): Lebensstilforschung, Wiesbaden 2011.

15  Vgl. die Dokumentation zu den Daten dieses Kapitels.

16  Vgl. Frank Hoffmann: „Ein den thatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild nicht zu gewinnen“. Quellenkritische Untersuchungen zur 
preußischen Gewerbestatistik zwischen Wiener Kongress und Reichs-
gründung, Stuttgart 2013; Michael C. Schneider: Wissens produktion 
im Staat. Das königlich preußische statistische Bureau 1860 –1914, 
Frankfurt a. M. 2012.

17  Ulrich Pfister: The Timing and Pattern of Real Wage Divergence in 
Pre-industrial Europe. Evidence from Germany, c. 1500 –1850, in:  
Economic History Review, 70 (2017) 3, S. 701–729; ders.: Real Wages 
in Germany During the First Phase of Industrialization, 1850 –1889,  
in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, 59 (2018) 2, S. 567 – 596.

18  Hendrik K. Fischer: Konsum im Kaiserreich. Eine statistisch-analytische 
Untersuchung privater Haushalte im wilhelminischen Deutschland, 
Berlin 2011; Armin Triebel, Zwei Klassen und die Vielfalt des Konsums, 
2 Bde., Berlin 1991; Alfred Reckendrees: Konsummuster im Wandel. 
Haushaltsbudgets und privater Verbrauch in der Bundesrepublik 1952 – 98, 
in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, 48 (2007) 2, S. 29 – 61.

11 Kultur, Tourismus und Sport

 1  Soweit nicht anders belegt wurde in der Recherche die „Zum 
Weiterlesen“ angegebene Literatur als Grundlage verwendet.

 2  Axel Schildt / Detlef Siegfried: Deutsche Kulturgeschichte.  
Die Bundesrepublik – 1945 bis zur Gegenwart, München 2009, S. 29.

 3  Zur Illustration lt. eigenen Berechnungen aus Entleihungen / Bevölke-
rungszahl gemäß Deutscher Bibliotheksstatistik (Bundesrepublik) und 
Statistischen Jahrbüchern der DDR und BRD für 1988: 5,7 Entleihungen /
Bürger in der DDR vs. 2,8 Entleihungen / Bürger in der Bundesrepublik.

 4  Exakte Zahlen gibt es bislang nicht; vgl. immer noch Hannes Neumann: 
Die deutsche Turnbewegung in der Revolution von 1848 / 49 und in der 
amerikanischen Emigration, Stuttgart 1968.

12 Religion

 1  Vgl. Martin Broszat u. a.: Von Stalingrad zur Währungsreform: Zur Sozial-
geschichte des Umbruchs in Deutschland, München 1990, S. 12ff.

 2 Hugh McLeod: The Religious Crisis, New York 2008.

 3 Detlef Pollack: Rückkehr des Religiösen?, Tübingen 2009, S. 249.

 4  Gert Pickel: Atheistischer Osten und gläubiger Westen? Pfade der 
Konfessionslosigkeit im innerdeutschen Vergleich, in: Gert Pickel /  
Kornelia Sammet (Hrsg.): Religion und Religiosität im vereinigten 
Deutschland. Zwanzig Jahre nach dem Umbruch, Wiesbaden 2011,  
S. 43 –75.

 5  Joachim Eicken / Ansgar Schmitz-Veltin: Die Entwicklung der Kirchen-
mitglieder in Deutschland. Statistische Anmerkungen zu Umfang und  
Ursachen des Mitgliederrückgangs in den beiden christlichen Volks-
kirchen, in: Wirtschaft und Statistik, 6 / 2010, S. 576 – 589, hier S. 579f.

 6 www.ekd.de/EKD-Texte/92120.html (26.11.2014).

 7 McLeod (Anm. 2).

 8  Douglas E. Cowan: Religion on the Internet, in: James A. Beckford /   
Jay Demerath (Hrsg.): The SAGE Handbook of the Sociology of Religion, 
London u. a. 2007, S. 357– 375.

 9  Benjamin Ziemann: Katholische Kirche und Sozialwissenschaften 
1945 –1975, Göttingen 2007, S. 36 –75.

10  Verwendet wurden etwa die Statistischen Beilagen des Amtsblatts  
der Evangelischen Kirche in Deutschland.

11  Paul Troschke: Evangelische Kirchenstatistik Deutschlands, Heft 8 / 9: 
Kirchliche Statistik III. Die Äußerungen des kirchlichen Lebens, Berlin- 
Charlottenburg 1932; Franz Groner (Hrsg.): Kirchliches Handbuch. Amt-
liches statistisches Jahrbuch der katholischen Kirche Deutschlands, Bd. 
XXVI: 1962 –1968, Köln 1969.

12  Hartmut Titze: Datenhandbuch zur deutschen Bildungsgeschichte: 
Das Hochschulstudium in Preußen und Deutschland 1820 –1944,  
Köln 1987.

13  Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Zensus 2011. Ausgewählte Ergebnisse, 
Wiesbaden 2013, online unter www.destatis.de/DE/PresseService/
Presse/Pressekonferenzen/2013/Zensus2011/Pressebroschuere_
zensus2011.pdf?__blob=publicationFile (6.1.2015). Von REMID wurden 
folgende Datensätze berücksichtigt: „Religions- und Weltanschauungs-
gemeinschaften in Deutschland“, „Kirchenmitgliedschaft in Deutschland“, 

„Mitglieder jüdischer Gemeinden in Deutschland ab 1950“, „Muslime  
in Deutschland“. Sonja Haug u. a.: Muslimisches  Leben in Deutschland, 
S. 11, online unter www.bmi.bund.de/cae/servlet/contentblob/566008/
publicationFile/31710/vollversion_studie_muslim_leben_deutschland_.pdf 
(6.1.2015).

13 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen

 1  Der Beitrag profitiert von einem regen Austausch mit Ulrich Pfister  
und Mark Spoerer. Verbleibende Fehler gehen zu Lasten des Autors. 
Für weitere wertvolle Hinweise danke ich Rainer Fremdling und 
 Nikolaus Wolf.

 2  Philipp Lepenies: Die Macht der einen Zahl. Eine politische Geschichte 
des Bruttoinlandsprodukts, Berlin 2013.



Anmerkungen

382

 3  Ebd.; Daniel Speich Chassé: Die Erfindung des Bruttosozialprodukts. 
Globale Ungleichheit in der Wissensgeschichte der Ökonomie (Kritische 
Studien zur Geschichtswissenschaft 212), Göttingen u. a. 2013; Diane 
Coyle: GDP: A Brief but Affectionate History, Princeton u. a. 2014.

 4  Für die Bundesrepublik siehe Klaus Voy (Hrsg.): Zur Geschichte der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nach 1945, Band 4: Kate-
gorien der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, Marburg 2009.

 5  Als Überblick siehe Tanja Mucha: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 
in: Bundeszentrale für politische Bildung / Statistisches Bundesamt /  
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung: Datenreport 2018. Ein 
Sozialbericht für die Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2018, S. 129 –137.

 6  Nach dieser Methode konnten kleinere Einkommen und Einkommen 
des Agrarsektors nur unzureichend erfasst werden und mussten durch 
Schätzungen ergänzt werden. Vgl. Gerhard Fürst: Wandlungen im  
Programm und in den Aufgaben der amtlichen Statistik in den letzten 
100 Jahren, in: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Bevölkerung und  
Wirtschaft 1872 –1972, Stuttgart / Mainz 1972, S. 40.

 7  So ist die große Revision 1999 eine Umsetzung der Überarbeitung 
des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 
(ESVG) von 1995, die ihrerseits eng angelehnt ist an die Revision des 
System of National Accounts (SNA) der Vereinten Nationen von 1993. 
Deren Neuauflage 2008 wurde wiederum als ESVG 2010 von der  
Europäischen Union 2011 beschlossen und 2014 vom Statistischen 
Bundesamt rückwirkend umgesetzt. Die Erstellung von Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen nach diesem System ist für alle EU-Mitglied-
staaten verbindlich.

 8  Für einen ausführlichen Überblick vgl. die Dokumentation zu diesem 
Kapitel.

 9  Die Welt vom 13. August 2014; Tagesspiegel vom 28. August 2019. 

10  Vgl. Ulrich Pfister: Die 1870er Jahre als Strukturbruch der langfristigen 
wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands, in: Ulrich Pfister / Jan-Otmar 
Hesse / Mark Spoerer / Nikolaus Wolf (Hrsg.): Deutschland 1871:  
Die Nationalstaatsbildung und der Weg in die moderne Wirtschaft  
(Die Einheit der Gesellschaftswissenschaften im 21. Jahrhundert 6), 
Tübingen 2021, S. 97–118.

11  Vgl. Albrecht Ritschl: Wirtschaftliche Folgen des Ersten Weltkriegs, in: 
Marcel Boldorf (Hrsg.): Deutsche Wirtschaft im Ersten Weltkrieg (Hand-
bücher zur Wirtschaftsgeschichte), Berlin 2020, S. 612.

12  Das Problem der Preisbereinigung wird in der Dokumentation  
ausführlicher erläutert.

13  Vgl. Heinrich Lützel: Entwicklung des Sozialprodukts 1950 bis 1984,  
in: Wirtschaft und Statistik, (1985) 6, S. 439. Lützel weist jedoch darauf 
hin, dass aufgrund der Probleme der Preismessung im Staatssektor  
die Angaben mit einer gewissen Unsicherheit behaftet sind.

14 Pfister (Anm. 10), S. 109, nach Lampe / Wolf in diesem Band.

15  Bei der Berechnung ist zu bedenken, dass als Komponente nur die  
Differenz zwischen Aus- und Einfuhr für das Bruttoinlandsprodukt  
zu berücksichtigen ist.

16  Nach Walther Adler / Stefan Hauf / Dieter Schäfer: Bruttoinlandsprodukt 
2018 und Investitionen in Deutschland, in: Wirtschaft und Statistik, 
(2019) 1, S. 98 sind 2018 45 Prozent der Bruttoanlageinvestitionen 
Ausrüstungen einschließlich militärischer Waffensysteme sowie  
Forschung und Entwicklung.

17  Vgl. ebd., S. 111.

18  Michael Grömling: Entwicklung der makroökonomischen Einkom-
mensverteilung in Deutschland, in: Vierteljahresschrift zur empirischen 
Wirtschaftsforschung, 44 (2017) 1, S. 77 – 98. Auch diese Statistik ist  
jedoch mit Vorsicht zu betrachten, da sie nur etwas über die Summen 
und nicht die Anzahl der Personen aussagt. So sind seit 1950 viele 
Selbstständige in abhängige Beschäftigungsverhältnisse gewechselt, 
sodass sich die Summe des Arbeitnehmerentgelts auf entsprechend 
mehr und die der Unternehmenseinkommen auf entsprechend weniger 
Köpfe verteilte. Vgl. Lützel (Anm. 13), S. 441 und siehe dazu auch  
Kapitel 10. Zu beachten ist weiterhin, dass in vielen Untersuchungen 
zur langfristigen Entwicklung von Kapital und Vermögen der Kapital-
anteil nicht das Einkommen der Selbstständigen berücksichtigt, sondern 
dies anders als im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
ganz oder teilweise bei dem Arbeitseinkommen verbucht, so z. B. Erik 
Bengtsson / Daniel Waldenström: Capital Shares and Income Inequality: 
Evidence from the Long Run, in: Journal of Economic History, 78 (2018) 3, 
S. 712 –743.

19  Vgl. Thieß Petersen: Wohlfahrtsmessung: Inlandsprodukt versus  
Nationaleinkommen, in: Wirtschaftsdienst, 99 (2019) 10, S. 725 –730.

20  Auf Ebene der Kreise beträgt das BIP pro Kopf des untersten Viertels  
aller Kreise lediglich 40 Prozent des Wertes des obersten Viertels. 
 Daten: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder.

21  Nikolaus Wolf: Regional economic growth in Germany, in: Joan Ramón 
Rosés / Nikolaus Wolf (Hrsg.), The Economic Development of Europe’s 
Regions. A Quantitative History since 1900, London 2019, S. 160.

22  Vgl. Jaap Sleifer: Planning Ahead and Falling Behind: The East German 
Economy in Comparison with West Germany, 1936 – 2002, Berlin 2006.

23  Hierbei sind allerdings die unterschiedlichen Berechnungskonzepte  
der beiden Systeme zu berücksichtigen, bei denen insbesondere der 
Dienstleistungssektor unterschiedlich aufgefasst wurde. Vgl. Udo Ludwig: 
Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung der SBZ / DDR (1949 bis 1990) – 
eine Bilanz, in: Günther Heydemann / Karl-Heinz Paqué (Hrsg.): Plan-
wirtschaft – Privatisierung – Marktwirtschaft. Wirtschaftsordnung und 

-entwicklung in der SBZ / DDR und den neuen Bundesländern 1945 –1994 
(Schriften des Hannah-Arendt-Instituts für Totalitarismusforschung 63), 
Göttingen 2017, S. 146.

24  Vgl. ebd., S. 147.

25  Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (Hrsg.): Jahresbericht  
der Bundesregierung zum Stand der Deutschen Einheit 2018, München 
2018, S. 16.

26  So wurden etwa mit der Einführung des Europäischen Systems der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (ESVG) 2010 in der deutschen 
Berechnung 2014 erstmals auch illegale Aktivitäten wie die inländische 
Drogenproduktion berücksichtigt, womit dann durch das Statistische 
Bundesamt auch die in Deutschland produzierten „Drogenmengen  
mit den Straßenpreisen bewertet werden“ mussten. Vgl. Statistisches 
Bundes amt, Strategie- und Programmplan. Für die Jahre 2017– 2021, 
o. O. 2017, S. 25. Solche illegalen Aktivitäten hat es aber natürlich nicht 
erst seit 2014 gegeben.

27  Vgl. z. B. die Argumente von Joseph E. Stiglitz / Amartya Sen / Jean-Paul 
Fitoussi: Report by the Commission on the Measurement of Economic 
Performance and Social Progress, o. O. 2009.
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28  Oskar Morgenstern: Über die Genauigkeit wirtschaftlicher Beobachtungen, 
2. Aufl., Wien / Würzburg 1965 (1. Aufl. 1950), S. 244 – 284.

29  Vollständige Angaben jeweils in der Datendokumentation zu diesem 
Kapitel.

14  Preise

 1  Preisangaben unterschiedlicher Währungssysteme sind nicht direkt 
miteinander vergleichbar, sie müssen erst in ein bestimmtes Währungs-
system umgerechnet werden.

 2  Bei der Gewichtung geht es darum, dass die Güterpreise bei der 
 Indexberechnung mit einem Faktor multipliziert werden, der der  
Bedeutung dieser Güter im Warenkorb des Haushalts entspricht, 
 wobei sich die Gewichte zu 1 addieren.

 3  Für die besonders dramatischen Preisveränderungen während und 
unmittelbar nach den beiden Weltkriegen enthalten die Preiskurven  
in Abbildung 1 keine Werte. Sie würden das Gesamtbild verzerren.

 4  Die Indizes für Ernährung, Wohnung und Bekleidung reichen, neben 
Hausrat und Beleuchtung, am weitesten in die Geschichte zurück.  
Für Ernährung reichen die amtlichen Werte bis 1881 und für die beiden 
 anderen Produktgruppen bis 1924 zurück.

 5  Ab 1881 repräsentiert der VPI einen Preisindex für Ernährung. Dass 
die Werte des VPI nicht mit dem hier verwendeten Index für Nahrungs-
mittel übereinstimmen, liegt an den unterschiedlichen Berechnungs-
weisen. Der Preisindex für Ernährung wurde vom Statistischen Bundes-
amt und der Preisindex für Nahrungsmittel von Walther G. Hoffmann: 
Das Wachstum der deutschen Wirtschaft seit der Mitte des 19. Jahr-
hunderts, Berlin u. a. 1965 zusammen gestellt.

 6  In den 179 Jahren, die der Untersuchungszeitraum dieser Studie  
abdeckt, gab es folgende Währungen: 1834 bis 1875 Taler- und 
Gulden währung; 1876 bis 1914 (Gold-)Mark; 1914 bis 1923 Mark ohne 
Gold deckung; 1923 Rentenmark; 1924 bis 1948 Reichsmark (Gold-
kernwährung), ab 1924 bestanden Reichsmark und Rentenmark neben-
einander; 1948 bis März 1973 D-Mark auf der Basis fester Wechsel-
kurse (Bretton-Woods-System); 1973 bis 2002 D-Mark (flexible Wechsel  - 
kurse); ab 2002 Euro. Neben diesen Währungsumstellungen haben 
sich auch Art und Beschaffenheit des Geldes grundlegend verändert. 
Während man sich über viele Jahrzehnte ein wertstabiles Geld ohne 
die Bindung an Edelmetalle überhaupt nicht vorstellen konnte, ist das 
heutige Geld lediglich noch Fiatgeld, also Geld ohne intrinsischen 
Wert, im Gegensatz zum Warengeld.

 7  Vor dem Ersten Weltkrieg ist ein kontinuierlicher Lebenshaltungsindex 
von den damaligen statistischen Ämtern nicht ermittelt worden. Aus 
diesem Grund hat das Statistische Bundesamt im Jahr (1958) für die 
Zeit von 1881 bis 1913 aus Aufzeichnungen privater Autoren einen Preis-
index für die Ernährung (1913 =100) berechnet. Dabei handelt es sich 
um den Durchschnitt aus 10 Indexziffern, die aus Einzelhandelspreisen 
für etwa 10 bis 20 Lebensmittel errechnet wurden. Die Unterlagen  
beziehen sich zum Teil auf das Deutsche Reich, zum Teil auf einzelne 
Bundesstaaten bzw. Städte. 

 8  Median = 1,3 Prozent; Mittelwert = 1,8 Prozent; Minimum = – 23 Prozent; 
Maximum = + 22 Prozent.

 9  Mittelwert = 0,9 Prozent; Median = 1,1 Prozent; Minimum = – 3,7 Prozent; 
Maximum = + 6,3 Prozent.

10 Für den Gesamtzeitraum, also von 1924 bis 1948, ergeben sich  
 folgende Werte: Mittelwert = 2,2 Prozent, Median = 1,8 Prozent,  
 Minimum = – 11,4 Prozent, Maximum = + 25 Prozent.

11 Von 1834 bis 2013 beträgt das arithmetische Mittel des jährlichen  
 Preisanstiegs 1,95 Prozent, der Median 1,8 Prozent, wobei in 103  
 von 167 Jahren die Inflationsrate im Bereich von 0 bis 5 Prozent liegt.

12  Statistisches Bundesamt: Preise. Preise ausgewählter Güter. 
1948 – 2002, Wiesbaden (7.3.2013). Die Preise wurden vom Statisti-
schen Bundesamt als Zwischenergebnis für die Berechnung von  
Verbraucherpreisindizes verwendet. Nach 2002 hat das Statistische 
 Bundesamt diese Preisstatistik nicht weitergeführt. Wir danken Herrn 
Thomas Krämer vom Statistischen Bundesamt für die freundliche 
Überlassung des Preismaterials.

13 Hoffmann (Anm. 5).

14 Rainer Gömmel: Realeinkommen in Deutschland. Ein internationaler  
 Vergleich (1810 –1914). Vorträge zur Wirtschaftsgeschichte, Heft 4  
 (Hrsg.: H. Kellenbenz / J. Schneider), Nürnberg 1979.

15 Jürgen Kuczynski: Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem  
 Kapitalismus, Bd. 3, Berlin (Ost) 1962; zitiert nach Bernd Sprenger:  
 Das Geld der Deutschen. Geldgeschichte Deutschlands von den  
 Anfängen bis zur Gegenwart, Paderborn u. a. 2002, S. 190.

15  Geld und Kredit

 1  Streng genommen tritt der „Finanzierungsfall“ bei Diskrepanzen zwischen 
Ausgaben und Einnahmen auf. Gemeint hier ist der „Privat finanzsektor“: 
Wirtschaftssubjekte mit Überschüssen benötigen Anlagemöglichkeiten 
als „Speicher“, und „Defizite“ können nicht ohne Inanspruchnahme 
von Ersparnissen entstehen (hierzu Richard Tilly: Geld und Kredit in der 
Wirtschaftsgeschichte, Stuttgart 2003, S. 15), aber natürlich kann die Rela-
tion auch die öffentlichen Finanzen berühren. 

 2  Um 1835 gab es vielleicht ca. 400 „Geldhandlungen“ (von denen  
wenige Dutzend „Banken“ waren) und dazu noch mehrere Hundert 
Sparkassen in Deutschland. Um 1913 wurde die Zahl der Banken  
und bankähnlichen Institute auf über 5 000 (mit den kleinen ländlichen 
Kreditgenossenschaften jedoch über 20 000) geschätzt. Dazu Deutsche 
Bundesbank: Deutsches Geld- und Bankwesen in Zahlen 1876 –1975, 
Frankfurt a. M. 1976, S. 67. 

 3 Allerdings würde eine gründliche Fragilitätsanalyse Daten über die  
 Eigenkapitalquote und die Verteilung unter den einzelnen Banken  
 voraussetzen.

 4  Spezielle „Bodenkreditinstitute“, öffentliche und private Unternehmen, 
spielten im 19. Jahrhundert eine dominierende Rolle im Markt für 
Grundkredite. Siehe die Reihe „Schuldverschreibungen der Kredit-
institute“ in Tabelle 4. 

 5  Hierzu Raymond W. Goldsmith: Comparative National Balance Sheets, 
A Study of Twenty Countries, Chicago 1985 und auch Tilly (Anm. 1),  
S. 210.

 6  Zeitweise galt die Deutsche Bundesbank sogar als „Quasizentralbank“  
der EG und die D-Mark als ihre Leitwährung. Siehe die Beiträge  
in Deutsche Bundesbank (Hrsg.): 50 Jahre Deutsche Mark, Frankfurt 
a. M. 1998.
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 7  Um Missverständnissen vorzubeugen: „Kapitalexport“ entspricht  
eigentlich einer negativen Kapitalbilanz der Zahlungsbilanz, aber die 
hier vorgenommene Umrechnung hat dieses Verhältnis umkehrt.  
1880 bis 1913 betrug der Korrelationskoeffizient zwischen Ausgabe 
von Auslandswertpapieren und der Kapitalbilanz – 0,98.

 8  Deutsche Bundesbank (Hrsg.): Deutsches Geld- und Bankwesen  
in Zahlen, 1876 –1975, Frankfurt a. M. 1976.

 9  Walther G. Hoffmann: Das Wachstum der deutschen Wirtschaft  
seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, Berlin u. a. 1965.

10  Deutsche Bundesbank: 40 Jahre Deutsche Mark. 1948 –1987,  
Frankfurt a. M. 1988 und dies.: 50 Jahre Deutsche Mark. 1948 –1997, 
Frankfurt a. M. 1998.

11  Bernd Sprenger: Geldmengenänderungen in Deutschland im  
Zeitalter der Industrialisierung (1835 –1913), Köln 1982.

12  Friedrich Thorwart: Die Entwicklung des Banknotenumlaufs in 
Deutschland. 1851–1880, in: Jahrbücher für Nationalökonomie  
und Statistik, 7 (1883).

13 Curt Schauer: Die Preußische Bank, Halle 1912.

14  Deutsche Reichsbank: Geldmarktzinsätze im In- und Ausland.  
1876 –1913, Tab. 127, in: Vergleichende Notenbankstatistik,  
London / Berlin 1925.

15  Ernst Wagemann: Diskontsatz. 1820 bis 1929, in: histat, Zeitreihen 
zum Bereich „Geld“.

16  Jürgen Schneider / Oskar Schwarzer: Statistik der Geld- und Wechsel-
kurse in Deutschland (1815 – 1913). Quellen und Forschungen zur 
 historischen Statistik von Deutschland, Bd. 11, St. Katharinen 1990.

17  Sidney Homer / Richard Sylla: A History of Interest Rates, 3. Aufl.,  
New Brunswick (USA) 1996.

18  Otto Donner: Die Kursbildung am Aktienmarkt. Deutsches Reich  
1870 bis 1934, in: Vierteljahresheft zur Konjunkturforschung,  
Sonderheft 36, Berlin 1934.

19  Carl-Ludwig Holtfrerich: Zur Entwicklung der deutschen Bankenstruktur, 
in: Deutscher Sparkassen- und Giroverband (Hrsg.): Standortbestimmung. 
Entwicklungslinien der deutschen Kreditwirtschaft, Stuttgart 1984.

20  Christoph Wetzel: Die Auswirkungen des Reichsbörsengesetzes von 
1896 auf die Effektenbörsen im Deutschen Reich, insbesondere auf 
die Berliner Fondsbörse, Münster 1996.

16  Verkehr und Kommunikation

 1  Rainer Fremdling: Eisenbahn und deutsches Wirtschaftswachstum, 
Dortmund 1975.

 2  Clemens Wischermann: Chausseebau und Landverkehr in Westfalen  
während der Frühindustrialisierung, in: Wilfried Reininghaus / Karl Teppe 
(Hrsg.): Verkehr und Region im 19. und 20. Jahrhundert, Paderborn 1999, 
S. 71– 94.

 3  Christian Henrich-Franke: Gescheiterte Integration im Vergleich,  
Stuttgart 2012.

 4  Dieter Ziegler: Eisenbahnen und Staat im Zeitalter der Industrialisierung. 
Die Eisenbahnpolitik deutscher Staaten im Vergleich, Stuttgart 1996.

 5  Zahlen nach: Alfred C. Mierzejewski: The Most Valuable Asset of the 
Reich. A History of the German National Railway 1920 – 1932, Chapel 
Hill 1999, S. 53. Diese Zahlen basieren auf den Geschäftsberichten 
der Deutschen Reichsbahn für 1921 und 1922.

 6  Zahlen nach Walther G. Hoffmann: Das Wachstum der deutschen  
Wirtschaft seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, Berlin u. a. 1965, Tabelle 88.

 7  Frank Lippert: Lastkraftwagenverkehr und Rationalisierung in der  
Weimarer Republik, Frankfurt a. M. 1999; Heidi Rohde: Transport-
modernisierung contra Verkehrsbewirtschaftung. Zur staat lichen Verkehrs-
politik gegenüber dem LKW in den dreißiger Jahren, Frankfurt a. M. 1999; 
Richard Vahrenkamp: Die logistische Revolution. Der Aufstieg der Logistik 
in der Massenkonsumgesellschaft, Frankfurt a. M. 2012, S. 74 –123.

 8  Hans Mommsen: Das Volkswagenwerk und seine Arbeiter im Dritten 
Reich, Düsseldorf 1996.

 9  Alfred C. Mierzejewski: Bomben auf die Reichsbahn, Freiburg 1993; 
ders.: The Most Valuable Asset of the Reich. A History of the German 
National Railway 1933 –1945, Chapel Hill 2000.

10  Christopher Kopper: Die Bahn im Wirtschaftswunder, Frankfurt a. M. 2007; 
ders.: Der Durchbruch der Massenmotorisierung und die Bedeutung 
des Gebrauchtwagenmarkts, in: Jahrbuch für Wirtschafts geschichte 
2010 /1, S. 27– 44; Dietmar Klenke: Bundesdeutsche Verkehrspolitik 
und Motorisierung, Stuttgart 1994.

11 Hoffmann (Anm. 6), Tabelle 88.

12 Klenke (Anm. 10), S. 354.

13  Volker Wellhöner: Wirtschaftswunder – Weltmarkt – westdeutscher 
Fordismus. Der Fall Volkswagen, Münster 1996; Heidrun Edelmann: 
Heinrich Nordhoff und Volkswagen, Göttingen 2003.

14  Beispiel: Statistisches Bundesamt: Verkehrsunfälle. Zeitreihen,  
Wiesbaden 2011.

15  Statistisches Bundesamt: Sonderreihe mit Beiträgen für das Gebiet  
der ehemaligen DDR, Heft 18, Verkehrsstatistische Übersichten  
1950 –1989, Wiesbaden 1994.

16 www.adv.de./verkehrszahlen/archiv.

17  Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen:  
Zahlenspiegel der Deutschen Reichspost (1871–1945),  
bearb. von Richard Maetz, Bonn 1957.

18  Rainer Fremdling / Andreas Kunz / Ruth Federspiel: Statistik der  
Eisenbahnen in Deutschland 1835 –1989, St. Katharinen 1995.

19  Andreas Kunz: Statistik der Binnenschifffahrt in Deutschland  
1835 – 1989, St. Katharinen 1999; Andreas Kunz / Lars U. Scholl:  
Statistik der Seeschifffahrt in Deutschland 1835 –1989,  
St. Katharinen 1999.

20  Rainer Flik: Von Ford lernen? Automobilbau und Motorisierung  
bis 1933, Köln / Weimar / Wien 2001.
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17  Landwirtschaft

 1  Eigene Berechnung nach Daten aus dem Kapitel zur Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung. 

 2  Zwischen 1830 und 1870 stiegen die Agrarpreise nachfragebedingt  
beständig an und motivierten zu hohen landwirtschaftlichen Investitionen. 
Neben anhaltenden Nachfragesteigerungen sorgte nach 1879 ein zu-
nehmender Agrarprotektionismus dafür, dass es zu einer Stabilisierung 
der Getreidepreise kam und sich insbesondere die wichtigen Preise  
für tierische Erzeugnisse weiter sehr dynamisch entwickelten. 

 3  Es spricht einiges dafür, dass gegenwärtig landwirtschaftliche Groß-
betriebe substanziell an Wettbewerbsfähigkeit gewinnen, doch ist die 
diesbezügliche Diskussion in der Fachwelt noch offen. 

 4  1882 bis 1918 bewegte sich der Anteil des Ackerlandes an der Nutzfläche 
zwischen 72 und 74 Prozent. In der Zwischenkriegszeit lagen die Anteils-
werte um die 71 Prozent. Das Gebiet der alten Bundesrepublik wies tra-
ditionell einen deutlich höheren Grünlandanteil als Mitteldeutschland und 
der Osten des Deutschen Reiches auf. Der Ackeranteil erreichte hier um 
1950 nur 58 Prozent, um dann bis Anfang der 1980er Jahre auf 52 Prozent 
abzusinken. Danach stieg er wieder an. In der ehemaligen DDR erreichte 
der Ackeranteil im Durchschnitt Werte um 75 Prozent. Im wiederverei-
nigten Deutschland sind es gegenwärtig um die 63 Prozent.

 5  Zwischen 1950 und 2009 betrugen die Verluste an landwirtschaftlicher  
Nutzfläche in Deutschland insgesamt knapp 2 Millionen Hektar,  
während die bebaute Fläche um 2,43 Millionen Hektar zunahm und 
die Forstflächen um 920 000 Hektar anwuchsen.

 6  Eigene Berechnungen, zu den Daten siehe Walther G. Hoffmann:  
Das Wachstum der deutschen Volkswirtschaft seit der Mitte des  
19. Jahrhunderts, Berlin u. a. 1965, S. 228 – 231. 

 7  Die auf einer sehr dünnen Datenbasis beruhenden Überschlags-
schätzungen von Hoffmann legen nahe, dass die durchschnittlichen 
Schlachtgewichte von Schweinen und Rindern sich zwischen 1830 
und 1905 ungefähr verdoppelt haben dürften von ca. 42 kg auf 85 kg  
bzw. 135 kg auf 250 kg (S. 297– 300). 

 8  Eigene Berechnungen beruhend auf Zahlen aus Hoffmann (Anm. 6, 
S. 313). Die landwirtschaftliche Produktion berechnet sich nach Abzug 
von Aussaat, Verfütterung und Schwund, um Doppelzählungen in der  
tierischen und pflanzlichen Erzeugung zu vermeiden.

 9  Als Ergebnis einer mit hohen Kosten verbundenen produktions-
gebundenen Agrarpolitik lag der Selbstversorgungsgrad (inklusive  
Erzeugung aus Auslandsfutter) Westdeutschlands 1978 / 82 mit  
91 Prozent höher als 1935 im autarkieorientierten nationalsozialistischen 
Deutschland (85 Prozent).

10  Der mengenmäßige Inlandsabsatz an Pflanzenschutzmitteln hat sich 
zwischen 1960 und 1979 verdreifacht. Seitdem steigt er im Trend 
 immer noch, aber deutlich verlangsamt, an.

11  Hoffmann (Anm. 6).

12  Brian R. Mitchell: International Historical Statistics. Europe 1750 – 2000, 6. 
Aufl., Basingstoke u. a. 2007.

13  Bernd Kölling (Hrsg.): Agrarstatistik der Provinz Brandenburg 1750 –1880, 
Historische Statistik von Deutschland, Band 25, St. Katharinen 1999; 
Meinolf Nitsch / Rita Gudermann (Hrsg.): Agrarstatistik der Provinz 
Westfalen 1750 –1880, Paderborn u. a. 2009.

14 http://www.gesis.org/histat/de/data/themes/21 (19.9.2014).

18  Unternehmen, Industrie und Handwerk

 1  Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch. Deutschland 
und Internationales 2012, Wiesbaden 2012, S. 503 – 504 (im Folgenden: 
Statistisches Jahrbuch). Darin sind die Beschäftigten im Gesundheits-
wesen (ca. 1,1 Millionen) und die ca. 151 000 Praxen von Ärzten und 
Therapeuten nicht enthalten und ebenso wenig einige kleinere Dienst-
leistungsbereiche, ebd., S. 619.

 2 Statistisches Jahrbuch 2013, S. 504.

 3  DESTATIS Genesis-Online Datenbank Tabelle 52111*,  
www-genesis.destatis.de/genesis/online/ (16.10.2014).

 4  Vgl. Statistisches Jahrbuch 2012, S. 504 und DESTATIS Genesis-Online 
Datenbank Tabelle 52111* (2010, WZ08-D), www-genesis.destatis.de/ 
genesis/online/ (16.10.2014). 

 5  Siehe in diesem Abschnitt auch die Übersicht über die Struktur der 
Berufstätigkeit in der DDR.

 6  Es gibt noch einige andere Formen der Kapitalgesellschaft, beispiels-
weise die Kommanditgesellschaft auf Aktien oder die GmbH & Co. KG, 
auf die hier nicht eingegangen werden kann.

 7  Bis 1910 gab es 6 524 neue AGs, vgl. Jacob Riesser: Die deutschen 
Großbanken und ihre Konzentration im Zusammenhang mit der Ent-
wicklung der Gesamtwirtschaft in Deutschland, 4. Aufl., Glashütten 
1912, S. 109.

 8  Leslie Hannah: A Global Census of Corporations in 1910,  
CIRJE Discussion Papers F-878, 2013.

 9  Mark Spoerer: Von Scheingewinnen zum Rüstungsboom:  
Die Eigenkapitalrentabilität der deutschen Industrieaktien-
gesellschaften 1925 –1941, Stuttgart 1996.

10  Die Produktion der deutschen Automobilkonzerne ist noch viel stärker 
gestiegen, allein die Produktion von VW betrug 2014 etwa 160 Prozent 
der in Deutschland produzierten Pkw.

11  Heinrich August Winkler: Mittelstand, Demokratie und National-
sozialismus: Die politische Entwicklung von Handwerk und Kleinhandel 
in der Weimarer Republik, Köln 1972, S. 60.

12  In der amerikanischen Besatzungszone war die Zulassungspflicht  
Anfang 1949 aufgehoben worden. Dies wurde mit der Handwerksordnung 
von 1953 rückgängig gemacht. In einigen Handwerken waren seit 
1965 Ausnahmebewilligungen möglich.

13  Die Ausübung eines zulassungsfreien Handwerks muss nur gegen-
über der zuständigen Handwerkskammer angezeigt werden.

14 www.handwerk.de (5.11.2014).

15 www.gesis.org/histat.

19  Bauen und Wohnen

 1  Siehe dazu Hans Jürgen Teuteberg / Clemens Wischermann: Wohnalltag 
in Deutschland 1850 –1914. Bilder-Daten-Dokumente, Münster 1985.

 2  Kristiana Hartmann: Deutsche Gartenstadtbewegung. Kulturpolitik und 
Gesellschaftsreform, München 1976.

 3  Clemens Zimmermann: Von der Wohnungsfrage zur Wohnungspolitik. 
Die Reformbewegung in Deutschland 1845 –1914, Göttingen 1991.
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 4  Hauptentwicklungen bei Günther Schulz: Kontinuitäten und Brüche in 
der Wohnungspolitik von der Weimarer Zeit bis zur Bundesrepublik,  
in: Hans Jürgen Teuteberg (Hrsg.): Stadtwachstum, Industrialisierung, 
 Sozialer Wandel. Beiträge zur Erforschung der Urbanisierung im  
19. und 20. Jahrhundert, Berlin 1986, S. 135 –173.

 5  Für die NS-Nachkriegsplanungen siehe Tilman Harlander / Gerhard 
Fehl (Hrsg.): Hitlers Sozialer Wohnungsbau 1940 –1945. Wohnungs-
politik, Baugestaltung und Siedlungsplanung, Hamburg 1986.

 6  Zur NS-Wohnungspolitik siehe Ute Peltz-Dreckmann: Nationalsozialis-
tischer Siedlungsbau. Versuch einer Analyse der die Siedlungspolitik 
bestimmenden Faktoren am Beispiel des Nationalsozialismus, München 
1978; Joachim Petsch: Baukunst und Stadtplanung im Dritten Reich. 
Herleitung, Bestandsaufnahme, Entwicklung, Nachfolge, München /  
Wien 1976; Marie-Luise Recker: Nationalsozialistische Sozial politik im 
Zweiten Weltkrieg, München 1985.

 7  Günther Schulz: Wiederaufbau in Deutschland. Die Wohnungsbau-
politik in den Westzonen und der Bundesrepublik Deutschland von 
1945 bis 1957, Düsseldorf 1994, S. 31– 45, insbes. S. 40 (dort erfasst  
als „Normalwohnungen“).

 8  Ebd., S. 240.

 9  Siehe Klaus von Beyme: Der Wiederaufbau. Architektur und Städte-
baupolitik in beiden deutschen Staaten, München 1987.

10  Peter-Christian Witt: Inflation, Wohnungszwangswirtschaft und Haus-
zinssteuer. Zur Regelung von Wohnungsbau und Wohnungsmarkt  
in der Weimarer Republik, in: Lutz Niethammer (Hrsg.): Wohnen im 
 Wandel. Beiträge zur Geschichte des Alltags in der bürgerlichen 
 Gesellschaft, Wuppertal 1979, S. 385 – 407, hier S. 400.

11  Siehe Peter Kamper: Neue Heimat. Unternehmenspolitik und Unter-
nehmensentwicklung im gewerkschaftlichen Wohnungs- und Städtebau 
1950 –1982, Stuttgart 2008.

12  Siehe Johannes Göderitz / Roland Rainer / Hubert Hoffmann:  
Die ge gliederte und aufgelockerte Stadt, Tübingen 1957.

13  Siehe Übersicht Tabelle 2, x0876; ferner Helmut W. Jenkis: Einführung in 
die Wohnungswirtschaftspolitik, in: Ders. (Hrsg.): Kompendium der Woh-
nungswirtschaft, 4. Aufl., München / Wien 2001, S. 65 –122, hier S. 74, 79.

14  Ebd., S. 82.

15  Beispielsweise als Herausgeber: Statistisches Bundesamt: Bevölkerung 
und Wirtschaft 1872 –1972, Stuttgart / Mainz 1972. Es gibt zudem die Erhe-
bungen des Mikrozensus heraus, bspw. Fachserie 5 / Heft 1: Bautätigkeit 
und Wohnungen. Mikrozensus-Zusatzerhebung 2010.  Bestand und Struk-
tur der Wohneinheiten. Wohnsituation der Haushalte, Wiesbaden 2012. 
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